
Stadt Grevesmühlen

Tagesordnung
Sitzung des Bauausschusses der Stadt Grevesmühlen

Sitzungstermin: Donnerstag, 22.09.2022, 19:00 Uhr
Ort, Raum: Rathaussaal, Rathaus,  Rathausplatz 1, 23936 Grevesmühlen

Öffentlicher Teil

1 Eröffnung der Sitzung, Feststellung der 
ordnungsgemäßen Ladung, der Anwesenheit und 
Beschlussfähigkeit

2 Einwohnerfragestunde

3 Bestätigung der Tagesordnung

4 Billigung der Sitzungsniederschrift vom 02.06.2022

6 Antrag der Fraktion DIE LINKE: Bau eines 
Mehrzweckgebäudes für die Feuerwehr der Stadt 
Grevesmühlen

VO/12SV/2022-1744

5 Energiekrise in Grevesmühlen meistern; Maßnahmen 
zur Eindämmung von Mehrkosten und zur 
Sicherstellung des öffentlichen Lebens

VO/12SV/2022-1751

6 Grundsatzbeschluss zur Erweiterung des B-Plan Nr. 29 
der Stadt Grevesmühlen für das Industrie- und 
Gewerbegebiet Grevesmühlen Nordwest

VO/12SV/2022-1758

7 2. Änderung der Gestaltungssatzung Grevesmühlen
Beschluss über die inhaltlichen Festsetzungen

VO/12SV/2022-1765

8 7. Änderung des Flächennutzungsplanes i.V.m. dem 
Bebauungsplan Nr. 49 „Interkommunaler 
Großgewerbestandort Grevesmühlen-Upahl“ der Stadt 
Grevesmühlen
Billigung des Vorentwurfs/Frühzeitige 
Öffentlichkeitsbeteiligung

VO/12SV/2022-1766
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9 Bebauungsplan Nr. 49 „Interkommunaler 
Großgewerbestandort Grevesmühlen-Upahl“ der Stadt 
Grevesmühlen
Billigung des Vorentwurfs/Frühzeitige 
Öffentlichkeitsbeteiligung

VO/12SV/2022-1767

10 Vertrag über die Reservierung und den Erwerb von 
Ökopunkten

VO/12SV/2022-1752

11 Informationen zum Stand städtebaulicher Planungen 
und Baumaßnahmen

12 aktueller Sachstand Schulcampus

13 Anfragen und Mitteilungen

Nichtöffentlicher Teil

14 Windenergievorhaben WEA Büttlingen- finanzielle 
Beteiligung der Gemeinden gem. § 6 EEG 2021

VO/12SV/2022-1761

15 Aufstellung eine Bebauungsplanes im Bereich 
Ploggensee; Beschluss über die Auftragsvergabe der 
Planungsleistungen

VO/12SV/2022-1738

16 Verkauf einer Teilfläche der Flurstücke 290 und 294, 
beide Flur 16, Gemarkung Grevesmühlen

VO/12SV/2022-1754

17 Verkauf einer Teilfläche der Flurstücke 163/5, 164/3 und 
164/5, alle Flur 16, Gemarkung Grevesmühlen

VO/12SV/2022-1753

18 Verkauf einer Teilfläche des Flurstücks 926, Flur 6, 
Gemarkung Grevesmühlen

VO/12SV/2022-1755

19 Verkauf zweier Teilflächen der Flurstücke 250/7 und 
250/10, Flur 22, Gemarkung Grevesmühlen

VO/12SV/2022-1756

20 Erteilung eines Wegerechts zu Lasten des Flurstücks 
136/8, Flur 12, Gemarkung Grevesmühlen

VO/12SV/2022-1759

21 Verkauf zweier Teilflächen des Flurstücks 1726/10, Flur 
6, Gemarkung Grevesmühlen

VO/12SV/2022-1760

22 Bauanträge und Bauvoranfragen

23 Aktueller Sachstand Großgewerbestandort Upahl/GVM

24 Informationen und Sonstiges

Öffentlicher Teil
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25 Wiederherstellung der Öffentlichkeit und Bekanntgabe 
der im nichtöffentlichen Teil gefassten Beschlüsse
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Stadt Grevesmühlen

Vorlage öffentlich
VO/12SV/2022-1751
öffentlich

Energiekrise in Grevesmühlen meistern; 
Maßnahmen zur Eindämmung von Mehrkosten 
und zur Sicherstellung des öffentlichen Lebens
Organisationseinheit: Datum

06.09.2022
Sachbearbeiter:
Lars Prahler

Verfasser:

Beratungsfolge Geplante 
Sitzungstermine

Ö / N

Stadtvertretung Grevesmühlen (Entscheidung) 17.10.2022 Ö
Bauausschuss Stadt Grevesmühlen 
(Vorberatung) 22.09.2022 Ö
Finanzausschuss Stadt Grevesmühlen 
(Vorberatung) 19.09.2022 Ö
Hauptausschuss Stadt Grevesmühlen 
(Vorberatung) 27.09.2022 Ö

Beschlussvorschlag
1. 
Die Stadtvertretung stimmt der Umsetzung der beiliegenden Maßnahmen zur 
Kostenreduzierung beim Energiebezug gem. Anlage 1 zu und beauftragt den 
Bürgermeister zur zeitnahen Umsetzung der beschriebenen Maßnahmen.

2. 

Die Stadtvertretung beschließt, auf die Umlage von etwaigen Mehrkosten für den 
Energieverbrauch bei der Vermietung öffentlicher Einrichtungen und Räume an 
Vereine und Privatpersonen bis Ende 2024 zu verzichten, um das Gemeinwesen 
hiermit zu unterstützen. Dauermietverhältnisse sind hiervon ausgenommen (z.B. 
BürgerBahnhof, Museums- und Vereinshaus) 

3. 

Auf öffentliche Veranstaltungen soll mit Hinblick auf deren Bedeutung für das 
Gemeinwesen nicht verzichtet werden. Es ist jedoch jeweils zu prüfen, 
energiesparende Maßnahmen durchzuführen und ggf. Bestandteile der 
Veranstaltungen einzuschränken. 

4. 

Die Stadtvertretung nimmt zustimmend zur Kenntnis, dass als sog. 
„Wärmeinseln“ für den Fall einer Gasmangellage bei Bedarf die Sport- und 
Mehrzweckhalle sowie die angrenzenden Schulen vorbereitet werden, wobei im 
Zweifel der Katastrophenschutz des Landkreises die Entscheidungen hierzu trifft. 

5. 
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Die Stadtvertretung stimmt grundsätzlich zu, Gewerbesteuervorauszahlungen zur 
Entlastung von Unternehmen zinsfrei zu gewähren, wenn die betreffenden 
Unternehmen stichhaltig belegen, dass sie aufgrund der aktuellen Situation keine 
oder nur geringe Gewinne für 2022,2023 oder 2024 erwarten. 
Einzelentscheidungen werden gem. Satzung zur Stundung und Erlass von 
Forderungen getroffen. 

6. 

Die Sondernutzungsgebühr für ortsansässige Einzelhändler und Gastronomen 
zum Zwecke von Bewirtung und des Verkaufs von Waren wird für 2023 und 2024 
ausgesetzt. 

7. 

Garagen- und Kleingartenpachten werden bis Ende 2024 nicht zum Ausgleich 
inflationsbedingter Mehrkosten erhöht. 

8.

Öffnungs- und Aufenthaltszeiten öffentlicher Einrichtungen sollen insbesondere in 
der Heizperiode sinnvoll reduziert werden. 

Sachverhalt
 Zu 1: Mehrkosten sinnvoll eindämmen!

Die Herangehensweise und Ergebnisse unserer Analysen sind in der Anlage 1 
eingehender beschrieben. 

 

Finanzielle Auswirkungen: 

Die Mehrkosten für die Bewirtschaftung der kommunalen Objekte sowie 
vorgeschlagene Investitionen werden in den anstehenden Haushaltsplanungen 
berücksichtigt. Dabei fließen die Ansätze für kosteneinsparende Maßnahmen, wie 
vorgeschlagen, ein. Im Rahmen der Haushaltsplanung erfolgt die 
Gesamtabwägung zur Deckung dieser Mehrkosten. Aufgrund der Unsicherheit der 
tatsächlichen Marktpreise können einzelne Ansätze im anstehenden 
Haushaltsplan von denen in dem beiliegenden Konzept abweichen. 

 

Zu 2: Mehrkosten öffentlicher Einrichtungen nicht umlegen!

Die Bewirtschaftung kommunaler Objekte, die u.a. von Vereinen genutzt werden, 
wird, wie in Anlage 1 hergeleitet und für jeden nachvollziehbar, erheblich teurer. 
Nichtsdestotrotz gilt es bei der Frage, ob diese Mehrkosten direkt und 
unmittelbar an Vereine durchgeleitet werden sollen, zu beachten, dass die 
Vereine selbst und insbesondere auch deren Mitglieder ebenso von erheblichen 
Mehrkosten und womöglich auch von der zu erwartenden Rezession bis hin zur 
vermehrten Arbeitslosigkeit betroffen sein werden. Dies kann die Vereine in ihrer 
Tätigkeit wiederum durch sinkende Mitgliederzahlen gefährden. 

Dieser Beschlussvorschlag soll den Vereinen Sicherheit geben, dass ,für einen 
Zeitraum bis Ende 2024, die Raumkosten stabil bleiben. Dies soll neben der 
finanziellen Sicherheit insbesondere Signalwirkung erzeugen, sodass die Vereine 
weiterhin motiviert das Stadtleben prägen und damit ihren Beitrag zum 
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gesellschaftlichen Zusammenleben leisten können. 

Ausgenommen von dieser Regelung sollen Dauermietverhältnisse sein, für die 
eine Jahresabrechnung erfolgt oder im Zuge der unter 1 beschriebenen 
Maßnahmen eingeführt werden soll. 

 

Finanzielle Auswirkungen: 

Im Rahmen der Haushaltsplanung erfolgt die Annahme der Einnahme von 
Steuern und Gebühren entsprechend dieser Beschlussvorlage und hiernach die 
Gesamtabwägung.

 

Zu 3: Öffentliche Veranstaltungen durchführen!

Unsere traditionellen öffentlichen Veranstaltungen wie die Kulturnacht, der 
Kreihnsdörper Adventsmarkt oder auch das Stadtfest sind wichtige Bestandteile 
unseres Gemeinwesens. Sie sollen daher nicht zur Disposition gestellt werden, 
auch wenn sie nicht zwingende Daseinsvorsorge darstellen und auch 
Stromverbrauch im nicht unerheblichen Umfange erzeugen. 

Natürlich wird für jede Veranstaltung abgewogen, ob besonders energieintensive 
Bestandteile wie eine Lasershow o.ä. sinnvoll sind. Aber hier erfolgt eine 
Gesamtabwägung auch in Hinblick auf die Signalwirkung an die Bevölkerung. Z.B. 
Weihnachtsbeleuchtung, umgestellt auf LED, ist aus energiepolitischer Sicht wohl 
unproblematisch. Eine Nachtabschaltung ist dagegen vor allem zur Vermeidung 
von öffentlichen Diskussionen angebracht. 

 

Finanzielle Auswirkungen: 

Im Rahmen der Haushaltsplanung erfolgen die Kostenansätze für die 
Bewirtschaftungskosten der öffentlichen Veranstaltungen. Im Rahmen der 
Haushaltsplanung erfolgt die Gesamtabwägung zur Deckung dieser Mehrkosten.

 

Zu 4: Wärmeinseln im Ernstfall einrichten!

Wärmeinseln sind dann erforderlich, wenn tatsächlich eine Gasmangellage, 
vollumfänglich oder auch nur partiell, vorliegt, um den Betroffenen den 
Aufenthalt in beheizten Räumen zeitweise zu ermöglichen. Dieser Fall ist 
insbesondere in Grevesmühlen aufgrund des bestehenden Wärmekonzeptes der 
Stadt aus heutiger Sicht unwahrscheinlich. Er ist aber sinnvoll, dieses Szenario 
solide zu planen, um für diesen „worst case“ vorbereitet zu sein. Zu beachten ist 
hierbei auch, dass wir als Mittelzentrum auch Verantwortung für das Umland 
haben. 

„Wärmeinseln“ werden nur eingerichtet, wenn der Landkreis als zuständige 
Behörde für den Katastrophenschutz dies anordnet. Die technischen und 
organisatorischen Vorbereitungen werden daher auch von dort gesteuert werden. 

 

Die Sport- und Mehrzweckhalle ist im grundlegenden Katastrophenplan des 
Landkreises ohnedies als Notunterkunft vorgesehen. Dessen Eignung hat sich 
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u.a. auch im Zuge der Aufnahme von ukrainischen Flüchtlingen gezeigt. Sie ist 
auch in Hinblick auf die Wärmeversorgung geeignet, da sie an die Fernwärme 
angeschlossen ist und zusammen mit dem Schulkomplex über eine eigene 
Wärmestation verfügt. 

Wenn die Lage dies erfordert, sollten sinnhaft die benachbarten Schulen 
nachmittags ebenso als „Wärmeinseln“ zur Verfügung gestellt werden. 

Es ist nur eine zustimmende Kenntnisnahme der Stadtvertretung möglich, da, wie 
erwähnt, der Landkreis im Katastrophenfall durchgreifende Kompetenzen besitzt. 

 

Zu 5: Gewerbesteuervorauszahlungen im Zweifel bis 2024 aussetzen!

Gewerbevorauszahlungen ergeben sich aus Festsetzungen der Finanzämter, die 
in der Regel auf Betriebsergebnissen der Vorjahre beruhen. Es ist jedoch zu 
erwarten, dass einzelne Unternehmen deutlich abweichende Betriebsergebnisse 
in 2022 und in den Folgejahren erzielen werden und somit auch die eigentliche 
Steuerpflicht geringer ausfallen wird. Da in solchen Fällen 
Gewerbesteuervorauszahlungen ganz oder teilweise verzinst rück zu erstatten 
sein werden, andererseits die betroffenen Unternehmen aufgrund der 
angespannten Lage auf liquide Mittel kurzfristig angewiesen sein könnten, sollten 
die Gewerbesteuervorauszahlungen auf Antrag mit Begründung zinsfrei reduziert 
werden können. Der Verzicht auf Zinsen bei den entsprechenden Stundungen ist 
angemessen, da im Umkehrschluss ja auch Zinsen für die Stadt bei späteren 
Rückerstattungen entfallen. Die Einzelfallentscheidungen sollen entsprechend 
der zugrundeliegenden Satzung weiterhin je nach Höhe des zu stundenden 
Betrags ggf. die Gremien treffen. 

Der Bürgermeister hat über den Städte- und Gemeindetag MV angeregt, dass das 
Innenministerium allgemeine Regelungen ähnlich wie zur Corona-Pandemie trifft. 

 

Finanzielle Auswirkungen 

Kurzfristiger Einnahmeverzicht zugunsten andernfalls zu erwartender 
Rückzahlungen in den Folgejahren

 

Zu 6: Sondernutzungsgebühren für Einzelhändler und Gastronomen 
2023 und 2024 aussetzen!

In Folge der Energiekrise ist sicher zu erwarten, dass die reale Kaufkraft der 
Bevölkerung sinken wird. Dies wird wohl zum Teil dramatische Auswirkungen auf 
den örtlichen Einzelhandel und die Gastronomie haben. 

Umfangreiche Stützungsprogramme für die betroffenen Unternehmen sind nicht 
von der Stadt zu leisten, fallen auch nicht in ihre Zuständigkeit. Dafür sind Bund 
und Länder verantwortlich. Nichtsdestotrotz ist die Stadt ja selbst davon 
abhängig, dass der Einzelhandel und die Gastronomie vor Ort funktionieren. 
Daher soll die Stadt mit dem Verzicht auf Sondernutzungsgebühren für 
gewerbliche Zwecke für ortsansässige Unternehmen ihren Beitrag dazu leisten, 
die betroffenen Unternehmen in der Zeit der Rezession zu entlasten. Natürlich 
bleibt aber die Genehmigungspflicht von Sondernutzungen, da ja Fragen der 
öffentlichen Ordnung weiterhin geprüft werden müssen. 
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Zu 7: Verzicht auf Erhöhung von Garagen- und Kleingartenpachten bis 
2024!

Die Stadt Grevesmühlen hat zuletzt vor ca. einem Jahrzehnt im Rahmen des 
Maßnahmenpakets zur Haushaltskonsolidierung umfangreiche Preiserhöhungen 
für diese Pachten beschlossen und die Verwaltung diese auch umgesetzt. 
Seitdem sind keine weiteren nennenswerten Kostenerhöhungen erfolgt. 

Nun stände zumindest im Zuge der Änderung des Umsatzsteuergesetzes an, dass 
Garagen zusätzlich mit einer Umsatzsteuer von 19 % abzurechnen sind. Dieser 
gesetzlichen Vorschrift ist nachzukommen. Sie soll, wenn man dem Vorschlag der 
Verwaltung folgt, aber vom bisherigen Betrag abgezogen werden, damit letztlich 
der zu zahlende Betrag gleich bleibt. 

Darüber hinaus sollte zur Entlastung der Bürgerinnen und Bürger bis Ende 2024 
darauf verzichtet werden, durch Erhöhung von Pachten inflationsbedingte 
Mehrkosten im städtischen Haushalt teilweise Aufzufangen, denn die Betroffenen 
sind in der Regel ja ohnedies von der Inflation im erheblichen Umfange betroffen. 

 

Finanzielle Auswirkungen: 

Im Rahmen der Haushaltsplanung erfolgt die Gesamtabwägung zur Deckung 
dieser möglichen Einnahmeverzichte.

 

Zu 8: Öffnungs- und Aufenthaltszeiten öffentlicher Einrichtungen im 
Winter sinnvoll reduzieren!

Diese Maßnahmen sollen insbesondere für das Rathaus, die Bibliothek und das 
Museum gelten. In noch zu erfolgenden Abstimmungen mit dem Personalrat 
sollen Aufenthaltszeiten durch die abgestimmte Nutzung von Homeoffice z.B. 
zwischen den Jahren oder an Freitagen oder die Zusammenlegung von 
Büroarbeitsplätzen innerhalb der Heizperiode die Möglichkeiten zur Absenkung 
von Gebäudetemperaturen in größeren Gebäudeabschnitten ermöglichen. 
Konkrete Ausformungen dieser Maßnahmen sind mitbestimmungspflichtig. Dies 
kann zur Reduzierung der Leistungen für die Bevölkerung führen, z.B. durch 
zeitweilige Reduzierung von Öffnungszeiten. 

Finanzielle Auswirkungen
 Im Sachverhalt zu den Unterpunkten jeweils erläutert 

Anlage/n
1 Gas runter ! Konzept  (öffentlich)

2 Energie_Objekte_Stadt_05.09.2022  (öffentlich)
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Konzept
zur Vermeidung von Mehrkosten aufgrund
gestiegener Energiekosten

Stadtverwaltung Grevesmühlen, 09/2022
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Anlass und Rahmenbedingungen
Der Krieg in der Ukraine hat erhebliche Auswirkungen auf den Energiemarkt und dies
wiederum auf die kommunale Ebene. Denn Städte und Gemeinden haben für ihre
öffentlichen Einrichtungen Strom und Wärmeenergie zu beschaffen, um deren Betrieb
aufrecht zu halten und dafür weitaus mehr als auch noch vor einem Jahr finanziell
aufzuwenden. Auch der Bezug von Kraftstoffen für Gemeindefahrzeuge hat sich deutlich
verteuert. Und nicht zuletzt stellen die Straßen- und Gehwegbeleuchtungen i.d.R. große
Stromverbraucher dar.

Zudem stehen Städte und Gemeinden vor Ort vor der Problematik, dass Gas womöglich
nicht nur abstrakt weniger wird, sondern im worst case auch konkret Gasmangellagen
vorherrschen können. Denn wenn in einer Gemeinde - aus welchen Gründen auch immer -
im schlimmsten Falle im Winter mit Erdgas nicht mehr geheizt werden kann, liegt wohl eine
Katastrophenlage vor und es müssen dann schnellstmöglich Lösungen her. In diesem
Zusammenhang stehen Vorbereitungen der Institutionen von sog. Wärmeinseln.

Konkret ist eindeutig absehbar, dass Strom, Kraftstoff und Wärmeenergieträger teurer
werden. Offen ist wohl dann eher die Frage nach der realistischen Größenordnung und
Dauer. Die Annahmen, die man zu Preisentwicklungen treffen kann, sind vom Einzelfall, vom
Energieträger, von der Marktlage und nicht zuletzt von gesetzlichen Rahmenbedingungen
extrem abhängig. Auch mögliche Einsparungen sind letztlich nur schwer auf dieser
Grundlage abschätzbar. Denn u.a. liegen ja z.B. für Schulen oder Vereinshäuser nur bedingt
Unterlagen und Messwerte über einzelne Energieverbrauche vor.

Und: Es steht zur Rede, dass gesetzliche Regelungen einzelne energiesparende
Maßnahmen verpflichtend machen werden (z.B. Solltemperaturen). In anderen Bereichen ist
hingegen politisch zu entscheiden, ob mit Sparmaßnahmen einhergehende
Einschränkungen überhaupt erwünscht werden (z.B. zusätzliche Energiepauschalen von
Nutzern, Nutzungsuntersagungen o.ä.).

Zu guter Letzt: Es sind i.d.R. kurzfristig Lösungen für Energieeinsparungen zu finden.
Bauliche Maßnahmen, die einen Vorlauf von mehreren Monaten brauchen oder für die
absehbar gar keine personellen Ressourcen und auch Materialien vorhanden sind, können
bei der akuten Problemlage nur bedingt Lösungen bieten. Kostenintensive Investitionen
stehen zudem vor dem Problem, dass deren Wirtschaftlichkeit aufgrund der großen
Nachfrage und nicht zuletzt wegen der ungewissen Kostenstruktur in Zukunft kaum solide
berechnet werden kann. Sie sind in der Folge aber ebenso überprüft worden, um dies dann
auch in die kommenden Haushaltsplanungen aufnehmen zu können.
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Herangehensweise
Vor diesem Hintergrund hat die Stadtverwaltung ein Konzept erarbeitet.

Dabei wurden zunächst alle energieverbrauchenden Einrichtungen erfasst. Diese Aufzählung
beinhaltet z.B. Rathaus, Schulen, Gemeinschaftshäuser sowie die Straßenbeleuchtung.

Erfasst wurden im Schwerpunkt die bisherigen Kosten für den Bezug an Wärme, zudem
wurden die Straßenbeleuchtung und der allgemeine Strombezug betrachtet. Auf Aussagen
zum kommunalen Fuhrpark wurde verzichtet, da hierzu in der Kürze der Zeit keine soliden
Festlegungen möglich waren. Erfasst wurden zudem die eingesetzten Energieträger.

Für die unterschiedlichen Energieträger (Wärme) wurden folgende Grundannahmen der
Kostensteigerung gegenüber dem Stand 01/2022 für dieses Jahr und die Folgejahre
getroffen:

 Öl:   50 %
 Erdgas: 100 %
 Fernwärme GVM:   25 %
 Strombezug:   50 %

Diese Annahmen sind naturgemäß mit großer Ungenauigkeit behaftet, beruhen aber auf
eigenen Marktanalysen und nicht zuletzt auf Rücksprachen mit unseren Lieferanten. Dazu ist
auch klar zu sagen: Die zu erwartenden Preise sind stark abhängig vom weiteren
Kriegsverlauf, von gesetzlichen Rahmenbedingungen und dem weiteren Marktgeschehen.
Und keine dieser Kriterien sind solide z.B. für das kommende Jahr und die folgenden zu
bestimmen. Wir wissen nur, es wird teurer und die Preissteigerungen unterscheiden sich
deutlich je nach Energieträger.

Hieraus ergeben sich objektbezogene, grob abgeschätzte (!) Mehrkosten, die in die
Priorisierung für einzelne Objekte einflossen. Die Priorisierung wurde vorgenommen, um
letztlich Arbeitsschwerpunkte festzulegen. Denn klar ist: Objekte mit den größten Mehrkosten
erfordern auch die weitgehendsten Maßnahmen zur Kostenreduzierung und wenn dies
erfolgreich gelingt, ist der Effekt am höchsten. Konkret ist vereinbart, dass Vorrang
insbesondere die Einrichtungen mit dringlichen und mit erhöhtem Handlungsbedarf haben.
Einrichtungen mit normalem Handlungsbedarf werden ebenso berücksichtigt, wenn die
Maßnahmen mit geringem Aufwand und zeitnah problemlos umsetzbar sind.

 Dringender Handlungsbedarf: Mehrkosten Wärmebezug über 7.000 €
 Erhöhter Handlungsbedarf: Mehrkosten Wärmebezug Stadt: bis 7.000 €
 Normaler Handlungsbedarf: Mehrkosten Wärmebezug bis 4.000 €
 Geringer Handlungsbedarf: Mehrkosten Wärmebezug unter 2.500 €

Dementsprechend ergibt sich folgende Priorisierung der kommunalen Objekte der Stadt:

 8 Objekte haben höchsten Handlungsbedarf
 8 Objekte haben erhöhten Handlungsbedarf
 4 Objekte haben normalen Handlungsbedarf
 10 Objekte haben geringen Handlungsbedarf
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Folgende Objekte mit dringlichster Priorität wurden für die Stadt eruiert:

Objekte mit dringendem
Handlungsbedarf
KiTa am Lustgarten Haus 2 Erdgas 10.000 €
Museums- und Vereinshaus Fernwärme 9.000 €
Obdachlosenunterkunft GVM Strom 8.000 €
Obdachlosenunterkunft Boienhagen Flüssiggas 8.000 €
Rathaus Haus 1 und 2 Fernwärme 8.000 €
Grundschule am Ploggensee Fernwärme 12.000 €
Regionalschule am Wasserturm Fernwärme 10.000 €
Sportlerheim am Tannenberg Heizöl 7.000 €

Folgende Objekte mit erhöhter Priorität wurden für die Stadt eruiert:

Objekte mit erhöhtem
Handlungsbedarf
Bauhof Erdgas 3.000 €
Bürgerbahnhof Fernwärme 4.000 €
Feuerwehr Fernwärme 3.000 €
Kita Lustgarten Haus 3 Erdgas 3.000 €
Schule Fritz-Reuter Fernwärme 4.000 €
Sport- und Mehrzweckhalle Fernwärme 6.000 €
Rosa-Lux.-Str. 1 Gas 5.000 €
August-Bebel-Str. 1 Gas 4.000 €

Folgende Objekte mit normaler Priorität wurden für die Stadt eruiert:

Objekte mit normalem
Handlungsbedarf
Goethestr. 1 Erdgas 0 €
Whg am Tannenberg Öl 3.000 €
Gr. Seestraße 1 Fernwärme 4.000 €

Nähere Auskunft, insbesondere zu den erfassten Daten, sind der beiliegenden Übersicht zu
entnehmen. Die abgeschätzten Mehrkosten für den Wärmebezug, die beginnend für das
Jahr 2023 benannt werden, belaufen sich in Summe auf 125.000 €. Weitere Mehrkosten für
Strom und Vorhalten der Straßenbeleuchtung sind insgesamt mit ca. 157.000 €
abzuschätzen. Es ergeben sich also Mehrbelastungen von ca. 282.000 € ab dem HH-Jahr
2023, wobei nochmal ausdrücklich darauf hinzuweisen ist, dass dies nur grobe Schätzungen
sein können. Dies sind Kostenerhöhungen von 37 % gegenüber dem Jahr 2021.
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Erstes Fazit aus der Bestandserfassung:
 Die Mehrkosten für den Bezug von Wärme und Strom – ohne Umsetzung von

einsparenden Maßnahmen - werden spätestens 2023 mit geschätzt 282.000 € oder
37 % auf einem insgesamt signifikanten Niveau sein. Daher sind einsparende
Maßnahmen sicher unerlässlich, um weitere Aufwendungen im kommunalen
Haushalt nicht zu gefährden.

 Diese Mehrkosten fallen jedoch voraussichtlich deutlich geringer aus als in
vergleichbaren Kommunen, da zum weitaus überwiegenden Teil unsere kommunalen
Objekte modernen Energiestandards entsprechen und/oder aus regenerativen
Energiequellen Wärme beziehen. Nur wenige Objekte, z.B. das Bauhof-Sozial- und
Bürogebäude entsprechen nicht den erforderlichen Ansprüchen und/oder werden
zudem ausschließlich mit Erdgas beheizt.

 Gebe es nicht die Biogasanlage der Stadtwerke mit dessen Anbindung an die
Fernwärme, wären die Mehrkosten erheblich höher; nach unserem
Berechnungsmodell um ca. 500.000 €.

 Auch für die Straßenbeleuchtung lässt sich feststellen: Seit 2011 sind knapp 100 %
unserer Lichtpunkte auf LED umgestellt und damit haben wir ca. 2/3 geringeren
Stromverbrauch als zuvor. Wir sparen also bereits seit 2011 erheblich Strom!  Dazu
ist zu beachten, dass laufenden Kosten über einen Contractingvertrag abgerechnet
werden und die Mehrkosten des Strombezugs lediglich 68 % der Gesamtsumme
ausmachen. Also sind auch die aktuellen Mehrkosten letztlich deutlich geringer als in
anderen Kommunen.
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Maßnahmenkatalog
Die möglichen Maßnahmen sind auf Basis gesetzlicher Bestimmungen (z.B.
Solltemperaturen in öffentlichen Bauten, Ausnahme: Schulen und KiTas), nach technischer
Einschätzung (z.B. Beurteilung der Heizungsanlage), aber auch anhand von Kriterien aus
der tatsächlichen Nutzung heraus (z.B. Öffnungszeiten, Kostenumlagen) zusammengestellt
worden.

Demnach wurde objektbezogen für alle Objekte mit normalen, erhöhtem und dringlichen
Handlungsbedarf folgende Einsparungs- bzw. Kostenträger bezogene Maßnahmen geprüft
und hinsichtlich ihres Einsparungspotenzials bewertet:

 Reduzierung Soll-Temperaturen (6%)
 Überprüfung des Heizsystems (Pumpentechnik usw. bei Altanlagen 15 %)
 Neue Heizungsanlagen (objektbezogene Grobschätzung)
 Pauschale Heizkostenaufschläge für Nutzer (objektbezogene Schätzung)
 Nutzungseinschränkungen (objektbezogene Grobschätzung)
 Nutzungsuntersagungen (Private Feiern, Sperrzeiten usw.,je nach Umfang 5 bis 10

%)

Diese Maßnahmen und deren Potenziale wurden objektbezogen erfasst und bewertet. Die
gesammelten Erkenntnisse hieraus liegen zur Entscheidungsfindung dieser Vorlage ebenso
anbei. (sh. Anlage)

Wir haben mögliche Maßnahmen geprüft und insbesondere bei der Frage, was sinnvoll ist
und was nicht, uns auch davon leiten lassen, was womöglich die Auswirkungen auf die
Allgemeinheit sein könnten. So schlagen wir u.a. nicht vor, Sportstätten zu schließen, weil
wir denken, dass Sport zu treiben, in Vereinen zusammen zu kommen, ebenso wichtig bleibt,
wie die Frage der Energieeinsparung.

Für alle Objekte schlagen wir indes die Überprüfung der Heizungseinstellungen, ggf.
Austausch von ineffizienten Teilen vor.

Verzichtet wurde auf die weitere Betrachtung von potenziellen Einsparungen durch
Reduzierung des Warmwasserverbrauchs in Duschen u.ä.. Denn dies würde nach unserer
Einschätzung unweigerlich Probleme mit der Legionellenbelastung erbringen und den
vermeidlichen Kostenvorteil wieder deutlich reduzieren. Auch ersehen wir hierin nur eine
deutliche Umverteilung der Kosten in den privaten Bereich. In den WC-Bereichen werden
hingegen die Durchlauferhitzer ausgeschaltet werden können, um den Stromverbrauch zu
reduzieren.

Die Nachtabschaltung der Straßenbeleuchtung schlagen wir nicht vor. Es würde aufgrund
der besonderen vertraglichen Regelungen nur über Nachverhandlungen Kosten einsparen
können. Zudem würden die damit einhergehenden Einschränkungen für die Bürgerinnen und
Bürger erheblich sein. Bereits erwähnt wurde, dass durch die 100 %-ige Umstellung auf LED
bereits im Vergleich zu anderen Kommunen deutliche Reduzierungen des Stromverbrauchs
seit 10 Jahren erreicht wurden.
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Abschließendes Fazit
Die Reduzierung der Mehrkosten bei der Wärmeversorgung, sich ergebend aus echten
Einsparungen und erhöhten Kostenumlagen, wird bei Umsetzung der Maßnahmen mit -
40.000 € abgeschätzt. Es verbleiben aber weiterhin Mehrkosten von 84.000 €, die auch so in
die Haushaltsplanungen aufzunehmen gilt. Teilweise sind die Effekte der vorgeschlagenen
Maßnahmen mittelfristig zu sehen, insbesondere bei Investitionen.

Hinsichtlich der zu erwartenden Mehrkosten durch allgemeinen Stromverbrauch und bei der
Straßenbeleuchtung gehen wir davon aus, dass die Einsparungspotenziale so gering sind,
dass deren Bezifferung nicht sinnvoll erscheint.

Es ergeben sich also ab 2023 damit grob geschätzte Mehrkosten insgesamt von 242.000 €,
was einer Erhöhung von 32 % gegenüber 2021 entspricht.

Deutlich herauszustreichen ist: Die Stadt Grevesmühlen hat durch das bestehende
Wärmekonzept der Fernwärme auf Biogas sowie aufgrund des weitestgehend guten
Standard der öffentlichen Bauten, aber auch wegen der 100 %-igen Umstellung der
Straßenbeleuchtung auf LED deutliche Kostenvorteile gegenüber anderen Städte zu
erwarten.

Das macht es aber im Umkehrschluss nicht einfacher, weitere Einsparungspotenziale zu
heben. Denn vieles, was dazu üblicherweise umgesetzt werden sollte, haben wir ja, wie
dargelegt, bereits erledigt.

Auch bleibt es ja dabei, dass gesunder Menschenverstand und Eigenverantwortung durch
Konzepte nicht außer Kraft gesetzt sind. Sowohl die Beschäftigten der Verwaltung als auch
unsere Bürgerinnen und Bürger werden aus eigenem Antrieb darauf achten, im Kleinen und
im Großen dafür zu sorgen, Energie nicht sinnlos zu verschwenden.

Der Angriffskrieg auf die Ukraine und daraus folgend die Energiekrise haben letztlich also
erhebliche finanzielle Auswirkungen auf unsere Stadt. Die Mehrkosten, die zu erwarten sind,
gilt es einzuplanen und sinnvolle Sparmaßnahmen müssen angepackt werden.
Grevesmühlen wird aber aufgrund der Vorleistungen der Vorjahre letztlich besser dastehen
als andere Kommunen. In unserem Konzept sowie in der Beschlussvorlage werden daher
Maßnahmen, die aus unserer Sicht zu große Einschränkungen für Bürgerinnen und Bürger
mit sich bringen würden, nur begrenzt oder gar nicht empfohlen.
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Ldf.Nr. Gebäude Leistung Verbrauch in kWh Verbrauch in € Anbieter/Lieferant zu erwartende Mehrkosten 1 Einsparung zu 1 2 Einsparung zu 2 3 Einsparung zu 3 4 Einsparung zu 4
5 Art der
Vermietung 6 Ersparnis zu 6 7 Ersparnis zu 7

Veränderung
d. Nutzung 8 Ersparnis zu 8 PV Ersparnis ges. kurzfristige Maßnahmen langfristige Maßnahmen

1 Archiv Pellets 4.097 best:pellets GmbH 1.024,26€ X 307,28€ X 102,43€ 409,70€

2 Bauhof Erdgas 54.842 3.387,03 Stadtwerke GVM 3.387,03€ X 406,44€ X 677,41€ 677,41€ X 677,41€ 2.438,66€
- Solltemperaturen prüfen
- Heizungsanlage optimieren  - Neubau mit geä. Heizungsanlage

3 Bibliothek Fernwärme 61.690 6.457,41 Stadtwerke GVM 1.614,35€ X 645,74€ 645,74€
- Solltemperaturen prüfen
- Heizungsanlage optimieren

4 Bürgerbahnhof Fernwärme 84.450 14.356,43 Stadtwerke GVM 3.589,11€ X 1.076,73€ X 897,28€ 5.1 1.974,01€
- Solltemperaturen prüfen
- Heizkostenpauschale für Dauermieter (25%)

5 ehem. Reisecenter/Bahnhof Gas Stadtwerke GVM -€ x -€ -€ - Nutzung im Winter aussetzen
6 Feuerwehr Fernwärme 100.530 11.587,70 Stadtwerke GVM 2.896,93€ X 869,08€ 869,08€ - Solltemperaturen prüfen
7 Goethestr. 1 Fernwärme Stadtwerke GVM -€ X -€ -€ - Solltemperaturen prüfen (Mieter)
8 Kinder- und Jugendhaus Erdgas 0 125,91 Stadtwerke GVM 125,91€ X 125,91€ 125,91€ keine Nutzung im Winter Abbruch
9 Kita Lustgarten Haus 1 Fernwärme 88.598 5.524,24 Stadtwerke GVM 1.381,06€ -€  - Solltemperaturen prüfen in einzelnen Räumen

10 Kita Lustgarten Haus 2 Erdgas 161.078 9.713,30 9.713,30€ X 971,33€ 971,33€
- Solltemperaturen prüfen in einzelnen Räumen            -
Heizungsanlage optimieren Umbau Fernwärme

11 Kita Lustgarten Haus 3 Erdgas 55.133 3.403,64 3.403,64€ X 340,36€ 340,36€
- Solltemperaturen prüfen in einzelnen Räumen            -
Heizungsanlage optimieren Umbau Fernwärme

12 Museum und Vereinshaus Fernwärme 137.387 34.849,12 Stadtwerke GVM 8.712,28€ X 2.613,68€ X 1.794,55€ 5.1 X 4.356,14€ 8.764,38€

- Solltemperaturen prüfen
- Heizkostenpauschale erhöhen f. Dauermieter
- Veränderung d. Öffnungszeiten

13 Obdachlosencontainer GVM Strom 54.601 15.315,79 Stadtwerke GVM 7.657,90€ X 1.378,42€ 7.657,90€ 9.036,32€ - Festeinstellung Regler E-Heizung PV-Anlage für Eigenverbrauch

14 Obdachlosenunterkunft Upahl Gas 8.066,95 Primagas 8.066,95€ X 968,03€ 968,03€
- Solltemperaturen prüfen
- Heizungsanlage prüfen/ optimieren

15 Rathaus 1 und 2 Fernwärme 266.375 33.490,25 Stadtwerke GVM 8.372,56€ X 2.511,77€ X -€ X 4.186,28€ 6.698,05€

- Solltemperaturen prüfen
- veränderte Öffnungszeiten
- geänderte Aufenthaltszeiten

16 Schule am Ploggensee Fernwärme 342.260 48.253,83 Stadtwerke GVM 12.063,46€ -€ - Solltemperaturen teilweise prüfen Neubau
17 Schule am Wasserturm Fernwärme 404.730 41.816,62 Stadtwerke GVM 10.454,16€ -€ - Solltemperaturen teilweise prüfen Neubau
18 Schule Fritz-Reuter Fernwärme 188.390 16.752,00 Stadtwerke GVM 4.188,00€ -€ - Solltemperaturen teilweise prüfen
19 Turnhalle Reuter-Schule Fernwärme 70.621 5.429,04 Stadtwerke GVM 1.357,26€ -€
20 Sportlerheim am Tannenberg Öl 14.829,14 Nordöl 7.414,57€ X 1.334,62€ X 1.853,64€ 5,1 3.188,27€ - Solltemperaturen prüfen - Heizungsneubau (z.B. Pellet)
31 Whg am Tannenberg Öl 110.730 5.652,46 2.826,23 € X 508,72€ 508,72€ - Heizungsneubeu (z.B. Pellet)
21 Sport- und Mehrzweckhalle Fernwärme 162.620 24.886,19 Stadtwerke GVM 6.221,55€ X 1.866,46€ 1.866,46€ - Solltemperaturen prüfen
22 Ziegenhorn 5 Gas 147.000 1.051,86 1.051,86€ X 126,22€ 126,22€ - Heizkostenpauschale f. Mieter erhöhen Umstellung Heizung prüfen
23 Wismarsche Str. 18 Gas 299.320 1.933,70 1.933,70€ X 232,04€ 232,04€ - Heizkostenpauschale f. Mieter erhöhen Umstellung Heizung prüfen
24 Wismarsche Str.5 Fernwärme 81.756 8.755,89 2.188,97€ X 656,69€ 656,69€ - Heizkostenpauschale f. Mieter erhöhen
25 Rosa-Lux.-Str. 1 Gas 89.346 5.214,84 5.214,84€ X 625,78€ 625,78€ - Heizkostenpauschale f. Mieter erhöhen Fernwärmeanschluss prüfen
26 Whg Feuerwehr Fernwärme 15.055 1.995,45 1.995,45€ X 239,45€ 239,45€ - Heizkostenpauschale f. Mieter erhöhen
27 Kirchstraße 4 Fernwärme -€
28 Kirchstraße 1 Fernwärme -€
29 Gr. Seestraße 1 Fernwärme 125.029 14.008,75 3.502,19€ X 1.050,66€ 1.050,66€ - Heizkostenpauschale erhöhen

30 August-Bebel-Str. 1 Gas 72.509 4.294,20 4.294,20€ X 515,30€ 515,30€
- Solltemperaturen prüfen
- Heizostenpauschale erhöhen Fernwärme prüfen

Straßenbeleuchtung 299.512,02 Stadtwerke GVM 101.834,00€ -€
Strom allg. 545.000 110.426,00 Stadtwerke GVM 55.213,00€ -€

755.186,79€ 281.698,70€ 17.287,40€ -€ -€ 4.545,47€ 677,41€ 9.290,59€ 677,41€ 2.115,01€ 42.251,18€
Mehrkosten 37%
Strom 50%
Gas 100%
Fernwärme 25%
Öl 50%

Legende
Ersparnis in %

1 6%
2 25%
3 66%
4 0%
5.1 5%
5.2
5.3
6 10%
7 10%
8 10%

10%
50%
10%Überprügung Beleuchtungsanlage (LED)

Heizungseinstellung
Veränderung der Nutzung
PV-Anlage

Öffnungszeiten reduzieren
Homeoffice Mo/Fr

Energieversorgung

Maßnahme

private Nutzung
Vereine
Dauermiete
Heizkostenpauschale auf Mehrkosten
Umstellung LED
Nachtabschaltung
Solltemperatur reduzieren
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Stadt Grevesmühlen

Vorlage öffentlich
VO/12SV/2022-1744
öffentlich

Antrag der Fraktion DIE LINKE: Bau eines 
Mehrzweckgebäudes für die Feuerwehr der 

Stadt Grevesmühlen
Organisationseinheit:
Haupt- und Ordnungsamt

Datum
22.08.2022

Sachbearbeiter:
Inka Berg

Verfasser:

Beratungsfolge Geplante 
Sitzungstermine

Ö / N

Stadtvertretung Grevesmühlen (Entscheidung) 05.09.2022 Ö

Beschlussvorschlag
Die Stadtvertretung Grevesmühlen beauftragt den Bürgermeister den Bau 
eines Mehrzweckgebäudes für die Feuerwehr zu prüfen, welcher folgende 
Möglichkeiten beinhaltet:

1. Umkleideräume für die Jugend- und Kinderfeuerwehr

2. Schulungsraum für die feuerwehrtechnische Ausbildung, Sport und Spiele

3. Büroräume für Ausbildende, Betreuende und Verantwortliche 
der Brandschutzerziehung

4. Lagerraum für Unterrichts- und Gestaltungsmaterialien

5. Sanitärräume

6. Fitnessraum und Nasszellen

7. Stellplätze für Anhängerfahrzeuge

8. Installation einer Sirene auf dem Dach

Sachverhalt
Seit der Übergabe des Gerätehauses im Januar 1997 hat sich das 
Aufgabenspektrum der Feuerwehr stark verändert und die Zahl der Einsätze hat 
erheblich zugenommen.

Da in den vergangenen Jahren immer mehr aktive Kameradinnen und 
Kameraden dazugekommen sind, sind mehr Umkleideschränke erforderlich. Die 
Mitgliederzahl der Jugendwehr ist gestiegen und die Kinderfeuerwehr ist neu 
hinzugekommen. Der Umkleideraum für die aktiven Kameradinnen und 
Kameraden, welcher auf die Bedarfe vor 25 Jahren ausgerichtet war, ist 
mittlerweile zu klein geworden, sodass in den Raum der Jugendfeuerwehr 
ausgewichen werden musste. Diese Tatsache hat zur Folge, dass die 
Jugendfeuerwehr über keine eigenen Räume zum Aufenthalt und zur Schulung 
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verfügt. Daraus resultierte, dass die Jugend- und Kinderfeuerwehr sich nun sehr 
beengt einen Umkleideraum teilt. Eine Neuanschaffung und Aufstellung 
von Umkleideschränken ist unter diesen Umständen und den vorhandenen 
Kapazitäten nicht möglich. Die damit verbundene Arbeit mit dem Nachwuchs 
beinhaltet auch einen Lehrauftrag, welcher sowohl Gemeinschaftsaktivitäten wie 
beispielsweise Tischtennis und Dart als auch Angebote für Schulen und 
Kooperationen mit Firmen einschließt.

Da der Sport ein wesentlicher Baustein für das Aufgabenspektrum ist, muss 
eine fundierte Vorbereitung auf die  Atemschutzgeräteträgerausbildung und des 
einmal jährlich erforderlichen Eignungstestes, zur Absolvierung der 
Atemschutzstrecke in der

Feuerwehrzentrale des Landkreises, gewährleistet sein. Zumal auch die 
Nutzung eines Schlauchtransportanhängers, eines Bootsanhängers und mit 
steigenden

Anforderungen auch eines eventuell erforderlichen CO2-Anhängers für 
Einsätze erforderlich sein können, sind Stellplätze für Anhängerfahrzeuge 
essentiell wichtig. Der Bau eines Mehrzweckgebäudes welcher auf der 
Rasenfläche hinter dem

bestehenden Gerätehaus realisiert werden könnte, ist aufgrund der 
genannten Aufgaben und Bedarfe unausweichlich für die Zukunft der Feuerwehr 
der Stadt Grevesmühlen.

Finanzielle Auswirkungen
Die Kosten ergeben sich durch eine konkrete Kalkulation in der Prüfung. 
Die Finanzierung erfolgt durch die Stadt Grevesmühlen.

 
 

Anlage/n
1 1. Antrag SVS (2022-09-05)  (öffentlich)
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Fraktion DIE LINKE. 
Stadtvertretung der Stadt Grevesmühlen 
 

Antrag der Fraktion DIE LINKE. an die Stadtvertretung der Stadt Grevesmühlen 

 

Bau eines Mehrzweckgebäudes für die Feuerwehr der Stadt Grevesmühlen 

 

Beschlussvorschlag: 

Die Stadtvertretung Grevesmühlen beauftragt den Bürgermeister den Bau eines 
Mehrzweckgebäudes für die Feuerwehr zu prüfen, welcher folgende Möglichkeiten 
beinhaltet: 

1. Umkleideräume für die Jugend- und Kinderfeuerwehr 
2. Schulungsraum für die feuerwehrtechnische Ausbildung, Sport und Spiele 
3. Büroräume für Ausbildende, Betreuende und Verantwortliche der 

Brandschutzerziehung 
4. Lagerraum für Unterrichts- und Gestaltungsmaterialien 
5. Sanitärräume 
6. Fitnessraum und Nasszellen 
7. Stellplätze für Anhängerfahrzeuge 
8. Installation einer Sirene auf dem Dach 

 

Sachverhalt: 

Seit der Übergabe des Gerätehauses im Januar 1997 hat sich das Aufgabenspektrum 
der Feuerwehr stark verändert und die Zahl der Einsätze hat erheblich zugenommen. 

Da in den vergangenen Jahren immer mehr aktive Kameradinnen und Kameraden 
dazugekommen sind, sind mehr Umkleideschränke erforderlich. Die Mitgliederzahl der 
Jugendwehr ist gestiegen und die Kinderfeuerwehr ist neu hinzugekommen. Der 
Umkleideraum für die aktiven Kameradinnen und Kameraden, welcher auf die Bedarfe 
vor 25 Jahren ausgerichtet war, ist mittlerweile zu klein geworden, sodass in den Raum 
der Jugendfeuerwehr ausgewichen werden musste. Diese Tatsache hat zur Folge, 
dass die Jugendfeuerwehr über keine eigenen Räume zum Aufenthalt und zur 
Schulung verfügt. Daraus resultierte, dass die Jugend- und Kinderfeuerwehr sich nun 
sehr beengt einen Umkleideraum teilt. Eine Neuanschaffung und Aufstellung von 
Umkleideschränken ist unter diesen Umständen und den vorhandenen Kapazitäten 
nicht möglich. Die damit verbundene Arbeit mit dem Nachwuchs beinhaltet auch einen 
Lehrauftrag, welcher sowohl Gemeinschaftsaktivitäten wie beispielsweise Tischtennis 
und Dart als auch Angebote für Schulen und Kooperationen mit Firmen einschließt. 
Da der Sport ein wesentlicher Baustein für das Aufgabenspektrum ist, muss eine 
fundierte Vorbereitung auf die Atemschutzgeräteträgerausbildung und des einmal 
jährlich erforderlichen Eignungstestes, zur Absolvierung der Atemschutzstrecke in der 
Feuerwehrzentrale des Landkreises, gewährleistet sein. Zumal auch die Nutzung 
eines Schlauchtransportanhängers, eines Bootsanhängers und mit steigenden 
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Anforderungen auch eines eventuell erforderlichen CO2-Anhängers für Einsätze 
erforderlich sein können, sind Stellplätze für Anhängerfahrzeuge essentiell wichtig. 

Der Bau eines Mehrzweckgebäudes welcher auf der Rasenfläche hinter dem 
bestehenden Gerätehaus realisiert werden könnte, ist aufgrund der genannten 
Aufgaben und Bedarfe unausweichlich für die Zukunft der Feuerwehr der Stadt 
Grevesmühlen. 

 

Finanzielle Auswirkungen: 

Die Kosten ergeben sich durch eine konkrete Kalkulation in der Prüfung. Die 
Finanzierung erfolgt durch die Stadt Grevesmühlen. 

 

 

 

Volkmar Schulz 
Fraktionsvorsitzender der Fraktion DIE LINKE. der Stadt Grevesmühlen 

Schalt

TOP 6

20 von 244 in Zusammenstellung



Stadt Grevesmühlen

Vorlage öffentlich
VO/12SV/2022-1758
öffentlich

Grundsatzbeschluss zur Erweiterung des B-Plan 
Nr. 29 der Stadt Grevesmühlen für das 

Industrie- und Gewerbegebiet Grevesmühlen 
Nordwest

Organisationseinheit:
Bauamt

Datum
06.09.2022

Sachbearbeiter:
Sandra Bichbäumer

Verfasser:

Beratungsfolge Geplante 
Sitzungstermine

Ö / N

Bauausschuss Stadt Grevesmühlen 
(Vorberatung) 22.09.2022 Ö
Umweltausschuss Stadt Grevesmühlen 
(Vorberatung) 26.09.2022 Ö
Hauptausschuss Stadt Grevesmühlen 
(Vorberatung) 27.09.2022 Ö
Stadtvertretung Grevesmühlen (Entscheidung) 17.10.2022 Ö

Beschlussvorschlag
 Die Stadtvertretung beschließt das Vergabeverfahren für die Planungsleistungen 
zur Erweiterung des Bebauungsplan Nr. 29 durch die Verwaltung durchführen zu 
lassen und den städtebaulichen Vertrag zur Kostenteilung vorzubereiten.

Sachverhalt
Die Stadtwerke Grevesmühlen bestreben die angezielte Energiewende der 
Bundesregierung für die Region in und um Grevesmühlen umzusetzen und 
damit eine umweltfreundliche und sichere Energieversorgung für die Zukunft zu 
schaffen.

 

Ein zentrales Projekt auf dem Weg zur CO2-neutralen Energieversorgung der 
Stadtwerke Grevesmühlen stellt die Errichtung einer Biomethananlage dar, damit 
der fossile Energieträger Erdgas durch biobasierte Rohstoffe substituiert werden 
kann. In der Biomethananlage können bisher ungenutzte Rohstoffe und Abfälle 
energetisch verwertet und der regionale Nährstoffkreislauf gestärkt werden.

Ein Kooperationspartner aus der Lebensmittelindustrie, welcher seinen 
Produktionsstandort in der Region um Grevesmühlen betreibt und mehrere 
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Landwirte aus der Region sollen die Anlage mit Substraten und Abfällen 
beliefern. Das erzeugte Biomethan aus der Anlage würde ausreichen, um 
theoretisch alle Haushalte der Stadt Grevesmühlen zu versorgen.

Eine Standortsanalyse hat ergeben, dass sich das Flurstück 293/6 in dem 
Gewerbegebiet „Nordwest“ eignet für die Errichtung einer Biomethananlage, da 
sich unweit zu diesem Standort eine Gas-Hochdruckleitung befindet, in der das 
aufbereitete Biomethan eingespeist werden könnte.

In der Anlage 1 befindet sich eine Übersicht über die geplanten zu erwerbenden 
Flurstücke. Teilgrundstück 1 (blau markiert) befindet sich zurzeit im Eigentum der 
Ceravis AG, für das die SWG im Juni ein Kaufangebot abgegeben haben. Aufgrund 
der geplanten Anlagengröße wird in der

Endausbaustufe die Fläche des Teilgrundstücks 1 nicht ausreichend sein, 
wodurch angestrebt wird dieses durch die grün markierte Fläche zu erweitern. 
Die Gesamte Nutzfläche beider Grundstücke soll ca. 4,5 Hektar aufweisen.

Es wird vorgeschlagen die Fläche zu erweitern und entsprechend der Anlage 2 
abzurunden und ggfs. weitere Flächen als Gewerbegebiet auszuweisen.

Dieser Beschluss dient der Vorbereitung der Vergabe der 
Planungsleistungen sowie des städtebaulichen Vertrages zur 
Kostenteilung.

Finanzielle Auswirkungen
 

a.) bei planmäßigen Ausgaben: 
Deckung durch Planansatz in Höhe 
von: 0,00 €

Gesamtkosten: 00,00 € im Produktsachkonto ( PSK ): 00000.00000000

 

b.) bei nicht planmäßigen Ausgaben: Deckung erfolgt über: 

Gesamtkosten: 00,00 € 1. folgende Einsparungen :

zusätzliche Kosten: 00,00 € im PSK 00000.00000000 in Höhe von: 00,00 €

 Bezeichnung  

im PSK 00000.00000000 in Höhe von: 00,00 €

Bezeichnung  

im PSK 00000.00000000 in Höhe von: 00,00 €

Bezeichnung  

 
 

 
 …  
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2. folgende Mehreinnahmen: 

im PSK 00000.00000000 in Höhe von: 00,00 €

Bezeichnung  

im PSK 00000.00000000 in Höhe von: 00,00 €

Bezeichnung  

im PSK 00000.00000000 in Höhe von: 00,00 €

Bezeichnung  

…  

 
 

Anlage/n
1 Anlage 1  (öffentlich)

2 Anlage 2  (öffentlich)
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Kaufangebot an 

Ceravis ca 1,9 ha 

Geplante Nutzfläche 

ca. 2,5 ha 

Waldabstandsfläche 

0,5 ha 

Gesamtfläche ca. 

3,0 ha 
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Datum:06.09.2022 Name: AG22HJa Maßstab 1:3500.0 BLATT-Nr.  1/1

© Zweckverband Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung Grevesmühlen, Karl-Marx-Str. 7/9, 23936 Grevesmühlen,Telefon: 03881-7570, info@zweckverband-gvm.de
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Stadt Grevesmühlen

Vorlage öffentlich
VO/12SV/2022-1765
öffentlich

2. Änderung der Gestaltungssatzung 
Grevesmühlen

Beschluss über die inhaltlichen Festsetzungen
Organisationseinheit:
Bauamt

Datum
09.09.2022

Sachbearbeiter:
Sandra Bichbäumer

Verfasser:

Beratungsfolge Geplante 
Sitzungstermine

Ö / N

Bauausschuss Stadt Grevesmühlen 
(Entscheidung) 22.09.2022 Ö

Beschlussvorschlag
 Der Bauausschuss beschließt folgende Inhalte der Satzung anzupassen:

-
-
-

Sachverhalt
Mit dem 05.09.2022 wurde in der Stadtvertretung die grundsätzliche Anpassung 
der 1. Änderung der Gestaltungssatzung der Stadt Grevesmühlen in Hinblick auf 
die Öffnung der Gestaltung bezüglich Photovoltaikanlagen beschlossen. 
Bei der Vorbereitung zur Beschlussfassung wurde deutlich, dass die Satzung 
weiteren Diskussionsbedarf vorweist. So sind aus Sicht der Verwaltung einige 
Vorschriften veraltet.
Es wird um Diskussion und Vorschläge gebeten, welche Vorschriften zu 
aktualisieren sind.
In der Anlage befindet sich ein Entwurf der 2. Änderung der Gestaltungssatzung.

Finanzielle Auswirkungen
 Der Stadt entstehen keine Kosten.

Anlage/n
1 Gestaltungssatzung Grevesmühlen 2. Änderung (1)  (öffentlich)
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Satzung über die Gestaltungssatzung 
der Stadt Grevesmühlen i.d.F. der 2. Änderung 

veröffentlicht am: 
rechtskräftig seit: 

Änderungen gegenüber der Satzung aus 2015 sind gekennzeichnet.

Präambel
Zum Schutze und zur künftigen Gestaltung des historischen Stadtgebietes der 
Stadt Grevesmühlen wird aufgrund des § 86 Abs. 1 Nr. 1 und 2 der 
Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) in der Fassung vom 
15.10.2015 (GVOBI. M-V S. 344), geändert durch das Gesetz vom 26.06.2021 
(GVOBI. M-V S. 1033) und des § 5 Abs. 1 der Kommunalverfassung für das Land 
Mecklenburg-Vorpommern (Kommunalverfassung – KV M-V) vom 13.07.2011 
(GVOBI. M-V 2011, S. 777), geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 23.07.2019 
(GVOBl. M-V S. 467) wird nach Beschluss der Stadtvertreterversammlung der Stadt 
Grevesmühlen vom XX.XX.XXXX folgende 2. Änderung der Gestaltungssatzung der 
Stadt Grevesmühlen erlassen:

Inhalt
§ 1 Örtlicher und sachlicher Geltungsbereich
§ 2 Allgemeine Anforderungen
§ 3 Bauflucht 
§ 4 Dachform und Dacheindeckung 
§ 5 Dachaufbauten
§ 6 Fensteröffnungen und Fassadengliederung 
§ 7 Fassadenoberfläche und Fassadenfarben 
§ 8 Sonstige Bauteile 
§ 9 Werbeanlagen und Warenautomaten 
§ 10 Einfriedung und Grünflächen 
§ 11 Garagen und Carports 
§ 12 Ordnungswidrigkeiten 
§ 13 Inkrafttreten 

§ 1 Örtlicher und sachlicher Geltungsbereich 
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(1) Die Satzung gilt für das in Anlage 1 gekennzeichnete Gebiet. 
Die Anlage 1, Karte im M 1 : 1.000, ist Bestandteil der Satzung. 
Für den in dieser Karte gekennzeichneten Bereich A, Teilfläche aus dem 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 20, Rathausblock, gelten die 
Festsetzungen dieser Satzung, entsprechend Abs. 3.

(2) Die Satzung gilt für alle genehmigungspflichtigen, verfahrensfreien und von 
einer Genehmigung frei gestellten baulichen Maßnahmen, Instandhaltungen 
und Instandsetzungen, und die Beseitigung von baulichen Anlagen, von 
Teilen baulicher Anlagen sowie die Gestaltung von Freiflächen, soweit 
dadurch das äußere Erscheinungsbild von Gebäuden, Bauteilen und 
Grünflächen verändert wird und diese Veränderungen vom öffentlichen 
Verkehrsraum einsehbar sind.
Der öffentliche Verkehrsraum i. S. dieser Satzung umfasst Straßen, Wege 
und Plätze und öffentliche Grünflächen.

(3) Im in der Anlage 1 gekennzeichneten Bereich A finden die Festsetzungen
- § 3 – Baufluchten 
- § 4 – Dachformen und Dacheindeckungen 
- § 6 – Fensteröffnungen und Fenstergliederung 
- § 7 – Fassadenoberflächen und Fassadenfarben
- § 8 – Sonstige Bauteile
keine Anwendung.

(4) Abweichungen zu den Festsetzungen dieser Satzung können entsprechend 
§ 67 LBauO MV in begründeten Fällen zugelassen werden.

Die Vorschriften des Denkmalschutzes bleiben von dieser Satzung 
unberührt.

§ 2 Allgemeine Anforderungen
Alle Maßnahmen sollen hinsichtlich 

- der Dachausbildung
- der Fassadengliederung und des Verhältnisses von geschlossenen 

Wandflächen zu Öffnungen 
- des Materials der Oberflächen
- der Farbgebung
- der zusätzlichen Bauteile und Werbeanlagen 
- der Gestaltung von Einfriedungen und Grünflächen 

nach Maßgabe der §§ 3 – 11 so ausgeführt werden, dass die geschichtliche, 
künstlerische und städtebauliche Eigenart des Ortsbildes gesichert und 

gefördert wird.
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§ 3 Bauflucht 
(1) Die Bauflucht ist die Linie, die sich zwischen zwei an derselben Straßenseite 
in der Reihe aufeinanderfolgender Gebäude ergibt, wenn deren Vorderfront 
gradlinig entweder parallel oder schräg zur öffentlichen Verkehrsfläche in Höhe 
der Oberkante der öffentlichen Verkehrsfläche verbunden wird oder wenn die 
vordere Flucht des einen Gebäudes in Richtung des anderen verlängert wird.

(2) Baufluchten sind über die gesamte Fassadenbreite und Fassadenhöhe 
einzuhalten.

§ 4 Dachform und Dacheindeckung
(1) Flachdächer sind entlang der öffentlichen Verkehrsfläche nicht zulässig.

(2) Geneigte Dächer, die von der öffentlichen Verkehrsfläche aus einsehbar 
sind, müssen Neigungen von 38° bis 55° haben.

(3) Als Eindeckungsmaterial für geneigte Dächer sind nur Dachziegel und 
Dachsteine in roten Farbtönen, in einem Farbspektrum in Anlehnung an

- RAL 2001 Rotorange 
- RAL 2004 Reinorange
- RAL 3011 Braunrot
- RAL 3013 Tomatenrot 

zulässig.
Dachziegel oder Dachsteine mit glasierten oder glänzend engobierten 

Oberflächen sind nicht zulässig.

(4) Abweichend von Abs. 2 und Abs. 3 ist bei Bestandsgebäuden, die eine 
Dacheindeckung aus Bitumen- oder Kunststoffbahnen haben, auch deren 

Erneuerung zulässig.

§ 5 Dachaufbauten
(1) Dachaufbauten sind nur zulässig als Satteldachgaube, Schleppgaube, 
Ochsenauge oder Zwerchgiebel.

(2) Die Breite einer Gaube darf höchstens 1,50 m betragen, die eines 
Zwerchgiebels darf höchstens 3,50 m betragen.

(3) Die Summe der Breiten aller Dachaufbauten darf 1/3 der gesamten 
Trauflänge nicht überschreiten. Der Abstand vom Ortgang muss mindestens 
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1,50 m betragen, der Abstand zwischen den Dachaufbauten muss mindestens 
0,80 m betragen.

(4) Dachfenster sind nur auf den dem öffentlichen Straßenraum abgewandten 
Dachflächen zulässig. Dacheinschnitte, Dachbalkone u. ä. sind nicht 

zulässig.

(5) Sonnenkollektoren und Photovoltaikanlagen sind nur zulässig, sofern diese 
vom öffentlichen Verkehrsraum nicht einsehbar sind. Dachaufbauten hierzu sind 
entgegen Absatz 1 zulässig.

§ 6 Fensteröffnungen und Fassadengliederung
(1) Es sind nur Lochfassaden mit höchstens 35% Öffnungsfläche, axial 

übereinanderstehen, zulässig.

(2) Als Proportion für Fensteröffnungen sind nur stehende Formate zulässig.

(3) Fensteröffnungen, die höher als 1,50 m sind, müssen im oberen Drittel durch 
einen waagerechten feststehenden Kämpfer unterteilt sein.

(4)  Fensteröffnungen, die breiter als 1,0 m sind, müssen pro laufenden Meter 
mindestens einmal durch einen stehenden feststehenden Pfosten oder einen Stulp 
zweier Fensterflügel unterteilt sein.

(5) Die Öffnungsabstände untereinander dürfen 0,35 m nicht unterschreiten 
und müssen vom Gebäuderand einen Abstand von 0,75 m haben.

(6) Schaufenster sind nur im Erdgeschoss, mit einer Breite von bis zu 3,0 m 
zulässig. Sie müssen auf die Ordnungselemente der Gesamtfassade Bezug 
nehmen und den gestalterischen Zusammenhang zwischen Erdgeschoss und 
den oberen Geschossen herstellen.

Abweichend von Abs. 3 sind sie auch ohne waagerechte Unterteilung 
zulässig.

Abweichend von Abs. 4 sind diese senkrechten Aufteilungen mindestens pro 
1,50 laufenden Meter vorzunehmen.

(7) Abweichen von Abs. 1 und Abs. 2 ist im Erdgeschoss eine größere 
Fassadenöffnung zulässig, wenn in ihrer Symmetrieachse ein oder mehrere 
Eingänge, von der Bauflucht zurückweichend, liegen.
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(8) Bei Fachwerkkonstruktionen dürfen Öffnungen die Breite eines Gefaches 
nicht überschreiten.

(9) Die Flucht der Gebäudeaußenwand darf durch Tür- oder Fensterelemente 
und deren Umrahmung nicht überschritten werden.

(10) Für Öffnungsrahmen sind metallische Oberflächen und metallische Rahmen 
nicht zulässig.

(11) Mauervorlagen und Putzgesimse sind zu erhalten.

(12) Bei Neubauten ist im Erdgeschossdeckenbereich an der straßenseitigen 
Fassade eine 2 bis 6 cm tiefe und 30 bis 40 cm hohe Mauervorlage oder ein 
Putzgesims anzubringen.

§ 7 Fassadenoberfläche und Fassadenfarben
(1) Die Fassadenoberfläche darf nur als Sichtmauerwerk oder Putz ausgeführt 
werden.

(2) Als Farben sind nur zulässig:
Sichtmauerwerk:

- RAL 1011 Braunbeige
- RAL 1017 Safrangelb 
- RAL 2001 Rotorange
- RAL 2004 Reinorange
- RAL 3011 Braunrot
- RAL 3013 Tomatenrot

Putz: 16 Basisfarbtöne mit entsprechenden Aufhellungsreihen:
- RAL 1000 Grünbeige - RAL 1001 Beige
- RAL 1002 Sandgelb - RAL 1014 Elfenbein
- RAL 1019 Graubeige - RAL 1024 Ockergelb
- RAL 6011 Resedagrün - RAL 6013 Schilfgrün
- RAL 7002 Olivgrau - RAL 7008 Khakigrau
- RAL 7030 Steingrau - RAL 7034 Gelbgrau
- RAL 7038 Achatgrau - RAL 8000 Grünbraun
- RAL 8023 Orangebraun - RAL 9001 Cremeweiß
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§ 8 Sonstige Bauteile
(1) Folgende Bauteile sind an den Gebäuden unzulässig, wenn sie an die 
straßenseitigen Fassaden oder an den straßenseitigen Dachflächen angebracht 
werden: Vordächer und feststehende Sonnenschutzanlagen, Balkone und 
Loggien, Vergitterungen der Fassadenöffnungen und Antennen.

(2) Markisen sind nur mit einer Auskragung bis zu 1,50 m an oder über 
Fassadenöffnungen zulässig.

(3) Rollladenkästen dürfen nicht auf die Fassade aufgesetzt werden.

§ 9 Werbeanlagen und Warenautomaten

(1) Werbeanlagen dürfen wesentliche Gliederungselemente der Fassade weder 
überdecken noch überschneiden.

(2) Werbeanlagen sind nur im Erdgeschoss und im Brüstungsfeld über dem 
Erdgeschoss zulässig. Die Gesamtfläche aller Werbeanlagen darf 10% der 
Erdgeschosszone, gemessen zwischen den Oberkanten von Erdboden und 
Erdgeschossdecke und der Fassadenbreite, nicht überschreiten. Als Fläche 
der Werbeanlagen gilt das sie umschreibende Rechteck.

(3) Werbeanlagen müssen Hauskanten mindestens 0,50 m Abstand wahren.

(4) Werbeanlagen benachbarter Fassadenabschnitte dürfen nicht zu einer 
durchlaufenden Einheit zusammengezogen werden.

(5) Blink- und Wechselbeleuchtungen sind unzulässig.

(6) Leuchtwerbeanlagen sind nur in Form von Einzelbuchstaben oder in den 
Straßenraum hineinragende Werbeanlagen, entsprechend Abs. 7, zulässig.

(7) In den Straßenraum hineinragende Werbeanlagen, wie Nasenschilder, 
dürfen eine maximale Höhe von 0,80 m, eine maximale Breite von 0,80 m und 
eine maximale, einseitige, Ansichtsfläche von 0,50 m² nicht überschreiten.

(8) Fensterflächen dürfen höchstens zu einem Drittel für Werbezwecke beklebt 
werden.
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(9) An den Fassaden dürfen Warenautomaten nur so angebracht werden, dass 
ihre Vorderkante bündig mit der Fassadenoberfläche ist. Sie sind in der gleichen 
Farbe wie die unmittelbar angrenzenden Fassadenflächen zu gestalten.

§ 10 Einfriedungen und Grünflächen
(1) Einfriedungen an öffentlichen Verkehrsflächen sind als 

1) lebende Hecken aus Laubgehölzen
2) Zäune aus Metallstäben (nicht Maschendraht- oder Stabgitterzäune)
3) offene und geschlossene Holzzäune aus senkrecht stehenden Brettern oder 

Latten
4) Mauern aus Sichtmauerwerk oder geputzten Wänden, auch mit 

Natursteinsockel bis 0,50 m Höhe 
5) oder als Zäune nach Ziffer 2) und 3) mit einem Sockel aus Natur- und 

Ziegelstein mit einer Sockelhöhe von höchstens 0,50 m
auszubilden.

(2) Maschendraht- und Stabgitterzäune sind, sofern sie direkt an öffentliche 
Verkehrsflächen angrenzen, nur in Verbindung mit lebenden Hecken 

zulässig.

§ 11 Garagen und Carports
(1) Garagen sind, sofern diese vom öffentlichen Verkehrsraum einsehbar sind, 
nur zulässig, wenn deren Gestaltung den Festsetzungen entsprechend §§ 3-9 
dieser Satzung entspricht.

(2) Carports sind nur zulässig, sofern diese vom öffentlichen Verkehrsraum 
nicht einsehbar sind.

§ 12 Ordnungswidrigkeiten
Wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die Festsetzungen nach §§ 2-11 dieser 

Satzung verstößt, handelt ordnungswidrig im Sinne des § 84 Abs. 1 LBauO M-
V.

Eine Ordnungswidrigkeit kann gemäß § 84 Abs. 3 LBauO M-V mit einer 
Geldbuße geahndet werden.

§ 13 Inkrafttreten 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.
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Grevesmühlen, den 

gez. Lars Prahler
Bürgermeister der Stadt Grevesmühlen

Anlage 1: Geltungsbereich
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Stadt Grevesmühlen

Vorlage öffentlich
VO/12SV/2022-1766
öffentlich

7. Änderung des Flächennutzungsplanes i.V.m. 
dem Bebauungsplan Nr. 49 „Interkommunaler 

Großgewerbestandort Grevesmühlen-Upahl“ der 
Stadt Grevesmühlen

Billigung des Vorentwurfs/Frühzeitige 
Öffentlichkeitsbeteiligung

Organisationseinheit:
Bauamt

Datum
12.09.2022

Sachbearbeiter:
Sandra Bichbäumer

Verfasser:

Beratungsfolge Geplante 
Sitzungstermine

Ö / N

Bauausschuss Stadt Grevesmühlen 
(Vorberatung) 22.09.2022 Ö
Umweltausschuss Stadt Grevesmühlen 
(Vorberatung) 26.09.2022 Ö
Hauptausschuss Stadt Grevesmühlen 
(Vorberatung) 27.09.2022 Ö
Stadtvertretung Grevesmühlen (Entscheidung) Ö

Beschlussvorschlag
 
1) Die Stadtvertretung der Stadt Grevesmühlen billigt den vorliegenden 
Vorentwurf der 7. Änderung des Flächennutzungsplanes i.V.m. dem 
Bebauungsplan Nr. 49 „Interkommunaler Großgewerbestandort 
Grevesmühlen-Upahl“ und den Vorentwurf der Begründung inkl. 
Umweltbericht dazu.

2) Die Stadtvertretung beschließt, den Vorentwurf der 7. Änderung des 
Flächennutzungsplanes einschließlich der Begründung inkl. Umweltbericht 
gemäß § 3 Abs. 1 BauGB frühzeitig öffentlich auszulegen. Die Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind von der Auslegung zu 
benachrichtigen und zur Abgabe einerStellungnahme, auch im Hinblick auf 
den erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung, 
aufzufordern(§ 4 Abs. 1 BauGB).

3) Die Anlagen sind Bestandteil dieses Beschlusses.
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4) Der Bürgermeister wird beauftragt, den Beschluss ortsüblich 
bekanntzumachen.

Sachverhalt
 Die Stadtvertretung der Stadt Grevesmühlen hat am 31. Januar 2022 in einer 
gemeinsamen Sitzung mit der Gemeindevertretung der Gemeinde Upahl die 
Aufstellung der 7. Änderung des Flächennutzungsplanes in Verbindung mit 
demBebauungsplan Nr. 49 „Interkommunaler Großgewerbestandort 
Grevesmühlen-Upahl“ beschlossen.

Die mit dem Bebauungsplan überplanten Flächen werden im 
Flächennutzungsplan derzeit überwiegend als Flächen für die Landwirtschaft 
sowie zu kleineren Teilen als Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Natur und Landschaft sowie als Sonstige überörtliche und 
örtliche Hauptverkehrsstraßen dargestellt.

Zur Berücksichtigung des Entwicklungsgebotes zwischen vorbereitender und 
verbindlicher Bauleitplanung wird der Flächennutzungsplan im Parallelverfahren 
gemäß § 8 Abs. 3 BauGB geändert. 

Im Rahmen der 7. Änderung des Flächennutzungsplanes werdenGewerbliche 
Bauflächen, Sonstige überörtliche und örtliche Hauptverkehrsstraßen sowie eine 
Grünfläche ausgewiesen. Die Grünfläche erhält die Zweckbestimmung 
„Gemarkungshecke“. Der Änderungsbereich umfasst eine Fläche von rund 30 ha 
und entspricht im Wesentlichen dem Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 
49.

Mit dem vorliegenden Vorentwurf der 7. Änderung des Flächennutzungsplanes 
werden die Öffentlichkeit sowie die Behörden frühzeitig beteiligt. 

Finanzielle Auswirkungen
 

a.) bei planmäßigen Ausgaben: 
Deckung durch Planansatz in Höhe 
von: 0,00 €

Gesamtkosten: 00,00 € im Produktsachkonto ( PSK ): 00000.00000000

 

b.) bei nicht planmäßigen Ausgaben: Deckung erfolgt über: 

Gesamtkosten: 00,00 € 1. folgende Einsparungen :

zusätzliche Kosten: 00,00 € im PSK 00000.00000000 in Höhe von: 00,00 €

 Bezeichnung  

im PSK 00000.00000000 in Höhe von: 00,00 € 
 Bezeichnung  
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im PSK 00000.00000000 in Höhe von: 00,00 €

Bezeichnung  

…  

2. folgende Mehreinnahmen: 

im PSK 00000.00000000 in Höhe von: 00,00 €

Bezeichnung  

im PSK 00000.00000000 in Höhe von: 00,00 €

Bezeichnung  

im PSK 00000.00000000 in Höhe von: 00,00 €

Bezeichnung  

 
 

…  

 
 

Anlage/n
2 Anlage Übersichtsplan_FNP GVM  (öffentlich)

3 Vorentwurf 9 9 22_Plan 1-5000 (2)  (öffentlich)

4 2022-09-09 Grevesmühlen 7. Ä F-Plan_Begründung Vor  (öffentlich)
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Anlage Übersichtsplan: Änderungsbereich der 7. Änderung des Flächennutzungspla-
nes der Stadt Grevesmühlen 
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Teil 1 - Begründung 
 
1. Einleitung 
 
1.1 Planungsanlass und Planungsziele 
 
Die Stadt Grevesmühlen beabsichtigt derzeit die Entwicklung eines Großgewerbe-
standortes in Kooperation mit der Nachbargemeinde Upahl entsprechend der Auswei-
sung des Landesraumentwicklungsprogramms Mecklenburg-Vorpommern. Dazu stellt 
sie den Bebauungsplan Nr. 49 mit der Gebietsbezeichnung „Interkommunaler Groß-
gewerbestandort Grevesmühlen-Upahl“ auf. Dies geschieht in enger Zusammenarbeit 
mit der Gemeinde Upahl, die ihrerseits den Bebauungsplan Nr. 9 „Interkommunaler 
Großgewerbestandort Grevesmühlen-Upahl“ sowie die 5. Änderung des Flächennut-
zungsplanes der Gemeinde Upahl aufstellt. 
 
Da die Flächenausweisung des Bebauungsplanes Nr. 49 nicht den Darstellungen des 
Flächennutzugsplanes in der aktuell gültigen Fassung entspricht, wird die 7. Änderung 
des Flächennutzungsplanes der Stadt Grevesmühlen notwendig. 
 
Die Stadt Grevesmühlen will die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Neu-
ausweisung eines Gewerbegebietes nach § 8 BauNVO im Süden des Stadtgebietes 
schaffen. Sie reagiert damit auf die anhaltende Nachfrage, auch nach größeren Ge-
werbeflächen. Innerhalb des Stadtgebietes sind derzeit kaum noch Flächen für eine 
Vermarktung verfügbar. Um auch künftig Gewerbeflächen zur Verfügung stellen zu 
können, ist daher für das Mittelzentrum Grevesmühlen eine Ausweisung von weiteren 
Gewerbegebietsflächen unabdingbar.  
 
In Bezug auf die vorliegende Planung hat sich die Stadt Grevesmühlen entschieden, 
die Ausweisung des Großgewerbegebietes südlich des Siedlungsbereiches vorzuneh-
men. Die Standortentscheidung wurde im Vorfeld umfangreich vorbereitet und wird in 
Kapitel 2 näher erläutert.  
 
Ziel der Planung ist es, auch größere Gewerbegrundstücke anbieten zu können, die 
im Rest des Stadtgebietes nicht zur Verfügung stehen bzw. aufgrund von Emissionen 
nicht uneingeschränkt für Gewerbebetriebe nutzbar sind. Durch die räumliche Ver-
knüpfung mit der Gemeinde Upahl können Synergieeffekte geschaffen werden, die bei 
der Durchführung von Einzelplanungen nicht möglich sind. Aufgrund der Lage der Au-
tobahnanschlussstelle Grevesmühlen auf dem Gemeindegebiet der Gemeinde Upahl 
können die Stadt Grevesmühlen und die Gemeinde Upahl so beiderseitig von der Aus-
weisung eines Großgewerbestandortes profitieren. 
Die Neuausweisung von Gewerbeflächen an diesem Standort ist zudem Bestandteil 
des Landesraumentwicklungsprogramms Mecklenburg-Vorpommern von 2016 und ist 
dadurch ein wichtiger Baustein der kommunalen sowie der landesweiten Wirtschafts-
politik. Durch die Lage direkt nördlich der Bundesautobahn 20 sollen zudem die Ver-
kehrsströme sinnvoll geleitet werden. Für die Stadt Grevesmühlen, in Kooperation mit 
der Gemeinde Upahl, steht deshalb die Schaffung eines Großgewerbestandortes mit 
optimaler Verkehrsanbindung im Vordergrund. 
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1.2 Plangrundlagen 
 
Die Stadt Grevesmühlen verfügt über einen wirksamen Flächennutzungsplan in der 
Fassung der 5. Änderung. Die 6. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Gre-
vesmühlen behandelt innerstädtische Flächen und liegt dem zuständigen Landkreis 
derzeit zur Genehmigung vor.  
Die 7. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Grevesmühlen wird im Zusam-
menhang mit dem Bebauungsplan Nr. 49 „Interkommunaler Großgewerbestandort 
Grevesmühlen-Upahl“ notwendig. Die mit dem Bebauungsplan überplanten Flächen 
werden im Flächennutzungsplan derzeit überwiegend als Flächen für die Landwirt-
schaft sowie zu kleineren Teilen als Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege 
und zur Entwicklung von Natur und Landschaft sowie als Sonstige überörtliche und 
örtliche Hauptverkehrsstraßen dargestellt. 
Zur Berücksichtigung des Entwicklungsgebotes zwischen vorbereitender und verbind-
licher Bauleitplanung wird der Flächennutzungsplan im Parallelverfahren gemäß § 8 
Abs. 3 BauGB geändert. Die Aufstellung der 7. Änderung des Flächennutzungsplanes 
erfolgt parallel zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 49 „Interkommunaler Groß-
gewerbestandort Grevesmühlen-Upahl“. Zusätzlich dazu wird die 1. Änderung des 
Landschaftsplanes der Stadt Grevesmühlen erarbeitet. 
 
Planungsrechtliche Grundlagen für die Erarbeitung der 7. Änderung des Flächennut-
zungsplanes sind: 
 

- das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. No-
vember 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch vom 20. Juli 2022 (BGBl. 
I S. 1353), 

- Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Novem-
ber 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Gesetz vom 14. Juni 2021 
(BGBl. I S. 1802), 

- die Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I 
S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 04. Mai 2017 (BGBl. I 
S. 1057) 

 
sowie die sonstigen planungsrelevanten, zum Zeitpunkt der Planaufstellung gültigen 
Gesetzesvorschriften, Erlasse und Richtlinien. 
 
Die in der Satzung genannten Gesetze und Richtlinien können im Rathaus der Stadt 
Grevesmühlen, Rathausplatz 1, 23936 Grevesmühlen, während der Öffnungszeiten 
eingesehen werden. 
 
Als Plangrundlagen wurden die digitale topographische Karte im Maßstab 1:10 000 
vom Landesamt für innere Verwaltung Mecklenburg-Vorpommern, © GeoBasis DE/ 
M-V 2021, ein Auszug aus dem Flächennutzungsplan in der Fassung der 5. Änderung 
sowie eigene Erhebungen genutzt.  
 
Des Weiteren wurden das Landesraumentwicklungsprogramm Mecklenburg-Vorpom-
mern (LEP M-V) vom 09. Juni 2016 sowie das Regionale Raumentwicklungsprogramm 
Westmecklenburg (RREP WM) vom 31. August 2011 berücksichtigt.  
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Die verwendeten Planzeichen und die Erläuterungen orientieren sich am wirksamen 
Flächennutzungsplan i.d.F. der 5. Änderung der Stadt Grevesmühlen. Sämtliche Pla-
nungsinhalte und Erläuterungen der nicht von der vorliegenden Änderung betroffenen 
Teile des wirksamen Flächennutzungsplanes gelten uneingeschränkt weiterhin fort. 
 
1.3 Planverfahren 
 
Die Stadtvertretung der Stadt Grevesmühlen hat am 31. Januar 2022 in einer gemein-
samen Sitzung mit der Gemeindevertretung der Gemeinde Upahl die Aufstellung der 
7. Änderung des Flächennutzungsplanes im Zusammenhang mit dem Bebauungsplan 
Nr. 49 „Interkommunaler Großgewerbestandort Grevesmühlen-Upahl“ beschlossen. 
Die öffentliche Bekanntmachung erfolgte am 23. März 2022 ortsüblich in der Ostsee-
Zeitung. 
 
Die 7. Änderung des Flächennutzungsplanes wird im zweistufigen Regelverfahren auf-
gestellt. Mit dem vorliegenden Vorentwurf werden die Öffentlichkeit sowie die Behör-
den, sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie die Nachbargemeinden frühzeitig 
beteiligt. Nach Vorlage der Stellungnahmen zum Vorentwurf wird der Entwurf der Pla-
nung erarbeitet. Parallel zum Vorentwurf werden die notwendigen Fachgutachten zum 
Bebauungsplan Nr. 49 erstellt, sodass diese im Entwurf der Planung Berücksichtigung 
finden. Es handelt sich dabei um ein Verkehrsgutachten, eine Schalltechnische Unter-
suchung, eine hydrogeologische Untersuchung sowie einen Artenschutzrechtlichen 
Fachbeitrag. 
 
1.4 Planungsvorgaben 
 
Die Stadt Grevesmühlen hat derzeit 10 434 Einwohner (Stand Dezember 2019). Das 
Mittelzentrum Grevesmühlen ist durch seine geografisch günstige Lage zwischen den 
Hansestädten Lübeck und Wismar unmittelbar an der A 20 geprägt. Des Weiteren be-
findet sich das Stadtgebiet innerhalb der Metropolregion Hamburg. 
 
Im Landesraumentwicklungsprogramm Mecklenburg-Vorpommern (LEP M-V) vom 
09. Juni 2016 werden der Stadt Grevesmühlen unterschiedliche Funktionen zugeord-
net. Grevesmühlen wird zum einen als Mittelzentrum ausgewiesen: „Mittelzentren sol-
len als regional bedeutsame Infrastrukturstandorte gesichert und weiterentwickelt wer-
den. Sie sollen in ihrer Funktion als Wirtschafts- und Arbeitsstandorte gestärkt werden“ 
(LEP M-V, S. 26). Das LEP M-V weist den Mittelzentren eine herausragende Funktion 
als wichtige Standorte für Wirtschaft, Handel, Dienstleistungen und Verwaltung im 
Land zu. Hier konzentrieren sich Arbeitsplätze und Versorgungseinrichtungen, Dienst-
leister und Verwaltungen, Kultur-, Sport- und Freizeiteinrichtungen, Bildungs- und So-
zialeinrichtungen in zumutbarer Entfernung von den Lebens- und Wohnstandorten der 
Bevölkerung. Die Nachbargemeinde Upahl befindet sich zudem im Nahbereich des 
Mittelzentrums Grevesmühlen. 
 
Vorteile der Stadt Grevesmühlen in Kooperation mit der Gemeinde Upahl sind dabei 
die Anbindung an das internationale Straßennetz über die Bundesautobahn 20 sowie 
an das internationale Eisenbahnnetz. Dies sind unter anderem Gründe für die Auswei-
sung eines Standortes für die Ansiedlung klassischer Industrie- und Gewerbeunter-
nehmen im Bereich der Autobahnabfahrt Grevesmühlen-Upahl. Im LEP M-V von 2016 
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wurde der Standort in die Auflistung der Standorte für die Ansiedlung klassischer In-
dustrie- und Gewerbeunternehmen aufgenommen, da nach Prüfung des Standortes 
die folgenden Kriterien erfüllt werden: 
 

 
Abb. 1: Kriterien für eine zusätzliche Aufnahme in die Kategorie „Standorte für die Ansiedlung klassi-
scher Industrie- und Gewerbeunternehmen, LEP M-V, S. 51. 

 
Als Ziel der Raumordnung wird dazu unter Punkt 4.3.1 (2) Z LEP M-V folgendes defi-
niert: 
„An diesen Standorten hat die gewerbliche und industrielle Nutzung Vorrang vor an-
deren Nutzungen. Soweit raumbedeutsame Planungen, Maßnahmen, Vorhaben, 
Funktionen und Nutzungen die Belange der gewerblichen und industriellen Nutzung 
beeinträchtigen, sind diese auszuschließen“ (LEP M-V, S. 50). 
Ziele der Raumordnung sind verbindliche Vorgaben der Raumordnung und Landes-
planung und sind gemäß LEP M-V abschließend abgewogen und zu beachten (vgl. 
LEP M-V, S. 18). Die Stadt Grevesmühlen in Kooperation mit der Nachbargemeinde 
Upahl kommt mit der vorliegenden Planung somit ihrer landesplanerischen Pflicht 
nach, ein Gewerbe- und Industriestandort zu entwickeln. Im Rahmen der Bebauungs-
pläne wird zudem eine Standortanalyse der beiden Gemeinden durchgeführt. 
 
Weiterhin liegt die Stadt Grevesmühlen in einem Vorbehaltsgebiet Tourismus im Hin-
terland der Ostseeküste. Die Stadt hat hier die Aufgabe, sowohl touristische Infrastruk-
tur als auch Beherbergungskapazitäten zur Verfügung zu stellen. Die Stadt Greves-
mühlen ist zwar bestrebt, auch touristische Einrichtungen auszubauen, sofern der Be-
darf besteht. Im angestrebten Änderungsbereich der 7. Änderung des Flächennut-
zungsplanes mit direktem Anschluss an die Autobahn, erscheint dies jedoch wenig 
attraktiv. Touristische Einrichtungen und Beherbergungsangebote haben vor allem in 
den benachbarten Gemeinden an der Küste Priorität. 
 
Darüber hinaus liegt das Stadtgebiet in einem großräumig festgelegten Vorbehaltsge-
biet Landwirtschaft. In diesen Gebieten sollen dem Erhalt und der Entwicklung land-
wirtschaftlicher Produktionsfaktoren und -stätten ein besonderes Gewicht beigemes-
sen werden. Die landwirtschaftliche Nutzung von Flächen darf ab der Wertzahl 50 nicht 
in andere Nutzungen umgewandelt werden. Hiervon sind die in einem wirksamen Flä-
chennutzungsplan dargestellten Bauflächen ausgenommen. Des Weiteren erläutert 
das LEP M-V, dass eine weitere Ausnahme die ausgewiesenen landesweiten und re-
gional bedeutsamen gewerblichen und industriellen Standorte bilden. Die Stadt Gre-
vesmühlen in Kooperation mit der Nachbargemeinde Upahl kommt mit der vorliegen-
den Planung somit ihrer landesplanerischen Pflicht nach, ein Gewerbe- und Industrie-
standort zu entwickeln. 
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Das Plangebiet liegt zudem in einem Vorbehaltsgebiet Trinkwassersicherung. Im wei-
teren Planverfahren sind die Beeinträchtigungen der Trinkwasserschutzzonen IIIA/IIIB 
zu ermitteln und zu bewerten. Ein Ausnahmeantrag bei der zuständigen unteren Was-
serbehörde wird erarbeitet. Ggf. sind Schutzmaßnahmen durchzuführen. 
 
Im Regionalen Raumentwicklungsprogramm Westmecklenburg vom 31. August 2011 
werden die Zielstellungen der übergeordneten Landesplanung auf der regionalen 
Ebene konkretisiert. Es ergeben sich gegenüber dem LEP allerdings keine wesentli-
chen zusätzlichen Ziele und Grundsätze der Raumordnung und Landesplanung be-
züglich der vorliegenden Planung. 
 
Die Stadt Grevesmühlen verfügt darüber hinaus über einen Landschaftsplan. Dieser 
wird im Zusammenhang mit dem Bebauungsplan Nr. 49 sowie der 7. Änderung des 
Flächennutzungsplanes ebenfalls geändert. Die relevanten Aussagen des Land-
schaftsplanes werden im Umweltbericht dargestellt. 
 
 
2. Inhalt der Flächennutzungsplanänderung 
 
Der Änderungsbereich der 7. Änderung des Flächennutzungsplanes mit einer Größe 
von rund 30 ha befindet sich im Süden des Stadtgebietes von Grevesmühlen, südlich 
der Ortslage und nördlich der Bundesautobahn 20.  
Der Änderungsbereich der 7. Änderung des Flächennutzungsplanes entspricht im We-
sentlichen der Fläche des Bebauungsplanes Nr. 49 „Interkommunaler Großgewerbe-
standort Grevesmühlen-Upahl“. 
 

 
Abb. 2: Luftbild mit Lage des Änderungsbereiches, © GeoBasis DE/M-V 2022. 
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2.1 Ausgangssituation 
 
Im wirksamen Flächennutzungsplan werden für den Änderungsbereich überwiegend 
Flächen für die Landwirtschaft (§ 5 Abs. 2 Nr. 9a BauGB) sowie untergeordnet Flächen 
für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 
(§ 5 Abs. 2 Nr. 10 BauGB) und Sonstige überörtliche und örtliche Hauptverkehrsstra-
ßen (§ 5 Abs. 2 Nr. 3 BauGB) dargestellt. 
 
Nördlich, östlich und westlich grenzen weitere Flächen für die Landwirtschaft an. Süd-
lich des Änderungsbereiches befindet sich das Gemeindegebiet der Gemeinde Upahl. 
Westlich werden zudem Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Natur und Landschaft im wirksamen Flächennutzungsplan dargestellt. 
 
Der Änderungsbereich wird derzeit ackerbaulich genutzt. Im Jahr 2022 wurde hier 
Gerste angebaut, die im Juli des Jahres geerntet wurde. Die angrenzenden Flächen 
werden ebenfalls ackerbaulich bewirtschaftet. 
 
2.2  Alternativenprüfung 
 
Mit dem Bebauungsplan Nr. 49 beabsichtigt die Stadt Grevesmühlen die planungs-
rechtlichen Voraussetzungen für die Schaffung eines Großgewerbestandortes zu 
schaffen. Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes hat sich die Stadt mit 
möglichen Standortalternativen auseinandergesetzt. Diese sollen im Folgenden näher 
erläutert werden. 
 
(1) Industrie- und Gewerbegebiet Nordwest 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 29 „Industrie- und Gewerbegebiet Gre-
vesmühlen Nordwest“ befindet sich im Nordwesten des Siedlungsbereiches von Gre-
vesmühlen und wird im Norden durch Ackerflächen, Wald und den Vielbecker See, im 
Osten durch die Flächen des Zweckverbandes Grevesmühlen und Wohnbebauung, 
im Süden durch die Bundesstraße 105 und angrenzende Ackerflächen sowie im Wes-
ten durch Ackerflächen begrenzt. 
In diesem Gebiet befindet sich eine großflächige Photovoltaikanlage, Flächen des 
Zweckverbandes Grevesmühlen sowie Recyclingunternehmen. Der Stadt Greves-
mühlen stehen innerhalb der festgesetzten Gewerbeflächen noch etwa 0,8 ha zur Ver-
fügung, weitere Flächen sind privat und stehen derzeit nicht für eine Vermarktung zur 
Verfügung.  
Eine Erweiterung wäre in nordwestliche oder westliche Richtung möglich, auch stün-
den hier ausreichend Flächen zur Verfügung. Die Ackerwertzahlen umfassen eine 
Spanne von 22 bis 48 und wären somit für die Ausweisung von Gewerbeflächen eher 
geeignet. Allerdings befinden sich auf den Flächen viele kleinere Moorflächen mit 
hochwertigen Bodenzahlen. Nördlich angrenzend befindet sich das Kiebitzmoor. Zu-
dem verlaufen durch das Gebiet mehrere Gräben, die in Verlängerung in den Vielbe-
cker See fließen. 
Die Lage an der Bundesstraße wirkt sich für das Gebiet positiv aus, für Fahrzeuge 
über 3,5 t ist die Zufahrt außerhalb der Ortslage Grevesmühlen verpflichtend. Die wei-
tere Zufahrt östlich des Gebietes ist aufgrund der angrenzenden Wohnbebauung für 
Fahrzeuge über 3,5 t gesperrt worden. Allerdings ist die Bundesstraße in 
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Grevesmühlen eine Ortsdurchfahrt. Um die Anschlussstelle der Autobahn zu errei-
chen, ist es stets notwendig durch Grevesmühlen zu fahren. Bei einer Erweiterung in 
der geplanten Größe des Großgewerbegebietes würde dies zu einer enormen Erhö-
hung des bereits stark ausgeprägten Verkehrsaufkommens führen. Aufgrund dessen 
sieht die Stadt Grevesmühlen im Rahmen der Abwägung diesen Standort als nicht 
geeignet an. Durch eine Erweiterung des Industrie- und Gewerbegebietes Nordwest 
würden nachteilige Entwicklungen für das gesamte Stadtgebiet sowie die Bevölkerung 
entstehen. Deshalb wird der Standort an der Autobahn als bevorzugt bewertet. 
 

 
Abb. 3: Luftbild mit Darstellung von Standortalternativen für den Großgewerbestandort innerhalb des 
Stadtgebietes von Grevesmühlen, © GeoBasis DE/M-V 2022. 
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(2) Gewerbegebiet am Langen Steinschlag 
 
Das Gewerbegebiet am Langen Steinschlag befindet sich im Osten des Siedlungsbe-
reiches von Grevesmühlen und wird im Norden durch die Bundesstraße 105 sowie 
landwirtschaftliche Nutzflächen, im Osten durch landwirtschaftliche Nutzflächen, im 
Süden durch Wald und Ausgleichsflächen sowie im Westen durch die Landes-
straße 03 und angrenzende Wohnbebauung sowie Kleingärten begrenzt. 
In diesem Gewerbegebiet sind die Stadtwerke Grevesmühlen, die Polizei, die Freiwil-
lige Feuerwehr, die NAHBUS Nordwestmecklenburg GmbH sowie der Entsorgungs-
betrieb GER ansässig. Des Weiteren befinden sich am Langen Steinschlag ein groß-
flächiger Baustoffhandel, produzierendes Gewerbe und kleinere gewerbliche und 
dienstleistungsorientierte Unternehmen. In den vergangenen Jahren hat zudem ein 
ortsansässiger Autohändler seinen Standort an die Landesstraße verlegt und ein Bau-
markt hat den Standort eines Discounters nachgenutzt. Das Gebiet ist vollständig be-
baut. 
Aufgrund der Lage an der Bundes- sowie Landesstraße ist der Standort geeignet, die 
durch ein Gewerbegebiet erzeugten Verkehre sinnvoll zu lenken und Wohnbebauung 
weitestgehend von Beeinträchtigungen zu verschonen. Eine Erweiterung wäre auf-
grund der Gegebenheiten aber lediglich in nördliche oder östliche Richtung möglich. 
Eine Erweiterung nach Osten muss aufgrund der vorhandenen Ortslage Neu Degtow 
ausgeschlossen werden. Diese befindet sich etwa 230 m entfernt und ist fast aus-
schließlich durch Wohnnutzung gekennzeichnet. Ein Heranrücken ist mindestens aus 
immissionsschutzrechtlicher Sicht problematisch.  
Nördlich der Bundesstraße wäre eine Erweiterung der Gewerbeflächen denkbar. Hier 
befinden sich derzeit Ackerflächen, die eine Fläche von etwa 16 ha umfassen. Die 
Ackerwertzahlen variieren zwischen 31 und 58, ähnlich der am geplanten Großgewer-
bestandort. Allerdings wäre die Flächennutzung durch den vorhandenen Wald am 
Ploggensee und dem damit einhergehenden Waldabstand nur eingeschränkt nutzbar. 
Aus Sicht der Stadt Grevesmühlen wäre dieser Standort zwar für die Ausweisung wei-
terer Gewerbeflächen geeignet, allerdings nur in eingeschränktem Umfang. Unter Be-
rücksichtigung der Standortfaktoren, auch bezüglich des Verkehrsaufkommens insge-
samt, wird deshalb der Standort an der Autobahn als bevorzugt bewertet. 
 
(3) Gewerbegebiet am Grünen Weg 
 
Das Gewerbegebiet am Grünen Weg befindet sich im Südosten des Stadtgebietes von 
Grevesmühlen und wird im Norden durch Wohnbebauung und Grünflächen, im Osten 
durch die Landesstraße 03 sowie angrenzenden Ausgleichsflächen, im Süden durch 
die Bahnlinie Lübeck – Bad Kleinen sowie im Westen durch Wohnbebauung sowie 
Kleingärten begrenzt. 
Innerhalb des Gebietes sind unterschiedliche Nutzungen vorhanden, diese reichen 
von Automobilverkäufern und -werkstätten über eine großflächige Metallbearbeitungs-
firma bis hin zu kleineren gewerblichen und dienstleistungsorientierten Unternehmen 
und Lagerflächen und -hallen. Das Gewerbegebiet ist nahezu vollständig bebaut, klei-
nere Restflächen sind für die Stadt Grevesmühlen nicht verfügbar. 
Aufgrund der Lage im Südosten der Stadt Grevesmühlen ist der Standort geeignet, die 
durch ein Gewerbegebiet erzeugten Verkehre sinnvoll zu lenken. Mit der Anbindung 
des Grünen Weges an die Landesstraße 03 besteht eine nahezu direkte Anbindung 
an die Autobahn 20. 
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Allerdings ist eine Erweiterung aufgrund von fehlenden Erweiterungsflächen auszu-
schließen. Südlich befinden sich bereits Gewerbeflächen am Degtower Weg, auch 
diese werden vollständig genutzt. Des Weiteren befindet sich südöstlich des Gewer-
begebietes das Naturschutzgebiet „Kalkflachmoor und Mergelgruben bei Degtow“.  
Aus Sicht der Stadt Grevesmühlen ist dieser Standort nicht für die Ausweisung weite-
rer Gewerbeflächen geeignet. 
 
(4) Standort an der Autobahn 20 
 
Wie bereits im vorherigen Kapitel beschrieben, ist der in Aussicht genommene Groß-
gewerbestandort im Rahmen der Ausweisungen des Landesraumentwicklungspro-
gramm Mecklenburg-Vorpommern festgelegt worden. Dieser Standort bietet aufgrund 
der Nähe zur Autobahn enorme Vorteile. Zudem können durch die interkommunale 
Zusammenarbeit mit der Nachbargemeinde Upahl die innergebietlichen Verkehrs-
wege an einem Standort koordiniert werden und Flächen zur Verfügung gestellt wer-
den, die an anderen Standorten für größere Gewerbeunternehmen nicht zur Verfügung 
stehen. 
 
Fazit 
 
Der Stadt Grevesmühlen stehen derzeit keine größeren gewerblichen Bauflächen zur 
Verfügung. Innerhalb des Gewerbegebietes Nordwest sind noch Flächen in Größe von 
0,8 ha verfügbar. Die beiden anderen Gewerbegebiete sind vollständig bebaut bzw. in 
privater Hand. Um auch künftig Gewerbeflächen zur Verfügung stellen zu können, ist 
daher für das Mittelzentrum Grevesmühlen eine Ausweisung von weiteren Gewerbe-
gebietsflächen unabdingbar. 
Wie zuvor dargelegt, sind Erweiterungen der bestehenden Gebiete als problematisch 
zu bewerten. Die Flächen im Norden des Siedlungsbereiches werden von Wald, Aus-
gleichsflächen oder Wohnbauflächen berührt. Die Anbindung des Industrie- und Ge-
werbegebietes Nordwest an die Autobahn 20 ist zwangsläufig nur durch die Stadt zu 
realisieren. 
Die Stadt Grevesmühlen spricht sich deshalb für den gewählten Standort an der süd-
lichen Stadtgrenze aus. Zum einen wird dieser Standort im Landesraumentwicklungs-
programm aus dem Jahr 2016 ausgewiesen und als landesbedeutsam bewertet. Auch 
die Kooperation der Stadt Grevesmühlen mit der Gemeinde Upahl kann daraus abge-
leitet werden. Zum anderen besteht an diesem Standort die Möglichkeit, eine nahezu 
direkte Anbindung an die Bundesautobahn 20 zu schaffen. Dieser strategische Vorteil 
sollte unbedingt genutzt werden, da so nicht nur die Stadt Grevesmühlen, sondern 
auch die Gemeinde Upahl, ihre jeweilige Wohnbevölkerung vor negativen Beeinträch-
tigungen schützen kann. 
Zu guter Letzt sieht die Stadt Grevesmühlen eine enorme Chance in der Zusammen-
arbeit mit der Gemeinde Upahl. Durch die interkommunale Zusammenarbeit können 
Synergieeffekte geschaffen werden, die bei der Durchführung von Einzelplanungen 
nicht möglich sind. Die Stadt Grevesmühlen und die Gemeinde Upahl können so bei-
derseitig von der Ausweisung eines Großgewerbestandortes profitieren. 
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2.3 Ziel der 7. Änderung des Flächennutzungsplanes 
 
Mit dem Bebauungsplan Nr. 49 „Interkommunaler Großgewerbestandort Grevesmüh-
len-Upahl“ beabsichtigt die Stadt Grevesmühlen, die planungsrechtlichen Vorausset-
zungen für die Ausweisung großflächiger Gewerbeflächen im Süden des Stadtgebie-
tes zu schaffen. 
 
Die planungsrechtlichen Ziele des Bebauungsplanes Nr. 49 stimmen nicht mit den Flä-
chendarstellungen des Flächennutzungsplanes in der wirksamen Fassung überein. 
Dieser weist im Änderungsbereich derzeit Flächen für die Landwirtschaft, Flächen für 
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 
sowie sonstige überörtliche und örtliche Hauptverkehrsstraßen aus. 
 
Die Landesstraße als Hauptverkehrsstraße bleibt auch im Rahmen der 7. Änderung 
des Flächennutzungsplanes bestehen. Der überwiegende Teil des Änderungsberei-
ches soll nunmehr als gewerbliche Baufläche festgesetzt werden. Lediglich im Bereich 
der Gemeindegrenze wird eine Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Gemarkungs-
hecke“ dargestellt. Da der Flächennutzungsplan als vorbereitender Bauleitplan keine 
parzellenscharfe Darstellung gewährleistet, sollen im Rahmen der 7. Änderung des 
Flächennutzungsplanes der Stadt Grevesmühlen nur die wichtigsten Parameter auf-
genommen werden. Die Planung wird innerhalb des Verfahrens zum Bebauungsplan 
Nr. 49 konkretisiert. 
Aufgrund ihrer Ausprägung und Wirkung auf das Landschaftsbild soll die Gemarkungs-
hecke künftig in die Darstellung des Flächennutzungsplanes aufgenommen werden. 
Dies gilt ebenso für die 5. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Upahl 
auf der anderen Seite der Gemeindegrenze. Die Hecke soll künftig weitestgehend er-
halten und nur für die südliche Anbindung an die Landesstraße unterbrochen werden. 
Für die Stadt Grevesmühlen ist die Hecke ein prägendes Landschaftselement, das 
nunmehr Berücksichtigung im Flächennutzungsplan findet. 
 
Im Rahmen der 7. Änderung des Flächennutzungsplanes werden Gewerbliche Bau-
flächen (§ 1 Abs. 1 Nr. 3 BauNVO), Sonstige überörtliche und örtliche Hauptverkehrs-
straßen (§ 5 Abs. 2 Nr. 3 BauGB) sowie eine Grünfläche (§ 5 Abs. 2 Nr. 4 BauGB) 
ausgewiesen. Die Grünfläche erhält die Zweckbestimmung „Gemarkungshecke“. 
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2.4 Flächenbilanz 
 
Der Änderungsbereich der 7. Änderung des Flächennutzungsplanes umfasst eine Flä-
che von rund 30 ha. Dabei ergibt sich folgende Flächenverteilung: 
 
Tab. 1: Flächenbilanz, gerundete Werte. 

Bisherige Flächennutzungsplanung 
7. Änderung 

des Flächennutzungsplanes 

Flächen für die Landwirt-
schaft 
davon Flächen für Maßnah-
men zum Schutz, zur Pflege 
und zur Entwicklung von 
Natur und Landschaft 

292 700 m² 
 

2 150 m² 

Gewerbliche Bauflächen 286 485 m² 

Sonstige überörtliche 
und örtliche Hauptver-
kehrsstraßen 

7 400 m² 
Sonstige überörtliche 
und örtliche Hauptver-
kehrsstraßen 

 7 400 m² 

  Grünflächen 6 215 m² 

Gesamt 300 100 m² Gesamt 300 100 m² 

 
 
3. Immissionsschutz 
 
Aufgabe von Bauleitplanungen im Hinblick auf den Immissionsschutz ist es, abschlie-
ßend die Frage nach den auf das Plangebiet einwirkenden Immissionen zu beantwor-
ten und dafür zu sorgen, dass die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsver-
hältnisse beachtet werden. Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens wurde die ALN 
Akustik Labor Nord GmbH mit Sitz in Lübeck beauftragt, eine Schalltechnische Unter-
suchung für die beiden sich ergänzenden Bebauungspläne zu erstellen. 
Die Ergebnisse der Untersuchung werden im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens 
behandelt und bewertet. Sollten Maßnahmen notwendig werden, die gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse gewährleisten, so werden diese in den Festsetzungskatalog 
des Bebauungsplanes aufgenommen. 
 
Im Rahmen der Flächennutzungsplanänderung erfolgt zum Entwurf eine Bewertung 
der Untersuchungsergebnisse. 
 
 
4. Erschließung und Planungskosten 
 
Der Änderungsbereich der 7. Änderung des Flächennutzungsplanes befindet sich di-
rekt an der Landesstraße L03 zwischen Grevesmühlen und Schwerin. Südlich des Än-
derungsbereiches ist über die Anschlussstelle Grevesmühlen der Bundesautobahn 20 
eine Anbindung an das überregionale Autobahnnetz vorhanden.  Im Rahmen des Be-
bauungsplanes Nr. 49 ist vorgesehen, die innergebietliche Haupterschließung an die 
Landesstraße anzubinden. Hierzu ist die Anlage von mindestens einem Kreisverkehr 
vorgesehen.  
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Im Rahmen des Bebauungsplanes wurden zum Vorentwurf durch das Ingenieurbüro 
Klaeser & Partner Beratende Ingenieure PartG bmH mit Sitz in Waren (Müritz) Ver-
kehrszählungen durchgeführt und erste Prognosefälle berechnet. Daraus ergibt sich 
unter anderem, dass auch für die Autobahnauffahrt nach Lübeck eine Lichtsignalan-
lage am Knotenpunkt mit der Landesstraße notwendig wird. Konkrete Ausführungen 
dazu trifft der Bebauungsplan. Erste Abstimmungen mit dem Straßenbauamt Schwerin 
diesbezüglich fanden bereits im Zuge der Konzeption der Planung statt. 
 
Die technische Erschließung des Änderungsbereiches muss neu hergestellt werden. 
Entlang der Landesstraße sind Leitungen der Ver- und Entsorger vorhanden. Teilweise 
ist ein Anschluss an vorhandene Leitungen möglich. Im Rahmen des Bebauungspla-
nes wird geprüft, inwieweit ein weiterer Ausbau der vorhandenen Leitungen für die 
innergebietliche Erschließung möglich ist. Die Ver- und Entsorgungsleitungen inner-
halb des geplanten Gewerbegebietes werden im Rahmen der Erschließungsplanung 
des Bebauungsplanes Nr. 49 konkret geplant und im Rahmen der Beteiligungen der 
Träger öffentlicher Belange mit den jeweiligen Trägern abgestimmt.  
 
Die Flächen innerhalb des Änderungsbereiches befinden sich zum Zeitpunkt des Vor-
entwurfs überwiegend in privatem Besitz. Die Stadt Grevesmühlen hat bereits Ver-
handlungen mit den Flächeneigentümern zum Grunderwerb aufgenommen, ggf. wird 
ein Umlegungsverfahren eingeleitet. Die Kosten für die Planung, die Erschließung und 
die Ausgleichsmaßnahmen trägt die Stadt Grevesmühlen.  
 
 
5. Durchführungsrelevante Hinweise 
 
Nach gegenwärtigem Kenntnisstand sind im Änderungsbereich keine Bau- und Bo-
dendenkmale bekannt. 
Wer während der Baumaßnahmen Sachen, Sachgesamtheiten oder Teile von Sachen 
(Funde) entdeckt, von denen anzunehmen ist, dass an ihrer Erhaltung gemäß § 2 Abs. 
1 des DSchG M-V ein öffentliches Interesse besteht, hat dies unverzüglich anzuzei-
gen. Anzeigepflicht besteht für den Entdecker, den Leiter der Arbeiten, den Grundei-
gentümer, zufälligen Zeugen, die den Wert des Gegenstandes erkennen. 
Die Anzeige hat gegenüber der unteren Denkmalschutzbehörde zu erfolgen. Sie leitet 
die Anzeige unverzüglich an die Denkmalfachbehörde weiter. 
Der Fund und die Fundstelle sind in unverändertem Zustand zu erhalten. Die Verpflich-
tung erlischt fünf Werktage nach Zugang der Anzeige, bei schriftlicher Anzeige spä-
testes nach einer Woche. Die untere Denkmalschutzbehörde kann die Frist im Rah-
men des Zumutbaren verlängern, wenn die sachgerechte Untersuchung oder die Ber-
gung des Denkmals dies erfordert – vgl. § 11 Abs. 1, 2, 3 DSchG M-V. 
 
Nach gegenwärtigem Kenntnisstand sind im Änderungsbereich keine Altlastenver-
dachtsflächen bekannt. Werden bei Bauarbeiten Anzeichen für bisher unbekannte Be-
lastungen des Untergrundes (unnatürliche Verfärbungen bzw. Gerüche, Austritt ver-
unreinigter Flüssigkeiten, Ausgasungen, Altablagerungen) angetroffen, ist der Grund-
stücksbesitzer sowie die gemäß § 4 Abs. 3 und 6 Bundesbodenschutzgesetz 
(BBodSchG) genannten Personen zur ordnungsgemäßen Entsorgung des belasteten 
Bodenaushubs verpflichtet. Auf die Anzeigepflicht bei der unteren Bodenschutzbe-
hörde des Landkreises wird hingewiesen. Diese Pflicht gilt bei Baumaßnahmen, 
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Baugrunduntersuchungen oder ähnlichen Einwirkungen auf den Boden und den Un-
tergrund zusätzlich auch für die Bauherren und die von ihnen mit der Durchführung 
dieser Tätigkeiten Beauftragten, Schadensgutachter, Sachverständige und Untersu-
chungsstellen. Der Grundstücksbesitzer ist als Abfallbesitzer nach § 15 Kreislaufwirt-
schaftsgesetz (KrWG) zur ordnungsgemäßen Entsorgung des belasteten Bodenaus-
hubs verpflichtet. 
 
Der Änderungsbereich ist als nicht kampfmittelbelastet bekannt. Es ist jedoch nicht 
auszuschließen, dass bei Tiefbaumaßnahmen Munitionsfunde auftreten können. Aus 
diesem Grunde sind Tiefbauarbeiten mit entsprechender Vorsicht durchzuführen. Soll-
ten bei diesen Arbeiten kampfmittelverdächtige Gegenstände oder Munition aufgefun-
den werden, ist aus Sicherheitsgründen die Arbeit an der Fundstelle und der unmittel-
baren Umgebung sofort einzustellen und der Munitionsbergungsdienst zu benachrich-
tigen. Nötigenfalls ist die Polizei und ggf. die örtliche Ordnungsbehörde hinzuzuziehen. 
 
Bei allen Maßnahmen ist Vorsorge zu treffen, dass schädliche Bodeneinwirkungen, 
welche eine Verschmutzung, unnötige Vermischung oder Veränderungen des Bodens, 
Verlust von Oberboden, Verdichtung oder Erosion hervorrufen können, vermieden 
werden. 
Werden bei Bauarbeiten Anzeichen für bisher unbekannte Belastungen des Unter-
grundes (unnatürlicher Geruch, anormale Färbung, Austritt verunreinigter Flüssigkei-
ten, Ausgasungen, Altablagerungen) angetroffen, ist der Grundstücksbesitzer gemäß 
§ 4 Abs. 3 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) zur ordnungsgemäßen Entsor-
gung des belasteten Bodenaushubs verpflichtet. Auf die Anzeigepflicht bei der unteren 
Abfallbehörde des Landkreises wird hingewiesen. 
 
Der überwiegende Teil des Änderungsbereiches befindet sich innerhalb der Trinkwas-
serschutzzone III B der Wasserschutzgebietsverordnung Grevesmühlen-Wotenitz 
(MV_WSG_2133_08). Weiterhin befindet sich der nordwestliche Teil des Änderungs-
bereiches innerhalb der Trinkwasserschutzzone III A der Wasserschutzgebietsverord-
nung Grevesmühlen-Wotenitz (MV_WSG_2133_08). Es ist daher die Richtlinie für 
Trinkwasserschutzgebiete aus dem Regelwerk des Deutschen Vereins des Gas- und 
Wasserfaches (DVGW) einzuhalten. Bei allen Baumaßnahmen sind Maßnahmen zum 
Schutz des Grundwassers zu beachten und durchzuführen. 
 
Der vorliegende Vorentwurf ist nicht rechtsverbindlich. Alle Rechtsgeschäfte, die auf 
Grundlage dieses Vorentwurfes getätigt werden, geschehen auf eigene Verantwor-
tung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Grevesmühlen, den .......................... 
                 Der Bürgermeister 
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Hinweis: Aufgrund der parallel Bearbeitung der vorbereitenden und verbindlichen Bau-
leitplanung wird auf die Terminologie des Bebauungsplanes zurückgegriffen. 
 
 
1. Einleitung 
 
1.1 Kurzdarstellung der Inhalte und Ziele des Bebauungsplanes 
 
1.1.1 Anlass der Planung 
 
Die Stadt Grevesmühlen beabsichtigt derzeit die Entwicklung eines Großgewerbe-
standortes in Kooperation mit der Nachbargemeinde Upahl entsprechend der Auswei-
sung des Landesraumentwicklungsprogramms Mecklenburg-Vorpommern. Dazu stellt 
sie den Bebauungsplan Nr. 49 mit der Gebietsbezeichnung „Interkommunaler Groß-
gewerbestandort Grevesmühlen-Upahl“ auf. Dies geschieht in enger Zusammenarbeit 
mit der Gemeinde Upahl, die ihrerseits den Bebauungsplan Nr. 9 „Interkommunaler 
Großgewerbestandort Grevesmühlen-Upahl“ aufstellt. 
 
Mit dem Bebauungsplan Nr. 49 will die Stadt Grevesmühlen, die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für die Neuausweisung eines Gewerbegebietes nach § 8 BauNVO 
im Süden des Stadtgebietes, schaffen. Sie reagiert damit auf die anhaltende Nach-
frage, auch nach größeren Gewerbeflächen. Innerhalb des Stadtgebietes sind derzeit 
kaum noch Flächen für eine Vermarktung verfügbar. Um auch künftig Gewerbeflächen 
zur Verfügung stellen zu können, ist daher für das Mittelzentrum Grevesmühlen eine 
Ausweisung von weiteren Gewerbegebietsflächen unabdingbar.  
 
In Bezug auf die vorliegende Planung hat sich die Stadt Grevesmühlen entschieden, 
die Ausweisung des Großgewerbegebietes südlich des Siedlungsbereiches vorzuneh-
men.  
 
Ziel der Planung ist es, auch größere Gewerbegrundstücke, anbieten zu können, die 
im Rest des Stadtgebietes nicht zur Verfügung stehen bzw. aufgrund von Emissionen 
nicht uneingeschränkt für Gewerbebetriebe nutzbar sind. Durch die räumliche Ver-
knüpfung mit der Gemeinde Upahl können Synergieeffekte geschaffen werden, die bei 
der Durchführung von Einzelplanungen nicht möglich sind. Aufgrund der Lage der Au-
tobahnanschlussstelle Grevesmühlen auf dem Gemeindegebiet der Gemeinde Upahl 
können die Stadt Grevesmühlen und die Gemeinde Upahl so beiderseitig von der Aus-
weisung eines Großgewerbestandortes profitieren. 
Die Neuausweisung von Gewerbeflächen an diesem Standort ist zudem Bestandteil 
des Landesraumentwicklungsprogramms Mecklenburg-Vorpommern von 2016 und ist 
dadurch ein wichtiger Baustein der kommunalen sowie der landesweiten Wirtschafts-
politik. Durch die Lage direkt nördlich der Bundesautobahn 20 sollen zudem die Ver-
kehrsströme sinnvoll geleitet werden. Für die Stadt Grevesmühlen, in Kooperation mit 
der Gemeinde Upahl, steht deshalb die Schaffung eines Großgewerbestandortes mit 
optimaler Verkehrsanbindung im Vordergrund. 
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Des Weiteren hat sich die Stadt Grevesmühlen mit Möglichkeiten zur Ausweisung ei-
nes „Grünen Gewerbegebietes“ auseinandergesetzt. Für das Großgewerbegebiet sind 
dabei Energie- und Wärmekonzepte zu erstellen und Festsetzungen zu treffen, die 
nicht nur ein Einfügen des Gebietes ermöglichen, sondern in der Lage sind Eingriffe in 
den Bodenhaushalt zu minimieren und das Kleinklima am Standort zu verbessern. 
 
Für den Bebauungsplan Nr. 49 der Stadt Grevesmühlen werden umfangreiche Unter-
suchungen vorgenommen. Die entsprechenden Fachgutachten werden im Rahmen 
des Entwurfes der Planung konkretisiert. Der Vorentwurf enthält allgemeine Ausfüh-
rungen zu den Bodenverhältnissen, zur Verkehrsplanung, zum Schallschutz sowie zur 
Konzeption der Ver- und Entsorgung. 
 

1.1.2 Lage des Plangebietes 
 
Allgemeine Lage 
Das Gebiet wird naturräumlich dem Höhenrücken und der mecklenburgischen Seen-
platte zugeordnet. Das Stadtgebiet grenzt im Norden an die Gemeinden Damshagen 
und Warnow, im Osten an die Gemeinden Hohenkirchen und Gägelow, im Süden an 
die Gemeinde Upahl sowie im Westen an die Gemeinden Bernstorf und Stepenitztal 
an. 
 
Durch das Plangebiet verläuft im Osten die Landesstraße L03 zwischen Grevesmüh-
len und Schwerin. Südlich des Plangebietes verläuft die Autobahn 20 mit der An-
schlussstelle Grevesmühlen. 
 
Beschreibung des Plangebietes 
Das Plangebiet umfasst im Wesentlichen eine intensiv landwirtschaftlich genutzte 
Ackerfläche. Im Süden wird das Plangebiet durch eine Hecke begrenzt. Außerdem 
befindet sich die Landesstraße 03 im Geltungsbereich. Das Plangebiet befindet sich 
südliche der Stadt Grevesmühlen und nördlich der Bundesautobahn 20 im Landkreis 
Nordwestmecklenburg des Landes Mecklenburg-Vorpommern. Es besitzt eine Flä-
chengröße von rund 30 ha. 
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Abb. 1: Luftbild mit Lage des Plangebietes © GeoBasis DE/M-V 2022. 

 
1.1.3 Inhalt und Ziel des Bebauungsplanes 
 
Mit dem Bebauungsplan Nr. 49 will die Stadt Grevesmühlen, die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für die Neuausweisung eines Gewerbegebietes nach § 8 BauNVO 
im Süden des Stadtgebietes, schaffen. Sie reagiert damit auf die anhaltende Nach-
frage, auch nach größeren Gewerbeflächen. Innerhalb des Stadtgebietes sind derzeit 
kaum noch Flächen für eine Vermarktung verfügbar. Um auch künftig Gewerbeflächen 
zur Verfügung stellen zu können, ist daher für das Mittelzentrum Grevesmühlen eine 
Ausweisung von weiteren Gewerbegebietsflächen unabdingbar. 
 
1.2 Rahmenbedingungen der Umweltprüfung 
 
1.2.1 Rechtliche Grundlagen des Umweltberichtes 
 
Bei der Aufstellung der Bauleitpläne ist gemäß § 2 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) für 
die Belange des Umweltschutzes eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die vo-
raussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen der Planung ermittelt werden und in 
einem Umweltbericht beschrieben und bewertet werden. Hinsichtlich der Prüfungs-
dichte kann sich die Umweltprüfung folglich auf Umweltaspekte und Schutzgüter be-
schränken, auf die sich der Bauleitplan erheblich auswirkt. Der Umweltbericht bildet 
nach § 2a BauGB einen gesonderten Teil der Begründung; dieser ist – dem jeweiligen 
Verfahrensstand entsprechend – inhaltlich anzupassen. 
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1.2.2 Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 
 
Die Stadt bzw. Gemeinde legt nach § 2 Abs. 4 Satz 2 BauGB im Rahmen der Umwelt-
prüfung fest, in welchem Umfang und Detaillierungsgrad die Ermittlung der Umwelt-
Belange für die Abwägung erforderlich ist. Darüber hinaus bezieht sich die Umweltprü-
fung auf das, was nach gegenwärtigem Wissensstand und allgemein anerkannten 
Prüfmethoden sowie nach Inhalt und Detaillierungsgrad des Bauleitplanes in ange-
messener Weise verlangt werden kann (§ 2 Abs. 4 Satz 3 BauGB). Zum Detailierungs-
grad fanden bereits zum Vorentwurf Abstimmungen mit der unteren Naturschutzbe-
hörde (uNB) des Landkreises Nordwestmecklenburg statt. Diese werden im vorliegen-
den Umweltbericht zum Vorentwurf berücksichtigt. (Die Stadt Grevesmühlen bittet die 
uNB diesbezüglich bereits zum Vorentwurf um eine ausführlich und auf den Bebau-
ungsplan abgestimmte Stellungnahme.) Aus der betreffenden Rechtsnorm ergibt sich 
auch hier eine Begrenzung der Prüfungsdichte, insbesondere in Abhängigkeit von In-
halt und Detaillierungsgrad des Bauleitplanes. Das Ergebnis der Umweltprüfung ist in 
der Abwägung zu berücksichtigen.  
 
Die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege ergeben sich aus § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB; ergänzende Vorschriften zum 
Umweltschutz sind in § 1a BauGB dargelegt.  
 
Umweltrelevante Prüfkriterien und Schutzgüter entsprechend § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB 
 

- die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wir-
kungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt 
(§ 1 Abs. 6 Nr. 7a BauGB) 

- umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit so-
wie die Bevölkerung insgesamt (§ 1 Abs. 6 Nr. 7c BauGB) 

- umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter 
(§ 1 Abs. 6 Nr. 7d BauGB) 

- die Wechselwirkungen zwischen den vorstehenden, d. h. in § 1 Abs. 6 Nr. 7a, 
c und d BauGB benannten Belangen des Umweltschutzes (§ 1 Abs. 6 Nr. 7i 
BauGB) 

- die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete (Gebiete 
von gemeinschaftlicher Bedeutung und Europäische Vogelschutzgebiete) im 
Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes – BNatSchG (§ 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB) 

- die Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit Abfällen 
und Abwässern (§ 1 Abs. 6 Nr. 7e BauGB) 

- die Nutzung der erneuerbaren Energien sowie die sparsame und effiziente Nut-
zung von Energie (§ 1 Abs. 6 Nr. 7f BauGB 

- die Darstellung von Landschaftsplänen sowie von sonstigen Plänen, insbeson-
dere des Wasser-, Abfall- und Immissionsschutzrechts (§ 1 Abs. 6 Nr. 7g 
BauGB) 

- die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in denen die durch 
Rechtsverordnung zur Erfüllung von bindenden Beschlüssen der Europäischen 
Gemeinschaften festgelegten Immissionsgrenzwerte nicht überschritten wer-
den (§ 1 Abs. 6 Nr. 7h BauGB) 
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Umweltrelevante Grundsätze und Prüfkriterien sowie Schutzgüter entsprechend 
§ 1a BauGB: 
 

- Mit Grund und Boden soll durch Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nach-
verdichtung und anderen Maßnahmen zur Innenentwicklung sparsam und 
schonend umgegangen werden (§ 1a Abs. 2 Satz 1 BauGB). 

- Die Bodenversiegelung ist auf das notwendige Maß zu begrenzen (§ 1a 
Abs. 2 Satz 1 BauGB). 

- Landwirtschaftlich, als Wald oder für Wohnzwecke genutzte Flächen sollen nur 
im notwendigen Umfang umgenutzt werden (§ 1a Abs. 2 Satz 2 BauGB). 

- Die Anwendung der Eingriffsregelung, d. h. Vermeidung und Ausgleich voraus-
sichtlich erheblicher Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leis-
tungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts sind in der Abwägung zu be-
rücksichtigen (§ 1a Abs. 3 Satz 1 BauGB). 

- Den Erfordernissen des Klimaschutzes soll sowohl durch Maßnahmen, die dem 
Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den 
Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden (§ 1a Abs. 5 Satz 1 BauGB). 
Die betreffenden Erfordernisse sind nach § 1a Abs. 3 Satz 2 BauGB in der Ab-
wägung zu berücksichtigen und wurden mit der jüngsten Anpassung des Bau-
gesetzbuches im Katalog der Aufgaben der Bauleitplanung entsprechend § 1 
Abs. 5 Satz 2 BauGB ergänzt. Nunmehr sollen die Bauleitpläne entsprechend 
§ 1 Abs. 5 Satz 2 BauGB neben dem Beitrag, eine menschenwürdige Umwelt 
zu sichern und die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwi-
ckeln, auch dem Klimaschutz und der Klimaanpassung dienen. 

 
1.2.3 Methodik der Umweltprüfung 
 
Für den Bebauungsplan Nr. 49 der Stadt Grevesmühlen werden innerhalb des Um-
weltberichtes die ermittelten voraussichtlichen Umweltauswirkungen auf Grundlage 
der Anlage 1 des BauGB beschrieben und bewertet.  
 
Der Umweltbericht beschreibt und bewertet die projektbedingten Auswirkungen auf 
Mensch, Natur und Umwelt einschließlich der entstehenden Wechselwirkungen ge-
mäß den gesetzlichen Vorgaben des § 2 Abs. 4 BauGB. Als geeignete Untersu-
chungsmethode wird zunächst die Bilanzierung der festgesetzten Flächennutzungen 
gegenüber dem Bestand angesehen. Hieraus wird als 1. Schritt der Analyse deutlich, 
inwieweit es zu nachteiligen Wirkungen auf die zu untersuchenden Schutzgüter 
kommt. In weiteren Analyseschritten erfolgt eine naturschutzfachliche und arten-
schutzrechtliche Bewertung der sich aus dem Vorhaben ergebenden Veränderungen. 
Die methodische Vorgehensweise zur Beschreibung und Bewertung der Umweltaus-
wirkungen durch das Projekt erfolgte im Regelfall verbal argumentativ. 
 
Neben diesen regulären Schritten wurden für den vorliegenden Bebauungsplan wei-
tere Fachuntersuchungen durchgeführt. Diese stehen im Wesentlichen im Zusammen-
hang mit den Schutzgebietsausweisungen und gesetzlich geschützten Biotopen.  
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1.2.4 Verfahrensablauf der Planung 
 
Im Zusammenhang mit den naturschutzfachlichen Belangen fanden im Vorfeld des 
Vorentwurfes des Bebauungsplanes Nr. 49 Abstimmungen mit der unteren Natur-
schutzbehörde (uNB) statt. Aus Sicht der uNB ist die Verträglichkeit des Vorhabens 
mit den Natura 2000-Gebieten, die sich in näherer Umgebung des Plangebietes befin-
den, zu untersuchen. Daneben spielt die mögliche Beeinträchtigung des Landschafts-
bildes eine wesentliche Rolle für die Erarbeitung des Bebauungsplanes. Nachfolgend 
ist eine Zusammenfassung der Abstimmungsinhalte wiedergegeben. 
 

- Die Biotopkartierung ist über den üblichen 200 m-Radius hinaus zu erweitern, 
um mögliche Störwirkungen hochwertiger Biotopstrukturen und Arten zu erfas-
sen und artenschutzrechtlich zu bewerten. Die mehr kartierten Biotoptypen ha-
ben keine Relevanz für die Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung. Die Kartierun-
gen über den 200 m Radius hinaus sind ausschließlich für den Artenschutz ent-
scheidend. 

- Im Rahmen der Betrachtung der artenschutzrechtlichen Belange sind die Tier-
arten nach den Angaben der Anlage 2 der HzE (2018) aufzunehmen.  

- Das Wohnhaus und alle Strukturen im Plangebiet (Gemeinde Upahl) sind auf 
die Eignung als Quartier für verschiedene Tierarten zu betrachten und zu be-
werten. 

- Liegt keine Nutzung des Wohnhauses als Quartier vor, ist dieses so zu ver-
schließen, dass eine spätere Nutzung ausgeschlossen werden kann. 

- Vor dem Abriss des Wohnhauses hat erneut eine artenschutzrechtliche Unter-
suchung zu erfolgen. 

- Eine artenschutzrechtliche Untersuchung hat ebenfalls für das Gebäude 200 m 
östlich des Plangebietes zu erfolgen. 

- Aussagen zum Landschaftsbild: 
Pylone sind nach dem Windkrafterlass zu bewerten. 
Der Eingriff in das Landschaftsbild durch das Vorhaben hat nach den Regelun-
gen der HzE (2018) zu erfolgen. Eine Landschaftsbildbewertung hat erst ab ei-
ner Gebäudehöhe von 25 m zu erfolgen. 
Gestalterische Maßnahmen zur Einbindung in die freie Landschaft werden emp-
fohlen. 

- Der Poischower Mühlenbach ist nach der Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) zu 
betrachten. 

- Die Schutzgüter Boden und Fläche sind umfangreich zu betrachten und zu be-
werten. 
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2. Umweltbezogene Ziele der Fachgesetze und Fachplanung 
 
2.1 Fachgesetze 
 
2.1.1 Fachgesetze in der Schutzgutbetrachtung 
 
In der nachfolgenden Tabelle sind die zu beachtenden einschlägigen Fachgesetze, 
aufgeschlüsselt nach den im nachfolgenden Kapitel behandelten Schutzgütern, dar-
gestellt. Im Anschluss erfolgt eine Darstellung der einschlägigen Fachgesetze und ih-
rer Berücksichtigung in dem hier behandelten Bebauungsplan.  
 
Tabelle 1: Fachgesetze für die Schutzgutbetrachtung 

Schutzgut Fachgesetzliche Vorgaben 

Mensch 
▪ Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) 
▪ Verordnung zur Durchführung des BImSchG in der aktuellen Fas-

sung (BImSchV) 

Fläche ▪ Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) 

Pflanzen und Tiere 

▪ Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)  
▪ Naturschutzausführungsgesetz (NatSchAG M-V)  
▪ Bundesartenschutzverordnung (BArtSchV)  
▪ FFH-Richtlinie (FFH-RL) 

Landschaft 
▪ BNatSchG  
▪ NatSchAG M-V 

Boden 
▪ BBodSchG  
▪ Bundesbodenschutzverordnung (BBodSchV) 

Wasser 
▪ Landeswassergesetz M-V (LWaG M-V)  
▪ EU-Wasserrahmenrichtlinie (EU WRRL)  
▪ Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushaltes (WHG)  

Klima/Luft 
▪ BImSchG 
▪ BImSchV 

Kultur- und Sach-
güter 

▪ Denkmalschutzgesetz M-V (DSchG M-V) 

 
2.1.2 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
 
Eingriffsregelung 
Für das Bebauungsplanverfahren ist die Eingriffsregelung nach § 1a Absatz 3 BauGB 
in Verbindung mit dem Bundesnaturschutzgesetz (§§ 18 ff. BNatschG) zu beachten. 
Im Kapitel 5 erfolgt die Darstellung einer Eingriffsbilanzierung. Daraus abgeleitet wer-
den Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung und Kompensation dieser Eingriffe 
festgelegt.  
 
Mit § 12 Naturschutzausführungsgesetz (NatSchAG M-V) werden die Eingriffe in Natur 
und Landschaft in Landesrecht übertragen. Die Eingriffs- und Ausgleichsdarstellung 
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erfolgt auf der Grundlage der „Hinweise zur Eingriffsregelung“ des Landes Mecklen-
burg-Vorpommern aus dem Jahr 2018.  
Die Umsetzung der Kompensationsmaßnahmen wird, sofern es sich um Maßnahmen 
innerhalb des Plangebietes handelt, durch Festsetzungen sichergestellt. Die externen 
Kompensationsmaßnahmen werden über vertragliche Regelungen in Form von städ-
tebaulichen Verträgen oder Verträgen mit beispielsweise Anbietern von Ökopunkten 
rechtlich verbindlich definiert.  
 
Artenschutz 
Die §§ 44 und 45 des Bundesnaturschutzgesetzes regeln Vorschriften zum Umgang 
mit besonders geschützten Tier- und Pflanzenarten. Demnach ist es unter anderem 
verboten, wild lebende Tiere und Pflanzen der besonders geschützten Arten zu verlet-
zen, zu töten oder deren Entwicklungsformen zu beschädigen oder zu zerstören, 
streng geschützte Arten und europäische Vogelarten während bestimmter Zeiten er-
heblich zu stören oder Fortpflanzungs- und Ruhestätten der besonders geschützten 
Arten zu beschädigen oder zu zerstören. Für europäisch geschützte Arten gelten dar-
über hinaus bestimmte Bedingungen zum Erreichen von Verbotstatbeständen und 
möglichen Ausgleichsmaßnahmen. 
 
Sollten entsprechende Vorkommen festgestellt werden und durch das Vorhaben die 
im § 44 BNatSchG definierten Zugriffs- und Störungsverbote eintreten, kann die Pla-
nung von vorgezogenen Maßnahmen nach § 44 Abs. 5, eine artenschutzrechtliche 
Ausnahme nach § 45 oder einer Befreiung nach § 67 BNatSchG durch die oberste 
Naturschutzbehörde nötig werden. 
 
Die Beseitigung von Bäumen oder anderen Vegetationsbeständen hat nach den ge-
setzlichen Regelungen zum Schutz besonders geschützter Arten (insbes. Vögel) so-
wie aus Gründen des Artenschutzes außerhalb der Fortpflanzungsperiode (Anfang 
März bis Ende September) zu erfolgen (§ 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG). Unter bestimm-
ten Voraussetzungen sind Befreiungen möglich. 
 
Im Zusammenhang mit dem vorliegenden Bebauungsplan wird ein Artenschutzrecht-
licher Fachbeitrag (STADT LAND FLUSS PARTNERSCHAFT mbB HELLWEG & 
HÖPFNER, Rabenhorst) erarbeitet, der die Grundlage für den Nachweis der Einhal-
tung der benannten gesetzlichen Vorschriften bildet.  
 
2.1.3 Naturschutzausführungsgesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
(NatSchAG M-V) 
  
Das seit dem 22. Februar 2010 geltende Naturschutzgesetz des Landes Mecklenburg-
Vorpommern (Naturschutzausführungsgesetz) ist das Gesetz des Landes Mecklen-
burg-Vorpommern zur Ausführung des Bundesnaturschutzgesetzes.  
 
Baumschutz 
Die §§ 18 und 19 NatSchAG M-V regeln den gesetzlichen Schutz von Einzelbäumen, 
Alleen und Baumreihen.  
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Der § 18 NatSchAG M-V besagt, dass Bäume mit einem Stammumfang von mindes-
tens 100 Zentimetern, gemessen in einer Höhe von 1,30 Metern über dem Erdboden, 
gesetzlich geschützt sind. Des Weiteren werden folgende Ausnahmen definiert:  

- Bäume in Hausgärten, mit Ausnahme von Eichen, Ulmen, Platanen, Linden und 
Buchen 

- Obstbäume, mit Ausnahme von Walnuss und Esskastanie, 
- Pappeln im Innenbereich, 
- Bäume in Kleingartenanlagen im Sinne des Kleingartenrechts, 
- Wald im Sinne des Forstrechts, 
- Bäume in denkmalgeschützten Parkanlagen, sofern zwischen der unteren Na-

turschutzbehörde und der zuständigen Denkmalschutzbehörde einvernehmlich 
ein Konzept zur Pflege, Erhaltung und Entwicklung des Parkbaumbestands er-
stellt wurde. 

 
Der § 19 NatSchAG M-V besagt, dass Alleen und einseitige Baumreihen an öffentli-
chen oder privaten Verkehrsflächen und Feldwegen gesetzlich geschützt sind. Die Be-
seitigung von Alleen oder einseitigen Baumreihen sowie alle Handlungen, die zu deren 
Zerstörung, Beschädigung oder nachteiligen Veränderung führen können, sind verbo-
ten. Dies gilt nicht für die Pflege und Rekultivierung vorhandener Garten- und Parkan-
lagen entsprechend dem Denkmalschutzrecht. 
 
Ebenso werden jeweils die Regelungen zu Ausnahmetatbeständen dargestellt.  
 
Biotopschutz 
Im § 20 NatSchAG M-V sind die gesetzlichen Grundlagen zu geschützten Biotopen 
verankert. Gemäß § 20 NatSchAG M-V werden Ausnahmetatbestände beschrieben.  
 
In der Anlage 2 zu diesem Paragraphen sind die gesetzlich geschützten Biotope defi-
niert. Es erfolgt folgende Untergliederung: Feuchtbiotope, Gewässerbiotope, Trocken-
biotope und Gehölzbiotope.  
 
2.1.4 Wasserrahmenrichtlinie (Richtlinie 2000/60/EG) 
 
Die Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) setzt den rechtlichen Rahmen für die Wasserpo-
litik innerhalb der EU mit dem Ziel, die Wasserpolitik innerhalb der EU zu vereinheitli-
chen und stärker auf eine nachhaltige und umweltverträgliche Wassernutzung auszu-
richten. Hierzu werden unter anderem Umweltziele für den Schutz des Grundwassers 
und der Oberflächengewässer in der Richtlinie aufgestellt und so eine rechtliche Basis 
dafür geschaffen, wie das Wasser auf hohem Niveau zu schützen ist. Als Hauptziel 
wird angestrebt, dass Flüsse, Seen, Küstengewässer und Grundwasser nach Möglich-
keit bis 2015 - spätestens bis 2027 - einen guten Zustand erreichen. Als Referenz gilt 
die natürliche Vielfalt an Pflanzen und Tieren in den Gewässern, ihre unverfälschte 
Gestalt und Wasserführung und die natürliche Qualität des Oberflächen- und Grund-
wassers. In Deutschland ist die Wasserrahmenrichtlinie durch das Wasserhaushalts-
gesetz (WHG) in nationales Recht umgesetzt. 
Das Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie (LUNG) koordiniert die für die 
EG-Wasserrahmenrichtlinie aufgrund § 107 Abs. 2 LWaG M-V erforderlichen Arbeiten. 
Dazu gehört die Aufstellung und Fortschreibung der Bewirtschaftungspläne, 
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Maßnahmenprogramme und sonstigen Berichte gegenüber der EU. Es schafft insbe-
sondere im Zusammenwirken mit den Staatlichen Ämtern für Landwirtschaft und Um-
welt (StALU) und anderen Landesbehörden für die hierzu notwendigen fachlichen Vo-
raussetzungen. Es stimmt die fachlichen Belange mit den zuständigen Behörden in 
den übrigen, an den Flussgebietseinheiten beteiligten Ländern ab. 
 
2.2 Fachplanungen 
 
Nachfolgend werden die Zielaussagen der übergeordneten Fachplanungen hinsicht-
lich der regionalen Entwicklung der Gemeinde Upahl zusammenfassend dargestellt. 
 
2.2.1 Regionales Raumentwicklungsprogramm Westmecklenburg (RREP WM) 
 
Für den planungsrelevanten Bereich werden die nachfolgenden Aussagen im RREP 
WM getroffen. Die Gemeinde Upahl bzw. das Plangebiet befindet sich: 
 

• im Ländlichen Raum mit günstiger Wirtschaftsbasis (siehe Karte 3, RREP WM, 
2011),  

• sowie im Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft (siehe Karte 3, RREP WM, 2011) 
 
2.2.2 Gutachterlicher Landschaftsrahmenplan Westmecklenburg (GLRP WM) 
 
Naturräumliche Gliederung: 
Landschaftszone:  Höhenrücken und Mecklenburgische Seenplatte (4) 
Großlandschaft:  Westmecklenburgische Seenlandschaft (40) 
Landschaftseinheit:  Westliches Hügelland mit Stepenitz und Radegast (401) 
 
Es erfolgt eine Zusammenfassung der allgemeinen Darstellungen für die planungsre-
levanten Bereiche.  
 

• In Bezug auf die Schutzwürdigkeit der Arten und Lebensräume ist der 
Poischower Mühlenbach (nördlich des Plangebietes) und die Stepenitz (west-
lich des Plangebietes) als Bereich mit sehr hoher Schutzwürdigkeit dargestellt. 
Die umliegenden Bereiche und der Geltungsbereich selbst unterliegen keiner 
Schutzwürdigkeit (siehe Karte 3, GLRP WM, 2008). 

• Der Boden im Plangebiet ist als „Bereich mit mittlerer bis hoher Schutzwürdig-
keit“ (siehe Karte 4, GLRP WM, 2008) dargestellt. 

• In Bezug auf die Schutzwürdigkeit des Grund- und Oberflächenwassers ist das 
Plangebiet als „Bereich mit mittlerer bis hoher Schutzwürdigkeit“ verzeichnet 
(siehe Karte 6, GLRP WM, 2008). 

• Das Plangebiet ist niederschlagsbegünstigt dargestellt (siehe Karte 7, GRLP 
WM, 2008). 

• Das Plangebiet weist im Hinblick auf die Schutzwürdigkeit des Landschaftsbil-
des eine mittlere bis hohe Schutzwürdigkeit auf (siehe Karte 8, GLRP WM, 
2008). Die Funktionsbewertung der landschaftlichen Freiräume ist mit Stufe 1-
gering bewertet.  

• Der Poischower Mühlenbach, nördlich des Plangebietes und die Stepenitz, 
westlich des Plangebietes sind als Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung 
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(GGB) DE 2132-303 „Stepenitz-, Radegast- und Maurinetal mit Zuflüssen“ aus-
gewiesen. Ebenso ist dieser Bereich als Europäisches Vogelschutzgebiet 
(SPA) DE 2233-401 „Stepenitz-Poischower Mühlenbach-Radegast-Maurine“ 
gekennzeichnet (siehe Karte 10, GLRP WM, 2008).  

• Nordöstlich des Plangebietes befindet sich das Naturschutzgebiet 280 „Kalk-
flachmoor und Mergelgruben bei Degtow“ (siehe Karte 11, GLRP WM, 2008). 

 
Generell kann dem Gebiet zwischen Grevesmühlen und Upahl aufgrund der Auswei-
sung von Gewässerabschnitten als Natura 2000-Gebiete eine mittlere Bedeutung in 
Bezug auf den Naturschutz zugeordnet werden. Die wertvollen Naturbereiche befin-
den sich außerhalb des Plangebietes.  
 
2.2.3 Landesraumentwicklungsprogramm Mecklenburg-Vorpommern (LEP M-V) 
 
Als wichtige übergeordnete Planung wird das Landesraumentwicklungsprogramm 
Mecklenburg-Vorpommern (LEP M-V) vom 09. Juni 2016 berücksichtigt. Es dient als 
„querschnittsorientierte und fachübergreifende raumbezogene Rahmenplanung für die 
nachhaltige und zukunftsfähige Entwicklung des Landes im Interesse seiner Men-
schen“ (LEP M-V, 2016, S. 17). 
Im LEP M-V werden der Stadt Grevesmühlen unterschiedliche Funktionen zugeordnet. 
Grevesmühlen wird zum einen als Mittelzentrum ausgewiesen: „Mittelzentren sollen 
als regional bedeutsame Infrastrukturstandorte gesichert und weiterentwickelt werden. 
Sie sollen in ihrer Funktion als Wirtschafts- und Arbeitsstandorte gestärkt werden“ 
(LEP M-V, S. 26). Das LEP M-V weist den Mittelzentren eine herausragende Funktion 
als wichtige Standorte für Wirtschaft, Handel, Dienstleistungen und Verwaltung im 
Land zu. Hier konzentrieren sich Arbeitsplätze und Versorgungseinrichtungen, Dienst-
leister und Verwaltungen, Kultur-, Sport- und Freizeiteinrichtungen, Bildungs- und So-
zialeinrichtungen in zumutbarer Entfernung von den Lebens- und Wohnstandorten der 
Bevölkerung. Die Nachbargemeinde Upahl befindet sich zudem im Nahbereich des 
Mittelzentrums Grevesmühlen. 
 
Vorteile der Stadt Grevesmühlen in Kooperation mit der Gemeinde Upahl sind dabei 
die Anbindung an das internationale Straßennetz über die Bundesautobahn 20 sowie 
an das internationale Eisenbahnnetz. Dies sind unter anderem Gründe für die Auswei-
sung eines Standortes für die Ansiedlung klassischer Industrie- und Gewerbeunter-
nehmen im Bereich der Autobahnabfahrt Grevesmühlen-Upahl. Im LEP M-V von 2016 
wurde der Standort in die Auflistung der Standorte für die Ansiedlung klassischer In-
dustrie- und Gewerbeunternehmen aufgenommen, da nach Prüfung des Standortes 
die folgenden Kriterien erfüllt werden: 
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Abb. 2: Kriterien für eine zusätzliche Aufnahme in die Kategorie „Standorte für die Ansiedlung klassi-
scher Industrie- und Gewerbeunternehmen, LEP M-V, S. 51. 

 
Als Ziel der Raumordnung wird dazu unter Punkt 4.3.1 (2) Z LEP M-V folgendes defi-
niert: 
„An diesen Standorten hat die gewerbliche und industrielle Nutzung Vorrang vor an-
deren Nutzungen. Soweit raumbedeutsame Planungen, Maßnahmen, Vorhaben, 
Funktionen und Nutzungen die Belange der gewerblichen und industriellen Nutzung 
beeinträchtigen, sind diese auszuschließen“ (LEP M-V, S. 50). 
Ziele der Raumordnung sind verbindliche Vorgaben der Raumordnung und Landes-
planung und sind gemäß LEP M-V abschließend abgewogen und zu beachten (vgl. 
LEP M-V, S. 18). Die Stadt Grevesmühlen in Kooperation mit der Nachbargemeinde 
Upahl kommen mit der vorliegenden Planung somit ihrer landesplanerischen Pflicht 
nach, ein Gewerbe- und Industriestandort zu entwickeln. Im Rahmen der Bebauungs-
pläne wird zudem eine Standortanalyse der beiden Gemeinden durchgeführt. 
 
Weiterhin liegt die Stadt Grevesmühlen in einem Vorbehaltsgebiet Tourismus im Hin-
terland der Ostseeküste. Die Stadt hat hier die Aufgabe, sowohl touristische Infrastruk-
tur als auch Beherbergungskapazitäten zur Verfügung zu stellen. Die Stadt Greves-
mühlen ist zwar bestrebt, auch touristische Einrichtungen auszubauen, sofern der Be-
darf besteht. Im Bebauungsplan Nr. 49 wird diese Funktion jedoch nur untergeordnet 
betrachtet. Touristische Einrichtungen und Beherbergungsangebote haben vor allem 
in den benachbarten Gemeinden an der Küste Priorität. 
Darüber hinaus liegt das Stadtgebiet in einem großräumig festgelegten Vorbehaltsge-
biet Landwirtschaft. In diesen Gebieten sollen dem Erhalt und der Entwicklung land-
wirtschaftlicher Produktionsfaktoren und -stätten ein besonderes Gewicht beigemes-
sen werden. Die landwirtschaftliche Nutzung von Flächen darf ab der Wertzahl 50 nicht 
in andere Nutzungen umgewandelt werden. Hiervon sind die in einem wirksamen Flä-
chennutzungsplan dargestellten Bauflächen ausgenommen. Des Weiteren erläutert 
das LEP M-V, dass eine weitere Ausnahme die ausgewiesenen landesweiten und re-
gional bedeutsamen gewerblichen und industriellen Standorte bilden. Die Stadt Gre-
vesmühlen in Kooperation mit der Nachbargemeinde Upahl kommen mit der vorlie-
genden Planung somit ihrer landesplanerischen Pflicht nach, ein Gewerbe- und Indust-
riestandort zu entwickeln. 
 
Das Plangebiet liegt zudem in einem Vorbehaltsgebiet Trinkwassersicherung. Im wei-
teren Planverfahren sind die Beeinträchtigungen der Trinkwasserschutzzonen IIIA/IIIB 
zu ermitteln und zu bewerten. Ein Ausnahmeantrag bei der zuständigen unteren Was-
serbehörde wird erarbeitet. Ggf. sind Schutzmaßnahmen durchzuführen. 
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Im Regionalen Raumentwicklungsprogramm Westmecklenburg vom 31. August 2011 
werden die Zielstellungen der übergeordneten Landesplanung auf der regionalen 
Ebene konkretisiert. Es ergeben sich gegenüber dem LEP allerdings keine wesentli-
chen zusätzlichen Ziele und Grundsätze der Raumordnung und Landesplanung be-
züglich der vorliegenden Planung. 
 
Im Zusammenhang mit dem Bebauungsplan Nr. 49 erfolgen umfangreiche Untersu-
chungen mit den betroffenen Natura 2000 - Schutzgebieten.  
 
2.2.4 Flächennutzungsplan 
 
Die Stadt Grevesmühlen verfügt über einen wirksamen Flächennutzungsplan i.d.F. der 
6. Änderung. Im wirksamen Flächennutzungsplan wird der Geltungsbereich des Be-
bauungsplans Nr. 49 teilweise als Fläche für die Landwirtschaft und teilweise im west-
lichen Randbereich als Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung der Landschaft dargestellt. Die Darstellungen des wirksamen Flächennut-
zungsplanes decken sich somit nicht mit den Zielen des Bebauungsplanes Nr. 49. 
 
Um dem Entwicklungsgebot des § 8 Abs. 2 BauGB zu entsprechen, befindet sich die 
7. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Grevesmühlen parallel zum hier 
behandelten Bebauungsplan im Aufstellungsverfahren.  
 
2.2.5 Landschaftsplan 
 
Für die Stadt Grevesmühlen liegt ein Landschaftsplan vor. Aufgrund der Veränderun-
gen in Natur und Landschaft, die durch die vorliegende Planung entstehen, erfolgt pa-
rallel zum Bebauungsplan die Änderung des Landschaftsplanes der Stadt Grevesmüh-
len für den planungsrelevanten Bereich. 
 
2.3 Schutzgebiete und Schutzobjekte 
 
2.3.1 Schutzgebiete 
 
Innerhalb des Plangebietes befinden sich keine Schutzgebiete. 
Schutzgebiete in der Umgebung des Plangebietes: 

• NSG Nr. N 280 „Kalkflachmoor und Mergelgruben bei Degtow“ (Entfernung 
ca. 730 m)  

• Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung (GGB) DE 2132-303 „Stepenitz-, Ra-
degast- und Maurinetal mit Zuflüssen“ (Entfernung zum Plangebiet 
ca. 730 m) 

• EU – Vogelschutzgebiet (SPA) DE 2233-401 „Stepenitz-Poischower Mühlen-
bach-Radegast-Maurine“ (Entfernung zum Plangebiet ca. 650 m)  

 
Aufgrund der mittelbaren Betroffenheit von Schutzgebieten sind weitere Untersuchung 
erforderlich. Diese werden im Folgenden benannt:  

- Unterlagen zur Natura 2000 Verträglichkeit für die Schutzgebiete GGB DE 
2132-303 „Stepenitz-, Radegast- und Maurinetal mit Zuflüssen“ und SPA DE 
2233-401 „Stepenitz-Poischower Mühlenbach-Radegast-Maurine“  
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Unterlagen zur Natura 2000 Verträglichkeit  
Zeitgleich mit Vorentwurf des Bebauungsplanes Nr. 49 bzw. der parallel erarbeiteten 
7. Änderung des Flächennutzungsplanes erfolgen Untersuchungen zur Natura 2000 
Verträglichkeit der vorliegenden Planung. 
 
Diese Untersuchungen beziehen sich auf das Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung DE 2132-303 „Stepenitz-, Radegast- und Maurinetal mit Zuflüssen“ und das Eu-
ropäische Vogelschutzgebiet DE 2233-401 „Stepenitz-Poischower Mühlenbach-Rade-
gast-Maurine“. Die Natura 2000-Prüfungen sind als Anlage diesem Dokument beige-
fügt. 
 
Die Stadt Grevesmühlen hat sich insbesondere mit den betriebsbedingten Auswirkun-
gen des Lärms, der durch die Gewerbebetriebe verursacht wird, sowie mit Auswirkun-
gen auf den Poischower-Mühlenbach, der nördlich des Plangebietes zum GGB gehört, 
auseinandergesetzt 
 
2.3.2 Schutzobjekte 
 
Innerhalb des Plangebietes befinden sich folgende gemäß § 20 NatSchAG M-V unter 
Schutz stehende Biotope: 

- NWM09255 – Naturnahe Feldhecke (Kartierungsjahr 1996) – am südlichen 
Rand des Plangebietes 

- NWM09266 – Naturnahe Feldhecke (Kartierungsjahr 1996) – am südöstlichen 
Rand des Plangebietes 

 
In einem Umkreis von ca. 50 m (Wirkzone I) befinden sich 3 gemäß § 20 NatSchAG 
M-V geschützte Biotope: 

- NWM09261 – Naturnahe Feldhecke (Kartierungsjahr 1996) – südöstlich direkt 
angrenzend an das Plangebiet 

- NWM09261 – Naturnahe Feldhecke (Kartierungsjahr 1996) – südöstlich direkt 
angrenzend an das Plangebiet 

- NWM09254 – Naturnahe Feldhecke (Kartierungsjahr 1996) – südwestlich direkt 
an das Plangebiet angrenzend 

 
In einem Umkreis von ca. 200 m (Wirkzone II) befinden sich 9 gemäß § 20 NatSchAG 
M-V geschützte Biotop: 

- NWM09276 – Stehendes Kleingewässer einschließlich der Ufervegetation (Kar-
tierungsjahr 1996) – nördlich des Plangebietes in ca. 170 m Entfernung 

- NWM09290 – Naturnahes Feldgehölz (Kartierungsjahr 1996) – nordöstlich des 
Plangebietes in ca. 150 m Entfernung 

- NWM09285 – Naturnahes Feldgehölz (Kartierungsjahr 1996) – nordöstlich des 
Plangebietes in ca. 60 m Entfernung, größere Ausprägung als zur Biotopkartie-
rung 1996 und verbunden mit dem Biotop NWM 09288 

- NWM09288 – Naturnahes Feldgehölz (Kartierungsjahr 1996) – nordöstlich des 
Plangebietes in ca. 130 m Entfernung, größere Ausprägung als zur Biotopkar-
tierung 1996 und verbunden mit dem Biotop NWM 09285 

- NWM09277 – Naturnahes Feldgehölz (Kartierungsjahr 1996) – östlich des Plan-
gebietes in ca. 150 m Entfernung 
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- NWM09263 – Stehendes Kleingewässer einschließlich der Ufervegetation (Kar-
tierungsjahr 1996) – südöstlich des Plangebietes in ca. 100 m Entfernung 

- NWM09254 – Naturnahe Feldhecke (Kartierungsjahr 1996) – westlich des Plan-
gebietes in ca. 115 m Entfernung 

- NWM09267 - Naturnaher und unverbauter Bach- und Flussabschnitt, ein-
schließlich der Ufervegetation (Kartierungsjahr 1996) – nordwestlich des Plan-
gebietes in ca. 175 m Entfernung 

- Röhricht (Bei der Biotopkartierung für den Bebauungsplan Nr. 9 aufgenommen) 
– westlich des Plangebietes in ca. 100 m Entfernung  

 
Innerhalb des Plangebietes ist am Plangebietsrand eine geschützte Heckenstruktur 
vorhanden. Zum einen handelt es sich um eine Hecke, die an der südlichen Grenze 
des Geltungsbereiches verläuft und im Geoportal MV nach der Kartierung aus dem 
Jahr 1996 noch als Hecken aufgenommen wurde. Zum anderen befindet sich ein Soll 
innerhalb des Plangebietes in dem Bereich (südöstliches Plangebiet), der als Fläche 
für einen Teilausgleich genutzt wird. Die Hecke kann im Zuge der Planung teilweise 
erhalten werden. Unter Berücksichtigung der Biotopkartierung im Zusammenhang mit 
der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 9 konnten weitere gesetzlich geschützten 
Biotope bzw. Veränderungen der vorhandenen gesetzlich geschützten Biotope festge-
stellt werden. 
 
Im Umfeld des Plangebietes befinden sich mehrere Feldgehölze, Feldhecken und 
Kleingewässer. Zudem befindet sich der Bachlauf des Poischower Mühlenbachs im 
nahen Umfeld des Geltungsbereiches. 
 
Gemäß § 20 Abs. 1 sind Maßnahmen, die zu einer Zerstörung, Beschädigung, Verän-
derung des charakteristischen Zustandes oder sonstigen erheblichen oder nachhalti-
gen Beeinträchtigung der benannten geschützten Biotope führen, unzulässig: 
 
Aufgrund der mittelbaren und unmittelbaren Betroffenheit von gesetzlich geschützten 
Biotopen (Wirkzone I) wird im Rahmen des Entwurfsverfahrens ein Antrag auf Aus-
nahmegenehmigung von den Verboten des § 20 Abs. 1 NatSchAG M-V bei der unte-
ren Naturschutzbehörde eingereicht.  
 
In § 20 Abs. 3 NatSchAG M-V werden die Ausnahmen von den Verboten des gesetz-
lichen Biotopschutzes geregelt. Demnach kann die untere Naturschutzbehörde auf An-
trag im Einzelfall Ausnahmen zulassen, wenn die Beeinträchtigungen der Biotope aus-
geglichen werden können oder die Maßnahme aus überwiegenden Gründen des Ge-
meinwohls notwendig ist. Im vorliegenden Fall ist die Maßnahme aus überwiegenden 
Gründen des Gemeinwohls notwendig. 
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3. Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen 
 
3.1 Grundlagen und Methodik der Umweltprüfung 
 
Die Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen erfolgt auf Grundlage der 
im § 2 Absatz 4 BauGB benannten Aspekte. Demnach wird für die Belange des Um-
weltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a eine Umweltprüfung durchgeführt, in der 
die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen unter Beachtung der Anlage 1 
(zu § 2 Absatz 4 und §§ 2a und 4c) ermittelt werden. Nachstehend erfolgt eine Be-
standsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen Umweltzustands (Ba-
sisszenario) schutzgutbezogen. Die Bewertungskriterien für die einzelnen Schutzgüter 
sind jeweils vorangestellt. Im Anschluss wird eine Prognose über die Entwicklung des 
Umweltzustandes bei der Durchführung der Planung dargestellt. Ebenso wird die vo-
raussichtliche Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 
beschrieben und bewertet.  
 
3.2 Schutzgut Mensch 
 
3.2.1 Bewertungskriterien 
 

- Lärmimmissionen 
- Visuelle Wahrnehmung 
- Erholungsnutzung 
- Wahrung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse 

 
3.2.2 Basisszenario 
 
Das Schutzgut Mensch umfasst die Beurteilung der Aspekte Leben, Gesundheit und 
Wohlbefinden des Menschen. Die räumliche Erfassung der Umwelt für das Schutzgut 
Mensch orientiert sich an den Grunddaseinsfunktionen des Menschen - Wohnen, Ar-
beiten, Versorgung, Bildung, in Gemeinschaft leben und sich erholen. Diese Funktio-
nen werden überwiegend innerhalb von Siedlungsbereichen realisiert. Als Flächen mit 
freizeitrelevanter Infrastruktur innerhalb von Siedlungsräumen, die für die Erholung der 
Wohnbevölkerung oder als Standort freizeitinfrastruktureller Einrichtungen Bedeutung 
haben, kommen Grün- und Freiflächen, Parkanlagen, spezielle Freizeitanlagen (Sport-
plätze, Freibäder, etc.) sowie Flächen für die naturbezogene Erholungsnutzung wie 
Wald- und Seengebiete, in Betracht. 
 
Das Plangebiet umfasst im Wesentlichen eine intensiv landwirtschaftlich genutzte 
Ackerfläche.  
 
Lärmemissionen 
Zur Beurteilung der Lärmsituation in diesem Bereich und die nähere Umgebung des 
Plangebietes wird zum Entwurf eine Schalltechnische Untersuchung vom Büro Akustik 
Labor Nord angefertigt. Diese Untersuchung bezieht Geräuschimmissionen durch 
Straßenverkehr und Gewerbe mit ein.  
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Ergänzende Untersuchungen werden bezüglich der Lärmbelastung auf das Europäi-
sche Vogelschutzgebiet im Rahmen der Unterlage zur Natura 2000-Verträglichkeit für 
das SPA durchgeführt. Diese beziehen sich jedoch im Wesentlichen auf die Beein-
trächtigungen empfindlicher Vogelarten und werden somit unter Schutzgut Tiere und 
Pflanzen behandelt.  
 
Visuelle Wahrnehmung  
Die nächste Wohnbebauung befindet sich südöstlich in ca. 380 m Entfernung zum 
Plangebiet. Diese Wohnnutzung wird aufgegeben bevor das Großgewerbegebiet ent-
steht. Südöstlich des Geltungsbereichs befindet sich in ca. 340 m ein Gewerbebetrieb. 
Die nächstgelegene Ortslage Groß Pravtshagen befindet sich in ca. 800 m Entfernung, 
östlich des Geltungsbereichs. Südlich des Plangebietes schließt sich eine intensiv ge-
nutzte Ackerfläche an, welche im Rahmen des Bebauungsplanes 
Nr. 9 der Gemeinde Upahl für den interkommunalen Großgewerbestandort überplant 
wird. Im Westen grenzt der Geltungsbereich an den Poischower Mühlenbach und im 
Norden schließt sich eine intensiv genutzte Ackerfläche an. 
 
Erholungsnutzung 
Das Plangebiet selbst besitzt aufgrund der aktuellen Ausprägung und Nutzung keine 
Eignung als Erholungsraum.  
 
3.2.3 Prognose und Bewertung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 
 
Lärmemissionen 
Mit der Entwurfserarbeitung wird eine Schalltechnische Untersuchung durch das Akus-
tik Labor Nord durchgeführt und die Ergebnisse werden im Umweltbericht ergänzt. 
 
Visuelle Wahrnehmung  
Mit der Überplanung erfolgt die Bebauung einer Ackerfläche. Durch die Bebauung 
kommt es zu einer Verschlechterung der visuellen Wahrnehmung. Die nächste Orts-
lage befindet sich allerdings in ca. 800 m Entfernung. Aufgrund der Entfernung wird 
die Beeinträchtigung der visuellen Wahrnehmung gemildert. Zudem sind bereits Stö-
rungen der visuellen Wahrnehmung durch die naheliegende Autobahn, die Landes-
straße und mehrere Windkraftanlagen vorhanden. Zur Gestaltung des Gewerbegebie-
tes verläuft zwischen dem Plangebiet und der Landesstraße ein Grünstreifen. Dieser 
ist als Blühstreifen zu entwickeln. Diese Beeinträchtigung wird unter dem Schutzgut 
Landschaftsbild ausführlich betrachtet und bewertet. 
 
Erholungsnutzung 
Die Freizeit- und Erholungsnutzung ist für die Umsetzung der Planungsziele unbedeu-
tend. Das Plangebiet erhält mit der Durchführung der Planung keine Freizeit- und Er-
holungsfunktion.  
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3.2.4 Prognose des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 
 
Das Plangebiet unterliegt aktuell, mit der Ausnahme der Bewirtschaftung der Ackerflä-
che, kaum einer menschlichen Nutzung.  
 
Bei einer Nichtdurchführung der Planung blieben Lärm- und Lichtimmissionen sowie 
die visuelle Wahrnehmung des Plangebietes unverändert.  
 
3.2.5 Bewertung – Schutzgut Mensch 
 
Mit der Umsetzung der Planung steht die Schaffung eines Großgewerbestandortes mit 
optimaler Verkehrsanbindung im Vordergrund. Mit der Entwurfserarbeitung erfolgt eine 
schalltechnische Untersuchung. Die visuelle Wahrnehmung des Plangebietes wird 
durch die Errichtung des Gewerbegebietes beeinträchtigt. Es werden im Rahmen des 
Bebauungsplanes Festsetzungen getroffen, die die visuellen Beeinträchtigungen mi-
nimieren. 
 
3.3 Schutzgut Tiere, Pflanzen sowie biologische Vielfalt 
 
3.3.1 Bewertungskriterien 
 
Tiere 

➢ Vorkommen gefährdeter Arten 
➢ Vielfalt von Tieren  

 
Pflanzen 

- Baumbestand/Biotope mit gesetzlichem Schutzstatus 
- Geschützte Pflanzen 
- Biotoptypen  

 
Biologische Vielfalt 

➢ Naturnähe 
➢ Vielfalt  
➢ Biotopverbund 
➢ Lage in Schutzgebieten 

 
3.3.2 Basisszenario 
 
Tiere 
 
Naturschutzrechtliche Bewertung der Erheblichkeit des Vorhabens 
 
Bei baulichen Planvorhaben sind artenschutzrechtliche Belange zu berücksichtigen. 
Es ist abzuprüfen, inwiefern das Planvorhaben Auswirkungen auf europarechtlich ge-
schützte Tier- und Pflanzenarten hat. 
 
In § 44 Bundesnaturschutzgesetz Abs.1 Nr.1- 4 ist Folgendes dargelegt: 
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Es ist verboten, 
1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu 

fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur 
zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören. 

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogel-
arten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und 
Wanderungszeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn 
sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art 
verschlechtert. 

3. Fortpflanzungs- und Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders ge-
schützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu 
beschädigen oder zu zerstören. 

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungs-
formen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören. 

 
In § 44 BNatSchG ist weiterhin jedoch auch Folgendes vermerkt: 

- Sind in Anhang IVa der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführte Tierarten oder euro-
päische Vogelarten betroffen, liegt ein Verstoß gegen das Verbot des Absatzes 
1 Nr. 3 und im Hinblick auf damit verbundene unvermeidbare Beeinträchtigun-
gen wild lebender Tiere auch gegen das Verbot des Absatzes 1 

- Nr. 1 nicht vor, soweit die ökologische Funktion der von dem Eingriff oder Vor-
haben betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusam-
menhang weiterhin erfüllt wird.  

- Soweit erforderlich, können auch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen festge-
setzt werden.  

- Sind andere besonders geschützte Arten betroffen, liegt bei Handlungen zur 
Durchführung eines Eingriffs oder Vorhabens ein Verstoß gegen die Zugriffs-, 
Besitz- und Vermarktungsverbote nicht vor.  

- Die Zugriffs- und Besitzverbote gelten nicht für Handlungen zur Vorbereitung 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung.  

 
Somit sind nachfolgende Arten zu berücksichtigen: 

- sämtliche europäische Vogelarten gemäß Art. 1 VogelSchRL und den dazuge-
hörigen Anlagen einschl. regelmäßig auftretende Zugvögel n. Art. 4 Abs. 2 Vo-
gelSchRL, 

- sämtliche Arten des Anhangs IV a FFH-RL, 
- Standorte wild lebender Pflanzen der in Anhang IV b der Richtlinie 92/43/EWG 

aufgeführten Arten. 
Nach Vogelschutzrichtlinie (VogelSchRL) Artikel 1 unterliegen alle europäischen wild-
lebenden Vogelarten den gesetzlichen Bestimmungen der Vogelschutzrichtlinie. Ent-
sprechend ist § 44 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) anzuwenden. 
 
Auswirkungen auf artenschutzrechtlich relevante Arten und Artengruppen 
 
Innerhalb des Artenschutzrechtlichen Fachbeitrages (AFB) wird für alle europarecht-
lich geschützten Arten (alle Tier- und Pflanzenarten der Anhänge II und IV der FFH-
Richtlinie und alle europäischen Vogelarten nach Art. 1 Vogelschutzrichtlinie) sowie 
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für sämtliche weitere streng geschützten Arten geprüft, ob Verbotstatbestände gemäß 
§ 44 BNatSchG zu treffen sind.  
 
Sollten geschützte Arten betroffen sein, so ist zu prüfen, ob sich der Erhalt der lokalen 
Populationen durch die Förderung der ökologischen Funktionalität sichern lässt (CEF-
Maßnahmen). 
Letztendlich ist zu überprüfen, ob eventuelle Voraussetzungen für eine Befreiung nach 
§ 67 BNatSchG gegeben sind. Für Vorhaben innerhalb der Bebauungsplanung ist ge-
mäß § 45 Abs. 7 BNatSchG die nach Landesrecht berechtigte Behörde für die even-
tuelle Erteilung einer Ausnahmegenehmigung zuständig.  
Sollte sich der Erhaltungszustand einer europarechtlich geschützten Art trotz Kompen-
sationsmaßnahmen verschlechtern, ist eine Baumaßnahme unzulässig. 
 
Zur Beachtung der artenschutzrechtlichen Belange wird zum Entwurf von dem Gut-
achterbüro STADT LAND FLUSS PARTNERSCHAFT mbB HELLWEG & HÖPFNER 
mit Sitz in Rabenhorst ein artenschutzrechtlicher Fachbeitrag erarbeitet. Im Rahmen 
des Vorentwurfes wurde eine artenschutzfachliche Ersteinschätzung durchgeführt. 
Diese Ersteinschätzung zum Vorentwurf des Bebauungsplanes Nr. 49 legt dar, inwie-
weit diesbezüglich gemäß § 44 Abs. 5 BNatSchG grundsätzlich relevante Tier- und 
Pflanzenarten (Europäische Vogelarten und Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie) 
vom Vorhaben betroffen sein können, ist jedoch nicht gleichzusetzen mit dem Arten-
schutzrechtlichen Fachbeitrag. Dieser wird mit dem Entwurf des Bebauungsplanes 
vorgelegt. 
 
Pflanzen 
Baumbestand 
Gemäß Baumschutzkompensationserlass des Ministeriums für Landwirtschaft, Um-
welt und Verbraucherschutz vom 15.10.2007 ist der Bestand an geschützten Bäumen 
für das Plangebiet zu erheben. Neben der vorliegenden Vermessungsgrundlage wur-
den Bestandserfassungen im Plangebiet durchgeführt. 
 
Die gesetzliche Grundlage für die Behandlung von gesetzlich geschützten Bäumen 
bildet der § 18 des Naturschutzausführungsgesetzes des Landes Mecklenburg-Vor-
pommern (NatSchAG M-V). 
 
Innerhalb des Plangebietes sind keine Bäume vorhanden, die gemäß § 18 NatSchAG 
M-V gesetzlich geschützt sind. 
 
Geschützte Pflanzen 
Von den in Mecklenburg-Vorpommern vorkommenden nach Anhang IV der FFH-RL 
geschützten Pflanzenarten sind im Ergebnis der Überblickskartierung im Rahmen der 
artenschutzfachlichen Untersuchungen keine auf der zur Bebauung vorgesehenen 
Fläche zu erwarten. Das Vorkommen von in Anhang IV aufgeführten Moos- und Flech-
tenarten ist für Mecklenburg-Vorpommern nicht bekannt und daher für eine weitere 
Prüfung nicht relevant. 
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Biotoptypen  
Im Rahmen der Erarbeitung des Bebauungsplanes wurde eine Biotoptypenkartierung 
durch das Büro STADT LAND FLUSS PARTNERSCHAFT mbB HELLWEG & 
HÖPFNER mit Sitz in Rabenhorst erstellt. Der wesentliche Teil des Plangebietes wird 
durch den Biotoptyp Lehmacker charakterisiert. Dieser Biotoptyp besitzt eine geringe 
Wertigkeit. 
 
Biologische Vielfalt 
Im Bereich der Ackerfläche mit einer intensiven landwirtschaftlichen Nutzung kann die 
biologische Vielfalt als gering eingestuft werden.  
 
Eine höhere Bewertung in Bezug auf die biologische Vielfalt ist den Heckenstrukturen 
zuzuordnen.  
 
3.3.3 Prognose und Bewertung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 
 
Tiere 
 
Relevante Projektwirkungen 
 
Unter Beachtung der Fallkonstellationen (Punkt 7.1 bis 7.7) der „Hinweise zum gesetz-
lichen Artenschutz gem. § 44 BNatSchG bei der Planung und Durchführung von Ein-
griffen“ des Landesamtes für Umwelt, Naturschutz und Geologie Mecklenburg-Vor-
pommern werden nachfolgende Eingriffswirkungen abgearbeitet: 
 
➢ Gebäudeabbruch 
 
Innerhalb des Plangebietes sind keine Gebäude vorhanden. Somit kommt es nicht zu 
einem Gebäudeabbruch und es sind keine artenschutzrechtlichen Maßnahmen not-
wendig um das Eintreten von Verbotstatbeständen gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG zu 
verhindern. 
 
➢ Beseitigung von Bäumen, Hecken und Buschwerk 
 
Innerhalb des Geltungsbereiches ist eine Hecke vorhanden.  
Soweit möglich bleibt diese Hecke erhalten. Dennoch ist mit der Umsetzung der Pla-
nungsziele ein geringer Anteil der Hecke für die neue Erschließungsstraße zu entneh-
men.  
 
Generell sind die Bestimmungen des § 39 BNatSchG zu beachten, wonach die Ent-
fernung von Gehölzen und sonstigen Vegetationsstrukturen nur außerhalb der Brutpe-
riode der Vögel (vom 01. Oktober bis 28. Februar) erfolgen darf. 
 
➢ Umnutzung von Flächen 
 
Mit der Umsetzung der Planungsziele findet eine komplette Neuordnung des Plange-
bietes statt. Aufgrund der bestehenden Habitatausstattung konnte die (potentielle) Be-
troffenheit der Artengruppen Brutvögel, Fledermäuse und Amphibien ermittelt werden.  
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➢ Lärm 
 
Die Auswirkungen der Planung auf die im Umfeld vorhandenen sensibleren Bereiche 
des SPA werden in den Lärmuntersuchungen zum Entwurf berücksichtigt. 
 
Die Arten innerhalb der Heckenstruktur oder auf der derzeitigen Ackerfläche werden 
als wenig lärmempfindlich eingestuft. 
 
➢ Kollision von Tieren mit mobilen oder immobilen Einrichtungen 
 
Die Planung beinhaltet keine mobilen oder immobilen Einrichtungen, die zur Kollision 
mit Tieren führen können.  
 
Zusammenfassung Artengruppen - Abprüfung der Verbotstatbestände 
 
Säugetiere ohne Fledermäuse 
Im Ergebnis der Relevanzprüfung wurde ein Vorkommen von Säugetieren nach An-
hang IV der FFH-Richtlinie im Untersuchungsraum ausgeschlossen. Die in Mecklen-
burg-Vorpommern potentiell vorkommenden Arten, wie beispielsweise Fischotter 
(Lutra lutra), Biber (Castor fiber) und Haselmaus (Muscardinus avellanarius), sind auf-
grund fehlender Habitatstrukturen im Untersuchungsgebiet nicht festzustellen. Für die 
Haselmaus fehlen im Plangebiet strauchbestandene geeignete Waldbereiche mit ei-
nem vorzugsweise hohen Haselanteil. 
Aufgrund der dargestellten Argumentation (Biotopausstattung, Nähe zum Siedlungs-
raum) ist keine Betroffenheit der Artengruppe Säugetiere gegeben. Eine Prüfung der 
Verbotstatbestände gemäß § 44 BNatSchG entfällt. 
 
Fledermäuse 
Bei den zu fällenden Bäumen kann eine Quartiereignung ohne weitere Vorabuntersu-
chung nicht ausgeschlossen werden. Sollten die Fällungen in der Zeit vom 1.11. bis 
zum 28.2. vorgenommen werden, kann eine Gefährdung der Fledermäuse ausge-
schlossen werden, da ausreichend große, innen hohle Bäume mit entsprechender Eig-
nung als Winterquartier im Plangebiet nicht vorkommen. Sollte die Fällzeitenbeschrän-
kung zugunsten der Fledermäuse nicht eingehalten werden können, kann eine Vora-
buntersuchung unmittelbar vor Fällung der betroffenen Gehölze durch ein geeignetes 
Gutachterbüro durchgeführt werden. Wenn keine Quartiere festgestellt werden sollten, 
können die Fällungen auch außerhalb des Zeitraums 1.11.-28.2. vorgenommen wer-
den. Werden bei der Kontrolle Fledermausquartiere nachgewiesen, sind die Fällungen 
bis zum Verlassen der Quartiere auszusetzen. Ggf. sind vorgezogene Ausgleichsmaß-
nahmen (CEF-Maßnahmen) in Form des Angebotes von Ersatzquartieren („Fleder-
mauskästen“) erforderlich.  
 
Reptilien 
Ein Vorkommen von Reptilien im Plangebiet kann auf der Grundlage der 2022 durch-
geführten Gebietserfassungen und des Habitatpotentials aufgrund des Ackerstandor-
tes ausgeschlossen werden das Plangebiet bietet keine geeigneten Habitate für die 
nach Anhang IV der RRH-Richtlinie geschützten und in Mecklenburg-Vorpommern 

TOP 9

80 von 244 in Zusammenstellung



Stadt Grevesmühlen – 7. Änderung des Flächennutzungsplanes – Vorentwurf  
Anlage Umweltbericht 

 

 
24 

 
 

vorkommenden Reptilienarten wie Zauneidechse, Europäische Sumpfschildkröte und 
Schling- bzw. Glattnatter. 
 
Das Eintreten eines Verbotstatbestandes nach § 44 BNatSchG ist somit auszuschlie-
ßen.  
 
Amphibien 
Innerhalb des Plangebietes befinden sich keine Laichgewässer oder sonstige maß-
gebliche Habitatbestandteile. Es handelt sich um die Schaffung eines Großgewerbe-
gebietes in einem derzeit im Wesentlichen als Ackerfläche genutzten Bereich 
Aufgrund fehlender geeigneter Habitatstrukturen (temporäre Gewässer, Klein- bzw. 
Stillgewässer) konnte im Ergebnis der Relevanzprüfung festgestellt werden, dass der 
Untersuchungsraum keine Bedeutung für Amphibien besitzt. Das Eintreten eines Ver-
botstatbestandes nach § 44 BNatSchG ist somit auszuschließen.  
 
Fische und Rundmäuler 
Die spezifischen Habitatansprüche der Artengruppe werden im Untersuchungsraum 
nicht erfüllt. Innerhalb des Geltungsbereiches sind keine relevanten Gewässer vorhan-
den. Das Vorkommen geschützter Arten im Plangebiet ist auszuschließen, zumal der 
Europäische Stör als einzige Anhang IV- Art dieser Artengruppe in Mecklenburg-Vor-
pommern als ausgestorben oder verschollen gilt.  
Aufgrund der dargestellten Argumentation ist keine Betroffenheit der Artengruppe Fi-
sche und Rundmäuler gegeben. Eine Prüfung der Verbotstatbestände gemäß  
§ 44 BNatSchG entfällt. 
 
Libellen 
Innerhalb des Plangebietes fehlen geeigneten Habitatstrukturen der nach Anhang IV 
der FFH-Richtlinie geschützten Libellenarten. Das Eintreten von Verbotstatbeständen 
nach § 44 BNatSchG Abs. 1 kann somit ausgeschlossen werden.  
 
Käfer 
Der planungsrelevante Bereich stellt kein geeignetes Habitat für Käferarten dar. Es 
fehlen blütenreiche Säume als Nahrungshabitat und geeignete Gehölze als 
Wohnstätte. Gerade die Arten Großer Eichenbock (Cerambyx cerdo) und Eremit (Os-
moderma eremita) sind auf das Vorhandensein älterer Gehölze, im Falle des Großen 
Eichenbocks speziell Eichen mit ausreichendem Mulmanteil, angewiesen. Der 
Schmalbindige Breitflügel-Tauchkäfer (Graphoderus bilineatus) und die Schwimmkä-
fer-Art Breitrand (Dytiscus latissimus) benötigen hingegen permanent wasserführende 
Stillgewässer. 
Erhebliche Beeinträchtigungen durch Eintreten der nach § 44 BNatSchG festgelegten 
Verbotstatbestände sind auszuschließen. Die weitere Analyse potentieller Beeinträch-
tigungen entfällt.  
 
Tag- und Nachfalter 
Innerhalb des Plangebietes fehlen geeignete Habitatstrukturen der nach Anhang IV 
der FFH-Richtlinie geschützten Schmetterlingsarten. Es fehlen u.a. geeignete Futter-
pflanzen. Das Eintreten von Verbotstatbeständen nach § 44 BNatSchG Abs. 1 kann 
somit ausgeschlossen werden. 
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Weichtiere 
Der relevante Planungsbereich weist keine geeigneten Habitatstrukturen für die Arten-
gruppe der Weichtiere auf. Klare Stillgewässer, wie sie die zierliche Tellerschnecke 
(Anisus vorticulus) besiedelt, und schnell fließende Bäche als Habitat der Gemeinen 
Flussmuschel (Unio crassus) sind im Untersuchungsgebiet nicht vorhanden. Erhebli-
che Beeinträchtigungen bzw. zu erwartende artenschutzrechtliche Verbotstatbestände 
können eindeutig ausgeschlossen werden. Eine Prüfung der Verbotstatbestände ge-
mäß § 44 BNatSchG entfällt.  
 
Brutvögel 
Für das gesamte Untersuchungsgebiet wurde im Jahr 2022 eine Brutvogelkartierung 
vorgenommen. Dabei wurden Arten der Gehölz-, Boden-, Fassaden-, Nischen- und 
Höhlenbrüter festgestellt. Die nachgewiesenen und potentiellen Brutvogelarten sind 
der artenschutzfachlichen Ersteinschätzung (siehe Anlage zum Umweltbericht) zu ent-
nehmen.  
 
Für Brutvögel sind FCS- Maßnahmen und Vermeidungsmaßnahmen notwendig, um 
den Verlust von Habitatstrukturen auszugleichen. Baudingte Störungen während der 
Rodungsarbeiten können durch Bauzeitenregelungen vermieden werden. Es ist im 
Wesentlichen der Erhalt von Gehölzbeständen vorgesehen.  
 
Vermeidungsmaßnahmen 
Gegebenenfalls notwendige Vermeidungsmaßnahmen werden mit der Entwurfserar-
beitung und dem damit vollständig vorliegenden Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag 
ergänzt. 
 
Ausgleichsmaßnahmen 
Gegebenenfalls notwendige Ausgleichsmaßnahmen werden mit der Entwurfserarbei-
tung und dem damit vollständig vorliegenden Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag er-
gänzt. 
 
Maßnahmen zur Sicherung des Erhaltungszustandes – Favorable conservation 
status (FCS) 
 
FCS-Maßnahmen 
 
FCS 

➢ Verlust von Ackerfläche, die ein Feldlerchenhabitat darstellen 
➢ Neuanlage von Feldlerchenhabitaten in ausreichendem Umfang 

 
Mit der Umsetzung der Planungsziele sollen Grünstrukturen (Mähwiese, Hecke) inner-
halb des Plangebietes geschaffen werden 
 
Festsetzungen 
Zum Entwurf folgt eine konkrete Festsetzung zu der FCS-Maßnahme 
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Pflanzen 
Baumbestand 
Innerhalb des Plangebietes befindet sich kein geschützter Baumbestand. 
 
Biologische Vielfalt 
Im Wesentlichen ist das Plangebiet durch eine intensiv landwirtschaftlich genutzte 
Ackerfläche geprägt. Dementsprechend ist die biologische Vielfalt innerhalb des Plan-
gebietes bereits jetzt begrenzt.  
 
Mit der Überplanung werden überwiegend bereits anthropogen überformte Bereiche 
wieder genutzt. Durch den Erhalt von wertvollen Biotopbereichen bzw. die Schaffung 
von Grünstrukturen und Ersatzhabitaten für betroffene Tierarten wird von keiner signi-
fikanten Minderung der biologischen Vielfalt ausgegangen.  
 
3.3.4 Prognose des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 
 
Bei der Nichtdurchführung der Planung bliebe die bisherige Nutzung als intensiv land-
wirtschaftlich genutzte Ackerfläche erhalten. Die Anzahl der vorhandenen Arten wür-
den erhalten bleiben. 
 
Bei der hier vorliegenden Planung steht jedoch die Erfüllung der Ziele der Raumord-
nung. 
 
3.3.5 Bewertung – Schutzgut Tiere, Pflanzen sowie biologische Vielfalt 
 
Tiere  
Mit der Umsetzung der Planungsziele sind Verbotstatbestände gemäß § 44 BNatSchG 
zu erwarten. Aus diesem Grund wurde eine artenschutzfachliche Ersteinschätzung er-
arbeitet, die erste Möglichkeiten zur Vermeidung aufzeigt.  
 
Pflanzen 
Streng geschützte Arten sind aufgrund der aktuellen Ausprägung und aktuellen Nut-
zung des Plangebietes nicht zu erwarten. 
 
Mit der Umsetzung der Planung werden zahlreiche Neupflanzungen von Bäumen, z.B. 
entlang der Landesstraße, vorgesehen.  
 
Biologische Vielfalt 
In Bezug auf die biologische Vielfalt sind nur geringe Auswirkungen zu erwarten. In-
nerhalb des Plangebietes befindet sich eine hochwertige Heckenstruktur. Diese bleibt 
mit der vorliegenden Planung nahezu vollständig erhalten und wird durch einen umlie-
genden Grünstreifen von den Gewerbeflächen abgegrenzt. Es ist lediglich eine Teil-
beseitigung für die Erschließungsstraße vorgesehen. Für die Teilbeseitigung wird zum 
Entwurf eine Ausnahmeantrag gemäß § 20 an die untere Naturschutzbehörde gestellt.  
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3.4 Schutzgut Boden 
 
3.4.1 Bewertungskriterien  
 

- Filter- und Pufferfunktion 
- Lebensraum für Tiere und Pflanzen 
- Wertvoller Boden, Kulturgut 
- Anthropogene Beeinträchtigungen 
- Altlasten 

 
3.4.2 Basisszenario 
 
In der LINFOS-Datenbank sind für den Bereich des Plangebietes folgende Bodentypen 
verzeichnet: Lehm-/ Tieflehm- Pseudogley (Staugley)/ Parabraunerde- Pseudogley 
(Braunstaugley)/ Gley- Pseudogley (Amphigley); Grundmoränen, mit starkem Stau-
wasser- und/oder mäßigem Grundwassereinfluß, eben bis kuppig. 
 
3.4.3 Prognose des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 
 
Im Zusammenhang mit dem Bebauungsplan Nr. 49 der Stadt Grevesmühlen wird ein 
hydrogeologisches Gutachten durch das Baustofflabor Adler erarbeitet. Die Ergeb-
nisse des Gutachtens werden im Umweltbericht für den Entwurf ergänzt. Daraufhin 
können Aussagen zur Versickerungsfähigkeit getroffen werden. Das Entwässerungs-
konzept wird beim Schutzgut Wasser erläutert. 
 

Innerhalb des Plangebietes wird der Boden großflächig landwirtschaftlich genutzt. 
Dadurch ist von anthropogenen Veränderungen der Bodenstruktur auszugehen. 
 
Es erfolgt die Nutzung einer landwirtschaftlich intensiv genutzten Ackerfläche. Durch 
diese Nutzung ist der Boden im Plangebiet bereits anthropogen beeinträchtigt. Die 
vom Projekt ausgehenden potentiellen Konflikte bestehen somit in der zusätzlichen 
Versiegelung und Überbauung. Durch die Umsetzung der Planung erfolgt eine Versie-
gelung von rund 21 ha. Die Beeinträchtigungen des Schutzgutes Boden durch Versie-
gelung oder Biotopveränderungen und Funktionsverluste werden im Rahmen der Ein-
griffs- und Ausgleichsbilanzierung berücksichtigt.  
 
Die Wirksamkeit der Bodenfunktion nach § 2 des Bundesbodenschutzgesetzes 
(BBodSchG) im Plangebiet unter Berücksichtigung vorhandener Beeinträchtigungen 
sind nachfolgend zusammengefasst: 
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Tab. 2: Bodenfunktionen nach § 2 BBodSchG und ihre Wirksamkeit im Plangebiet 

Bodenfunktion nach § 2 BBodSchG Wirksamkeit im Untersuchungsgebiet 

1. Natürliche Funktion als   

a) Lebensgrundlage und Lebens-
raum für Menschen, Tiere, Pflanzen und 
Bodenorganismen 

Die Lebensraumfunktion für Tiere ist auf und im Boden 
im Bereich der intensiv landwirtschaftlich genutzten 
Ackerfläche eingeschränkt.  
In der artenschutzfachlichen Ersteinschätzung werden 
potentielle Wirkfaktoren/potentielle Beeinträchtigungen 
für die dauerhafte Flächeninanspruchnahme von Boden 
bzw. Biotopen als Habitatverlust benannt. Als potentiell 
gefährdete Arten sind insbesondere Bodenbrüter zu er-
wähnen.  
 

b) Bestandteil des Naturhaushalts, 
insbesondere mit seinen Wasser- und 
Nährstoffkreisläufen 

Zum Entwurf des Bebauungsplanes wird ein hydrogeo-
logisches Gutachten erstellt. Mithilfe des hydrogeologi-
schen Gutachtens wird dieser Punkt weiter ausgeführt. 
 

c) Abbau-, Ausgleichs- und aufbau-
medium für stoffliche Einwirkungen auf 
Grund der Filter-, Puffer- und Stoffum-
wandlungseigenschaften insbesondere 
auch zum Schutz des Grundwassers 

Zum Entwurf des Bebauungsplanes wird ein hydrogeo-
logisches Gutachten erstellt. Mithilfe des hydrogeologi-
schen Gutachtens wird dieser Punkt weiter ausgeführt. 
 

2. Funktion als Archiv der Natur- 
und Kulturgeschichte 

Im Plangebiet sind nach derzeitigem Kenntnisstand 
keine Bodendenkmale vorhanden.   

 
Als dritte Bodenfunktion werden im BBodSchG die Nutzungsfunktionen aufgezählt. 
Diese wurden nicht berücksichtigt, da sie nicht der Einschätzung der ökologischen Bo-
denqualität dienen und zudem im gesamten Plangebiet nicht von Belang sind. 
 
Nach gegenwärtigem Kenntnisstand sind keine Altlasten oder altlastenverdächtige 
Flächen in vom Vorhaben betroffenen Gebiet bekannt.  
 
3.4.4 Prognose des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 
 
Ohne die Durchführung der Maßnahme würde die landwirtschaftliche Nutzung des 
Plangebietes weiter bestehen bleiben. Die bestehende Bodenfunktion würde keine 
weitere Verschlechterung erfahren. Auf die bestehende Vorbelastung wurde bereits 
eingegangen, so dass von einer beeinträchtigten Bodenfunktion auszugehen ist.  
 
Bei der hier betrachteten Planung steht die Wahrung der Funktionen als Mittelzentrum 
der Stadt Grevesmühlen und die Umsetzung der Ziele der Raumordnung im Vorder-
grund. 
 
3.4.5 Bewertung – Schutzgut Boden 
 
Mit der Umnutzung einer Ackerfläche kann dem Ziel der Raumordnung und Landes-
planung entsprochen werden in diesem ausgewählten Bereich einen interkommunalen 
Großgewerbestandort zu entwickeln. Es werden Maßnahmen zur Reduzierung der 
Versiegelung geprüft. 
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Durch die entstehende Versiegelung ist mit erheblichen Beeinträchtigungen des 
Schutzgutes Boden zu rechnen. Der Eingriff in die Bodenfunktionen und die Versiege-
lung werden durch den notwendigen Ausgleich für Versiegelung berücksichtig. 
 
3.5 Schutzgut Wasser 
 
3.5.1 Bewertungskriterien  
 
Grundwasser 

- Verschmutzungsgefahr des Grundwassers 
- Grundwasserneubildung, -dynamik 
- Grundwasserbeschaffenheit 

 
Oberflächengewässer 

- Selbstreinigungsfunktion Oberflächengewässer 
- Lebensraumfunktion der Gewässer und ihrer Uferbereiche 
- Gewässerbeeinträchtigungen durch ufernahe Nutzung 

 
Trinkwasserschutzzone 

- Schutzstatus 
 
3.5.2 Basisszenario 
 
Grundwasser 
Der Grundwasserflurabstand wird in der LINFOS-Datenbank für den Geltungsbereich 
mit >10 m angegeben. Somit kann von einer mittleren bis geringeren Verschmutzungs-
gefahr des Grundwassers ausgegangen werden. Die Grundwasserressourcen werden 
im Plangebiet als genutztes Dargebot angegeben. 
 
Oberflächengewässer 
Innerhalb des Plangebietes befindet sich kein Oberflächengewässer.  
 
Trinkwasserschutzzone 
Das Plangebiet befindet sich innerhalb der Trinkwasserschutzzonen 3a und 3b. 
 
3.5.3 Prognose des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 
 
Grundwasser 
Generell besteht die Möglichkeit einer Erhöhung der Grundwassergefährdung durch 
die Errichtung eines Gewerbegebietes. Das Plangebiet wird derzeit als Ackerfläche 
genutzt. Durch die großflächigen Versiegelungen, die durch das interkommunale Ge-
werbegebiet möglich sind, ist von einer Verringerung der Grundwasserneubildung in-
nerhalb des Plangebietes zu rechnen.  
 
Das Konzept zur Regenwasserentsorgung sieht vor, das anfallende Niederschlags-
wasser teilweise zu versickern und teilweise in Regenrückhalte- oder Versickerungs-
becken aufzufangen. Unter Berücksichtigung der hydrogeologischen Aussagen zum 
Entwurf werden diese Aussagen mit der Entwurfserarbeitung präzisiert und detailliert. 
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Das anfallende unbelastete Regenwasser der Verkehrsflächen und der Gewerbege-
bietsflächen soll in die Vorflut des Poischower Mühlenbachs eingeleitet werden. Dabei 
werden die Maßgaben der WRRL untersucht und beachtet. Dabei ist darauf zu achten, 
dass nicht mehr Wasser eingeleitet wird als es derzeit mit der landwirtschaftlichen Nut-
zung der Fall ist. Das überschüssige Wasser wird in Regenrückhaltebecken aufgefan-
gen. 
 
Oberflächengewässer 
Innerhalb des Geltungsbereiches sind keine Oberflächengewässer vorhanden. 
 
Trinkwasserschutzzone 
Bezüglich der Trinkwasserschutzzone werden entsprechende Festsetzungen getrof-
fen um Veränderungen dieser auszuschließen. Außerdem wird zum Entwurf ein Aus-
nahmeantrag für das Großgewerbegebiet gestellt. 
 
3.5.4 Prognose des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 
 
Bei der Nichtdurchführung der Planung würden die landwirtschaftliche Ackerfläche und 
damit geringfügige Beeinträchtigungen erhalten bleiben. 
 
3.5.5 Bewertung 
 
Grundwasser 
Im Rahmen der Entwurfserarbeitung wird ein Hydrogeologisches Gutachten erstellt, 
welches in den Umweltbericht einbezogen wird. 
 
Oberflächengewässer 
Da es keine Oberflächengewässer im Plangebiet gibt, entstehen keine Beeinträchti-
gungen.  
 
Trinkwasserschutzzone 
Bezüglich der Trinkwasserschutzzonen werden entsprechende Festsetzungen getrof-
fen um Veränderungen dieser auszuschließen. Beeinträchtigungen können somit aus-
geschlossen werden. 
 
3.6 Schutzgut Fläche 
 
3.6.1 Bewertungskriterien 
 

- Größe der zusammenhängenden Freiflächen 
- Naturnähe der Freiflächen 
- Belastung der Freiflächen durch Lärm und Luftschadstoffe 
- Flächenverbrauch 
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3.6.2 Basisszenario 
 
Mit dem hier betrachteten Bebauungsplan erfolgt im Wesentlichen die Überplanung 
einer landwirtschaftlich intensiv genutzten Ackerfläche. In den übergeordneten Pla-
nungen (LEP) wird diese Fläche als Gewerbestandort genannt. Ein weiteres Kriterium 
für die Entwicklung eines Großgewerbestandortes in diesem Bereich ist die verkehrs-
günstige Lage direkt an der Bundesautobahn 20. Im südlichen Teil befindet sich zudem 
eine Hecke, die die Grenze zwischen der Stadt Grevesmühlen und der Gemeinde U-
pahl darstellt. Dementsprechend befinden sich keine versiegelten Flächen innerhalb 
des Geltungsbereiches. Die Gesamtfläche des Plangebietes beträgt rund 30 ha, davon 
sind ca. 27 ha Ackerfläche. Südlich angrenzend befindet sich der Bebauungsplan Nr. 
9 der Gemeinde Upahl, dieser wird zeitgleich mit dem Bebauungsplan Nr. 49 der Stadt 
Grevesmühlen aufgestellt. Gemeinsam wird durch diese beiden Bebauungspläne die 
Schaffung eines Großgewerbegebietes ermöglicht. Dementsprechend sind bei dem 
Schutzgut Fläche kumulierende Wirkungen dieser Pläne zu betrachten. Die Gesamt-
fläche des Bebauungsplanes Nr. 49 beträgt rund 30 ha, davon sind ca. 27 ha Acker-
fläche und ca. 3 ha weitere kleinteilige Strukturen (Hecke. Die Gesamtgröße des inter-
kommunalen Großgewerbestandortes beträgt rund 49 ha. Diese teilen sich auf in 43 
ha Ackerfläche sowie 6 ha weitere kleinteilige Strukturen (Hecken, Landesstraße). 
 
3.6.3 Prognose des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 
 
Aufgrund der bisher unversiegelten Fläche ist bei der vorliegenden Planung von einer 
hohen zusätzlichen Versiegelung auszugehen. Es erfolgt mit der Umsetzung der Pla-
nung eine Versiegelung von ca. 21 ha. Zusätzlich erfolgt durch die Umsetzung des 
Bebauungsplanes Nr. 9 eine Versiegelung von ca. 18 ha. 
 
Mit der Umsetzung der genannten Bebauungspläne wird eine Ackerfläche und Grün-
strukturen in den Randbereichen in ein Großgewerbegebiet umgewandelt. Dadurch 
entstehen großflächige Versiegelungen und Bodenverdichtungen. Insgesamt werden 
ca. 30 ha überplant. Die Grünstrukturen des gesamten Großgewerbegebietes bleiben 
weitestgehend erhalten. Zusätzlich dazu werden im Norden Grünstrukturen in Form 
einer Hecke und einer Mähwiese geschaffen. Die nördliche Hecke markiert das Ende 
des Großgewerbegebietes Richtung Norden und verhindert die Ausweitung des Ge-
bietes in diese Richtung. In Richtung Süden begrenzen ebenfalls Heckenstrukturen 
und die Bundesautobahn 20 den Gewerbestandort. Im Osten stellt überwiegend die 
Landestraße 03 die Grenze des interkommunalen Großgewerbestandortes dar, die 
Ausnahme bildet der Bereich des ehemaligen Wohnhauses im Südosten des Großge-
werbegebietes. Die Zerschneidungswirkung des Großgewerbegebietes wird durch die 
vorhandene Zerschneidung Flächen durch die A 20 und die L 03 gemindert. Eine Er-
weiterung des Großgewerbegebietes nach Westen ist möglich. Eine Minderung des 
Flächenverbrauchs stellt die Festsetzung von Parkpalletten ab 50 Stellplätzen dar. 
Dadurch soll eine Optimierung der Flächennutzung und eine Minderung des Flächen-
verbrauchs erzielt werden. 
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3.6.4 Prognose des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 
 
Bei Nichtdurchführung der Planung würde die Nutzung der Fläche als Intensivacker-
fläche bestehen bleiben. 
 
3.6.5 Bewertung – Schutzgut Fläche 
 
Mit der Umsetzung der Planung sind Beeinträchtigungen des Schutzgutes Fläche zu 
erwarten. 
 
Mit dem hier vorliegenden Bebauungsplan erfolgt die Überplanung einer landwirt-
schaftlich intensiv genutzten Ackerfläche. Das LEP M-V sieht in diesem Bereich eine 
gewerbliche und industrielle Nutzung vor. Diese Nutzungen haben aufgrund der Be-
trachtung der Landesplanung Vorrang. Durch die Festsetzung von Parkpalletten ab 50 
Stellplätzen erfolgt eine Minderung des Flächenverbrauchs. Zusätzlich ist pro ange-
fangenen 2 000 m² ein standortgerechter Laubbaum innerhalb des interkommunalen 
Großgewerbegebietes zu pflanzen. Außerdem werden innerhalb des Großgewerbe-
gebietes Retentionsflächengeschaffen, um das Niederschlagswasser zu versickern. 
 
Die HzE (2018) Mecklenburg-Vorpommern schafft durch ihre Ausgleichsmaßnahmen 
und die Maßnahmen zur Kompensationsminderung keinen Anreiz Grünstrukturen in-
nerhalb des Plangebietes zu schaffen. Die Mindestflächengrößen der angegebenen 
Ausgleichsmaßnahmen lassen keine Anrechnung kleinflächiger Grünstrukturen, wie 
sie innerhalb des Geltungsbereiches umgesetzt werden könnten, zu. 
 
3.7 Schutzgut Luft und Klima 
 
3.7.1 Bewertungskriterien 
 

- Veränderung des Klimas 
- Veränderung der lufthygienischen Situation 
- Vegetation als klima- und lufthygieneregulierende Faktoren 
- Klimawandel 

 
3.7.2 Basisszenario 
 
Das Klima im Plangebiet ist dem maritim geprägten Binnenplanarklima zuzuordnen. 
Die mittlere Niederschlagsmenge liegt deutlich über 600 mm. Große Windstärken so-
wie eine hohe Luftfeuchtigkeit prägen das Klima entlang der Ostseeküste. 
 
Vorbelastungen des Schutzgutes Klima ergeben sich für den Untersuchungsbereich 
aus der intensiven landwirtschaftlichen Ackernutzung. Denn intensiv genutzte Acker-
flächen besitzen eine geringe Bedeutung in Bezug auf die Kaltluftproduktion. 
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3.7.3 Prognose des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 
 
Als Folge der Errichtung von Baukörpern, Flächenversiegelungen und das zusätzliche 
Verkehrsaufkommen können sich Auswirkungen auf das Regional- und Standortklima 
ergeben. Generell lässt sich jedoch die Aussage treffen, dass konventionell bewirt-
schafteten Ackerflächen kaum eine Bedeutung für die Kaltluftentstehung zuzuordnen 
ist. Grünstrukturen entstehen entlang der Landesstraße und im nördlichen Randbe-
reich des Plangebietes durch Heckenpflanzungen, Blühstreifen und das Anlegen eines 
Blühstreifens. Ebenso werden Festsetzungen zu Baumpflanzungen innerhalb der Ge-
werbeflächen getroffen. So ist pro angefangene 2 000 m² Gewerbefläche je ein Groß-
baum (Baum I. Ordnung) zu pflanzen.  
 
Gründächer, zur Verbesserung des Kleinklimas, werden innerhalb des Großgewerbe-
gebietes mit einem Anteil von 80 % auf Flachdächern festgesetzt. Ebenso erfolgt eine 
Festsetzung für PV-Anlagen auf einem Anteil von 70 % aller Dachflächen. Dabei wird 
eine Kombination von Gründächern und PV-Anlagen angestrebt. Zusätzlich dazu sind 
die Fassaden der Parkpaletten auf 50 % ihrer Fläche zu begrünen. 
 
Durch das Gewerbegebiet entstehen großflächige Versiegelungen, die das Regional- 
und Standortklima beeinträchtigen. Außerdem erhöht sich der Verkehr in diesem Be-
reich. Dem soll durch eigens für das Großgewerbegebiet geplante Buslinien entgegen-
gewirkt werden. Um diesen Beeinträchtigungen entgegenzuwirken entstehen Dach- 
und Fassadenbegrünungen und Grünstrukturen (Blühstreifen, Großbäume, Mäh-
wiese, Hecke) innerhalb des Großgewerbegebietes. Aus den genannten Gründen sind 
keine erheblichen Beeinträchtigungen des Schutzgutes Klima und Luft zu erwarten.  
 
3.7.4 Prognose des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 
 
Bei Nichtdurchführung der Planung würden die derzeitigen Klimaparameter kaum ver-
ändert.  
 
3.7.5 Bewertung – Schutzgut Klima und Luft 
 
Mit der Umsetzung der Planungsziele wird nicht mit gravierenden Auswirkungen auf 
das Klima gerechnet.  
 
3.8 Schutzgut Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 
 
3.8.1 Bewertungskriterien 
 

- Kein Vorhandensein schützenswerter oder geschützter Kultur- und Sachgüter 
 
3.8.2 Basisszenario 
 
Zum gegenwärtigen Kenntnisstand befinden sich keine Baudenkmäler innerhalb des 
Geltungsbereiches.  
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3.8.3 Prognose des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 
 
Da keine schützenswerten oder geschützten Kultur- und Sachgüter im Plangebiet vor-
handen sind, entstehen durch die vorliegende Planung keine Beeinträchtigungen. 
 
3.8.4 Prognose des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 
 
Bei Nichtdurchführung der Planung entstehen ebenfalls keine Beeinträchtigungen. 
 
3.8.5 Bewertung – Schutzgut Kult. Erbe und sonst. Sachgüter 
 
Es ist nicht bekannt, dass sich Sach- oder Kulturgüter im Plangebiet befinden. Eine 
weitere Betrachtung des Schutzgutes ist somit nicht erforderlich. Die gesetzlichen 
Bestimmungen des Denkmalschutzgesetzes sind zu beachten.  
 
3.9 Schutzgut Landschaft/Ortsbild 
 
3.9.1 Bewertungskriterien 
 

- Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie Natürlichkeit 
- Charakter/Erkennbarkeit 
- Erholung 

 
3.9.2 Basisszenario 
 
Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie Natürlichkeit 
Als Landschaftsbild wird die sinnlich wahrnehmbare Erscheinungsform der Landschaft 
als Teil der Erdoberfläche in seiner räumlichen sowie zeitlichen Variabilität bezeichnet. 
Es ergibt sich aus der Art der Ausprägung der Landschaftselemente und deren Zu-
sammenstellung. Die Einschätzung der Landschaftsbildeinheiten unterliegt folgenden 
Bewertungskriterien: 
 
Vielfalt: 

- Vorhandensein landschaftsgliedernder Strukturelemente, auftretende Land-
nutzungsformen, Reliefvielfalt 

 
Eigenart und Schönheit: 

- Vorkommen gebietsspezifischer Landschaftselemente, landschaftstypische na-
türliche Erscheinungen und Strukturen, sinnlich wahrnehmbare Wirkungen aus-
gehend vom Relief, vom Wasser, von der Vegetation, von der Bebauung und 
der Nutzung 

 
Natürlichkeit: 

- Vorhandensein von Biotopstrukturen der traditionellen Kulturlandschaft, Inter-
pretation der Eingriffs- und Flächennutzungsintensität des Menschen, Wahr-
nehmung und Bewertung technischer Landschaftsbestandteile 
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Eine Beschreibung der Charakteristik des Plangebietes ist im nächsten Punkt darge-
stellt. In Bezug auf die hier dargestellten Kriterien lassen sich für das Plangebiet fol-
genden Aussagen zusammenfassen: 
 
Vielfalt 
Das Plangebiet hat ein leichtes Gefälle von Ost nach West. Prägend sind die landwirt-
schaftliche Nutzung und die vorhandene Heckenstruktur. Aufgrund der verhältnismä-
ßig monotonen Ausstattung wird die Vielfalt des Plangebietes als gering eingestuft.  
 
Eigenart und Schönheit 
Das Plangebiet besitzt mit der Ackerfläche und der Heckenstruktur landschaftstypi-
sche Erscheinungen und Strukturen. Durch das vorhandene Gefälle ist das Relief des 
Plangebietes und der näheren Umgebung wahrnehmbar. Die Vegetation ist aufgrund 
der landwirtschaftlichen Nutzung sehr eintönig und nur im Bereich der Hecke etwas 
vielfältiger. Im Westen wird das Plangebiet durch den Gewässerlauf, mit Gehölzen im 
Uferbereich, des Poischower Mühlenbachs begrenzt. An dieser Stelle erfolgt durch das 
Gewässer und seine Uferstrukturen eine klare Begrenzung des Geltungsbereiches. 
 
Natürlichkeit 
Wie bereits herausgestellt wurde, dominiert die landwirtschaftliche Nutzung. Als Bio-
topstruktur mit einer höheren Natürlichkeit ist nur die Hecke im Süden des Plangebie-
tes vorhanden. 
 
Charakter/Erkennbarkeit 
Das Landschaftsbild ist aktuell durch die Ackerfläche und die Hecke im Süden geprägt. 
Das Gelände fällt von Osten nach West ab. 
 
Die derzeitige Nutzung fügt sich in die umgebene Landschaft ein. Diese wird ebenfalls 
durch Ackerflächen und Gehölzstrukturen geprägt. Das Umfeld des Plangebietes wird 
zudem durch Windkraftanlagen beeinflusst. 
 
Erholung 
Derzeit unterliegt das Plangebiet kaum einer Freizeit und Erholungsnutzung. Aus-
nahme bildet ein Fahrradweg, der entlang der Landesstraße verläuft.  
 
3.9.3 Prognose des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 
 
Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie Natürlichkeit 
Mit der Umsetzung der Planung entstehen Flächen und Gebäude für Gewerbebe-
triebe. Die Ackerfläche wird vollständig überplant. Die vorhandene Hecke im Süden 
des Plangebietes bleibt zu einem großen Teil erhalten. Außerdem dienen Grünstruk-
turen innerhalb des Gewerbegebietes und am Rand des Geltungsbereiches für eine 
Eingliederung in die Landschaft. Durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes wer-
den gewerblich Gebäude mit einer maximalen Höhe von 25 m ermöglicht. Die Ein-
griffsbewertung dafür erfolgt unter Punkt 5.3.  Die vorhandenen Hecken im Randbe-
reich des Plangebietes bleiben zu einem großen Teil erhalten. Außerdem dienen Grün-
strukturen im und am Rand des Geltungsbereiches für eine Eingliederung in die Land-
schaft. Durch die Ergänzung von Gebäuden und Verkehrswegen etc. innerhalb des 
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Plangebietes nimmt die Natürlichkeit innerhalb des Geltungsbereiches deutlich ab. Die 
Auswirkungen auf die Vielfalt, Eigenart und Schönheit des Landschaftsbildes werden 
unter Berücksichtigung der Erhaltung bzw. Schaffung von Grünstrukturen insbeson-
dere in den Randbereichen gemindert. 
 
Charakter/Erkennbarkeit 
Die Stadt Grevesmühlen hat sich mit der Entwicklung des Großgewerbegebietes mit 
dem vorhandenen Landschaftsbild auseinandergesetzt. 
 
Mit der vorliegenden Planung erfolgt eine Verschiebung der Wahrnehmung von land-
schaftstypischen Ackerflächen und durch Heckenstrukturen gegliedert zu Bereichen 
mit Bebauung. Eine vorhandene Störung des Landschaftsbildes liegt durch die A20 
vor. Zudem sind südlich der A20 bereits Gewerbebetriebe vorhanden. 
 
Wichtige Gestaltungselemente sind Grünstrukturen, die das Plangebiet zur freien 
Landschaft abgrenzen und es damit auch eingliedern. Soweit möglich wird die vorhan-
dene Hecke im Süden des Geltungsbereiches erhalten. Im Norden des Plangebietes 
soll eine neue Hecke gepflanzt werden. Diese wird das Plangebiet nach Norden zur 
freien Landschaft abgrenzen. Im Osten und somit im höchstgelegenen Bereich des 
Plangebietes wird der Randbereich zwischen dem Gewerbegebiet und der Landes-
straße als Blühstreifen gestaltet. 
 
Die Firsthöhe der Gewerbegebäude wird auf maximal 25 m festgesetzt. Diese Gebäu-
dehöhe verhindert eine starke Beeinträchtigung des Landschaftsbildes und kann mit-
hilfe der genannten Grünstrukturen in die Landschaft eingegliedert werden. Um die 
Eingliederung in die Landschaft zu verstärken werden Festsetzungen zur Gestaltung 
der Gebäude getroffen. 
 
Von höherer naturschutzfachlicher Bedeutung ist die Hecke im Süden des Plangebie-
tes. Diese wird überwiegend erhalten. Durch den Bebauungsplan Nr. 9 der Gemeinde 
Upahl, welcher im Süden an das Plangebiet angrenzt, befindet sich diese Hecke in-
nerhalb des Großgewerbegebietes. Somit erfolgt durch diese Hecke eine Gliederung 
des Großgewerbegebietes. 
 
Zusammenfassend dargestellt, werden Grünstrukturen zur Einrahmung des Großge-
werbestandortes erhalten und geschaffen. Zusätzlich dazu ist es vorgesehen einen 
Anteil der Dächer und Fassaden begrünt. 
 
Die nächstgelegenen Ortslagen befinden sich westlich des Geltungsbereiches in einer 
Entfernung von ca. 1 300 m (Wotenitz) und östlich in ca. 800 m Entfernung (Groß 
Pravtshagen). Die Sichtachse von der Ortslage Wotenitz auf das Plangebiet wird durch 
verschiedene Gehölzstrukturen unterbrochen. Dadurch ist keine freie Sicht auf das 
geplante Großgewerbegebiet möglich und die Beeinträchtigungen werden in diesem 
Bereich als gering eingestuft. Von der Ortslage Groß Pravtshagen ist die Sichtachse 
auf das Großgewerbegebiet freier. Sie wird lediglich durch Gehölzstrukturen, die sich 
auf den westlichen Grundstücksgrenzen der Einwohner dieser Ortslage befinden, un-
terbrochen. Allerdings verläuft die Landesstraße 03 zwischen dem Plangebiet und der 
Ortslage Groß Pravtshagen, somit ergibt sich bereits eine Vorbelastung des 
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Landschaftsbildes in diesem Bereich. Die Nutzer der Landesstraße erfahren durch die 
vorliegende Planung eine geringe Beeinträchtigung des Erlebens des Landschaftsbil-
des, da sie nur für einen kurzen Moment den Abschnitt der Landschaft wahrnehmen. 
Aufgrund der Entfernung der Ortslagen zum Plangebiet und den bestehenden Vorbe-
lastungen werden die Auswirkungen als mittel angesehen. 
 
Erholung 
Die Erholungsnutzung wird durch die Planung in diesem Bereich nicht gesteigert.  
 
3.9.4 Prognose des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 
 
Die intensiv landwirtschaftliche Nutzung würde bei der Nichtdurchführung der Planung 
erhalten bleiben. Das Landschaftsbild bliebe unbeeinflusst. 
 
3.9.5 Bewertung – Landschaft/Ortsbild 
 
Im Vordergrund steht die Schaffung eines interkommunalen Gewerbegebietes mit ei-
ner guten verkehrlichen Anbindung in unmittelbarer Nähe zur Bundesautobahn 20. Zur 
Eingliederung des Großgewerbegebietes werden Festsetzungen zur Begrenzung der 
Gebäudehöhe und zur Schaffung von Grünstrukturen getroffen, um die Fernwirkung 
zu begrenzen. Unter Berücksichtigung der benannten Maßnahmen werden die Aus-
wirkungen auf das Schutzgut Landschaft/Ortsbild als mittel eingeschätzt. 
 
3.10 Wechselwirkungen der Umweltauswirkungen einzelner Schutzgüter 
 
Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7i BauGB sind im Rahmen der Umweltprüfung die Wechselwir-
kungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes zu berücksichtigen. 
Wie den einzelnen Schutzgutkapiteln entnommen werden kann, erfüllen bestimmte 
Strukturen im Plangebiet vielfältige Funktionen. Umweltfachliche Entwicklungsziele 
und Wirkungen auf die Schutzgüter können sich gegenseitig sowohl positiv als auch 
negativ verstärken oder abschwächen.  
 
Für die vorliegende Planung ist die zusätzliche Überbauung bzw. Versiegelung maß-
geblich. Der Boden interagiert mit seinen spezifischen Funktionen des Wasserhaus-
haltes. Die Wechselwirkungen zwischen (klein-) klimatischen Veränderungen sind auf-
grund der jetzigen Nutzung als Intensivackerfläche geringfügig. Bezüglich des natürli-
chen Wasserhaushalts durch Verdunstung und Versickerung ist die Beeinflussung 
stark. Allerdings wird mit Maßnahmen wie Dachbegrünung und einem Entwässerungs-
system diesen starken Beeinträchtigungen entgegengewirkt. 
 
Aufgrund der großflächigen Versiegelung entstehen Wechselwirkungen zwischen den 
Schutzgütern Boden, Fläche und Wasser. Diese werden Mithilfe verschiedener Maß-
nahmen reguliert. 
  

TOP 9

94 von 244 in Zusammenstellung



Stadt Grevesmühlen – 7. Änderung des Flächennutzungsplanes – Vorentwurf  
Anlage Umweltbericht 

 

 
38 

 
 

3.11 Störfälle 
 
Nach derzeitigem Kenntnisstand sind im planungsrelevanten Umfeld keine Störfallbe-
triebe vorhanden. Aufgrund der aktuellen Nutzungen sind diese im planungsrelevanten 
Umfeld auch nicht zu erwarten.  
 
 
4. Entwicklungsprognose zum Umweltzustand 
 
4.1 Entwicklung des Umweltzustandes bei Planungsdurchführung 
 
Bau und Vorhandensein des Vorhabens einschließlich Abrissarbeiten 
Mit dem Bebauungsplan Nr. 49 der Stadt Grevesmühlen ist die Schaffung eines Groß-
gewerbestandortes vorgesehen. Die Erschließung erfolgt über neue Erschließungs-
straßen, die von der Landesstraße 03 abgehen. Derzeit befinden sich keine baulichen 
Anlagen innerhalb des Plangebietes. Aus diesem Grund sind keine Abrissarbeiten not-
wendig. Es sind überwiegend großformatige Gewerbegebäude sowie versiegelte Frei-
flächen (Stellplätze etc.) zu erwarten. 
 
Nutzung von natürlichen Ressourcen 
In dem hier betrachteten Bebauungsplan wird eine ackerbaulich genutzte Fläche über-
plant. Ebenso erfolgt eine geringfügige Beeinträchtigung der im Süden gelegenen He-
ckenstruktur. Die neuen Erschließungsstraßen befinden sich ebenfalls auf dieser 
Ackerfläche. Im Vordergrund steht die Schaffung eines Großgewerbestandortes mit 
der verkehrsgünstigen Anbindung zur Bundesautobahn 20 in einem Bereich, der ge-
mäß LEP dafür vorgesehen ist. Die Beeinträchtigungen durch die Entwicklung des 
Großgewerbegebietes werden durch verschiedene Maßnahmen gering gehalten. Es 
sind Grünstrukturen (Blühstreifen, Großbäume, Hecke, Mähwiese) sowie die Begrü-
nung von Flachdächern (80 % der Dachfläche) vorgesehen. Die Versiegelung der Flä-
che wird zusätzlich durch die Schaffung von Parkpaletten begrenzt, diese sind zudem 
mit einer Fassadenbegrünung zu bepflanzen (50 %) der Parkpaletten. 
 
Art und Menge an Emissionen 
Emissionen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BlmSchG) sind vor al-
lem Luftverunreinigungen, die hauptsächlich von Anlagen und Fahrzeugen an die Um-
welt abgegeben werden und dadurch die natürliche Zusammensetzung der Luft ver-
ändern, sowie Geräusche. Ein Teil der emittierten Stoffe verursacht schädliche Wir-
kungen bei Mensch, Tier, Pflanze oder Sachgut. Diese Schäden gilt es zu dezimieren 
oder ganz zu vermeiden.  
 
Im Rahmen des Bauleitverfahrens wurde die ALN Akustik Labor Nord GmbH mit Sitz 
in Lübeck beauftragt, eine Schalltechnische Untersuchung für die beiden sich ergän-
zenden Bebauungspläne zu erstellen. Im Folgenden werden zunächst das Bearbei-
tungskonzept sowie der Untersuchungsumfang beschrieben. 
 
Für die Gewerbeflächen des interkommunalen Gewerbegebietes ist vorgesehen, 
diese als Gewerbegebiet auszuweisen. Zur Sicherstellung ausreichenden Schallschut-
zes in der Nachbarschaft der vorhandenen Gewerbeflächen wird auf das Instrument 
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der Emissionskontingentierung aus DIN 18005 zurückgegriffen. Es ist eine Festset-
zung von Emissionskontingenten LEK vorgesehen. Für die Planung von Gewerbege-
bieten ist auch das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG) 4 CN 7/16 vom 
07. Dezember 2017 zu beachten. Entsprechend dem Beschluss ist mindestens eine 
uneingeschränkte Gewerbefläche auszuweisen, dies kann auch übergreifend über 
verschiedene Gewerbegebiete betrachtet werden. 
 
Die Richtwerte der TA Lärm gelten für die Summe einwirkender Gewerbegeräusche. 
Die Einwirkung von Geräuschen aus anderen Gewerbebetrieben als dem geplanten 
Vorhaben, sind ggf. als Vorbelastung zu berücksichtigen. Im Untersuchungsgebiet 
sind weitere gewerbliche Nutzungen (z.B. Gewerbegebiet im Geltungsbereich von Be-
bauungsplan Nr. 4 der Gemeinde Upahl, OIL-Tankstelle, Gewerbeflächen am Degto-
wer Weg) vorhanden. 
 
Soweit planungsrechtlich festgesetzte Emissionsbeschränkungen o. ä. für dem Vorha-
ben benachbarte Gebiete vorhanden sind, werden diese für die Ermittlung der Vorbe-
lastung genutzt (z.B. Gewerbegebiet Bebauungsplan Nr. 4 der Gemeinde Upahl). Um 
den Aufwand für detaillierte Untersuchungen einzelner Betriebe (ohne planungsrecht-
lich festgesetzte Emissionsbeschränkungen) zur Bestimmung der Vorbelastung zu 
vermeiden, wird folgende Verfahrensweise verfolgt: 
Aus der Ausschöpfung von Immissionsrichtwerten wird eine plausible, pauschale 
Emission (flächenbezogene Schallleistung) für die Einschätzung der Vorbelastung 
hergeleitet oder es werden Erfahrungswerte aus anderen Untersuchungen für ver-
gleichbare Anlagen verwendet. Maximal werden die schalltechnischen Planungswerte 
für uneingeschränkte Emission nach DIN 18005 angenommen. Eine detaillierte schall-
technische Untersuchung der bestehenden Betriebe in der Nachbarschaft des Plan-
gebietes erfolgt zum Entwurf des Bebauungsplanes. Die so abgeleitete Vorbelastung 
wird bei der Beurteilung der Geräuscheinwirkung berücksichtigt. 
 
Weiterhin ist das Plangebiet mit Verkehrsgeräuschen (Bundesautobahn  20, Landes-
straße L03) beaufschlagt. Hierzu wird in der Schalltechnischen Untersuchung die Ge-
räuscheinwirkung auf das Plangebiet durch Verkehrsgeräusche prognostiziert. Für das 
Plangebiet werden Schallschutzmaßnahmen unter Einbezug der weiterhin zu erwar-
tenden Geräuscheinwirkungen festgesetzt. 
 
Darüber hinaus ist die schalltechnische Auswirkung des planinduzierten Mehrverkehrs 
auf den öffentlichen Straßen in der Nachbarschaft zu beurteilen. Zur Beurteilung der 
zusätzlichen planinduzierten Straßenverkehrsgeräuschimmission werden die prog-
nostizierten Geräuscheinwirkungen der relevanten Straßenabschnitte mit und ohne 
planinduzierten Mehrverkehr gegenübergestellt, um Aussagen zu den zu erwartenden 
Pegelerhöhungen der relevanten Straßenabschnitten zu treffen. Diesbezüglich wer-
den für die zu untersuchenden Straßenquerschnitte die in der noch zu erstellenden 
verkehrstechnischen Untersuchung ermittelten Verkehrsbelastungen für den Prog-
nose-Nullfall sowie für den Prognose-Planfall zugrunde gelegt. 
 
Abfälle und ihre Beseitigung und Verwertung 
Die Maßgaben der in der Landkreis Nordwestmecklenburg bestehenden Abfallentsor-
gung sind einzuhalten. 
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Risiken für die menschliche Gesundheit, das kulturelle Erbe und die Umwelt 
Mit der Schaffung des Gewerbegebietes sind keine hervorzuhebenden Risiken für die 
menschliche Gesundheit verbunden.  
 
Ebenso besteht keine Betroffenheit/kein Risiko für das kulturelle Erbe. Innerhalb des 
Plangebietes befinden sich keine Bau- oder sonstigen Denkmäler. 
 
Kumulierung mit anderen Projekten 
Nach derzeitigem Kenntnisstand entstehen kumulierende Wirkungen mit dem Bebau-
ungsplan Nr. 9 der Gemeinde Upahl. Davon sind vor allem die Schutzgüter Fläche und 
Landschaft/Ortsbild betroffen. 
 
Auswirkungen der Planung auf das Klima 
Intensiv bewirtschafteten Ackerflächen wird keine signifikante Bedeutung für die Kalt-
luftproduktion zugeordnet. Aus diesem Grund sind keine beachtenswerten Auswirkun-
gen auf das Klima zu erwarten. Genaue Ausführungen erfolgten unter dem Kapitel 
Schutzgut Luft und Klima (Punkt 3.7). 
 
Eingesetzte Techniken und Stoffe 
Für die Anlage der Gebäude und Nebenanlagen werden die geltenden gesetzlichen 
und technischen Vorschriften beachtet. Von negativen Beeinträchtigungen bzgl. ein-
gesetzter Techniken und Baustoffe wird daher nicht ausgegangen.  
 
4.2 Prognose zur Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung 
 
Bei Nichtdurchführung der Planung würde die intensiv landwirtschaftliche Nutzung der 
Ackerfläche weiterhin bestehen. Von Seiten des Landes Mecklenburg-Vorpommern ist 
eine gewerbliche Nutzung in diesem Bereich vorgesehen. 
 
Die Auswirkungen bzw. die Entwicklung des Plangebietes bei Nichtdurchführung der 
Planung wurden schutzgutbezogen betrachtet.  
 
4.3 Anderweitige Planungsmöglichkeiten 
 
Standortwahl  
Mit dem Bebauungsplan Nr. 49 beabsichtigt die Stadt Grevesmühlen, in Kooperation 
mit der Gemeinde Upahl, die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Neuaus-
weisung eines interkommunalen Großgewerbestandortes nördlich der Autobahn 20 zu 
schaffen. Das städtebauliche Konzept begründet sich aus den Zielsetzungen der Stadt 
und aus den räumlichen und technischen Gegebenheiten im Bereich des Plangebiets. 
 
Die Stadt Grevesmühlen und die Gemeinde Upahl haben hierzu bereits umfangreiche 
Überlegungen vorgenommen, um die Flächen nördlich der Autobahn zum einen so 
effektiv wie möglich nutzen zu können sowie zum anderen ein Einfügen der Planung 
in den Bereich zu gewährleisten. Dazu werden unter anderem Ausgleichsmaßnahmen 
vorgesehen, die den Großgewerbestandort einfassen und begrünen sollen. Es ist vor-
gesehen, den Großgewerbestandort in zwei Bauabschnitte zu unterteilen.  
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Abb. 3: Luftbild mit städtebaulicher Konzeption, Stand: April 2021, © GeoBasis DE/M-V 2021. 

 
Die äußere Erschließung des Gewerbegebietes soll über einen Kreisverkehr erfolgen, 
der als Bestandteil der Landesstraße 03 geplant wird. Durch diesen Kreisverkehr kön-
nen beide Bauabschnitte auf Upahler sowie Grevesmühlener Seite an die Landes-
straße angeschlossen werden. Der Kreisverkehr ist Bestandteil des Bebauungsplanes 
Nr. 9 der Gemeinde Upahl. Eine weitere Zuwegung zur Landesstraße soll am vorhan-
denen Knotenpunkt nach Groß Pravtshagen vorgesehen werden. Die innere Erschlie-
ßung erfolgt über die Planstraßen sowie über einen Wirtschaftsweg entlang der Ge-
markungshecke. Dabei muss im Rahmen der weiteren Planung vor allem die Topo-
grafie des anstehenden Geländes berücksichtigt werden. 
 
Die vorhandenen Gehölze der Feldhecke entlang der Gemeindegrenze bleiben über-
wiegend vorhanden, lediglich für die Anbindung an den geplanten Kreisverkehr müs-
sen Bereiche entfernt werden.  
  
Städtebauliche Konzeption 
Im Laufe des Verfahrens wurden Anpassungen vorgenommen, die hochwertige Bio-
tope sowie einige gesetzlich geschützte Biotope nicht mehr innerhalb des Plangebie-
tes vorsehen. Außerdem bleiben die Heckenstrukturen weitestgehend erhalten und 
können von den vorhandenen Arten weiterhin genutzt werden. 
 
Vermeidungsgebot 
Gemäß § 15 BNatSchG ist der Verursacher eines Eingriffes verpflichtet vermeidbare 
Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen. Beeinträchtigungen 
sind vermeidbar, wenn zumutbare Alternativen, den mit dem Eingriff verfolgten Zweck 
am gleichen Ort ohne oder mit geringeren Beeinträchtigungen von Natur und Land-
schaft zu erreichen, gegeben sind. Soweit Beeinträchtigungen nicht vermieden werden 
können, ist dies zu begründen. 
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Die Gemeinde Upahl sowie die Stadt Grevesmühlen haben sich im Zusammenhang 
mit der Erarbeitung eines Großgewerbestandortes mit dem benannten Vermeidungs-
gebot auseinandersetzt.  
 
Der Stadt Grevesmühlen stehen derzeit keine größeren gewerblichen Bauflächen zur 
Verfügung. Innerhalb des Gewerbegebietes Nordwest sind noch Flächen in Größe von 
0,8 ha verfügbar. Die beiden anderen Gewerbegebiete sind vollständig bebaut bzw. in 
privater Hand. Um auch künftig Gewerbeflächen zur Verfügung stellen zu können, ist 
daher für das Mittelzentrum Grevesmühlen eine Ausweisung von weiteren Gewerbe-
gebietsflächen unabdingbar. 
Wie zuvor dargelegt, sind Erweiterungen der bestehenden Gebiete als problematisch 
zu bewerten. Die Flächen im Norden des Siedlungsbereiches werden von Wald, Aus-
gleichsflächen oder Wohnbauflächen berührt. Die Anbindung des Industrie- und Ge-
werbegebietes Nordwest an die Autobahn 20 ist zwangsläufig nur durch die Stadt zu 
realisieren. 
Die Stadt Grevesmühlen spricht sich deshalb für den gewählten Standort an der süd-
lichen Stadtgrenze aus. Zum einen wird dieser Standort im Landesraumentwicklungs-
programm aus dem Jahr 2016 ausgewiesen und als landesbedeutsam bewertet. Auch 
die Kooperation der Stadt Grevesmühlen mit der Gemeinde Upahl kann daraus abge-
leitet werden. Zum anderen besteht an diesem Standort die Möglichkeit, eine nahezu 
direkte Anbindung an die Bundesautobahn 20 zu schaffen. Dieser strategische Vorteil 
sollte unbedingt genutzt werden, da so nicht nur die Stadt Grevesmühlen, sondern 
auch die Gemeinde Upahl, ihre jeweilige Wohnbevölkerung vor negativen Beeinträch-
tigungen schützen kann. 
Zu guter Letzt sieht die Stadt Grevesmühlen eine enorme Chance in der Zusammen-
arbeit mit der Gemeinde Upahl. Durch die interkommunale Zusammenarbeit können 
Synergieeffekte geschaffen werden, die bei der Durchführung von Einzelplanungen 
nicht möglich sind. Die Stadt Grevesmühlen und die Gemeinde Upahl können so bei-
derseitig von der Ausweisung eines Großgewerbestandortes profitieren. 
 
Im Vordergrund steht hier die LEP-Entwicklung eines landesbedeutsamen Gewerbe-
gebietes an einem verkehrsgünstigen Standort. Während der Erarbeitung des Vorent-
wurfes wurden die Flächen für den interkommunalen Großgewerbestandort überprüft. 
Daraus ergeben sich folgende Maßnahmen: 

- Hochwertige und geschützte Biotope soweit es möglich ist bleiben erhalten 
- Erhalt der südlichen Heckenstruktur 
- Schaffung von Grünstrukturen (Hecke, Mähwiese) im Norden des Geltungsbe-

reiches 
- Baumpflanzungen 
- Dachbegrünung 
- PV-Anlagen 
- Fassadenbegrünung 
- Parkpaletten 

 
Im Stadtgebiet sind keine anderen sinnvollen Flächen für das interkommunale Groß-
gewerbegebiet vorhanden. In Bezug auf die Zunahme des Verkehrs in diesem Bereich 
ist nicht von nennenswertem Mehrverkehr auszugehen. 
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Um den gesetzlichen Vorgaben des § 15 BNatSchG zu folgen, werden im nächsten 
Kapitel die Eingriffe und Ausgleichsmaßnahmen dargestellt. 
 
 
5. Zusätzliche Angaben 
 
5.1 Technische Verfahren sowie Hinweise auf Schwierigkeiten 
 
Merkmale der verwendeten technischen Verfahren 
Im Umweltbericht erfolgt eine Abarbeitung der Umweltbelange nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 
und ergänzend nach § 1a BauGB. Hierbei werden die einzelnen Schutzgüter, bezogen 
auf die Bestandssituation (Basisszenario) untersucht und anschließend wird eine 
Prognose für die Entwicklung mit Umsetzung der Planungsziele bzw. bei Nichtdurch-
führung der Planung erstellt. Zur Erfassung des Bestandes fanden Ortsbegehungen 
statt. Ebenso wurden Luftbilder und Kartenmaterialien ausgewertet.  
 
Umfang und Detaillierung orientieren sich dabei problembezogen an der vorliegenden 
Planungsaufgabe und dem gegenwärtigen Wissensstand. Im Zusammenhang mit der 
Erarbeitung des Vorentwurfes wurden erste Abstimmungen insbesondere mit der un-
teren Naturschutzbehörde geführt. Daraufhin wurden schwerpunktmäßig die Aussa-
gen zur FFH-/SPA-Verträglichkeit untersucht. 
 
Hinweise auf Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Angaben 
Im Rahmen der Erarbeitung des Umweltberichtes auf der Ebene der verbindlichen 
Bauleitplanung sind Grundlagendaten in einem der Planung angemessenen Umfang 
zu erheben. Spezielle Schwierigkeiten bei der Zusammensetzung der Unterlagen be-
standen nicht. Es wurden Kartierungen zur Beurteilung der artenschutzfachlichen Be-
lange durchgeführt. Außerdem erfolgt die Erarbeitung einer Schalltechnischen Unter-
suchung, eines Verkehrsgutachtens und eines hydrogeologischen Gutachtens.   
 
Im Hinblick auf die Belange des speziellen Artenschutzes ergibt sich die Notwendigkeit 
der Schaffung von Ersatzquartieren als Maßnahme zur Sicherung des Erhaltungszu-
standes. Konkrete Aussagen dazu erfolgen in der Entwurfserarbeitung. 
 
5.2 Hinweise zur Durchführung der Umweltüberwachung 
 
Gemäß § 4c BauGB sind die Gemeinden verpflichtet, die erheblichen Umweltauswirkun-
gen, die aufgrund der Durchführung der Bauleitpläne entstehen, zu überwachen, um ins-
besondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu ermitteln und in 
der Lage zu sein, geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen. Des Weiteren sind laut 
Anlage 1 BauGB (Nr. 3 b) eine Beschreibung der geplanten Maßnahmen zur Überwa-
chung der erheblichen Auswirkungen der Durchführung des Bauleitplans auf die Umwelt 
unter zusätzliche Angaben in den Umweltbericht aufzunehmen.  
 
Hierzu werden die Auswirkungen der Planung auf die Schutzgüter überprüft.  
 
Die im Zuge der grünordnerischen Fachplanung ermittelte Maßnahme zur Kompen-
sation ist vor Ablauf der Gewährleistungsfrist der Entwicklungspflege von 3 Jahren 
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zu überprüfen. Hierbei ist insbesondere auf den Anwachserfolg von Pflanzungen zu 
achten. Ausfälle an Pflanzen sind durch den ausführenden Betrieb zu ersetzen. Eine 
entsprechende Festsetzung wurde in den Bebauungsplan aufgenommen.  
 
 
6. Allgemein verständliche Zusammenfassung 
Der Umweltbericht, als gesonderter Teil der Begründung, legt die Belange des Natur- 
und Umweltschutzes dar. Gemäß § 2 Abs. 4 und § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB wurden die 
Resultate der Umweltprüfung sowie nach § 1a Abs. 3 BauGB die Ergebnisse der Ein-
griffsregelung aufgezeigt. Für den Bebauungsplan Nr. 49 der Stadt Grevesmühlen 
wurden innerhalb des Umweltberichtes die ermittelten voraussichtlichen Umweltaus-
wirkungen auf Grundlage der Anlage 1 des BauGB beschrieben und bewertet. 
 
Bereits in Vorbereitung des hier vorliegenden Vorentwurfes wurden zahlreiche Abstim-
mungen zwischen Fachplanern und Behörden geführt. Mit der Stellungnahme der zu-
ständigen Naturschutzbehörden gewünscht sich die Gemeinde Upahl wichtige Hin-
weise für die Weiterentwicklung des Entwurfes, um Verzögerungen im Planungspro-
zess oder eine erneute Auslegung zu verhindern.  
 
Ziel des Bebauungsplanes ist die Errichtung eines Großgewerbegebietes im Stadtge-
biet der Stadt Grevesmühlen in Kooperation mit der Gemeinde Upahl. Der im Rahmen 
des LEP M-V geprüften Ausweisung eines landesrelevanten Gewerbestandortes soll 
entsprochen werden.  
 
Das Plangebiet besitzt eine Flächengröße von rund 49 ha und befindet sich im Süden 
des Stadtgebietes von Grevesmühlen. Es umfasst im Wesentlichen eine intensiv land-
wirtschaftlich genutzte Ackerfläche in unmittelbarer Nähe zur Bundesautobahn 20. Im 
Süden befindet sich eine Hecke. Mit dem Umweltbericht wurde geprüft, ob von dem 
Bebauungsplan Nr. 49 der Stadt Grevesmühlen erhebliche, nachteilige Auswirkungen 
auf die Umwelt zu erwarten sind.  
 
Im Rahmen der hier behandelten Planung erfolgte eine Auseinandersetzung mit den 
Belangen der übergeordneten Planungen. Dazu zählt die Bewertung des Plangebietes 
in der näheren Umgebung von Natura 2000-Gebieten. Im Bereich der Stadt Greves-
mühlen sind die Wasserläufe des Poischower Mühlenbachs und der Stepenitz, teil-
weise mit den umgebenden Uferbereichen, als Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung DE 2132-303 „Stepenitz-, Radegast- und Maurinetal mit Zuflüssen“ und als euro-
päisches Vogelschutzgebiet DE 2233-401 „Stepenitz-Poischower Mühlenbach-Rade-
gast-Maurine“ ausgewiesen. Mit dem Vorentwurf wurden entsprechende Verträglich-
keitsuntersuchungen vorbereitet.  
Nach § 34 Abs. 1 Satz 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) sind Pläne und Pro-
jekte vor ihrer Zulassung oder Durchführung auf ihre Verträglichkeit mit den Erhal-
tungszielen eines Natura 2000-Gebietes zu überprüfen, wenn sie einzeln oder im Zu-
sammenwirken mit anderen Projekten oder Plänen geeignet sind, das Gebiet erheblich 
zu beeinträchtigen und nicht unmittelbar der Verwaltung des Gebietes dient. Durch 
diese Vorschrift wird Artikel 6 Abs. 3 der FFH-Richtlinie (FFH-RL) in nationales Recht 
umgesetzt. 
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Aus Sicht der Stadt wird im Rahmen der Untersuchungen festgestellte, dass erhebli-
che Beeinträchtigungen im Vorfeld ausgeschlossen werden können. 
 
Innerhalb des Plangebietes sind keine weiteren Schutzgebiete ausgewiesen. Im Um-
feld befinden sich zwei Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und ein Natur-
schutzgebiet, welches sich mit einem der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung 
überlagert. Nach § 34 Abs. 1 Satz 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) sind Pläne 
und Projekte vor ihrer Zulassung oder Durchführung auf ihre Verträglichkeit mit den 
Erhaltungszielen eines Natura 2000-Gebietes zu überprüfen, wenn sie einzeln oder im 
Zusammenwirken mit anderen Projekten oder Plänen geeignet sind, das Gebiet er-
heblich zu beeinträchtigen und nicht unmittelbar der Verwaltung des Gebietes dient. 
Durch diese Vorschrift wird Artikel 6 Abs. 3 der FFH-Richtlinie (FFH-RL) in nationales 
Recht umgesetzt. In Bezug auf das behandelte Plangebiet wird festgestellt, dass er-
hebliche Beeinträchtigungen im Vorfeld ausgeschlossen werden können. 
 
Es besteht keine Betroffenheit von gemäß § 18 NatSchAG M-V geschützten Einzel-
bäumen.  
 
Innerhalb des Plangebietes wurde eine Biotopstruktur kartiert, die einen Schutzstatus 
gemäß § 20 NatSchAG M-V besitzt. Dies ist die Hecke im südlichen Randbereich des 
Plangebietes. Mit der Umsetzung des Bebauungsplanes sind gesetzlich geschützte 
Biotope nach § 20 Abs. 1 NatSchAG M-V unmittelbar oder mittelbar betroffen. In 
§ 20 Abs. 3 NatSchAG M-V werden die Ausnahmen von den Verboten des gesetzli-
chen Biotopschutzes geregelt. Demnach kann die untere Naturschutzbehörde auf An-
trag im Einzelfall Ausnahmen zulassen, wenn die Beeinträchtigungen der Biotope aus-
geglichen werden können oder die Maßnahme aus überwiegenden Gründen des Ge-
meinwohls notwendig ist. Im Rahmen des Entwurfs wird ein Ausnahmeantrag gemäß 
§ 20 NatSchAG M-V gestellt. 
 
Die Umweltbelange wurden ausführlich im Umweltbericht zum Bebauungsplan Nr. 49 
beschrieben und berücksichtigt. Es wurden die Auswirkungen auf die Schutzgüter 
Mensch, Pflanzen, Tiere, biologische Vielfalt, Fläche, Boden, Wasser, Klima/Luft, 
Landschaft sowie Kultur- und Sachgüter untersucht. Es sind insbesondere Auswirkun-
gen auf das Schutzgut Tiere zu beachten. Es wurde ein Standort gewählt, der im Rah-
men des LEP M-V als landesrelevanten Gewerbestandortes ausgewiesen ist. Anthro-
pogene Vorbelastungen bestehen durch die südlich des Plangebiet gelegenen Auto-
bahn und östlich verlaufende Landesstraße. 
 
Zur Beachtung der artenschutzrechtlichen Belange wurde von dem Gutachterbüro 
STADT LAND FLUSS PARTNERSCHAFT mbB HELLWEG & HÖPFNER mit Sitz in 
Rabenhorst eine artenschutzfachliche Ersteinschätzung erarbeitet. Im Rahmen des 
Vorentwurfes wurden Kartierungen von März bis Ende Juli 2022 durchgeführt. Diese 
umfasst die planungsrelevanten Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie.  
Es werden Bauzeitenregelungen getroffen sowie Ersatzquartiere bzw. Habitate ge-
schaffen, um Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 zu vermeiden. Eine Betroffenheit 
der in M-V nach Anhang IV der FFH-RL vorkommender Pflanzenarten kann ausge-
schlossen werden. Durch den Erhalt von wertvollen Biotopbereichen bzw. die 
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Schaffung von Grünflächen wird von keiner signifikanten Minderung der biologischen 
Vielfalt ausgegangen.  
 
Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass die Eingriffe in Natur und Land-
schaft durch die Wahl eines vorbelasteten Standortes verringert werden. Für die Be-
lange des speziellen Artenschutzes ist unter Beachtung entsprechender Maßnahmen 
das Eintreten von Verbotstatbeständen § 44 Abs. 1 zu vermeiden.  
Eine Verträglichkeit der Planung mit den Erhaltungszielen der in der Umgebung vor-
handenen Natura 2000-Gebiete wurde erbracht.  
Aufgrund der dargestellten Argumentation verbleiben aus naturschutzfachlicher Sicht 
keine erheblichen Beeinträchtigungen auf Umweltbelange durch die Planung.  
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7. Literatur und Quellen  
 
Daten 

Artenschutzfachliche Ersteinschätzung zum B-Plan Nr. 49 „Interkommunaler Großge-
werbestandort Grevesmühlen-Upahl“, STADT LAND FLUSS PARTNERSCHAFT mbB 
HELLWEG & HÖPFNER, 07.09.2022 

Kartenportal Umwelt Mecklenburg- Vorpommern, Landesamt für Umwelt, Naturschutz 
und Geologie (LINFOS Datenbank), online unter: www.lung.mv-regierung.de 

Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie Mecklenburg-Vorpommern (LUNG) 
(2008): Gutachterlicher Landschaftsrahmenplan Westmecklenburg. Erste Fortschrei-
bung.  

Landesamt für innere Verwaltung Koordinierungsstelle für Geoinformationswesen 
(KGeo) http://www.gaia-mv.de 

Regionaler Planungsverband Westmecklenburg (2011): Regionales Raumordnungs-
programm Westmecklenburg. Mecklenburg-Vorpommern (RREP WM). 169 Seiten. 

Literatur 

BAUER, G., BERTHOLD, P. (1996): Die Brutvögel Mitteleuropas – Bestand und Gefähr-
dung. Wiesbaden.  

HEYER, Ernst. (1972): Witterung und Klima: Eine allgemeine Klimatologie. Leipzig-Teu-
bner. 

LUNG M-V (2013): Anleitung für die Kartierung von Biotoptypen und FFH-
Lebensraumtypen in Mecklenburg-Vorpommern, Schriftreihe des Landesamtes für 
Umwelt, Naturschutz und Geologie 2013, Heft 2. 

Gesetze/Verordnungen/Erlasse 

Neben den in Kap. 2.1 bereits aufgelisteten Gesetzen, werden hier folgende aufgeführt 
und beachtet: 

Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie Mecklenburg-Vorpommern (2012): 
Hinweise zu den artenschutzrechtlichen Zugriffsverboten des § 44 Absatz 1 Bun-
desnaturschutzgesetz bei der Planung und Durchführung von Eingriffen.  

LUVPG M-V – Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in Mecklenburg-Vor-
pommern (Landes-UVP-Gesetz) vom 01. November 2006 (GVOBl. M-V S. 814), ein-
schließlich der rechtsgültigen Änderungen.  

LWaG M-V – Wassergesetz für das Land Mecklenburg-Vorpommern vom 30. Septem-
ber 1992 (GVBl. Nr. 28, S. 669), einschließlich der rechtsgültigen Änderungen.  

Ministerium für Landwirtschaft und Umwelt Mecklenburg-Vorpommern (2018): Hin-
weise zur Eingriffsregelung Mecklenburg-Vorpommern (HzE) 

UVPG –Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung vom 24.02.2010 (BGBl. I 
S. 94), einschl. der rechtsgültigen Änderungen. 

Vogelschutzrichtlinie – Richtlinie 2009/147/EG des europäischen Parlaments und des 
Rates vom 30. November 2009 über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten. ABI. 
Nr. L 20/7 vom 26.01.2010.  
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WHG – Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 31. Juli. 2009 (BGBI. I Nr. 51 S.2585), einschl. der 
rechtsgültigen Änderungen. 
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Öffentlichkeitsbeteiligung
Organisationseinheit:
Bauamt

Datum
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Sachbearbeiter:
Sandra Bichbäumer
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Beratungsfolge Geplante 
Sitzungstermine

Ö / N

Stadtvertretung Grevesmühlen (Entscheidung) Ö
Bauausschuss Stadt Grevesmühlen 
(Vorberatung) 22.09.2022 Ö
Hauptausschuss Stadt Grevesmühlen 
(Vorberatung) 27.09.2022 Ö
Umweltausschuss Stadt Grevesmühlen 
(Vorberatung) 26.09.2022 Ö

Beschlussvorschlag
 1) Die Stadtvertretung der Stadt Grevesmühlen billigt den vorliegenden 
Vorentwurf des Bebauungsplanes Nr. 49 „Interkommunaler Großgewerbestandort 
Grevesmühlen-Upahl“ und den Vorentwurf der Begründung inkl. Umweltbericht 
dazu. 

2) Die Stadtvertretung beschließt, den Vorentwurf des Bebauungsplanes Nr. 49 
einschließlich der Begründung inkl. Umweltbericht gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 
frühzeitig öffentlich auszulegen. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange sind von der Auslegung zu benachrichtigen und zur Abgabe 
einerStellungnahme, auch im Hinblick auf den erforderlichen Umfang und 
Detaillierungsgrad der Umweltprüfung, aufzufordern(§ 4 Abs. 1 BauGB).

3) Die Anlagen sind Bestandteil dieses Beschlusses.

4) Der Bürgermeister wird beauftragt, den Beschluss ortsüblich 
bekanntzumachen. 

Sachverhalt
 Die Stadtvertretung der Stadt Grevesmühlen hat am 31. Januar 2022 in einer 
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gemeinsamen Sitzung mit der Gemeindevertretung der Gemeinde Upahl die 
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 49 mit der Gebietsbezeichnung 
„Interkommunaler Großgewerbestandort Grevesmühlen-Upahl“ beschlossen.

Auf einer Fläche von etwa 35 Hektar sollen die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für die Neuausweisung eines Gewerbegebietes nach § 8 
BauNVO im Süden des Stadtgebietes geschaffen werden. Die festgesetzten 
Gewerbegebiete umfassen dabei eine Fläche von rund 25 ha. Ziel der Planung ist 
es, auch größere Gewerbegrundstücke anbieten zu können, die im Rest des 
Stadtgebietes nicht zur Verfügung stehen bzw. aufgrund von Emissionen nicht 
uneingeschränkt für Gewerbebetriebe nutzbar sind.

Des Weiteren hat sich die Stadt Grevesmühlen mit Möglichkeiten zur Ausweisung 
eines „Grünen Gewerbegebietes“ auseinandergesetzt. Für das 
Großgewerbegebiet sind dabei Energie- und Wärmekonzepte zu erstellen und 
Festsetzungen zu treffen, die nicht nur ein Einfügen des Gebietes ermöglichen, 
sondern in der Lage sind Eingriffe in den Bodenhaushalt zu minimieren und das 
Kleinklima am Standort zu verbessern.

Der Flächennutzungsplan wird parallel im zweistufigen Regelverfahren geändert.

Mit dem vorliegenden Vorentwurf des Bebauungsplanes Nr. 49 werden die 
Öffentlichkeit sowie die Behörden frühzeitig beteiligt. 

Finanzielle Auswirkungen
 

a.) bei planmäßigen Ausgaben: 
Deckung durch Planansatz in Höhe 
von: 0,00 €

Gesamtkosten: 00,00 € im Produktsachkonto ( PSK ): 00000.00000000

 

b.) bei nicht planmäßigen Ausgaben: Deckung erfolgt über: 

Gesamtkosten: 00,00 € 1. folgende Einsparungen :

zusätzliche Kosten: 00,00 € im PSK 00000.00000000 in Höhe von: 00,00 €

 Bezeichnung  

im PSK 00000.00000000 in Höhe von: 00,00 €

Bezeichnung  

im PSK 00000.00000000 in Höhe von: 00,00 €

Bezeichnung  

…  

2. folgende Mehreinnahmen: 

im PSK 00000.00000000 in Höhe von: 00,00 €

Bezeichnung  

im PSK 00000.00000000 in Höhe von: 00,00 €

 
 

 
 Bezeichnung  
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im PSK 00000.00000000 in Höhe von: 00,00 €

Bezeichnung  

…  

 
 

Anlage/n
1 Anlage Übersichtsplan  (öffentlich)

2 2022-09-09 B49 Vorentwurf 9 9 22_Plan M1-2000  (öffentlich)

3 2022-09-09 Grevesmühlen B 49_Begründung Vorentwurf  (öffentlich)

4 2022-09-09 AFE_Vorentwurf_SLF_07_09_2022  (öffentlich)
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Anlage Übersichtsplan: Geltungsbereich der Satzung über den Bebauungsplan 
Nr. 49 „Interkommunaler Großgewerbestandort Grevesmühlen-Upahl“ der Stadt  
Grevesmühlen 
 

 

Geltungsbereich der Satzung 
über den Bebauungsplan Nr. 49 
der Stadt Grevesmühlen 
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STADT GREVESMÜHLEN 
 

Satzung über den Bebauungsplan Nr. 49 
„Interkommunaler Großgewerbestandort Grevesmühlen-Upahl“ 

 
gelegen nördlich der Bundesautobahn 20 und der Anschlussstelle Grevesmühlen, begrenzt 

im Norden, Osten und Westen durch landwirtschaftliche Nutzflächen, 
sowie im Süden durch die Grenze mit der Gemeinde Upahl 

 

Begründung 

 
VORENTWURF 

 
Bearbeitungsstand 09.09.2022 
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Teil 1 – Begründung  
 
1. Einleitung 
 
1.1 Ziel und Zweck der Planaufstellung 
 
Die Stadt Grevesmühlen beabsichtigt derzeit die Entwicklung eines Großgewerbe-
standortes in Kooperation mit der Nachbargemeinde Upahl entsprechend der Auswei-
sung des Landesraumentwicklungsprogramms Mecklenburg-Vorpommern. Dazu stellt 
sie den Bebauungsplan Nr. 49 mit der Gebietsbezeichnung „Interkommunaler Groß-
gewerbestandort Grevesmühlen-Upahl“ auf. Dies geschieht in enger Zusammenarbeit 
mit der Gemeinde Upahl, die ihrerseits den Bebauungsplan Nr. 9 „Interkommunaler 
Großgewerbestandort Grevesmühlen-Upahl“ aufstellt. 
 
Mit dem Bebauungsplan Nr. 49 will die Stadt Grevesmühlen die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für die Neuausweisung eines Gewerbegebietes nach § 8 BauNVO 
im Süden des Stadtgebietes schaffen. Sie reagiert damit auf die anhaltende Nach-
frage, auch nach größeren Gewerbeflächen. Innerhalb des Stadtgebietes sind derzeit 
kaum noch Flächen für eine Vermarktung verfügbar. Um auch künftig Gewerbeflächen 
zur Verfügung stellen zu können, ist daher für das Mittelzentrum Grevesmühlen eine 
Ausweisung von weiteren Gewerbegebietsflächen unabdingbar.  
 
In Bezug auf die vorliegende Planung hat sich die Stadt Grevesmühlen entschieden, 
die Ausweisung des Großgewerbegebietes südlich des Siedlungsbereiches vorzuneh-
men. Die Standortentscheidung wurde im Vorfeld umfangreich vorbereitet und wird in 
Kapitel 2 näher erläutert.  
 
Ziel der Planung ist es, auch größere Gewerbegrundstücke anbieten zu können, die 
im Rest des Stadtgebietes nicht zur Verfügung stehen bzw. aufgrund von Emissionen 
nicht uneingeschränkt für Gewerbebetriebe nutzbar sind. Durch die räumliche Ver-
knüpfung mit der Gemeinde Upahl können Synergieeffekte geschaffen werden, die bei 
der Durchführung von Einzelplanungen nicht möglich sind. Aufgrund der Lage der Au-
tobahnanschlussstelle Grevesmühlen auf dem Gemeindegebiet der Gemeinde Upahl 
können die Stadt Grevesmühlen und die Gemeinde Upahl so beiderseitig von der Aus-
weisung eines Großgewerbestandortes profitieren. 
Die Neuausweisung von Gewerbeflächen an diesem Standort ist zudem Bestandteil 
des Landesraumentwicklungsprogramms Mecklenburg-Vorpommern von 2016 und ist 
dadurch ein wichtiger Baustein der kommunalen sowie der landesweiten Wirtschafts-
politik. Durch die Lage direkt nördlich der Bundesautobahn 20 sollen zudem die 
Verkehrsströme sinnvoll geleitet werden. Für die Stadt Grevesmühlen, in Kooperation 
mit der Gemeinde Upahl, steht deshalb die Schaffung eines Großgewerbestandortes 
mit optimaler Verkehrsanbindung im Vordergrund. 
 
Des Weiteren hat sich die Stadt Grevesmühlen mit Möglichkeiten zur Ausweisung ei-
nes „Grünen Gewerbegebietes“ auseinandergesetzt. Für das Großgewerbegebiet sind 
dabei Energie- und Wärmekonzepte zu erstellen und Festsetzungen zu treffen, die 
nicht nur ein Einfügen des Gebietes ermöglichen, sondern in der Lage sind Eingriffe in 
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den Bodenhaushalt zu minimieren und das Kleinklima am Standort zu verbessern. In 
Kapitel 6 dieser Begründung werden diese Punkte näher betrachtet. 
 
Für den Bebauungsplan Nr. 49 der Stadt Grevesmühlen werden umfangreiche Unter-
suchungen vorgenommen. Die entsprechenden Fachgutachten werden im Rahmen 
des Entwurfes der Planung konkretisiert. Der Vorentwurf enthält allgemeine Ausfüh-
rungen zu den Bodenverhältnissen, zur Verkehrsplanung, zum Schallschutz sowie zur 
Konzeption der Ver- und Entsorgung. 
 
1.2 Lage und Geltungsbereich 
 
Das Plangebiet des Bebauungsplanes Nr. 49 befindet sich im Süden des Stadtgebie-
tes von Grevesmühlen sowie südlich der Ortslage Grevesmühlen und wird derzeit 
ackerbaulich genutzt. Durch das Plangebiet verläuft im Osten die Landesstraße L03 
zwischen Grevesmühlen und Schwerin. Südlich des Plangebietes verläuft die Auto-
bahn 20 mit der Anschlussstelle Grevesmühlen. 
 
Der Geltungsbereich hat eine Größe von rund 35 Hektar. Begrenzt wird das Plangebiet 
im Norden, Osten und Westen durch landwirtschaftliche Nutzflächen sowie im Süden 
durch die Grenze mit der Gemeinde Upahl und daran anschließend weiteren landwirt-
schaftlichen Flächen. 
 

 
Abb. 1: Luftbild mit Lage des Plangebietes © GeoBasis DE/M-V 2022. 
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1.3 Planverfahren 
 
Die Stadtvertretung der Stadt Grevesmühlen hat am 31. Januar 2022 in einer gemein-
samen Sitzung mit der Gemeindevertretung der Gemeinde Upahl die Aufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 49 mit der Gebietsbezeichnung „Interkommunaler Großgewer-
bestandort Grevesmühlen-Upahl“ beschlossen. 
Die öffentliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses erfolgte am 23. März 
2022 ortsüblich in der Ostsee-Zeitung. 
 
Mit dem vorliegenden Vorentwurf werden die Öffentlichkeit sowie die Behörden, sons-
tigen Träger öffentlicher Belange sowie die Nachbargemeinden frühzeitig beteiligt. 
Nach Vorlage der Stellungnahmen zum Vorentwurf wird der Entwurf der Planung er-
arbeitet. Parallel zum Vorentwurf werden die notwendigen Fachgutachten zum 
Bebauungsplan Nr. 49 erstellt, sodass diese im Entwurf der Planung Berücksichtigung 
finden. Es handelt sich dabei um ein Verkehrsgutachten, eine Schalltechnische Unter-
suchung und eine hydrogeologische Untersuchung. Zur Berücksichtigung der 
artenschutzfachlichen Bestimmungen wurden bereits erste Untersuchungen des Plan-
gebietes vorgenommen. Im Vorentwurf wird die dazu erstellte Artenschutzfachliche 
Ersteinschätzung behandelt. Der Artenschutzrechtliche Fachbeitrag wird bis zum Ent-
wurf der Planung abschließend bearbeitet. 
 
 
2. Planungsgrundlagen 
 
2.1 Planungsrechtliche Grundlagen und Vorgaben übergeordneter Planungen 
 
Planungsrechtliche Grundlagen für die Erarbeitung der Satzung sind: 
 

- das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. No-
vember 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. Juli 2022 
(BGBl. I S. 1353) 

- die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) 

- die Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBL.1991 I 
S. 58), zuletzt geändert durch Gesetz vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) 

- die Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) in der Neufas-
sung vom 15. Oktober 2015 (GVOBl. M-V 2015, S. 344), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 26. Juni 2021 (GVOBl. M-V S. 1033) 

 
sowie die sonstigen planungsrelevanten, zum Zeitpunkt der Planaufstellung gültigen 
Gesetzesvorschriften, Erlasse und Richtlinien. 
 
Die in der Satzung genannten Gesetze und Richtlinien können im Bauamt der Stadt-
verwaltung Grevesmühlen, Rathausplatz 1, 23936 Grevesmühlen, eingesehen 
werden. 
 
Als Plangrundlagen dienen der Lage- und Höhenplan, mit Stand vom 29. Septem-
ber 2021, erstellt durch das Vermessungsbüro Siwek, Wismar; die digitale 
topographische Karte, GeoBasis - DE/M-V 2022, sowie eigene Erhebungen. 
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Die Stadt Grevesmühlen verfügt über einen wirksamen Flächennutzungsplan in der 
Fassung der 5. Änderung. Die 6. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Gre-
vesmühlen behandelt innerstädtische Flächen und liegt dem zuständigen Landkreis 
derzeit zur Genehmigung vor.  
Die 7. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Grevesmühlen wird im Zusam-
menhang mit dem Bebauungsplan Nr. 49 „Interkommunaler Großgewerbestandort 
Grevesmühlen-Upahl“ notwendig. Die mit dem Bebauungsplan überplanten Flächen 
werden im Flächennutzungsplan derzeit überwiegend als Flächen für die Landwirt-
schaft sowie zu kleineren Teilen als Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege 
und zur Entwicklung von Natur und Landschaft sowie als Sonstige überörtliche und 
örtliche Hauptverkehrsstraßen dargestellt. 
Zur Berücksichtigung des Entwicklungsgebotes zwischen vorbereitender und verbind-
licher Bauleitplanung wird der Flächennutzungsplan im Parallelverfahren gemäß § 8 
Abs. 3 BauGB geändert. Die Aufstellung der 7. Änderung des Flächennutzungsplanes 
erfolgt parallel zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 49 „Interkommunaler Groß-
gewerbestandort Grevesmühlen-Upahl“. Zusätzlich dazu wird die 1. Änderung des 
Landschaftsplanes der Stadt Grevesmühlen erarbeitet. 
 
Die Stadt Grevesmühlen hat derzeit 10 434 Einwohner (Stand Dezember 2019). Das 
Mittelzentrum Grevesmühlen ist durch seine geografisch günstige Lage zwischen den 
Hansestädten Lübeck und Wismar unmittelbar an der A 20 geprägt. Des Weiteren 
befindet sich das Stadtgebiet innerhalb der Metropolregion Hamburg. 
 
Als wichtige übergeordnete Planung wird das Landesraumentwicklungsprogramm 
Mecklenburg-Vorpommern (LEP M-V) vom 09. Juni 2016 berücksichtigt. Es dient als 
„querschnittsorientierte und fachübergreifende raumbezogene Rahmenplanung für die 
nachhaltige und zukunftsfähige Entwicklung des Landes im Interesse seiner Men-
schen“ (LEP M-V, 2016, S. 17). 
Im LEP M-V werden der Stadt Grevesmühlen unterschiedliche Funktionen zugeordnet. 
Grevesmühlen wird zum einen als Mittelzentrum ausgewiesen: „Mittelzentren sollen 
als regional bedeutsame Infrastrukturstandorte gesichert und weiterentwickelt werden. 
Sie sollen in ihrer Funktion als Wirtschafts- und Arbeitsstandorte gestärkt werden“ 
(LEP M-V, S. 26). Das LEP M-V weist den Mittelzentren eine herausragende Funktion 
als wichtige Standorte für Wirtschaft, Handel, Dienstleistungen und Verwaltung im 
Land zu. Hier konzentrieren sich Arbeitsplätze und Versorgungseinrichtungen, Dienst-
leister und Verwaltungen, Kultur-, Sport- und Freizeiteinrichtungen, Bildungs- und 
Sozialeinrichtungen in zumutbarer Entfernung von den Lebens- und Wohnstandorten 
der Bevölkerung. Die Nachbargemeinde Upahl befindet sich zudem im Nahbereich des 
Mittelzentrums Grevesmühlen. 
 
Vorteile der Stadt Grevesmühlen in Kooperation mit der Gemeinde Upahl sind dabei 
die Anbindung an das internationale Straßennetz über die Bundesautobahn 20 sowie 
an das internationale Eisenbahnnetz. Dies sind unter anderem Gründe für die Auswei-
sung eines Standortes für die Ansiedlung klassischer Industrie- und 
Gewerbeunternehmen im Bereich der Autobahnabfahrt Grevesmühlen-Upahl. Im LEP 
M-V von 2016 wurde der Standort in die Auflistung der Standorte für die Ansiedlung 
klassischer Industrie- und Gewerbeunternehmen aufgenommen, da nach Prüfung des 
Standortes die folgenden Kriterien erfüllt werden: 
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Abb. 2: Kriterien für eine zusätzliche Aufnahme in die Kategorie „Standorte für die Ansiedlung klassi-
scher Industrie- und Gewerbeunternehmen, LEP M-V, S. 51. 

 
Als Ziel der Raumordnung wird dazu unter Punkt 4.3.1 (2) Z LEP M-V folgendes defi-
niert: 
„An diesen Standorten hat die gewerbliche und industrielle Nutzung Vorrang vor an-
deren Nutzungen. Soweit raumbedeutsame Planungen, Maßnahmen, Vorhaben, 
Funktionen und Nutzungen die Belange der gewerblichen und industriellen Nutzung 
beeinträchtigen, sind diese auszuschließen“ (LEP M-V, S. 50). 
Ziele der Raumordnung sind verbindliche Vorgaben der Raumordnung und Landes-
planung und sind gemäß LEP M-V abschließend abgewogen und zu beachten (vgl. 
LEP M-V, S. 18). Die Stadt Grevesmühlen in Kooperation mit der Nachbargemeinde 
Upahl kommt mit der vorliegenden Planung somit ihrer landesplanerischen Pflicht 
nach, ein Gewerbe- und Industriestandort zu entwickeln. Im Rahmen der Bebauungs-
pläne wird zudem eine Standortanalyse der beiden Gemeinden durchgeführt. 
 
Weiterhin liegt die Stadt Grevesmühlen in einem Vorbehaltsgebiet Tourismus im Hin-
terland der Ostseeküste. Die Stadt hat hier die Aufgabe, sowohl touristische 
Infrastruktur als auch Beherbergungskapazitäten zur Verfügung zu stellen. Die Stadt 
Grevesmühlen ist zwar bestrebt, auch touristische Einrichtungen auszubauen, sofern 
der Bedarf besteht. Im Bebauungsplan Nr. 49 wird diese Funktion jedoch nur unterge-
ordnet betrachtet. Touristische Einrichtungen und Beherbergungsangebote haben vor 
allem in den benachbarten Gemeinden an der Küste Priorität. 
Darüber hinaus liegt das Stadtgebiet in einem großräumig festgelegten Vorbehaltsge-
biet Landwirtschaft. In diesen Gebieten sollen dem Erhalt und der Entwicklung 
landwirtschaftlicher Produktionsfaktoren und -stätten ein besonderes Gewicht beige-
messen werden. Die landwirtschaftliche Nutzung von Flächen darf ab der Wertzahl 50 
nicht in andere Nutzungen umgewandelt werden. Hiervon sind die in einem wirksamen 
Flächennutzungsplan dargestellten Bauflächen ausgenommen. Des Weiteren erläu-
tert das LEP M-V, dass eine weitere Ausnahme die ausgewiesenen landesweiten und 
regional bedeutsamen gewerblichen und industriellen Standorte bilden. Die Stadt Gre-
vesmühlen in Kooperation mit der Nachbargemeinde Upahl kommen mit der 
vorliegenden Planung somit ihrer landesplanerischen Pflicht nach, ein Gewerbe- und 
Industriestandort zu entwickeln. 
 
Das Plangebiet liegt zudem in einem Vorbehaltsgebiet Trinkwassersicherung. Im wei-
teren Planverfahren sind die Beeinträchtigungen der Trinkwasserschutzzonen IIIA/IIIB 
zu ermitteln und zu bewerten. Ein Ausnahmeantrag bei der zuständigen unteren Was-
serbehörde wird erarbeitet. Ggf. sind Schutzmaßnahmen durchzuführen. 
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Im Regionalen Raumentwicklungsprogramm Westmecklenburg vom 31. August 2011 
werden die Zielstellungen der übergeordneten Landesplanung auf der regionalen 
Ebene konkretisiert. Es ergeben sich gegenüber dem LEP allerdings keine wesentli-
chen zusätzlichen Ziele und Grundsätze der Raumordnung und Landesplanung 
bezüglich der vorliegenden Planung. 
 
2.2 Standortanalyse 
 
Wie bereits im vorherigen Kapitel beschrieben, ist der in Aussicht genommene Groß-
gewerbestandort im Rahmen der Ausweisungen des Landesraumentwicklungs-
programm Mecklenburg-Vorpommern festgelegt worden. Dieser Standort bietet auf-
grund der Nähe zur Autobahn enorme Vorteile. Zudem können durch die 
interkommunale Zusammenarbeit mit der Nachbargemeinde Upahl die innergebietli-
chen Verkehrswege an einem Standort koordiniert werden und Flächen zur Verfügung 
gestellt werden, die an anderen Standorten für größere Gewerbeunternehmen nicht 
zur Verfügung stehen. 
 
Dennoch hat sich die Stadt Grevesmühlen mit Standortalternativen auseinanderge-
setzt. Hierbei kommen vor allem die vorhandenen Gewerbegebiete in Betracht, um 
eine Konzentration dieser Flächen zu bewirken und vor allem überwiegend zu Wohn-
zwecken genutzte Bereiche nicht nachteilig zu beeinflussen. Folgende 
Gewerbegebiete sind innerhalb des Stadtgebietes bereits vorhanden: 
 

• Gewerbegebiet am Grünen Weg 

• Gewerbegebiet am Langen Steinschlag 

• Industrie- und Gewerbegebiet Nordwest 
 
Im Folgenden werden die Standortalternativen kurz vorgestellt und bewertet: 
 
Gewerbegebiet am Grünen Weg 
 

 
Abb. 3: Luftbild mit Lage der Gewerbeflächen am Grünen Weg in Grevesmühlen, © GeoBasis DE/M-V 
2022. 
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Das Gewerbegebiet am Grünen Weg befindet sich im Südosten des Stadtgebietes von 
Grevesmühlen und wird im Norden durch Wohnbebauung und Grünflächen, im Osten 
durch die Landesstraße 03 sowie angrenzenden Ausgleichsflächen, im Süden durch 
die Bahnlinie Lübeck – Bad Kleinen sowie im Westen durch Wohnbebauung sowie 
Kleingärten begrenzt. 
Innerhalb des Gebietes sind unterschiedliche Nutzungen vorhanden, diese reichen 
von Automobilverkäufern und -werkstätten über eine großflächige Metallbearbeitungs-
firma bis hin zu kleineren gewerblichen und dienstleistungsorientierten Unternehmen 
und Lagerflächen und -hallen. Das Gewerbegebiet ist nahezu vollständig bebaut, klei-
nere Restflächen sind für die Stadt Grevesmühlen nicht verfügbar. 
Aufgrund der Lage im Südosten der Stadt Grevesmühlen ist der Standort geeignet, die 
durch ein Gewerbegebiet erzeugten Verkehre sinnvoll zu lenken. Mit der Anbindung 
des Grünen Weges an die Landesstraße 03 besteht eine nahezu direkte Anbindung 
an die Autobahn 20. 
Allerdings ist eine Erweiterung aufgrund von fehlenden Erweiterungsflächen auszu-
schließen. Südlich befinden sich bereits Gewerbeflächen am Degtower Weg, auch 
diese werden vollständig genutzt. Des Weiteren befindet sich südöstlich des Gewer-
begebietes das Naturschutzgebiet „Kalkflachmoor und Mergelgruben bei Degtow“.  
Aus Sicht der Stadt Grevesmühlen ist dieser Standort nicht für die Ausweisung weite-
rer Gewerbeflächen geeignet. 
 
Gewerbegebiet am Langen Steinschlag 
 

 
Abb. 4: Luftbild mit Lage der Gewerbeflächen am Langen Steinschlag in Grevesmühlen, © GeoBasis 
DE/M-V 2022. 
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Das Gewerbegebiet am Langen Steinschlag befindet sich im Osten des Siedlungsbe-
reiches von Grevesmühlen und wird im Norden durch die Bundesstraße 105 sowie 
landwirtschaftliche Nutzflächen, im Osten durch landwirtschaftliche Nutzflächen, im 
Süden durch Wald und Ausgleichsflächen sowie im Westen durch die Landes-
straße 03 und angrenzende Wohnbebauung sowie Kleingärten begrenzt. 
In diesem Gewerbegebiet sind die Stadtwerke Grevesmühlen, die Polizei, die Freiwil-
lige Feuerwehr, die NAHBUS Nordwestmecklenburg GmbH sowie der 
Entsorgungsbetrieb GER ansässig. Des Weiteren befinden sich am Langen Stein-
schlag ein großflächiger Baustoffhandel, produzierendes Gewerbe und kleinere 
gewerbliche und dienstleistungsorientierte Unternehmen. In den vergangenen Jahren 
hat zudem ein ortsansässiger Autohändler seinen Standort an die Landesstraße ver-
legt und ein Baumarkt hat den Standort eines Discounters nachgenutzt. Das Gebiet ist 
vollständig bebaut. 
Aufgrund der Lage an der Bundes- sowie Landesstraße ist der Standort geeignet, die 
durch ein Gewerbegebiet erzeugten Verkehre sinnvoll zu lenken und Wohnbebauung 
weitestgehend von Beeinträchtigungen zu verschonen. Eine Erweiterung wäre auf-
grund der Gegebenheiten aber lediglich in nördliche oder östliche Richtung möglich. 
Eine Erweiterung nach Osten muss aufgrund der vorhandenen Ortslage Neu Degtow 
ausgeschlossen werden. Diese befindet sich etwa 230 m entfernt und ist fast aus-
schließlich durch Wohnnutzung gekennzeichnet. Ein Heranrücken ist mindestens aus 
immissionsschutzrechtlicher Sicht problematisch.  
Nördlich der Bundesstraße wäre eine Erweiterung der Gewerbeflächen denkbar. Hier 
befinden sich derzeit Ackerflächen, die eine Fläche von etwa 16 ha umfassen. Die 
Ackerwertzahlen variieren zwischen 31 und 58, ähnlich der am geplanten Großgewer-
bestandort. Allerdings wäre die Flächennutzung durch den vorhandenen Wald am 
Ploggensee und dem damit einhergehenden Waldabstand nur eingeschränkt nutzbar. 
Aus Sicht der Stadt Grevesmühlen wäre dieser Standort zwar für die Ausweisung wei-
terer Gewerbeflächen geeignet, allerdings nur in eingeschränktem Umfang. Unter 
Berücksichtigung der Standortfaktoren, auch bezüglich des Verkehrsaufkommens ins-
gesamt, wird deshalb der Standort an der Autobahn als bevorzugt bewertet. 
 
Industrie- und Gewerbegebiet Nordwest 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 29 „Industrie- und Gewerbegebiet Gre-
vesmühlen Nordwest“ befindet sich im Nordwesten des Siedlungsbereiches von 
Grevesmühlen und wird im Norden durch Ackerflächen, Wald und den Vielbecker See, 
im Osten durch die Flächen des Zweckverbandes Grevesmühlen und Wohnbebauung, 
im Süden durch die Bundesstraße 105 und angrenzende Ackerflächen sowie im Wes-
ten durch Ackerflächen begrenzt. 
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Abb. 5: Luftbild mit Lage der ausgewiesenen Gewerbeflächen innerhalb des Bebauungsplanes Nr. 29 
der Stadt Grevesmühlen, © GeoBasis DE/M-V 2022. 

 
In diesem Gebiet befindet sich eine großflächige Photovoltaikanlage, Flächen des 
Zweckverbandes Grevesmühlen sowie Recyclingunternehmen. Der Stadt Greves-
mühlen stehen innerhalb der festgesetzten Gewerbeflächen noch etwa 0,8 ha zur 
Verfügung, weitere Flächen sind privat und stehen derzeit nicht zur Vermarktung zur 
Verfügung.  
Eine Erweiterung wäre in nordwestliche oder westliche Richtung möglich, auch stün-
den hier ausreichend Flächen zur Verfügung. Die Ackerwertzahlen umfassen eine 
Spanne von 22 bis 48 und wären somit für die Ausweisung von Gewerbeflächen eher 
geeignet. Allerdings befinden sich auf den Flächen viele kleinere Moorflächen mit 
hochwertigen Bodenzahlen. Nördlich angrenzend befindet sich das Kiebitzmoor. Zu-
dem verlaufen durch das Gebiet mehrere Gräben, die in Verlängerung in den 
Vielbecker See fließen. 
Die Lage an der Bundesstraße wirkt sich für das Gebiet positiv aus, für Fahrzeuge 
über 3,5 t ist die Zufahrt außerhalb der Ortslage Grevesmühlen verpflichtend. Die wei-
tere Zufahrt östlich des Gebietes ist aufgrund der angrenzenden Wohnbebauung für 
Fahrzeuge über 3,5 t gesperrt worden. Allerdings ist die Bundesstraße in Grevesmüh-
len eine Ortsdurchfahrt. Um die Anschlussstelle der Autobahn zu erreichen, ist es stets 
notwendig durch Grevesmühlen zu fahren. Bei einer Erweiterung in der geplanten 
Größe des Großgewerbegebietes würde dies zu einer enormen Erhöhung des bereits 
stark ausgeprägten Verkehrsaufkommens führen. Aufgrund dessen sieht die Stadt 
Grevesmühlen im Rahmen der Abwägung diesen Standort als nicht geeignet an. 
Durch eine Erweiterung des Industrie- und Gewerbegebietes Nordwest würden nach-
teilige Entwicklungen für das gesamte Stadtgebiet sowie die Bevölkerung entstehen. 
Deshalb wird der Standort an der Autobahn als bevorzugt bewertet. 
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Fazit 
 
Der Stadt Grevesmühlen stehen derzeit keine größeren gewerblichen Bauflächen zur 
Verfügung. Innerhalb des Gewerbegebietes Nordwest sind noch Flächen in Größe von 
0,8 ha verfügbar. Die beiden anderen Gewerbegebiete sind vollständig bebaut bzw. in 
privater Hand. Um auch künftig Gewerbeflächen zur Verfügung stellen zu können, ist 
daher für das Mittelzentrum Grevesmühlen eine Ausweisung von weiteren Gewerbe-
gebietsflächen unabdingbar. 
Wie zuvor dargelegt, sind Erweiterungen der bestehenden Gebiete als problematisch 
zu bewerten. Die Flächen im Norden des Siedlungsbereiches werden von Wald, Aus-
gleichsflächen oder Wohnbauflächen berührt. Die Anbindung des Industrie- und 
Gewerbegebietes Nordwest an die Autobahn 20 ist zwangsläufig nur durch die Stadt 
zu realisieren. 
Die Stadt Grevesmühlen spricht sich deshalb für den gewählten Standort an der süd-
lichen Stadtgrenze aus. Zum einen wird dieser Standort im Landesraumentwicklungs-
programm aus dem Jahr 2016 ausgewiesen und als landesbedeutsam bewertet. Auch 
die Kooperation der Stadt Grevesmühlen mit der Gemeinde Upahl kann daraus abge-
leitet werden. Zum anderen besteht an diesem Standort die Möglichkeit, eine nahezu 
direkte Anbindung an die Bundesautobahn 20 zu schaffen. Dieser strategische Vorteil 
sollte unbedingt genutzt werden, da so nicht nur die Stadt Grevesmühlen, sondern 
auch die Gemeinde Upahl, ihre jeweilige Wohnbevölkerung vor negativen Beeinträch-
tigungen schützen kann. 
Zu guter Letzt sieht die Stadt Grevesmühlen eine enorme Chance in der Zusammen-
arbeit mit der Gemeinde Upahl. Durch die interkommunale Zusammenarbeit können 
Synergieeffekte geschaffen werden, die bei der Durchführung von Einzelplanungen 
nicht möglich sind. Die Stadt Grevesmühlen und die Gemeinde Upahl können so bei-
derseitig von der Ausweisung eines Großgewerbestandortes profitieren. 
 
2.3 Angaben zum Bestand 
 
Das Plangebiet befindet sich nördlich der Bundesautobahn 20 mit der Anschlussstelle 
Grevesmühlen und der Ortslage Upahl sowie westlich der Ortslage Groß Pravtshagen. 
Im Osten des Plangebietes verläuft die Landesstraße 03 mit einem parallel verlaufen-
den Radweg. Im Süden des Plangebietes befindet sich eine Feldhecke, die als 
Gemarkungshecke in den Bebauungsplan aufgenommen wird und zu großen Teilen 
erhalten bleiben kann.  
Zudem liegen südlich des Plangebietes die beiden Zufahrten zur Bundesautobahn 20 
mit der Anschlussstelle Grevesmühlen in Richtung Lübeck sowie Rostock. 
Derzeit wird der überwiegende Teil des Plangebietes landwirtschaftlich genutzt. West-
lich des Plangebietes grenzen Grünlandflächen sowie ein Graben an, der als Vorflut 
zum Poischower Mühlenbach nordwestlich des Gebietes verläuft. 
Des Weiteren wurde eine Fläche südwestlich des geplanten Großgewerbestandortes 
in den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 49 aufgenommen. Diese befindet 
sich westlich des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 9 der Gemeinde Upahl 
und ist durch den geplanten Wirtschaftsweg entlang der Gemarkungshecke erreichbar. 
Diese Fläche wird derzeit ebenfalls landwirtschaftlich genutzt und soll zum einen als 
Ausgleichsfläche sowie zum anderen als Retentionsfläche für das anfallende Nieder-
schlagswasser vorgesehen werden. 
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Abb. 6: Blick auf das Plangebiet von Nordosten, Abb. 7: Gemarkungshecke im Süden des Plan- 
im Vordergrund die Landesstraße 03, eigene Auf- gebietes, eigene Aufnahme August 2022. 
nahme Juni 2022. 

 
Das Gelände fällt von Osten nach Westen stetig ab. Die Höhen liegen im Osten bei 
maximal 49 m über Normalhöhennull (NHN) im Bereich der Landesstraße und im Wes-
ten nur noch bei etwa 37 m über NHN. Aufgrund der Größe des Plangebietes führt 
dies jedoch nicht zu Schwierigkeiten im Rahmen der der Erschließung. Ein Anschluss 
an die Landesstraße im Osten kann aufgrund der nahezu gleichen Höhe von Landes-
straße und Plangebiet vorgenommen werden. 
 
Angrenzend an das Plangebiet befinden sich weitere landwirtschaftlich genutzte Flä-
chen sowie im Westen ein Grünzug mit Feldgehölzen entlang des vorhandenen 
Grabens. Die nächstgelegene Ortslage der Gemeinde Upahl ist Groß Pravtshagen. 
Diese befindet sich etwa 600 m Luftlinie vom Plangebiet entfernt. Die nächstgelegene 
Wohnbevölkerung von Upahl befindet sich in etwa 1,4 km Entfernung und die Ortslage 
Wotenitz ist ca. 1,3 km vom Plangebiet entfernt. 
 
2.4 Eigentumsverhältnisse 
 
Die überwiegende Mehrheit der Flächen innerhalb des Plangebietes ist in privatem 
Besitz. Die Stadt Grevesmühlen plant deshalb den Erwerb der Flächen, sofern dies 
möglich ist (siehe auch Punkt 2.5).  Die Kosten für die Planung, die Erschließung und 
die Ausgleichsmaßnahmen trägt die Stadt Grevesmühlen. Die Refinanzierung erfolgt 
durch die Grundstücksverkäufe.  
 
2.5 Bodenordnende Maßnahmen 
 
Im Zuge der Planung zum Bebauungsplan Nr. 49 sind bodenordnende Maßnahmen er-
forderlich. Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes erfolgte eine Grenzfeststellung des 
Plangebietes. 
Parallel zur Aufstellung des Bebauungsplanes strebt die Stadt Grevesmühlen ein Um-
legungsverfahren an. Hierbei ist es möglich, durch die Änderung (Umlegung) von 
Grundstücksgrenzen für bauliche oder sonstige Nutzungen zweckmäßig gestaltete 
Grundstücke zu bilden und die für die Erschließung benötigten Flächen bereit zu stellen. 
Zudem ist für die Realisierung der Planung die Neuaufteilung der Flurstücke entspre-
chend der geplanten Neubebauung notwendig.  
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3. Inhalt des Bebauungsplanes 
 
3.1 Städtebauliches Konzept und Festsetzungen 
 
Mit dem Bebauungsplan Nr. 49 beabsichtigt die Stadt Grevesmühlen, in Kooperation 
mit der Gemeinde Upahl, die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Neuaus-
weisung eines interkommunalen Großgewerbestandortes nördlich der Autobahn 20 zu 
schaffen. Das städtebauliche Konzept begründet sich aus den Zielsetzungen der Stadt 
und aus den räumlichen und technischen Gegebenheiten im Bereich des Plangebiets. 
 
Die Stadt Grevesmühlen und die Gemeinde Upahl haben hierzu bereits umfangreiche 
Überlegungen vorgenommen, um die Flächen nördlich der Autobahn zum einen so 
effektiv wie möglich nutzen zu können sowie zum anderen ein Einfügen der Planung 
in den Bereich zu gewährleisten. Dazu werden unter anderem Ausgleichsmaßnahmen 
vorgesehen, die den Großgewerbestandort einfassen und begrünen sollen. Es ist vor-
gesehen, den Großgewerbestandort in zwei Bauabschnitte zu unterteilen.  
 

 
Abb. 8: Luftbild mit städtebaulicher Konzeption, Stand: April 2021, © GeoBasis DE/M-V 2021. 

 
Die äußere Erschließung des Gewerbegebietes soll über einen Kreisverkehr erfolgen, 
der als Bestandteil der Landesstraße 03 geplant wird. Durch diesen Kreisverkehr kön-
nen beide Bauabschnitte auf Upahler sowie Grevesmühlener Seite an die 
Landesstraße angeschlossen werden. Der Kreisverkehr ist Bestandteil des Bebau-
ungsplanes Nr. 9 der Gemeinde Upahl. Eine weitere Zuwegung zur Landesstraße soll 
am vorhandenen Knotenpunkt nach Groß Pravtshagen vorgesehen werden. Die in-
nere Erschließung erfolgt über die Planstraßen sowie über einen Wirtschaftsweg 
entlang der Gemarkungshecke. Dabei muss im Rahmen der weiteren Planung vor al-
lem die Topografie des anstehenden Geländes berücksichtigt werden. 
 
Die vorhandenen Gehölze der Feldhecke entlang der Gemeindegrenze bleiben über-
wiegend vorhanden, lediglich für die Anbindung an den geplanten Kreisverkehr 
müssen Bereiche entfernt werden.  

N 
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Art der baulichen Nutzung 
 
Im festgesetzten Gewerbegebiet GE sind gemäß § 8 Abs. 2 BauGB Gewerbebetriebe 
aller Art, Lagerhäuser, öffentliche Betriebe, Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsge-
bäude, Tankstellen sowie Anlagen für sportliche Zwecke allgemein zulässig. 
Lagerplätze sind allgemein zulässig, sofern sie im funktionalen Zusammenhang mit 
einem im Plangebiet ansässigen Gewerbebetrieb stehen und nicht größer als 5 000 m² 
sind. Die Stadt möchte durch diese Festsetzung größere offene Lagerplätze zum 
Schutze des Ortsbildes ausschließen, diese wären in der Lage das Erscheinungsbild 
des Gewerbegebietes negativ zu beeinflussen. Lagerplätze werden dabei definiert als 
bauliche Anlagen, die der Lagerung von Materialien (Gütern) dienen, wie zum Beispiel 
von Heiz- und Baumaterial, Holz oder Schrott. 
 
Ausnahmsweise können gemäß § 8 Abs. 3 BauNVO im festgesetzten Gewerbegebiet 
Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und 
Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche 
und Baumasse untergeordnet sind, zugelassen werden.  
 
Im gesamten Plangebiet sind gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO Lagerplätze ohne funktiona-
len Zusammenhang mit einem im Plangebiet ansässigen Gewerbebetrieb nicht 
zulässig. Reine Lagerplätze sorgen eher für eine Abwertung des Standortes und wer-
den deshalb von der Stadt ausgeschlossen. 
 
Im gesamten Plangebiet sind gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO Anlagen für kirchliche, kul-
turelle, soziale und gesundheitliche Zwecke sowie Vergnügungsstätten auch 
ausnahmsweise nicht zulässig, da die Stadt Grevesmühlen an diesem Standort keinen 
Bedarf für diese Nutzungen sieht. 
 
Einzelhandelsbetriebe sind im gesamten Plangebiet gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO nur 
ausnahmsweise zulässig, wenn der Verkauf an Endverbraucher nach Art und Umfang 
im eindeutigen Zusammenhang mit der Produktion, der Ver- und Bearbeitung von Gü-
tern einschließlich Reparatur- und Serviceleistungen des im Plangebiet liegenden 
Betriebes liegt. 
 
Maß der baulichen Nutzung 
 
Im festgesetzten Gewerbegebiet werden Festsetzungen zum Maß der baulichen Nut-
zung getroffen. Die Grundflächenzahl wird auf 0,8 festgesetzt. Gemäß § 19 
Abs. 4 BauGB darf die zulässige Grundfläche inklusive Garagen, Stellplätzen mit ihren 
Zufahrten sowie Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauGB eine maximale Grundflä-
chenzahl von 0,8 nicht überschreiten. So kann im Rahmen des Bebauungsplanes 
Nr. 49 eine für Gewerbegebiete angemessene Bauflächenentwicklung angestrebt wer-
den. Regelungen zu Freiflächen sowie Maßnahmen zur Durchgrünung des 
Plangebietes werden unter Punkt 6 der Begründung erläutert. 
 
Innerhalb des gesamten Plangebietes wird eine maximale Firsthöhe von 25 m festge-
setzt. Für die festgesetzte Firsthöhe im GE wird gemäß § 18 Abs. 1 BauNVO als 
Bezugspunkt die mittlere Höhenlage der vom Gebäude überdeckten Geländeoberflä-
che festgesetzt. Firsthöhe ist gleich die Höhenlage der oberen 
Dachbegrenzungskante, also der äußere Schnittpunkt der beiden Dachschenkel. Bei 
Flachdächern entspricht die Firsthöhe der Gebäudehöhe. Dachaufbauten, wie 
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Entlüftungsschächte von Filter- und Klimaanlagen, dürfen die zulässige Firsthöhe um 
bis zu 2,5 m überschreiten. 
Mit der festgesetzten Firsthöhe von 25 m ist es am geplanten Großgewerbestandort 
möglich, verschiedenste Gewerbebetriebe anzusiedeln. Zudem ist es dadurch für die 
Unternehmen möglich in die Höhe zu bauen und die Flächen effektiver zu nutzen. 
 
Für Stellplatzanlagen in Form von Parkpaletten, Parkdecks oder Parkhäuser wird fest-
gesetzt, dass maximal drei Geschosse zulässig sind. Mit dieser Festsetzung möchte 
die Gemeinde Upahl die Höhenentwicklung von Stellplatzanlagen positiv beeinflussen. 
Zudem werden unter dem Absatz „Flächen für Stellplätze“ weitere Festsetzungen ge-
troffen, die den Bau von Stellplatzanlagen im Plangebiet regeln. 
 
Die vorhandenen Geländehöhen dürfen auf den privaten Baugrundstücken nur um 
maximal +/-0,75 m verändert werden. Als Bezugspunkt gilt die vorhandene Gelände-
höhe über NHN (§ 16 Abs. 5 BauNVO). Dadurch lassen sich im Plangebiet die 
grundstücksbezogenen Höhenunterschiede ausgleichen. Durch diese Festsetzung 
wird gewährleistet, dass auf den privaten Grundstücken Höhenunterschiede des an-
stehenden Geländes ausgeglichen werden können und Beeinträchtigungen der 
Nachbargrundstücke ausgeschlossen werden. 
 
Für das Gewerbegebiet wird eine abweichende Bauweise festgesetzt. Gebäude und 
bauliche Anlagen sind auch in einer Länge von mehr als 50 m zulässig. Es gelten die 
Regelungen zum Grenzabstand der offenen Bauweise. Gebäude sind mit einem seit-
lichen Grenzabstand von mindestens 3,0 m zu errichten.  
Die überbaubare Grundstücksfläche wird im eingeschränkten Gewerbegebiet durch 
die Festsetzung von Baugrenzen bestimmt. 
 
Entlang der Landesstraße 03 dürfen in einem Streifen von 20 m, gemessen vom äu-
ßeren Rand der befestigten Fahrbahn, Hochbauten jeglicher Art nicht errichtet werden. 
In dem Streifen gilt das Anbauverbot gemäß § 31 Straßenwegegesetz M-V (StrWG-
M-V). Für diesen Bereich wurden Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind 
(Anbauverbotszone) und Grünflächen festgesetzt. Die Grünflächen sind teilweise als 
Verkehrsgrün Bestandteil der Fläche der L03. 
 
Im Bereich des Knotenpunktes Groß Pravtshagen werden Sichtdreiecke festgesetzt. 
Hier dürfen Nebenanlagen und Einrichtungen gem. § 14 Abs. 1 und 2 BauNVO nicht 
errichtet werden. Grundstückseinfriedungen und Strauchwerk dürfen eine Höhe von 
0,8 m über Fahrbahnoberkante nicht überschreiten. Davon ausgenommen sind vor-
handener und zu erhaltender Baumbestand sowie Neuanpflanzungen mit einer 
Kronenansatzhöhe von über 2,5 m. 
 
Flächen für Stellplätze und Nebenanlagen 
 
Im öffentlichen Straßenraum werden im begrenzten Umfang auch Stellplätze mit einer 
ausreichenden Breite für Lkw vorgesehen. Die Stadt Grevesmühlen möchte jedoch 
vermeiden, dass entlang der öffentlichen Straße wartende Fahrzeuge über längere 
Zeit abgestellt werden bzw. diese den Straßenverkehr beeinträchtigen. Deshalb wird 
festgesetzt, dass die notwendigen Pkw- sowie Lkw-Stellplätze für Angestellte, Kunden 
und Lieferanten auf den jeweiligen privaten Grundstücken vorzuhalten sind. 
Des Weiteren wird festgesetzt, dass Stellplatzanlagen für Pkw ausschließlich bis zu 
einer Kapazität von 50 Stellplätzen als ebenerdige Stellplatzanlagen zulässig sind. Ab 
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einer Kapazität von mehr als 50 Stellplätzen sind diese als Parkpaletten, Parkdecks 
oder Parkhäuser mit maximal 3 Geschossen zu errichten. Stellplatzanlagen mit mehr 
als 150 Stellplätzen sind ausschließlich als 3-geschossige Parkpaletten, Parkdecks 
oder Parkhäuser zulässig. Die Gemeinde Upahl möchte dadurch den Flächenver-
brauch bzw. den Versiegelungsgrad reduzieren. Großflächige Stellplatzanlagen für 
Pkw nehmen oftmals enorme Flächen ein, die dadurch jedoch nicht als gewerbliche 
Bauflächen nutzbar sind. Zwar wird die Grundflächenzahl nicht insgesamt reduziert, 
durch die Festsetzung sind Unternehmen jedoch verpflichtet, parkenden Pkw mehrge-
schossig anzuordnen, wodurch sich die Flächenmaße für die einzelnen Unternehmen 
ggf. vermindern und das Großgewerbegebiet effizienter genutzt werden kann. 
 
Außerdem sind innerhalb des gesamten Plangebietes Park- sowie Stellplätze mit La-
destationen für Elektrofahrzeuge gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 12 i. V. m. Nr. 23b BauGB 
generell zulässig. Der Großgewerbestandort soll als Grünes Gewerbegebiet qualifi-
ziert werden. Die Nutzung erneuerbarer Energien spielt dabei eine zentrale Rolle. 
 
Die Errichtung von Kleinwindkraftanlagen und Funkantennen ist im gesamten Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes zulässig. Ebenfalls sind Anlagen zur Nutzung der 
Sonnenenergie auf den Dachflächen und an Fassaden grundsätzlich zulässig. Der 
Einsatz erneuerbarer Energie soll innerhalb des Gebietes eine wichtige Rolle einneh-
men. Weiteres dazu wird in Kapitel 6 erläutert. 
 
3.2 Örtliche Bauvorschriften 
 
Die Festsetzungen zur äußeren Gestaltung wurden auf das von der Stadt verfolgte 
städtebauliche Konzept abgestimmt. Sie sollen zusammen mit den Festsetzungen zu 
Art und Maß der baulichen Nutzung ein Einfügen in die städtebauliche Situation ge-
währleisten. Die Zielstellung liegt dabei in der Gewährleistung einer hochwertigen 
Bebauung in Anpassung an die örtlichen Verhältnisse, ohne jedoch die Gestaltungs-
möglichkeiten bezüglich der festgesetzten gewerblichen Nutzungen zu sehr 
einzuschränken. Vor diesem Hintergrund regelt die Gemeinde mit den Festsetzungen 
über die äußere Gestaltung der baulichen Anlagen im Wesentlichen die Gliederung 
und Materialverwendung für Fassaden sowie die Nutzung von Erneuerbaren Energien. 
Die Stadt Grevesmühlen strebt die Entwicklung eines Grünen Gewerbegebietes an, 
durch die Festsetzungen zur äußeren Gestaltung kann diese Entwicklung gefördert 
werden. 
 
Als Bestandteil einer nachhaltigen Entwicklung sind Gründächer ein wichtiges Mittel, 
um Regenwasser zu speichern sowie den Wärme- und Schallschutz von Gebäuden 
zu verbessern. Die Stadt Grevesmühlen setzt daher fest, dass alle Dachflächen mit 
Flachdächern, diese werden mit maximal 10° Dachneigung definiert, sowie mit mehr 
als 200 m² Dachfläche innerhalb des gesamten Plangebietes auf mind. 80 % der Flä-
che als Gründach anzulegen sind. Gründächer sind dazu in der Lage, den 
Wirkungsgrad von PV-Anlagen zu steigern, indem sie verhindern, dass sich Dachflä-
chen zu stark aufheizen. Im Großgewerbegebiet soll deshalb eine Kombination dieser 
Dachbedeckungen angestrebt werden. 
 
Die Stadt Grevesmühlen setzt deshalb weiter fest, dass alle Dachflächen innerhalb 
des Plangebietes auf mind. 70 % der Fläche mit Anlagen zur Nutzung der Sonnen-
energie auszustatten sind. Eine Kombination von Gründächern mit aufgeständerten 
Anlagen ist zulässig. Weitere Erläuterungen folgen im Kapitel 5 dieser Begründung. 
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Im gesamten Plangebiet sind weiche Bedachungen auf den Hauptdachflächen unzu-
lässig. Dies wird als Maßnahme des vorbeugenden Brandschutzes festgesetzt. 
Unbeschichtete Metalldächer aus Kupfer, Zink oder Blei sind generell unzulässig, um 
einen Eintrag der Stoffe in den Stoffkreislauf ausschließen zu können.  
 
Gebäudefassaden über 25 m Länge sind alle 20 m gestalterisch, baulich oder durch 
eine Fassadenbegrünung zu untergliedern. Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie 
sind generell zulässig. Die Festsetzung dient der Gestaltung des Plangebietes und soll 
vermeiden, dass große Gewerbebetriebe bzw. -hallen als massive Baukörper erschei-
nen. Durch Untergliederungen kann der optische Eindruck solcher Anlagen wesentlich 
verbessert werden. 
 
Die Fassaden von Parkpaletten, Parkdecks oder Parkhäusern sind auf mind. 50 % der 
Fläche zu begrünen. Dies dient zum einen der Gestaltung, zum anderen können Fas-
sadenbegrünungen ebenfalls das Mikroklima innerhalb des Plangebietes positiv 
beeinflussen 
 
Stark reflektierende Materialien, mit Ausnahme von Anlagen zur Nutzung der Sonnen-
energie, sind zur Fassadengestaltung unzulässig. Mit dieser Festsetzung werden 
Belange zum Schutz des Ortsbildes sowie der angrenzenden Verkehrswege beachtet. 
 
Wesentliches Element der örtlichen Bauvorschriften ist die Einschränkung der Werbe-
flächen. Die Erfahrungen der Vergangenheit zeigen, dass das ungeregelte Aufstellen 
von Werbeschildern einen bedeutsamen städtebaulichen Missstand darstellen kann. 
Für das Plangebiet gilt daher, dass Werbeanlagen nur an der Stätte der Leistung zu-
lässig sind. Werbeanlagen mit Beleuchtung, wechselndem oder sich bewegendem 
Licht sind unzulässig. Auf eine Beschränkung der Größe von Werbeanlagen wird auf-
grund der geplanten Nutzungen verzichtet. 
 
Es wird auf § 84 der Landesbauordnung M-V verwiesen, wonach ordnungswidrig han-
delt, wer vorsätzlich oder fahrlässig dieser nach § 86 Landesbauordnung 
Mecklenburg-Vorpommern erlassenen Satzung über die örtlichen Bauvorschriften zu-
widerhandelt. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 500.000 Euro 
geahndet werden. 
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3.4 Flächenbilanz 
 
Die Gesamtfläche innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 49  
beträgt rund 35 ha. Die Fläche unterteilt sich folgendermaßen:  
 
Tab. 1: Flächenbilanz, gerundete Werte. 

Flächennutzung 
Flächengröße 

in m² 

Gewerbegebiet 253 500 

Verkehrsflächen 
          davon Landesstraße L03 
  Planstraße  
  Wirtschaftsweg 

24 735 
7 440 

14 725 
2 570 

Grünflächen 
          davon Naturnahe Wiese 
  Abschirmgrün  
  Straßenbegleitgrün 
  Zäsurgrün 
  Gemarkungshecke 

59 300 
37 390 

5 210 
3 200 
8 020 
5 480 

Wasserflächen -Regenrückhaltebecken- 15 200 

Plangebiet – Gesamt  352 735 

 
 
4. Verkehrskonzept und verkehrliche Erschließung 
 
Das Plangebiet befindet sich im Süden des Stadtgebietes von Grevesmühlen. Im Os-
ten des Plangebietes verläuft die Landesstraße 03 zwischen Grevesmühlen und der 
Landeshauptstadt Schwerin. Südlich des Plangebietes befindet sich die Anschluss-
stelle Grevesmühlen der Bundesautobahn 20, die Auffahrten führen von der 
Landesstraße auf die Autobahn. Am Knotenpunkt in Richtung Rostock wurde vor eini-
gen Jahren bereits eine Lichtsignalanlage errichtet, um den Verkehrsfluss zu 
begünstigen. In Richtung Upahl befindet sich ein weiterer Ampelknotenpunkt, der in 
das Gewerbegebiet „An der Silberkuhle“ führt. 
Für die verkehrliche Erschließung des Großgewerbestandortes ist es geplant, zwei 
Knotenpunkte mit der Landesstraße vorzusehen. Einen davon im Norden auf Höhe 
der Zufahrt nach Groß Pravtshagen sowie einen als Kreisverkehr auf etwa der Hälfte 
des Großgewerbestandortes. Dadurch kann eine Durchfahrt durch das Gewerbegebiet 
gewährleistet werden, wodurch der Verkehr innerhalb des Gebietes sowie auf der pa-
rallel verlaufenden Landesstraße besser fließen kann. 
Im Rahmen des Bebauungsplanes Nr. 49 der Stadt Grevesmühlen wird die Planstraße 
so geplant, dass sie im Norden an dem vorhandenen Knotenpunkt anbindet und im 
Süden im weiteren Verlauf zum geplanten Kreisverkehr führt. Innerhalb des Gebietes 
wird ein Knotenpunkt im öffentlichen Straßenraum vorgesehen. 
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Abb. 9: Städtebauliches Konzept, Stand: August 2022. 

 
Für den Bebauungsplan wurden zum Vorentwurf durch das Ingenieurbüro Klaeser & 
Partner Beratende Ingenieure PartG bmH mit Sitz in Waren (Müritz) 
Verkehrszählungen durchgeführt und erste Prognosefälle berechnet, die sowohl die 
allgemeine als auch die spezifische Verkehrsentwicklung berücksichtigen. Im spezifi-
schen Teil der Prognose wurden konkrete Entwicklungen, insbesondere 
Siedlungsentwicklungen, im Untersuchungsraum und dessen direktem Umfeld, be-
handelt. Der Prognosehorizont ist das Jahr 2035. Diese lassen sich in zwei 
Schwerpunkte gliedern: der geplante interkommunale Gewerbestandort und die Rest-
flächen im bestehenden Gewerbegebiet „An der Silberkuhle“. Das gesamte 
Verkehrsaufkommen bestehend aus Quell- und Zielverkehr, wurde für beide Gebiete 
bestimmt und anschließend auf das Netz umgelegt. 
Aus der Verkehrszählung ergibt sich, dass die aktuelle Verkehrsbelastung auf der Lan-
desstraße ca. 9 000 Kfz/24 h beträgt. Im Planfall P0, der eine Prognose für das Jahr 
2035 ohne Großgewerbestandort abbildet, beträgt die Verkehrsbelastung auf der Lan-
desstraße zwischen Autobahnabfahrt und der Stadt Grevesmühlen ca. 9 350 Kfz/24 h. 
Im Planfall P1, der eine Prognose für das Jahr 2035 mit Großgewerbestandort abbil-
det, ergibt sich eine Verkehrsbelastung zwischen Autobahnabfahrt und 
Großgewerbestandort von rund 15 770 Kfz/24 h, weiter in Richtung Grevesmühlen von 
ca. 10 200 Kfz/24 h.  
Daraus ergibt sich unter anderem, dass auch für die Autobahnauffahrt nach Lübeck 
eine Lichtsignalanlage am Knotenpunkt mit der Landesstraße notwendig wird. Die ge-
planten Straßen innerhalb des Plangebietes erweisen sich für den Prognosefall P1 als 
leistungsfähig. 
 
Die Planstraße erhält eine Ausbaubreite von 14,0 m inklusive beidseitigem Bankett 
von 0,75 m. Die Fahrbahn erhält eine Breite von 6,50 m und wird durch einen 3,0 m 
breiten Parkstreifen sowie einem 3,0 m breitem Fuß- und Radweg ergänzt. Ein Sicher-
heitsstreifen von 0,50 m wurde bereits berücksichtigt. Die straßenbegleitenden 
Stellplätze sind aufgrund ihrer Breite grundsätzlich auch für Lkw geeignet. Die Stadt 
Grevesmühlen setzt jedoch fest, dass die notwendigen Pkw- sowie Lkw-Stellplätze für 
Angestellte, Kunden und Lieferanten auf den jeweiligen privaten Grundstücken 
vorzuhalten sind. 

N 
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Im Süden des Plangebietes wird entlang der Gemarkungshecke ein Wirtschaftsweg 
festgesetzt. Dieser erhält eine Ausbaubreite von 5,0 m inklusive Bankett und dient 
hauptsächlich als Zuwegung zu den westlich angrenzenden Flächen, dem geplanten 
Regenrückhaltebecken sowie der Unterbringung der Entsorgungsleitungen von Ab-
wasser und Niederschlagswasser. Zusätzlich dazu sind von diesem Wirtschaftsweg 
aus eventuell notwendige Pflegemaßnahmen der Gemarkungshecke durchführbar. 
 

 
Abb. 9: Mögliche Straßenquerschnitte. 

 
Innerhalb des Plangebietes befinden sich derzeit zwei Haltestellen des ÖPNV, diese 
befinden sich in der Nähe des Abzweiges nach Groß Pravtshagen in Richtung Gre-
vesmühlen sowie in Richtung Schwerin. Im Rahmen der vorliegenden Planung ist es 
vorgesehen, das Gewerbegebiet an den ÖPNV anzuschließen und eine Anbindung 
bis in das Gebiet zu ermöglichen. Dadurch sollen Anreize geschaffen werden, den 
ÖPNV für den Arbeitsweg zu nutzen. Mit der NAHBUS GmbH sollen dazu zu geeigne-
ter Zeit Abstimmungen stattfinden, um für die Linienpläne eventuell auch Schichtzeiten 
berücksichtigen zu können. 
Entlang der Landesstraße verläuft zwischen Grevesmühlen und Upahl ein Radweg. 
Dieser ist Bestandteil des Nordwestmecklenburgischen Radwanderweges R1  
zwischen Boltenhagen und Schwerin. Der Radweg bleibt im Wesentlichen bestehen, 
wird jedoch im Bereich des geplanten Kreisverkehrs an die Verkehrsführung ange-
passt und führt dann ebenfalls in das Großgewerbegebiet. 
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5. Ver- und Entsorgung 
 
Die technische Ver- und Entsorgung des Gebietes erfolgt über den Anschluss an die 
vorhandenen Anlagen entlang der Landesstraße L03 sowie über einen Ausbau der 
notwendigen Ver- und Entsorgungsleitungen.  
Die erforderlichen Leitungserweiterungen bzw. die Grundstücksanschlüsse sind im 
Rahmen der Erschließung herzustellen. Die Träger der Ver- und Entsorgung sind bei 
Ausbauplanungen frühzeitig in die Ausführungsplanung einzubeziehen, um die gleich-
zeitige Einbringung der Ver- und Entsorgungsleitungen zu gewährleisten und um ggf. 
vorhandene Leitungen zu berücksichtigen. Die genaue Lage der Leitungen ist im Vor-
feld von Bauarbeiten zu ermitteln. Vor dem Beginn von Tiefbauarbeiten sollte eine 
genaue Ortung vorhandener Leitungen vorgenommen werden. Die Mindestabstände 
zu vorhandenen Leitungen sind bei Bau- und Anpflanzungsmaßnahmen zu beachten.  
 
Im Folgenden werden die wichtigsten Parameter der Ver- und Entsorgungsinfrastruk-
tur grob erläutert. Eine Konkretisierung erfolgt zum Entwurf des Bebauungsplanes. 
 
5.1 Trink- und Löschwasserversorgung 
 
Die Trinkwasserversorgung wird innerhalb des Gemeindegebietes vom Zweckverband 
Grevesmühlen als Versorgungsträger geregelt. Eine Erschließung mit Trinkwasser soll 
über den Anschluss an vorhandene Leitungen entlang der Landesstraße im Osten er-
folgen. Entlang der Landesstraße befinden sich Trinkwasserleitungen mit einem 
Durchmesser von 315 mm. Derzeit ist es geplant, innerhalb des gesamten Großge-
werbestandortes eine Trinkwasserdruckleitung zu verlegen. Diese soll als Ringleitung 
vorgesehen werden. 
 
Die Stadt Grevesmühlen weist darauf hin, dass sich das Plangebiet innerhalb der 
Trinkwasserschutzzone III B der Wasserschutzgebietsverordnung Grevesmühlen-Wo-
tenitz (MV_WSG_2133_08) befindet. Es ist daher die Richtlinie für 
Trinkwasserschutzgebiete aus dem Regelwerk des Deutschen Vereins des Gas- und 
Wasserfaches (DVGW) einzuhalten. Bei allen Baumaßnahmen sind Maßnahmen zum 
Schutz des Grundwassers zu beachten und durchzuführen. 
Die Stadt Grevesmühlen setzt weiterhin fest, dass im festgesetzten Gewerbegebiet 
aufgrund der Trinkwasserschutzzone IIIB nur Betriebe und Anlagen zulässig sind, in 
denen keine grundwassergefährdenden Stoffe hergestellt, verarbeitet oder gelagert 
werden. Davon ausgenommen ist die Errichtung und der Betrieb eines Tankstellenun-
ternehmens innerhalb des Plangebietes. Ggf. notwendige Ausnahmegenehmigungen 
sind vom Betreiber einzuholen. Hintergrund ist, dass sich in der Stadt Grevesmühlen 
bereits Tankstellen innerhalb der ausgewiesenen Trinkwasserschutzzonen befinden. 
Diese waren zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der entsprechenden Verordnung bereits 
vorhanden. Bisher führte dieser Sachverhalt zu keinen Problemen, ein Ausschluss von 
Tankstellen erscheint der Stadt Grevesmühlen deshalb nicht notwendig. 
 
Hinsichtlich des sparsamen Umganges mit Trinkwasser sollte der Einsatz von wasser-
sparenden Technologien bevorzugt werden. Zur Bewässerung von Außenbereichen 
empfiehlt sich die Nutzung des Wassers von den Dachflächen. Zur Wasserspeiche-
rung werden Zisternen empfohlen.  
 
Die Löschwasserversorgung soll über Hydranten erfolgen, die im Rahmen der Er-
schließungsplanung vorgesehen werden. Der Bedarf von Löschwasserzisternen wird 
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zum Entwurf ebenfalls geprüft. Es wird eine Löschwassermenge von 96 m³ pro Stunde 
für einen Zeitraum von zwei Stunden benötigt. Alle Straßen im Plangebiet weisen eine 
ausreichende Breite für Löschfahrzeuge auf, am Ende der Planstraße wird eine aus-
reichend dimensionierte Wendeanlage vorgesehen. 
 
5.2 Schmutz- und Regenwasserentsorgung 
 
Schmutzwasser 
Die Ableitung des anfallenden Schmutzwassers soll über die Anlagen des Zweckver-
bandes Grevesmühlen erfolgen. Dafür müssen die Anlagen entsprechend erweitert 
werden. Der Zweckverband Grevesmühlen wurde dazu frühzeitig in die Planung des 
Großgewerbestandortes einbezogen. 
Entlang der Landesstraße befinden sich Abwasserleitungen mit einem Durchmesser 
von 315 mm. Diese verlaufen im Freigefälle in Richtung Grevesmühlen. Für den ge-
samten Großgewerbestandort wird derzeit davon ausgegangen, dass nur ein 
Abwasserpumpwerk benötigt wird. Die restlichen Leitungen können ebenfalls im Frei-
gefälle verlegt werden. Die Leitungen soll künftig Richtung Westen innerhalb des 
geplanten Wirtschaftsweges verlaufen. In diesem Bereich wäre auch der Standort für 
das Abwasserpumpwerk vorzusehen. 
 
Regenwasser 
Um Aussagen über die Bodenverhältnisse sowie die Versickerungsfähigkeit zu erhal-
ten, wurde die Baustoff- und Umweltlabor GmbH mit Sitz in Friedrichsmoor beauftragt, 
eine Hydrogeologische Untersuchung durchzuführen. Die ersten Bohrungen wurden 
im August 2022 im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 49 der Stadt Greves-
mühlen durchgeführt. Für den Bebauungsplan Nr. 9 der Gemeinde Upahl stehen diese 
noch aus. Bezüglich der Versickerungsfähigkeit der anstehenden Böden werden je-
doch Annahmen getroffen. 
Demnach kann die Gemeinde Upahl davon ausgehen, dass eine Versickerung inner-
halb des Plangebietes nicht möglich ist. Dies bedeutet, dass große Anlagen zur 
Rückhaltung des anfallenden Niederschlagswassers vorgesehen werden müssen. 
Dies beinhaltet Retentionsflächen auf den privaten Grundstücken, wie auch unterirdi-
sche Zisternen oder Regenrückhaltebecken. Außerdem will die Gemeinde durch die 
verpflichtende Festsetzung von Gründächern das anfallende Niederschlagswasser auf 
diesen Flächen binden. 
Zum Entwurf der Planung sind im Rahmen der Erschließungsplanung die notwendigen 
Rückhalteflächen zu ermitteln und innerhalb des Plangebietes vorzusehen. 
Zudem muss geprüft werden inwiefern sowie in welchen Mengen eine Einleitung in 
den westlich des Plangebietes vorhandenen Graben möglich ist. 
 
Mit der unteren Wasserbehörde des Landkreises Nordwestmecklenburg müssen zu-
dem Abstimmungen bezüglich des anfallenden Regenwassers auf den Straßenflächen 
geführt werden, um zu klären, ob eine Vorreinigung notwendig ist. Dies wird im Entwurf 
des Bebauungsplanes berücksichtigt. Auch der Wasser- und Bodenverband Stepe-
nitz-Maurine ist frühzeitig in die Planungen einzubeziehen. 
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5.3 Energieversorgung und Telekommunikation 
 
Die Stadt Grevesmühlen wird durch die Stadtwerke Grevesmühlen GmbH mit Elektro-
energie versorgt. Eine Versorgung des Gebietes soll durch den Ausbau des 
vorhandenen Versorgungsnetzes gewährleistet werden. Da die Gemeinde Upahl 
durch die E.DIS Netz GmbH mit Elektroenergie versorgt wird, ist im Rahmen des Groß-
gewerbestandortes eine enge Kooperation der beiden Stromversorger geplant. 
Der Einsatz erneuerbarer Energien wird in Kapitel 6 betrachtet. 
 
Zunächst ist für das Großgewerbegebiet auch eine Versorgung mit Erdgas vorgese-
hen. Zuständig für die Gasversorgung sind die Stadtwerke Grevesmühlen. Des 
Weiteren soll für den Standort eine Versorgung mit Fernwärme geprüft werden. Im 
weiteren Verfahren wird das Wärmekonzept für den Standort konkretisiert. 
 
Die Breitbandversorgung wird im Landkreis Nordwestmecklenburg weiterhin ausge-
baut. Für den Großgewerbestandort kommen überwiegend Glasfaseranschlüsse in 
Betracht. Ein Ausbau wird im weiteren Planverfahren geprüft. 
 
Die Stadt Grevesmühlen weist zudem darauf hin, dass in allen Straßen und Gehwegen 
(oder ggf. befestigten Randstreifen) geeignete und ausreichende Trassen für die Un-
terbringung der Telekommunikationslinien vorzusehen sind. 
 
5.4 Abfallentsorgung/Altlasten 
 
Die Abfallentsorgung erfolgt auf Grundlage der Abfallsatzung des Landkreises Nord-
westmecklenburg. Im Plangebiet ist die ordnungsgemäße Abfallentsorgung künftig 
über die Planstraßen gesichert. Die Abfallbehälter sind am Tage der Entsorgung an 
den öffentlichen Straßen bereitzustellen.  
 
Nach gegenwärtigem Kenntnisstand sind im Geltungsbereich der Satzung keine Alt-
ablagerungen oder Altlastenverdachtsflächen bekannt. Werden bei Bauarbeiten 
Anzeichen für bisher unbekannte schädliche Bodenveränderungen oder Altlasten (un-
natürlicher Geruch, anormale Färbung, Austritt verunreinigter Flüssigkeiten, 
Ausgasungen, Altablagerungen) angetroffen, ist der Grundstücksbesitzer gemäß § 4 
Abs. 3 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) zur ordnungsgemäßen Entsorgung 
des belasteten Bodenaushubs verpflichtet. Auf die Anzeigepflicht bei der Unteren Ab-
fallbehörde des Landkreises Nordwestmecklenburg wird hingewiesen. Diese Pflicht 
gilt bei Baumaßnahmen, Baugrunduntersuchungen oder ähnlichen Einwirkungen auf 
den Boden und den Untergrund zusätzlich auch für die Bauherren und die von ihnen 
mit der Durchführung dieser Tätigkeiten Beauftragten, Schadensgutachter, Sachver-
ständige und Untersuchungsstellen.  
 
Bei allen Maßnahmen ist Vorsorge zu treffen, dass schädliche Bodeneinwirkungen, 
welche eine Verschmutzung, unnötige Vermischung oder Veränderungen des Bodens, 
Verlust von Oberboden, Verdichtung oder Erosion hervorrufen können, vermieden 
werden.  
 
Gemäß der Gewerbeabfallverordnung (GewAbfV) besteht die Verpflichtung, bei Bau 
und Betrieb Abfälle getrennt zu erfassen und zu entsorgen. Bau- und Abbruchabfälle 
sind i.d.R. in die Fraktionen Glas, Kunststoff, Metalle, Holz, Dämmmaterial, Bitumen-
gemische, Baustoffe auf Gipsbasis, Beton, Ziegel und Fliesen/Keramik einzuteilen. 
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Betriebliche Abfälle sind, soweit sie anfallen, in den Fraktionen Papier, Pappe und 
Karton (mit Ausnahme von Hygienepapier), Glas, Kunststoffe, Metalle, Holz, Textilien, 
Bioabfälle zu erfassen und zu entsorgen. Weitere Fraktionen können bei Bedarf gebil-
det werden. Die Gefahrenstoffverordnung (GefStoffV) und weitere Spezialgesetze 
bleiben zu beachten. 
 
6. Grünes Gewerbegebiet 
 
Im Bundesland Mecklenburg-Vorpommern werden durch das Ministerium für Energie, 
Infrastruktur und Digitalisierung Standorte, in denen Unternehmen besondere Maß-
nahmen in den Bereichen erneuerbare Energien, Ressourceneffizienz und beim 
sparsamen Flächenverbrauch umsetzen, mit dem Label „Grünes Gewerbe Gebiet“ 
ausgezeichnet. Ziel der Initiative ist, dass sich immer mehr Unternehmen in Gewerbe-
gebieten weitestgehend autark mit erneuerbaren Energien versorgen sollen. 
 
Die Stadt Grevesmühlen hat diese Auszeichnung bereits für das Industrie- und Ge-
werbegebiet Nordwest erhalten. Auch für den Großgewerbestandort sollen die 
Kriterien für ein Grünes Gewerbegebiet erfüllt werden. 
 
Einsatz erneuerbarer Energien 
 
Innerhalb des Plangebietes ist die Nutzung von erneuerbaren Energiequellen grund-
sätzlich zulässig. Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie sind auf den Dachflächen 
verpflichtend und an Fassaden ebenfalls zulässig. Einschränkungen bestehen für 
diese Anlagen nicht. 
Ebenso sind innerhalb des Plangebietes Kleinwindkraftanlagen bis zu 10 m Höhe zu-
lässig. In der näheren Umgebung befinden sich bereits Windenergieanlagen (WEA) 
verschiedener Betreiber. Diese sind bisher nur in Sonstigen Sondergebieten zulässig. 
Der Bundesverband WindEnergie hat jedoch im Juni 2022 ein Positionspapier1 her-
ausgebracht, in dem gefordert wird, dass WEA auch in Gewerbe- und 
Industriegebieten ausnahmsweise errichtet werden dürfen. Dies solle im Rahmen der 
Baunutzungsverordnung geregelt werden. Für den Vorentwurf des Bebauungsplanes 
Nr. 49 der Stadt Grevesmühlen lässt dies zum jetzigen Zeitpunkt keinen Handlungs-
spielraum. 
 
Eine weitere Energiequelle stellt die Nutzung der Geothermie dar. Diese soll grund-
sätzlich für das Plangebiet geprüft werden. Aufgrund der Trinkwasserschutzzone 
werden hierzu Abstimmungen mit der unteren Wasserbehörde des Landkreises Nord-
westmecklenburg zu führen sein. 
 
Auch die Durchführbarkeit einer Fernwärmeleitung der Stadtwerke Grevesmühlen soll 
im weiteren Planverfahren untersucht werden. Eine Trassenführung wäre grundsätz-
lich möglich. 
 
Zusätzlich kommt es bei der Nutzung von erneuerbaren Energien auf die Unternehmen 
an, die sich im Großgewerbegebiet ansiedeln werden. Diese müssen in einem abge-
stimmten Wärme- und Energiekonzept berücksichtigt werden. Dabei können Betriebe 
die mehr Strom produzieren als sie verbrauchen mit anderen Unternehmen 

 
1 https://www.wind-energie.de/fileadmin/redaktion/dokumente/publikationen-oeffentlich/themen/01-
mensch-und-umwelt/02-planung/20220617_BWE_Empfehlungen_WEA_in_Gewerbegebieten.pdf 
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kooperieren bzw. den überschüssigen Strom ins Netz einleiten. Da Anlagen zur Nut-
zung der Sonnenenergie auf den Dachflächen verpflichtend sind und auf den Flächen 
des Gewerbegebietes somit hohe Mengen an Strom produziert werden können, sind 
auch Elektrolyseverfahren zur Speicherung dieser Energie denkbar. Im weiteren Ver-
fahren ist dies mit den ansiedlungswilligen Unternehmen in engen Abstimmungen zu 
verfolgen. 
 
Reduzierung der Flächeninanspruchnahme und Steigerung der Flächeneffizienz 
 
Neben Energie- und Wärmekonzepten spielen für die Stadt Grevesmühlen auch Maß-
nahmen zur Reduzierung der Flächeninanspruchnahme, zur Steigerung der 
Flächeneffizienz sowie zur Eingriffsminimierung eine wichtige Rolle. 
 
Mit der Festsetzung einer maximalen Firsthöhe von 25 m ist es Unternehmen möglich, 
in die Höhe statt in die Fläche zu bauen. Im Beispiel von Logistikunternehmen kann 
dies zu einer deutlichen Reduzierung der benötigten Flächen führen. 
Zwar setzt die Stadt Grevesmühlen dennoch eine Grundflächenzahl von 0,8 fest, wie 
sie in Gewerbegebieten üblich ist, jedoch können die Flächen durch die großzügige 
Firsthöhe effizienter bzw. von mehr Unternehmen genutzt werden. 
 
Ähnliches gilt bei den Festsetzungen zu Nebenanlagen. Die Stadt Grevesmühlen setzt 
fest, dass Stellplatzanlagen für Pkw mit mehr als 50 Stellplätzen mehrgeschossig als 
Parkpaletten, Parkdecks oder Parkhäuser zu errichten sind. Eine Stellplatzanlage für 
50 Pkw nimmt exklusive der Zufahrt etwa 1 500 m² ein. Durch eine mehrgeschossige 
Bauweise können großflächige Stellplatzanlagen vermieden werden und Fläche ge-
spart werden.  
Zusätzlich dazu sind Parkpaletten, Parkdecks und Parkhäuser auf mindestens 50 Pro-
zent der Fassadenfläche zu begrünen. Dies kann durch Rankpflanzen am Boden oder 
in Form von Rankkonstruktionen erfolgen. Diese schützen nicht nur die Fassade, son-
dern wirken sich positiv auf das Erscheinungsbild sowie das Mikroklima aus. Zusätzlich 
bewirken sie eine Reduktion der Luftbelastung und können ggf. die biologische Vielfalt 
fördern. Denkbar ist in diesem Zusammenhang die Festsetzung von insbesondere in-
sektenfreundlichen Pflanzen. 
 
Ein weiterer Punkt in diesem Zusammenhang ist die Festsetzung von Gründächern 
auf Flachdächern bis 10° Dachneigung. Alle Flachdächer im Plangebiet mit einer Flä-
che über 200 m² sind auf mindestens 70 Prozent der Fläche zu begrünen. Die 
Dachbegrünung ist dabei vorzugsweise als extensive Begrünung zu gestalten. Möglich 
sind zum Beispiel Moosmatten oder Gräser- sowie Kräutermischungen.  
Durch die Anlage von Gründächern kann Regenwasser gespeichert werden und der 
Abfluss dessen wird verzögert. Die Gebäude sind besser vor extremen Temperatur-
bedingungen geschützt und der Wärme- und Schallschutz wird verbessert. Zusätzlich 
kann innerhalb des Gewerbegebietes das Kleinklima verbessert und ein Ersatzlebens-
raum für Pflanzen und Tiere, insbesondere bei Anpflanzung heimischer, 
standortgerechter Stauden geschaffen werden. 
 
Zudem ist eine Kombination von Gründächern mit Anlagen zur Nutzung der Sonnen-
energie sinnvoll und wird durch die Stadt Grevesmühlen im Rahmen der Örtlichen 
Bauvorschriften innerhalb des Plangebietes gefordert. 
Nachweislich können Gründächer die Ausbeute der Anlagen begünstigen. Durch die 
Begrünung wird verhindert, dass sich das Dach durch die Sonne zu stark aufheizt. 
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Gleichzeitig kann dadurch eine Temperatur erreicht werden, bei der die Solarmodule 
die maximale Ausbeute erzielen. 
 

 
Abb. 10: Aufgeständerte PV-Anlagen auf einem Gründach, Quelle: https://www.enbw.com/blog/energie 
wende/solarenergie/photovoltaik-auf-dem-flachdach-geht-das/ 

 
Im weiteren Verlauf der Planung werden Konkretisierungen an der Konzeption eines 
Grünen Gewerbegebietes vorgenommen. 
 
Empfehlungen: 
Unter Beachtung der Ziele des Klima- und Ressourcenschutzes sollte das auf den 
Dachflächen anfallende Niederschlagswasser vor der Versickerung auf den jeweiligen 
Grundstücken in eine unterirdische Regenwasserzisterne eingeleitet und z.B. zum 
Zwecke der Gartenbewässerung genutzt werden.  
Die weiteren Möglichkeiten alternativer Energieversorgung sollten geprüft werden 
(z.B. Erd- oder Luftwärmetauscher). 
 
 
7. Immissionsschutz 
 
Aufgabe von Bauleitplanungen im Hinblick auf den Immissionsschutz ist es, abschlie-
ßend die Frage nach den auf das Plangebiet einwirkenden Immissionen zu 
beantworten und dafür zu sorgen, dass die Anforderungen an gesunde Arbeitsverhält-
nisse beachtet werden. 
Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens wurde die ALN Akustik Labor Nord GmbH mit 
Sitz in Lübeck beauftragt, eine Schalltechnische Untersuchung für die beiden sich er-
gänzenden Bebauungspläne zu erstellen. Im Folgenden werden zunächst das 
Bearbeitungskonzept sowie der Untersuchungsumfang beschrieben. 
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Für die Gewerbeflächen des interkommunalen Gewerbegebietes ist vorgesehen, 
diese als Gewerbegebiet gemäß Baunutzungsverordnung auszuweisen. Zur 
Sicherstellung ausreichenden Schallschutzes in der Nachbarschaft der vorhandenen 
Gewerbeflächen wird auf das Instrument der Emissionskontingentierung aus DIN 
18005 zurückgegriffen. Es ist eine Festsetzung von Emissionskontingenten LEK 
vorgesehen. Für die Planung von Gewerbegebieten ist auch das Urteil des 
Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG) 4 CN 7/16 vom 07. Dezember 2017 zu 
beachten. Entsprechend dem Beschluss ist mindestens eine uneingeschränkte 
Gewerbefläche auszuweisen, dies kann auch übergreifend über verschiedene 
Gewerbegebiete betrachtet werden. 
 
Die Richtwerte der TA Lärm gelten für die Summe einwirkender Gewerbegeräusche. 
Die Einwirkung von Geräuschen aus anderen Gewerbebetrieben als dem geplanten 
Vorhaben, sind ggf. als Vorbelastung zu berücksichtigen. Im Untersuchungsgebiet 
sind weitere gewerbliche Nutzungen (z.B. Gewerbegebiet im Geltungsbereich von 
Bebauungsplan Nr. 4 der Gemeinde Upahl, OIL-Tankstelle, Gewerbeflächen am 
Degtower Weg) vorhanden. 
 
Soweit planungsrechtlich festgesetzte Emissionsbeschränkungen o. ä. für dem 
Vorhaben benachbarte Gebiete vorhanden sind, werden diese für die Ermittlung der 
Vorbelastung genutzt (z.B. Gewerbegebiet Bebauungsplan Nr. 4 der Gemeinde 
Upahl). Um den Aufwand für detaillierte Untersuchungen einzelner Betriebe (ohne 
planungsrechtlich festgesetzte Emissionsbeschränkungen) zur Bestimmung der 
Vorbelastung zu vermeiden, wird folgende Verfahrensweise verfolgt: 
Aus der Ausschöpfung von Immissionsrichtwerten wird eine plausible, pauschale 
Emission (flächenbezogene Schallleistung) für die Einschätzung der Vorbelastung 
hergeleitet oder es werden Erfahrungswerte aus anderen Untersuchungen für 
vergleichbare Anlagen verwendet. Maximal werden die schalltechnischen 
Planungswerte für uneingeschränkte Emission nach DIN 18005 angenommen. Eine 
detaillierte schalltechnische Untersuchung der bestehenden Betriebe in der 
Nachbarschaft des Plangebietes erfolgt zum Entwurf des Bebauungsplanes. Die so 
abgeleitete Vorbelastung wird bei der Beurteilung der Geräuscheinwirkung 
berücksichtigt. 
 
Weiterhin ist das Plangebiet mit Verkehrsgeräuschen (Bundesautobahn  20, Landes-
straße L03) beaufschlagt. Hierzu wird in der Schalltechnischen Untersuchung die 
Geräuscheinwirkung auf das Plangebiet durch Verkehrsgeräusche prognostiziert. Für 
das Plangebiet werden Schallschutzmaßnahmen unter Einbezug der weiterhin zu 
erwartenden Geräuscheinwirkungen festgesetzt. 
 
Darüber hinaus ist die schalltechnische Auswirkung des planinduzierten Mehrverkehrs 
auf den öffentlichen Straßen in der Nachbarschaft zu beurteilen. Zur Beurteilung der 
zusätzlichen planinduzierten Straßenverkehrsgeräuschimmission werden die 
prognostizierten Geräuscheinwirkungen der relevanten Straßenabschnitte mit und 
ohne planinduzierten Mehrverkehr gegenübergestellt, um Aussagen zu den zu 
erwartenden Pegelerhöhungen der relevanten Straßenabschnitten zu treffen. 
Diesbezüglich werden für die zu untersuchenden Straßenquerschnitte die in der noch 
zu erstellenden verkehrstechnischen Untersuchung ermittelten Verkehrsbelastungen 
für den Prognose-Nullfall sowie für den Prognose-Planfall zugrunde gelegt. 
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8. Durchführungsrelevante Hinweise 
 
Nach gegenwärtigem Kenntnisstand sind im Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
keine Bau- und Bodendenkmale bekannt. 
Wer während der Baumaßnahmen Sachen, Sachgesamtheiten oder Teile von Sachen 
(Funde) entdeckt, von denen anzunehmen ist, dass an ihrer Erhaltung gemäß § 2 Abs. 
1 des DSchG M-V ein öffentliches Interesse besteht, hat dies unverzüglich anzuzei-
gen. Anzeigepflicht besteht für den Entdecker, den Leiter der Arbeiten, den 
Grundeigentümer, zufälligen Zeugen, die den Wert des Gegenstandes erkennen. 
Die Anzeige hat gegenüber der unteren Denkmalschutzbehörde zu erfolgen. Sie leitet 
die Anzeige unverzüglich an die Denkmalfachbehörde weiter. 
Der Fund und die Fundstelle sind in unverändertem Zustand zu erhalten. Die Verpflich-
tung erlischt fünf Werktage nach Zugang der Anzeige, bei schriftlicher Anzeige 
spätestes nach einer Woche. Die untere Denkmalschutzbehörde kann die Frist im 
Rahmen des Zumutbaren verlängern, wenn die sachgerechte Untersuchung oder die 
Bergung des Denkmals dies erfordert – vgl. § 11 Abs. 1, 2, 3 DSchG M-V.  
 
Der Änderungsbereich ist als nicht kampfmittelbelastet bekannt. Es ist jedoch nicht 
auszuschließen, dass bei Tiefbaumaßnahmen Munitionsfunde auftreten können. Aus 
diesem Grunde sind Tiefbauarbeiten mit entsprechender Vorsicht durchzuführen. Soll-
ten bei diesen Arbeiten kampfmittelverdächtige Gegenstände oder Munition 
aufgefunden werden, ist aus Sicherheitsgründen die Arbeit an der Fundstelle und der 
unmittelbaren Umgebung sofort einzustellen und der Munitionsbergungsdienst zu be-
nachrichtigen. Nötigenfalls ist die Polizei und ggf. die örtliche Ordnungsbehörde 
hinzuzuziehen. 
 
Bei allen Maßnahmen ist Vorsorge zu treffen, dass schädliche Bodeneinwirkungen, 
welche eine Verschmutzung, unnötige Vermischung oder Veränderungen des Bodens, 
Verlust von Oberboden, Verdichtung oder Erosion hervorrufen können, vermieden 
werden. 
Werden bei Bauarbeiten Anzeichen für bisher unbekannte Belastungen des Unter-
grundes (unnatürlicher Geruch, anormale Färbung, Austritt verunreinigter 
Flüssigkeiten, Ausgasungen, Altablagerungen) angetroffen, ist der Grundstücksbesit-
zer gemäß § 4 Abs. 3 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) zur 
ordnungsgemäßen Entsorgung des belasteten Bodenaushubs verpflichtet. Auf die An-
zeigepflicht bei der unteren Abfallbehörde des Landkreises wird hingewiesen. 
 
Der überwiegende Teil des Änderungsbereiches befindet sich innerhalb der Trinkwas-
serschutzzone III B der Wasserschutzgebietsverordnung Grevesmühlen-Wotenitz 
(MV_WSG_2133_08). Weiterhin befindet sich der nordwestliche Teil des Änderungs-
bereiches innerhalb der Trinkwasserschutzzone III A der 
Wasserschutzgebietsverordnung Grevesmühlen-Wotenitz (MV_WSG_2133_08). Es 
ist daher die Richtlinie für Trinkwasserschutzgebiete aus dem Regelwerk des Deut-
schen Vereins des Gas- und Wasserfaches (DVGW) einzuhalten. Bei allen 
Baumaßnahmen sind Maßnahmen zum Schutz des Grundwassers zu beachten und 
durchzuführen. 
 
Die in der Satzung genannten Gesetze und Richtlinien können im Bauamt der Stadt 
Grevesmühlen, Rathausplatz 1, 23936 Grevesmühlen, während der Öffnungszeiten 
eingesehen werden. 
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Der vorliegende Vorentwurf ist nicht rechtsverbindlich. Alle Rechtsgeschäfte, die auf 
Grundlage dieses Vorentwurfes getätigt werden, geschehen auf eigene Verantwor-
tung. 
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Teil 2 – Umweltbericht  
 
1. Einleitung 
 
1.1 Kurzdarstellung der Inhalte und Ziele des Bebauungsplanes 
 
1.1.1 Anlass der Planung 
 
Die Stadt Grevesmühlen beabsichtigt derzeit die Entwicklung eines Großgewerbe-
standortes in Kooperation mit der Nachbargemeinde Upahl entsprechend der Auswei-
sung des Landesraumentwicklungsprogramms Mecklenburg-Vorpommern. Dazu stellt 
sie den Bebauungsplan Nr. 49 mit der Gebietsbezeichnung „Interkommunaler Groß-
gewerbestandort Grevesmühlen-Upahl“ auf. Dies geschieht in enger Zusammenarbeit 
mit der Gemeinde Upahl, die ihrerseits den Bebauungsplan Nr. 9 „Interkommunaler 
Großgewerbestandort Grevesmühlen-Upahl“ aufstellt. 
 
Mit dem Bebauungsplan Nr. 49 will die Stadt Grevesmühlen, die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für die Neuausweisung eines Gewerbegebietes nach § 8 BauNVO 
im Süden des Stadtgebietes, schaffen. Sie reagiert damit auf die anhaltende Nach-
frage, auch nach größeren Gewerbeflächen. Innerhalb des Stadtgebietes sind derzeit 
kaum noch Flächen für eine Vermarktung verfügbar. Um auch künftig Gewerbeflächen 
zur Verfügung stellen zu können, ist daher für das Mittelzentrum Grevesmühlen eine 
Ausweisung von weiteren Gewerbegebietsflächen unabdingbar.  
 
In Bezug auf die vorliegende Planung hat sich die Stadt Grevesmühlen entschieden, 
die Ausweisung des Großgewerbegebietes südlich des Siedlungsbereiches vorzuneh-
men.  
 
Ziel der Planung ist es, auch größere Gewerbegrundstücke, anbieten zu können, die 
im Rest des Stadtgebietes nicht zur Verfügung stehen bzw. aufgrund von Emissionen 
nicht uneingeschränkt für Gewerbebetriebe nutzbar sind. Durch die räumliche Ver-
knüpfung mit der Gemeinde Upahl können Synergieeffekte geschaffen werden, die bei 
der Durchführung von Einzelplanungen nicht möglich sind. Aufgrund der Lage der Au-
tobahnanschlussstelle Grevesmühlen auf dem Gemeindegebiet der Gemeinde Upahl 
können die Stadt Grevesmühlen und die Gemeinde Upahl so beiderseitig von der Aus-
weisung eines Großgewerbestandortes profitieren. 
Die Neuausweisung von Gewerbeflächen an diesem Standort ist zudem Bestandteil 
des Landesraumentwicklungsprogramms Mecklenburg-Vorpommern von 2016 und ist 
dadurch ein wichtiger Baustein der kommunalen sowie der landesweiten Wirtschafts-
politik. Durch die Lage direkt nördlich der Bundesautobahn 20 sollen zudem die 
Verkehrsströme sinnvoll geleitet werden. Für die Stadt Grevesmühlen, in Kooperation 
mit der Gemeinde Upahl, steht deshalb die Schaffung eines Großgewerbestandortes 
mit optimaler Verkehrsanbindung im Vordergrund. 
 
Des Weiteren hat sich die Stadt Grevesmühlen mit Möglichkeiten zur Ausweisung ei-
nes „Grünen Gewerbegebietes“ auseinandergesetzt. Für das Großgewerbegebiet sind 
dabei Energie- und Wärmekonzepte zu erstellen und Festsetzungen zu treffen, die 
nicht nur ein Einfügen des Gebietes ermöglichen, sondern in der Lage sind Eingriffe in 
den Bodenhaushalt zu minimieren und das Kleinklima am Standort zu verbessern. 
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Für den Bebauungsplan Nr. 49 der Stadt Grevesmühlen werden umfangreiche Unter-
suchungen vorgenommen. Die entsprechenden Fachgutachten werden im Rahmen 
des Entwurfes der Planung konkretisiert. Der Vorentwurf enthält allgemeine Ausfüh-
rungen zu den Bodenverhältnissen, zur Verkehrsplanung, zum Schallschutz sowie zur 
Konzeption der Ver- und Entsorgung. 
 

1.1.2 Lage des Plangebietes 
 
Allgemeine Lage 
Das Gebiet wird naturräumlich dem Höhenrücken und der mecklenburgischen Seen-
platte zugeordnet. Das Stadtgebiet grenzt im Norden an die Gemeinden Damshagen 
und Warnow, im Osten an die Gemeinden Hohenkirchen und Gägelow, im Süden an 
die Gemeinde Upahl sowie im Westen an die Gemeinden Bernstorf und Stepenitztal 
an. 
 
Durch das Plangebiet verläuft im Osten die Landesstraße L03 zwischen Grevesmüh-
len und Schwerin. Südlich des Plangebietes verläuft die Autobahn 20 mit der 
Anschlussstelle Grevesmühlen. 
 
Beschreibung des Plangebietes 
Das Plangebiet umfasst im Wesentlichen eine intensiv landwirtschaftlich genutzte 
Ackerfläche. Im Süden wird das Plangebiet durch eine Hecke begrenzt. Außerdem 
befindet sich die Landesstraße 03 im Geltungsbereich. Das Plangebiet befindet sich 
südliche der Stadt Grevesmühlen und nördlich der Bundesautobahn 20 im Landkreis 
Nordwestmecklenburg des Landes Mecklenburg-Vorpommern. Es besitzt eine Flä-
chengröße von rund 30 ha. 
 

 
Abb. 1: Luftbild mit Lage des Plangebietes © GeoBasis DE/M-V 2022. 
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1.1.3 Inhalt und Ziel des Bebauungsplanes 
Mit dem Bebauungsplan Nr. 49 will die Stadt Grevesmühlen, die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für die Neuausweisung eines Gewerbegebietes nach § 8 BauNVO 
im Süden des Stadtgebietes, schaffen. Sie reagiert damit auf die anhaltende Nach-
frage, auch nach größeren Gewerbeflächen. Innerhalb des Stadtgebietes sind derzeit 
kaum noch Flächen für eine Vermarktung verfügbar. Um auch künftig Gewerbeflächen 
zur Verfügung stellen zu können, ist daher für das Mittelzentrum Grevesmühlen eine 
Ausweisung von weiteren Gewerbegebietsflächen unabdingbar. 
 
1.2 Rahmenbedingungen der Umweltprüfung 
 
1.2.1 Rechtliche Grundlagen des Umweltberichtes 
 
Bei der Aufstellung der Bauleitpläne ist gemäß § 2 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) für 
die Belange des Umweltschutzes eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die vo-
raussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen der Planung ermittelt werden und in 
einem Umweltbericht beschrieben und bewertet werden. Hinsichtlich der Prüfungs-
dichte kann sich die Umweltprüfung folglich auf Umweltaspekte und Schutzgüter 
beschränken, auf die sich der Bauleitplan erheblich auswirkt. Der Umweltbericht bildet 
nach § 2a BauGB einen gesonderten Teil der Begründung; dieser ist – dem jeweiligen 
Verfahrensstand entsprechend – inhaltlich anzupassen. 
 
1.2.2 Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 
 
Die Stadt bzw. Gemeinde legt nach § 2 Abs. 4 Satz 2 BauGB im Rahmen der Umwelt-
prüfung fest, in welchem Umfang und Detaillierungsgrad die Ermittlung der Umwelt-
Belange für die Abwägung erforderlich ist. Darüber hinaus bezieht sich die Umweltprü-
fung auf das, was nach gegenwärtigem Wissensstand und allgemein anerkannten 
Prüfmethoden sowie nach Inhalt und Detaillierungsgrad des Bauleitplanes in ange-
messener Weise verlangt werden kann (§ 2 Abs. 4 Satz 3 BauGB). Zum 
Detailierungsgrad fanden bereits zum Vorentwurf Abstimmungen mit der unteren Na-
turschutzbehörde (uNB) des Landkreises Nordwestmecklenburg statt. Diese werden 
im vorliegenden Umweltbericht zum Vorentwurf berücksichtigt. (Die Stadt Grevesmüh-
len bittet die uNB diesbezüglich bereits zum Vorentwurf um eine ausführlich und auf 
den Bebauungsplan abgestimmte Stellungnahme.) Aus der betreffenden Rechtsnorm 
ergibt sich auch hier eine Begrenzung der Prüfungsdichte, insbesondere in Abhängig-
keit von Inhalt und Detaillierungsgrad des Bauleitplanes. Das Ergebnis der 
Umweltprüfung ist in der Abwägung zu berücksichtigen.  
 
Die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege ergeben sich aus § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB; ergänzende Vorschriften zum 
Umweltschutz sind in § 1a BauGB dargelegt.  
 
Umweltrelevante Prüfkriterien und Schutzgüter entsprechend § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB 
 

- die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wir-
kungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt 
(§ 1 Abs. 6 Nr. 7a BauGB) 

- umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit so-
wie die Bevölkerung insgesamt (§ 1 Abs. 6 Nr. 7c BauGB) 

- umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter 
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(§ 1 Abs. 6 Nr. 7d BauGB) 
- die Wechselwirkungen zwischen den vorstehenden, d. h. in § 1 Abs. 6 Nr. 7a, 

c und d BauGB benannten Belangen des Umweltschutzes (§ 1 Abs. 6 Nr. 7i 
BauGB) 

- die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete (Gebiete 
von gemeinschaftlicher Bedeutung und Europäische Vogelschutzgebiete) im 
Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes – BNatSchG (§ 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB) 

- die Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit Abfällen 
und Abwässern (§ 1 Abs. 6 Nr. 7e BauGB) 

- die Nutzung der erneuerbaren Energien sowie die sparsame und effiziente Nut-
zung von Energie (§ 1 Abs. 6 Nr. 7f BauGB 

- die Darstellung von Landschaftsplänen sowie von sonstigen Plänen, insbeson-
dere des Wasser-, Abfall- und Immissionsschutzrechts (§ 1 Abs. 6 Nr. 7g 
BauGB) 

- die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in denen die durch 
Rechtsverordnung zur Erfüllung von bindenden Beschlüssen der Europäischen 
Gemeinschaften festgelegten Immissionsgrenzwerte nicht überschritten wer-
den (§ 1 Abs. 6 Nr. 7h BauGB) 

 
Umweltrelevante Grundsätze und Prüfkriterien sowie Schutzgüter entsprechend 
§ 1a BauGB: 
 

- Mit Grund und Boden soll durch Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nach-
verdichtung und anderen Maßnahmen zur Innenentwicklung sparsam und 
schonend umgegangen werden (§ 1a Abs. 2 Satz 1 BauGB). 

- Die Bodenversiegelung ist auf das notwendige Maß zu begrenzen (§ 1a 
Abs. 2 Satz 1 BauGB). 

- Landwirtschaftlich, als Wald oder für Wohnzwecke genutzte Flächen sollen nur 
im notwendigen Umfang umgenutzt werden (§ 1a Abs. 2 Satz 2 BauGB). 

- Die Anwendung der Eingriffsregelung, d. h. Vermeidung und Ausgleich voraus-
sichtlich erheblicher Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der 
Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts sind in der Abwägung zu 
berücksichtigen (§ 1a Abs. 3 Satz 1 BauGB). 

- Den Erfordernissen des Klimaschutzes soll sowohl durch Maßnahmen, die dem 
Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den 
Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden (§ 1a Abs. 5 Satz 1 BauGB). 
Die betreffenden Erfordernisse sind nach § 1a Abs. 3 Satz 2 BauGB in der Ab-
wägung zu berücksichtigen und wurden mit der jüngsten Anpassung des 
Baugesetzbuches im Katalog der Aufgaben der Bauleitplanung entsprechend § 
1 Abs. 5 Satz 2 BauGB ergänzt. Nunmehr sollen die Bauleitpläne entsprechend 
§ 1 Abs. 5 Satz 2 BauGB neben dem Beitrag, eine menschenwürdige Umwelt 
zu sichern und die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwi-
ckeln, auch dem Klimaschutz und der Klimaanpassung dienen. 
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1.2.3 Methodik der Umweltprüfung 
 
Für den Bebauungsplan Nr. 49 der Stadt Grevesmühlen werden innerhalb des Um-
weltberichtes die ermittelten voraussichtlichen Umweltauswirkungen auf Grundlage 
der Anlage 1 des BauGB beschrieben und bewertet.  
 
Der Umweltbericht beschreibt und bewertet die projektbedingten Auswirkungen auf 
Mensch, Natur und Umwelt einschließlich der entstehenden Wechselwirkungen ge-
mäß den gesetzlichen Vorgaben des § 2 Abs. 4 BauGB. Als geeignete 
Untersuchungsmethode wird zunächst die Bilanzierung der festgesetzten Flächennut-
zungen gegenüber dem Bestand angesehen. Hieraus wird als 1. Schritt der Analyse 
deutlich, inwieweit es zu nachteiligen Wirkungen auf die zu untersuchenden Schutz-
güter kommt. In weiteren Analyseschritten erfolgt eine naturschutzfachliche und 
artenschutzrechtliche Bewertung der sich aus dem Vorhaben ergebenden Verände-
rungen. Die methodische Vorgehensweise zur Beschreibung und Bewertung der 
Umweltauswirkungen durch das Projekt erfolgte im Regelfall verbal argumentativ. 
 
Neben diesen regulären Schritten wurden für den vorliegenden Bebauungsplan wei-
tere Fachuntersuchungen durchgeführt. Diese stehen im Wesentlichen im 
Zusammenhang mit den Schutzgebietsausweisungen und gesetzlich geschützten Bi-
otopen.  
 
1.2.4 Verfahrensablauf der Planung 
 
Im Zusammenhang mit den naturschutzfachlichen Belangen fanden im Vorfeld des 
Vorentwurfes des Bebauungsplanes Nr. 49 Abstimmungen mit der unteren Natur-
schutzbehörde (uNB) statt. Aus Sicht der uNB ist die Verträglichkeit des Vorhabens 
mit den Natura 2000-Gebieten, die sich in näherer Umgebung des Plangebietes befin-
den, zu untersuchen. Daneben spielt die mögliche Beeinträchtigung des 
Landschaftsbildes eine wesentliche Rolle für die Erarbeitung des Bebauungsplanes. 
Nachfolgend ist eine Zusammenfassung der Abstimmungsinhalte wiedergegeben. 
 

- Die Biotopkartierung ist über den üblichen 200 m-Radius hinaus zu erweitern, 

um mögliche Störwirkungen hochwertiger Biotopstrukturen und Arten zu erfas-

sen und artenschutzrechtlich zu bewerten. Die mehr kartierten Biotoptypen 

haben keine Relevanz für die Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung. Die Kartie-

rungen über den 200 m Radius hinaus sind ausschließlich für den Artenschutz 

entscheidend. 

- Im Rahmen der Betrachtung der artenschutzrechtlichen Belange sind die Tier-
arten nach den Angaben der Anlage 2 der HzE (2018) aufzunehmen.  

- Das Wohnhaus und alle Strukturen im Plangebiet (Gemeinde Upahl) sind auf 

die Eignung als Quartier für verschiedene Tierarten zu betrachten und zu be-

werten. 

- Liegt keine Nutzung des Wohnhauses als Quartier vor, ist dieses so zu ver-

schließen, dass eine spätere Nutzung ausgeschlossen werden kann. 

- Vor dem Abriss des Wohnhauses hat erneut eine artenschutzrechtliche Unter-

suchung zu erfolgen. 

- Eine artenschutzrechtliche Untersuchung hat ebenfalls für das Gebäude 200 m 
östlich des Plangebietes zu erfolgen. 

- Aussagen zum Landschaftsbild: 
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Pylone sind nach dem Windkrafterlass zu bewerten. 
Der Eingriff in das Landschaftsbild durch das Vorhaben hat nach den Rege-
lungen der HzE (2018) zu erfolgen. Eine Landschaftsbildbewertung hat erst ab 
einer Gebäudehöhe von 25 m zu erfolgen. 
Gestalterische Maßnahmen zur Einbindung in die freie Landschaft werden emp-
fohlen. 

- Der Poischower Mühlenbach ist nach der Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) zu 
betrachten. 

- Die Schutzgüter Boden und Fläche sind umfangreich zu betrachten und zu be-

werten. 

 

2. Umweltbezogene Ziele der Fachgesetze und Fachplanung 
 
2.1 Fachgesetze 
 
2.1.1 Fachgesetze in der Schutzgutbetrachtung 
 
In der nachfolgenden Tabelle sind die zu beachtenden einschlägigen Fachgesetze, 
aufgeschlüsselt nach den im nachfolgenden Kapitel behandelten Schutzgütern, dar-
gestellt. Im Anschluss erfolgt eine Darstellung der einschlägigen Fachgesetze und 
ihrer Berücksichtigung in dem hier behandelten Bebauungsplan.  
 
Tabelle 1: Fachgesetze für die Schutzgutbetrachtung 

Schutzgut Fachgesetzliche Vorgaben 

Mensch 
▪ Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) 
▪ Verordnung zur Durchführung des BImSchG in der aktuellen 

Fassung (BImSchV) 

Fläche ▪ Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) 

Pflanzen und 
Tiere 

▪ Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)  
▪ Naturschutzausführungsgesetz (NatSchAG M-V)  
▪ Bundesartenschutzverordnung (BArtSchV)  
▪ FFH-Richtlinie (FFH-RL) 

Landschaft 
▪ BNatSchG  
▪ NatSchAG M-V 

Boden 
▪ BBodSchG  
▪ Bundesbodenschutzverordnung (BBodSchV) 

Wasser 
▪ Landeswassergesetz M-V (LWaG M-V)  
▪ EU-Wasserrahmenrichtlinie (EU WRRL)  
▪ Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushaltes (WHG)  

Klima/Luft 
▪ BImSchG 
▪ BImSchV 

Kultur- und Sach-
güter 

▪ Denkmalschutzgesetz M-V (DSchG M-V) 
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2.1.2 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
 
Eingriffsregelung 
Für das Bebauungsplanverfahren ist die Eingriffsregelung nach § 1a Absatz 3 BauGB 
in Verbindung mit dem Bundesnaturschutzgesetz (§§ 18 ff. BNatschG) zu beachten. 
Im Kapitel 5 erfolgt die Darstellung einer Eingriffsbilanzierung. Daraus abgeleitet wer-
den Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung und Kompensation dieser Eingriffe 
festgelegt.  
 
Mit § 12 Naturschutzausführungsgesetz (NatSchAG M-V) werden die Eingriffe in Natur 
und Landschaft in Landesrecht übertragen. Die Eingriffs- und Ausgleichsdarstellung 
erfolgt auf der Grundlage der „Hinweise zur Eingriffsregelung“ des Landes Mecklen-
burg-Vorpommern aus dem Jahr 2018.  
Die Umsetzung der Kompensationsmaßnahmen wird, sofern es sich um Maßnahmen 
innerhalb des Plangebietes handelt, durch Festsetzungen sichergestellt. Die externen 
Kompensationsmaßnahmen werden über vertragliche Regelungen in Form von städ-
tebaulichen Verträgen oder Verträgen mit beispielsweise Anbietern von Ökopunkten 
rechtlich verbindlich definiert.  
 
Artenschutz 
Die §§ 44 und 45 des Bundesnaturschutzgesetzes regeln Vorschriften zum Umgang 
mit besonders geschützten Tier- und Pflanzenarten. Demnach ist es unter anderem 
verboten, wild lebende Tiere und Pflanzen der besonders geschützten Arten zu verlet-
zen, zu töten oder deren Entwicklungsformen zu beschädigen oder zu zerstören, 
streng geschützte Arten und europäische Vogelarten während bestimmter Zeiten er-
heblich zu stören oder Fortpflanzungs- und Ruhestätten der besonders geschützten 
Arten zu beschädigen oder zu zerstören. Für europäisch geschützte Arten gelten dar-
über hinaus bestimmte Bedingungen zum Erreichen von Verbotstatbeständen und 
möglichen Ausgleichsmaßnahmen. 
 
Sollten entsprechende Vorkommen festgestellt werden und durch das Vorhaben die 
im § 44 BNatSchG definierten Zugriffs- und Störungsverbote eintreten, kann die Pla-
nung von vorgezogenen Maßnahmen nach § 44 Abs. 5, eine artenschutzrechtliche 
Ausnahme nach § 45 oder einer Befreiung nach § 67 BNatSchG durch die oberste 
Naturschutzbehörde nötig werden. 
 
Die Beseitigung von Bäumen oder anderen Vegetationsbeständen hat nach den ge-
setzlichen Regelungen zum Schutz besonders geschützter Arten (insbes. Vögel) 
sowie aus Gründen des Artenschutzes außerhalb der Fortpflanzungsperiode (Anfang 
März bis Ende September) zu erfolgen (§ 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG). Unter bestimm-
ten Voraussetzungen sind Befreiungen möglich. 
 
Im Zusammenhang mit dem vorliegenden Bebauungsplan wird ein Artenschutzrecht-
licher Fachbeitrag (STADT LAND FLUSS PARTNERSCHAFT mbB HELLWEG & 
HÖPFNER, Rabenhorst) erarbeitet, der die Grundlage für den Nachweis der Einhal-
tung der benannten gesetzlichen Vorschriften bildet.  
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2.1.3 Naturschutzausführungsgesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
(NatSchAG M-V) 
 
Das seit dem 22. Februar 2010 geltende Naturschutzgesetz des Landes Mecklenburg-
Vorpommern (Naturschutzausführungsgesetz) ist das Gesetz des Landes Mecklen-
burg-Vorpommern zur Ausführung des Bundesnaturschutzgesetzes.  
 
Baumschutz 
Die §§ 18 und 19 NatSchAG M-V regeln den gesetzlichen Schutz von Einzelbäumen, 
Alleen und Baumreihen.  
 
Der § 18 NatSchAG M-V besagt, dass Bäume mit einem Stammumfang von mindes-
tens 100 Zentimetern, gemessen in einer Höhe von 1,30 Metern über dem Erdboden, 
gesetzlich geschützt sind. Des Weiteren werden folgende Ausnahmen definiert:  

- Bäume in Hausgärten, mit Ausnahme von Eichen, Ulmen, Platanen, Linden und 
Buchen 

- Obstbäume, mit Ausnahme von Walnuss und Esskastanie, 
- Pappeln im Innenbereich, 
- Bäume in Kleingartenanlagen im Sinne des Kleingartenrechts, 
- Wald im Sinne des Forstrechts, 
- Bäume in denkmalgeschützten Parkanlagen, sofern zwischen der unteren Na-

turschutzbehörde und der zuständigen Denkmalschutzbehörde einvernehmlich 
ein Konzept zur Pflege, Erhaltung und Entwicklung des Parkbaumbestands er-
stellt wurde. 

 
Der § 19 NatSchAG M-V besagt, dass Alleen und einseitige Baumreihen an öffentli-
chen oder privaten Verkehrsflächen und Feldwegen gesetzlich geschützt sind. Die 
Beseitigung von Alleen oder einseitigen Baumreihen sowie alle Handlungen, die zu 
deren Zerstörung, Beschädigung oder nachteiligen Veränderung führen können, sind 
verboten. Dies gilt nicht für die Pflege und Rekultivierung vorhandener Garten- und 
Parkanlagen entsprechend dem Denkmalschutzrecht. 
 
Ebenso werden jeweils die Regelungen zu Ausnahmetatbeständen dargestellt.  
 
Biotopschutz 
Im § 20 NatSchAG M-V sind die gesetzlichen Grundlagen zu geschützten Biotopen 
verankert. Gemäß § 20 NatSchAG M-V werden Ausnahmetatbestände beschrieben.  
 
In der Anlage 2 zu diesem Paragraphen sind die gesetzlich geschützten Biotope defi-
niert. Es erfolgt folgende Untergliederung: Feuchtbiotope, Gewässerbiotope, 
Trockenbiotope und Gehölzbiotope.  
 
2.1.4 Wasserrahmenrichtlinie (Richtlinie 2000/60/EG) 
 
Die Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) setzt den rechtlichen Rahmen für die Wasserpo-
litik innerhalb der EU mit dem Ziel, die Wasserpolitik innerhalb der EU zu 
vereinheitlichen und stärker auf eine nachhaltige und umweltverträgliche Wassernut-
zung auszurichten. Hierzu werden unter anderem Umweltziele für den Schutz des 
Grundwassers und der Oberflächengewässer in der Richtlinie aufgestellt und so eine 
rechtliche Basis dafür geschaffen, wie das Wasser auf hohem Niveau zu schützen ist. 
Als Hauptziel wird angestrebt, dass Flüsse, Seen, Küstengewässer und Grundwasser 
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nach Möglichkeit bis 2015 - spätestens bis 2027 - einen guten Zustand erreichen. Als 
Referenz gilt die natürliche Vielfalt an Pflanzen und Tieren in den Gewässern, ihre 
unverfälschte Gestalt und Wasserführung und die natürliche Qualität des Oberflächen- 
und Grundwassers. In Deutschland ist die Wasserrahmenrichtlinie durch das Wasser-
haushaltsgesetz (WHG) in nationales Recht umgesetzt. 
Das Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie (LUNG) koordiniert die für die 
EG-Wasserrahmenrichtlinie aufgrund § 107 Abs. 2 LWaG M-V erforderlichen Arbeiten. 
Dazu gehört die Aufstellung und Fortschreibung der Bewirtschaftungspläne, Maßnah-
menprogramme und sonstigen Berichte gegenüber der EU. Es schafft insbesondere 
im Zusammenwirken mit den Staatlichen Ämtern für Landwirtschaft und Umwelt 
(StALU) und anderen Landesbehörden für die hierzu notwendigen fachlichen Voraus-
setzungen. Es stimmt die fachlichen Belange mit den zuständigen Behörden in den 
übrigen, an den Flussgebietseinheiten beteiligten Ländern ab. 
 
2.2 Fachplanungen 
 
Nachfolgend werden die Zielaussagen der übergeordneten Fachplanungen hinsicht-
lich der regionalen Entwicklung der Gemeinde Upahl zusammenfassend dargestellt. 
 
2.2.1 Regionales Raumentwicklungsprogramm Westmecklenburg (RREP WM) 
 
Für den planungsrelevanten Bereich werden die nachfolgenden Aussagen im RREP 
WM getroffen. Die Gemeinde Upahl bzw. das Plangebiet befindet sich: 
 

• im Ländlichen Raum mit günstiger Wirtschaftsbasis (siehe Karte 3, RREP WM, 
2011),  

• sowie im Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft (siehe Karte 3, RREP WM, 2011) 
 
2.2.2 Gutachterlicher Landschaftsrahmenplan Westmecklenburg (GLRP WM) 
 
Naturräumliche Gliederung: 
Landschaftszone:  Höhenrücken und Mecklenburgische Seenplatte (4) 
Großlandschaft:  Westmecklenburgische Seenlandschaft (40) 
Landschaftseinheit:  Westliches Hügelland mit Stepenitz und Radegast (401) 
 
Es erfolgt eine Zusammenfassung der allgemeinen Darstellungen für die planungsre-
levanten Bereiche.  
 

• In Bezug auf die Schutzwürdigkeit der Arten und Lebensräume ist der 
Poischower Mühlenbach (nördlich des Plangebietes) und die Stepenitz (west-
lich des Plangebietes) als Bereich mit sehr hoher Schutzwürdigkeit dargestellt. 
Die umliegenden Bereiche und der Geltungsbereich selbst unterliegen keiner 
Schutzwürdigkeit (siehe Karte 3, GLRP WM, 2008). 

• Der Boden im Plangebiet ist als „Bereich mit mittlerer bis hoher Schutzwürdig-
keit“ (siehe Karte 4, GLRP WM, 2008) dargestellt. 

• In Bezug auf die Schutzwürdigkeit des Grund- und Oberflächenwassers ist das 
Plangebiet als „Bereich mit mittlerer bis hoher Schutzwürdigkeit“ verzeichnet 
(siehe Karte 6, GLRP WM, 2008). 

• Das Plangebiet ist niederschlagsbegünstigt dargestellt (siehe Karte 7, GRLP 
WM, 2008). 
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• Das Plangebiet weist im Hinblick auf die Schutzwürdigkeit des Landschaftsbil-
des eine mittlere bis hohe Schutzwürdigkeit auf (siehe Karte 8, GLRP WM, 
2008). Die Funktionsbewertung der landschaftlichen Freiräume ist mit Stufe 1-
gering bewertet.  

• Der Poischower Mühlenbach, nördlich des Plangebietes und die Stepenitz, 
westlich des Plangebietes sind als Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung 
(GGB) DE 2132-303 „Stepenitz-, Radegast- und Maurinetal mit Zuflüssen“ aus-
gewiesen. Ebenso ist dieser Bereich als Europäisches Vogelschutzgebiet 
(SPA) DE 2233-401 „Stepenitz-Poischower Mühlenbach-Radegast-Maurine“ 
gekennzeichnet (siehe Karte 10, GLRP WM, 2008).  

• Nordöstlich des Plangebietes befindet sich das Naturschutzgebiet 280 „Kalk-
flachmoor und Mergelgruben bei Degtow“ (siehe Karte 11, GLRP WM, 2008). 

 
Generell kann dem Gebiet zwischen Grevesmühlen und Upahl aufgrund der Auswei-
sung von Gewässerabschnitten als Natura 2000-Gebiete eine mittlere Bedeutung in 
Bezug auf den Naturschutz zugeordnet werden. Die wertvollen Naturbereiche befin-
den sich außerhalb des Plangebietes.  
 
2.2.3 Landesraumentwicklungsprogramm Mecklenburg-Vorpommern (LEP M-V) 
 
Als wichtige übergeordnete Planung wird das Landesraumentwicklungsprogramm 
Mecklenburg-Vorpommern (LEP M-V) vom 09. Juni 2016 berücksichtigt. Es dient als 
„querschnittsorientierte und fachübergreifende raumbezogene Rahmenplanung für die 
nachhaltige und zukunftsfähige Entwicklung des Landes im Interesse seiner Men-
schen“ (LEP M-V, 2016, S. 17). 
Im LEP M-V werden der Stadt Grevesmühlen unterschiedliche Funktionen zugeordnet. 
Grevesmühlen wird zum einen als Mittelzentrum ausgewiesen: „Mittelzentren sollen 
als regional bedeutsame Infrastrukturstandorte gesichert und weiterentwickelt werden. 
Sie sollen in ihrer Funktion als Wirtschafts- und Arbeitsstandorte gestärkt werden“ 
(LEP M-V, S. 26). Das LEP M-V weist den Mittelzentren eine herausragende Funktion 
als wichtige Standorte für Wirtschaft, Handel, Dienstleistungen und Verwaltung im 
Land zu. Hier konzentrieren sich Arbeitsplätze und Versorgungseinrichtungen, Dienst-
leister und Verwaltungen, Kultur-, Sport- und Freizeiteinrichtungen, Bildungs- und 
Sozialeinrichtungen in zumutbarer Entfernung von den Lebens- und Wohnstandorten 
der Bevölkerung. Die Nachbargemeinde Upahl befindet sich zudem im Nahbereich des 
Mittelzentrums Grevesmühlen. 
 
Vorteile der Stadt Grevesmühlen in Kooperation mit der Gemeinde Upahl sind dabei 
die Anbindung an das internationale Straßennetz über die Bundesautobahn 20 sowie 
an das internationale Eisenbahnnetz. Dies sind unter anderem Gründe für die Auswei-
sung eines Standortes für die Ansiedlung klassischer Industrie- und 
Gewerbeunternehmen im Bereich der Autobahnabfahrt Grevesmühlen-Upahl. Im LEP 
M-V von 2016 wurde der Standort in die Auflistung der Standorte für die Ansiedlung 
klassischer Industrie- und Gewerbeunternehmen aufgenommen, da nach Prüfung des 
Standortes die folgenden Kriterien erfüllt werden: 
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Abb. 2: Kriterien für eine zusätzliche Aufnahme in die Kategorie „Standorte für die Ansiedlung klassi-
scher Industrie- und Gewerbeunternehmen, LEP M-V, S. 51. 

 
Als Ziel der Raumordnung wird dazu unter Punkt 4.3.1 (2) Z LEP M-V folgendes defi-
niert: 
„An diesen Standorten hat die gewerbliche und industrielle Nutzung Vorrang vor an-
deren Nutzungen. Soweit raumbedeutsame Planungen, Maßnahmen, Vorhaben, 
Funktionen und Nutzungen die Belange der gewerblichen und industriellen Nutzung 
beeinträchtigen, sind diese auszuschließen“ (LEP M-V, S. 50). 
Ziele der Raumordnung sind verbindliche Vorgaben der Raumordnung und Landes-
planung und sind gemäß LEP M-V abschließend abgewogen und zu beachten (vgl. 
LEP M-V, S. 18). Die Stadt Grevesmühlen in Kooperation mit der Nachbargemeinde 
Upahl kommen mit der vorliegenden Planung somit ihrer landesplanerischen Pflicht 
nach, ein Gewerbe- und Industriestandort zu entwickeln. Im Rahmen der Bebauungs-
pläne wird zudem eine Standortanalyse der beiden Gemeinden durchgeführt. 
 
Weiterhin liegt die Stadt Grevesmühlen in einem Vorbehaltsgebiet Tourismus im Hin-
terland der Ostseeküste. Die Stadt hat hier die Aufgabe, sowohl touristische 
Infrastruktur als auch Beherbergungskapazitäten zur Verfügung zu stellen. Die Stadt 
Grevesmühlen ist zwar bestrebt, auch touristische Einrichtungen auszubauen, sofern 
der Bedarf besteht. Im Bebauungsplan Nr. 49 wird diese Funktion jedoch nur unterge-
ordnet betrachtet. Touristische Einrichtungen und Beherbergungsangebote haben vor 
allem in den benachbarten Gemeinden an der Küste Priorität. 
Darüber hinaus liegt das Stadtgebiet in einem großräumig festgelegten Vorbehaltsge-
biet Landwirtschaft. In diesen Gebieten sollen dem Erhalt und der Entwicklung 
landwirtschaftlicher Produktionsfaktoren und -stätten ein besonderes Gewicht beige-
messen werden. Die landwirtschaftliche Nutzung von Flächen darf ab der Wertzahl 50 
nicht in andere Nutzungen umgewandelt werden. Hiervon sind die in einem wirksamen 
Flächennutzungsplan dargestellten Bauflächen ausgenommen. Des Weiteren erläu-
tert das LEP M-V, dass eine weitere Ausnahme die ausgewiesenen landesweiten und 
regional bedeutsamen gewerblichen und industriellen Standorte bilden. Die Stadt Gre-
vesmühlen in Kooperation mit der Nachbargemeinde Upahl kommen mit der 
vorliegenden Planung somit ihrer landesplanerischen Pflicht nach, ein Gewerbe- und 
Industriestandort zu entwickeln. 
 
Das Plangebiet liegt zudem in einem Vorbehaltsgebiet Trinkwassersicherung. Im wei-
teren Planverfahren sind die Beeinträchtigungen der Trinkwasserschutzzonen IIIA/IIIB 
zu ermitteln und zu bewerten. Ein Ausnahmeantrag bei der zuständigen unteren Was-
serbehörde wird erarbeitet. Ggf. sind Schutzmaßnahmen durchzuführen. 
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Im Regionalen Raumentwicklungsprogramm Westmecklenburg vom 31. August 2011 
werden die Zielstellungen der übergeordneten Landesplanung auf der regionalen 
Ebene konkretisiert. Es ergeben sich gegenüber dem LEP allerdings keine wesentli-
chen zusätzlichen Ziele und Grundsätze der Raumordnung und Landesplanung 
bezüglich der vorliegenden Planung. 
 
Im Zusammenhang mit dem Bebauungsplan Nr. 49 erfolgen umfangreiche Untersu-
chungen mit den betroffenen Natura 2000 - Schutzgebieten.  
 
2.2.4 Flächennutzungsplan 
 
Die Stadt Grevesmühlen verfügt über einen wirksamen Flächennutzungsplan i.d.F. der 
6. Änderung. Im wirksamen Flächennutzungsplan wird der Geltungsbereich des Be-
bauungsplans Nr. 49 teilweise als Fläche für die Landwirtschaft und teilweise im 
westlichen Randbereich als Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung der Landschaft dargestellt. Die Darstellungen des wirksamen Flächennut-
zungsplanes decken sich somit nicht mit den Zielen des Bebauungsplanes Nr. 49. 
 
Um dem Entwicklungsgebot des § 8 Abs. 2 BauGB zu entsprechen, befindet sich die 
7. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Grevesmühlen parallel zum hier 
behandelten Bebauungsplan im Aufstellungsverfahren.  
 
2.2.5 Landschaftsplan 
 
Für die Stadt Grevesmühlen liegt ein Landschaftsplan vor. Aufgrund der Veränderun-
gen in Natur und Landschaft, die durch die vorliegende Planung entstehen, erfolgt 
parallel zum Bebauungsplan die Änderung des Landschaftsplanes der Stadt Greves-
mühlen für den planungsrelevanten Bereich. 
 
2.3 Schutzgebiete und Schutzobjekte 
 
2.3.1 Schutzgebiete 
 
Innerhalb des Plangebietes befinden sich keine Schutzgebiete. 

Schutzgebiete in der Umgebung des Plangebietes: 

• NSG Nr. N 280 „Kalkflachmoor und Mergelgruben bei Degtow“ (Entfernung 
ca. 730 m)  

• Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung (GGB) DE 2132-303 „Stepenitz-, Ra-
degast- und Maurinetal mit Zuflüssen“ (Entfernung zum Plangebiet 
ca. 730 m) 

• EU – Vogelschutzgebiet (SPA) DE 2233-401 „Stepenitz-Poischower Mühlen-
bach-Radegast-Maurine“ (Entfernung zum Plangebiet ca. 650 m)  

 
Aufgrund der mittelbaren Betroffenheit von Schutzgebieten sind weitere Untersuchung 
erforderlich. Diese werden im Folgenden benannt:  

- Unterlagen zur Natura 2000 Verträglichkeit für die Schutzgebiete GGB DE 
2132-303 „Stepenitz-, Radegast- und Maurinetal mit Zuflüssen“ und SPA DE 
2233-401 „Stepenitz-Poischower Mühlenbach-Radegast-Maurine“  
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Unterlagen zur Natura 2000 Verträglichkeit  
Zeitgleich mit Vorentwurf des Bebauungsplanes Nr. 49 bzw. der parallel erarbeiteten 
7. Änderung des Flächennutzungsplanes erfolgen Untersuchungen zur Natura 2000 
Verträglichkeit der vorliegenden Planung. 
 
Diese Untersuchungen beziehen sich auf das Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung DE 2132-303 „Stepenitz-, Radegast- und Maurinetal mit Zuflüssen“ und das 
Europäische Vogelschutzgebiet DE 2233-401 „Stepenitz-Poischower Mühlenbach-Ra-
degast-Maurine“. Die Natura 2000-Prüfungen sind als Anlage diesem Dokument 
beigefügt. 
 
Die Stadt Grevesmühlen hat sich insbesondere mit den betriebsbedingten Auswirkun-
gen des Lärms, der durch die Gewerbebetriebe verursacht wird, sowie mit 
Auswirkungen auf den Poischower-Mühlenbach, der nördlich des Plangebietes zum 
GGB gehört, auseinandergesetzt 
 
2.3.2 Schutzobjekte 
 
Innerhalb des Plangebietes befinden sich folgende gemäß § 20 NatSchAG M-V unter 
Schutz stehende Biotope: 

- NWM09255 – Naturnahe Feldhecke (Kartierungsjahr 1996) – am südlichen 
Rand des Plangebietes 

- NWM09266 – Naturnahe Feldhecke (Kartierungsjahr 1996) – am südöstlichen 
Rand des Plangebietes 

 
In einem Umkreis von ca. 50 m (Wirkzone I) befinden sich 3 gemäß § 20 NatSchAG 
M-V geschützte Biotope: 

- NWM09261 – Naturnahe Feldhecke (Kartierungsjahr 1996) – südöstlich direkt 
angrenzend an das Plangebiet 

- NWM09261 – Naturnahe Feldhecke (Kartierungsjahr 1996) – südöstlich direkt 
angrenzend an das Plangebiet 

- NWM09254 – Naturnahe Feldhecke (Kartierungsjahr 1996) – südwestlich direkt 
an das Plangebiet angrenzend 

 
In einem Umkreis von ca. 200 m (Wirkzone II) befinden sich 9 gemäß § 20 NatSchAG 
M-V geschützte Biotop: 

- NWM09276 – Stehendes Kleingewässer einschließlich der Ufervegetation (Kar-
tierungsjahr 1996) – nördlich des Plangebietes in ca. 170 m Entfernung 

- NWM09290 – Naturnahes Feldgehölz (Kartierungsjahr 1996) – nordöstlich des 
Plangebietes in ca. 150 m Entfernung 

- NWM09285 – Naturnahes Feldgehölz (Kartierungsjahr 1996) – nordöstlich des 
Plangebietes in ca. 60 m Entfernung, größere Ausprägung als zur Biotopkartie-
rung 1996 und verbunden mit dem Biotop NWM 09288 

- NWM09288 – Naturnahes Feldgehölz (Kartierungsjahr 1996) – nordöstlich des 
Plangebietes in ca. 130 m Entfernung, größere Ausprägung als zur Biotopkar-
tierung 1996 und verbunden mit dem Biotop NWM 09285 

- NWM09277 – Naturnahes Feldgehölz (Kartierungsjahr 1996) – östlich des Plan-
gebietes in ca. 150 m Entfernung 

- NWM09263 – Stehendes Kleingewässer einschließlich der Ufervegetation (Kar-
tierungsjahr 1996) – südöstlich des Plangebietes in ca. 100 m Entfernung 

TOP 10

155 von 244 in Zusammenstellung



Stadt Grevesmühlen – Bebauungsplan Nr. 49  
„Interkommunaler Großgewerbestandort Grevesmühlen-Upahl“ – Vorentwurf  

 

44 

- NWM09254 – Naturnahe Feldhecke (Kartierungsjahr 1996) – westlich des Plan-
gebietes in ca. 115 m Entfernung 

- NWM09267 - Naturnaher und unverbauter Bach- und Flussabschnitt, ein-
schließlich der Ufervegetation (Kartierungsjahr 1996) – nordwestlich des 
Plangebietes in ca. 175 m Entfernung 

- Röhricht (Bei der Biotopkartierung für den Bebauungsplan Nr. 9 aufgenommen) 
– westlich des Plangebietes in ca. 100 m Entfernung  

 
Innerhalb des Plangebietes ist am Plangebietsrand eine geschützte Heckenstruktur 
vorhanden. Zum einen handelt es sich um eine Hecke, die an der südlichen Grenze 
des Geltungsbereiches verläuft und im Geoportal MV nach der Kartierung aus dem 
Jahr 1996 noch als Hecken aufgenommen wurde. Zum anderen befindet sich ein Soll 
innerhalb des Plangebietes in dem Bereich (südöstliches Plangebiet), der als Fläche 
für einen Teilausgleich genutzt wird. Die Hecke kann im Zuge der Planung teilweise 
erhalten werden. Unter Berücksichtigung der Biotopkartierung im Zusammenhang mit 
der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 9 konnten weitere gesetzlich geschützten 
Biotope bzw. Veränderungen der vorhandenen gesetzlich geschützten Biotope festge-
stellt werden. 
 
Im Umfeld des Plangebietes befinden sich mehrere Feldgehölze, Feldhecken und 
Kleingewässer. Zudem befindet sich der Bachlauf des Poischower Mühlenbachs im 
nahen Umfeld des Geltungsbereiches. 
 
Gemäß § 20 Abs. 1 sind Maßnahmen, die zu einer Zerstörung, Beschädigung, Verän-
derung des charakteristischen Zustandes oder sonstigen erheblichen oder 
nachhaltigen Beeinträchtigung der benannten geschützten Biotope führen, unzulässig: 
 
Aufgrund der mittelbaren und unmittelbaren Betroffenheit von gesetzlich geschützten 
Biotopen (Wirkzone I) wird im Rahmen des Entwurfsverfahrens ein Antrag auf Aus-
nahmegenehmigung von den Verboten des § 20 Abs. 1 NatSchAG M-V bei der 
unteren Naturschutzbehörde eingereicht.  
 
In § 20 Abs. 3 NatSchAG M-V werden die Ausnahmen von den Verboten des gesetz-
lichen Biotopschutzes geregelt. Demnach kann die untere Naturschutzbehörde auf 
Antrag im Einzelfall Ausnahmen zulassen, wenn die Beeinträchtigungen der Biotope 
ausgeglichen werden können oder die Maßnahme aus überwiegenden Gründen des 
Gemeinwohls notwendig ist. Im vorliegenden Fall ist die Maßnahme aus überwiegen-
den Gründen des Gemeinwohls notwendig. 
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3. Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen 
 
3.1 Grundlagen und Methodik der Umweltprüfung 
 
Die Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen erfolgt auf Grundlage der 
im § 2 Absatz 4 BauGB benannten Aspekte. Demnach wird für die Belange des Um-
weltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a eine Umweltprüfung durchgeführt, in der 
die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen unter Beachtung der Anlage 1 
(zu § 2 Absatz 4 und §§ 2a und 4c) ermittelt werden. Nachstehend erfolgt eine Be-
standsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen Umweltzustands 
(Basisszenario) schutzgutbezogen. Die Bewertungskriterien für die einzelnen Schutz-
güter sind jeweils vorangestellt. Im Anschluss wird eine Prognose über die Entwicklung 
des Umweltzustandes bei der Durchführung der Planung dargestellt. Ebenso wird die 
voraussichtliche Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Pla-
nung beschrieben und bewertet.  
 
3.2 Schutzgut Mensch 
 
3.2.1 Bewertungskriterien 
 

- Lärmimmissionen 
- Visuelle Wahrnehmung 
- Erholungsnutzung 
- Wahrung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse 

 
3.2.2 Basisszenario 
 
Das Schutzgut Mensch umfasst die Beurteilung der Aspekte Leben, Gesundheit und 
Wohlbefinden des Menschen. Die räumliche Erfassung der Umwelt für das Schutzgut 
Mensch orientiert sich an den Grunddaseinsfunktionen des Menschen - Wohnen, Ar-
beiten, Versorgung, Bildung, in Gemeinschaft leben und sich erholen. Diese 
Funktionen werden überwiegend innerhalb von Siedlungsbereichen realisiert. Als Flä-
chen mit freizeitrelevanter Infrastruktur innerhalb von Siedlungsräumen, die für die 
Erholung der Wohnbevölkerung oder als Standort freizeitinfrastruktureller Einrichtun-
gen Bedeutung haben, kommen Grün- und Freiflächen, Parkanlagen, spezielle 
Freizeitanlagen (Sportplätze, Freibäder, etc.) sowie Flächen für die naturbezogene Er-
holungsnutzung wie Wald- und Seengebiete, in Betracht. 
 
Das Plangebiet umfasst im Wesentlichen eine intensiv landwirtschaftlich genutzte 
Ackerfläche.  
 
Lärmemissionen 
Zur Beurteilung der Lärmsituation in diesem Bereich und die nähere Umgebung des 
Plangebietes wird zum Entwurf eine Schalltechnische Untersuchung vom Büro Akustik 
Labor Nord angefertigt. Diese Untersuchung bezieht Geräuschimmissionen durch 
Straßenverkehr und Gewerbe mit ein.  
 
Ergänzende Untersuchungen werden bezüglich der Lärmbelastung auf das Europäi-
sche Vogelschutzgebiet im Rahmen der Unterlage zur Natura 2000-Verträglichkeit für 
das SPA durchgeführt. Diese beziehen sich jedoch im Wesentlichen auf die 
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Beeinträchtigungen empfindlicher Vogelarten und werden somit unter Schutzgut Tiere 
und Pflanzen behandelt.  
 
Visuelle Wahrnehmung  
Die nächste Wohnbebauung befindet sich südöstlich in ca. 380 m Entfernung zum 
Plangebiet. Diese Wohnnutzung wird aufgegeben bevor das Großgewerbegebiet ent-
steht. Südöstlich des Geltungsbereichs befindet sich in ca. 340 m ein Gewerbebetrieb. 
Die nächstgelegene Ortslage Groß Pravtshagen befindet sich in ca. 800 m Entfernung, 
östlich des Geltungsbereichs. Südlich des Plangebietes schließt sich eine intensiv ge-
nutzte Ackerfläche an, welche im Rahmen des Bebauungsplanes 
Nr. 9 der Gemeinde Upahl für den interkommunalen Großgewerbestandort überplant 
wird. Im Westen grenzt der Geltungsbereich an den Poischower Mühlenbach und im 
Norden schließt sich eine intensiv genutzte Ackerfläche an. 
 
Erholungsnutzung 
Das Plangebiet selbst besitzt aufgrund der aktuellen Ausprägung und Nutzung keine 
Eignung als Erholungsraum.  
 
3.2.3 Prognose und Bewertung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 
 
Lärmemissionen 
Mit der Entwurfserarbeitung wird eine Schalltechnische Untersuchung durch das Akus-
tik Labor Nord durchgeführt und die Ergebnisse werden im Umweltbericht ergänzt. 
 
Visuelle Wahrnehmung  
Mit der Überplanung erfolgt die Bebauung einer Ackerfläche. Durch die Bebauung 
kommt es zu einer Verschlechterung der visuellen Wahrnehmung. Die nächste Orts-
lage befindet sich allerdings in ca. 800 m Entfernung. Aufgrund der Entfernung wird 
die Beeinträchtigung der visuellen Wahrnehmung gemildert. Zudem sind bereits Stö-
rungen der visuellen Wahrnehmung durch die naheliegende Autobahn, die 
Landesstraße und mehrere Windkraftanlagen vorhanden. Zur Gestaltung des Gewer-
begebietes verläuft zwischen dem Plangebiet und der Landesstraße ein Grünstreifen. 
Dieser ist als Blühstreifen zu entwickeln. Diese Beeinträchtigung wird unter dem 
Schutzgut Landschaftsbild ausführlich betrachtet und bewertet. 
 
Erholungsnutzung 
Die Freizeit- und Erholungsnutzung ist für die Umsetzung der Planungsziele unbedeu-
tend. Das Plangebiet erhält mit der Durchführung der Planung keine Freizeit- und 
Erholungsfunktion.  
 
3.2.4 Prognose des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 
 
Das Plangebiet unterliegt aktuell, mit der Ausnahme der Bewirtschaftung der Ackerflä-
che, kaum einer menschlichen Nutzung.  
 
Bei einer Nichtdurchführung der Planung blieben Lärm- und Lichtimmissionen sowie 
die visuelle Wahrnehmung des Plangebietes unverändert.  
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3.2.5 Bewertung – Schutzgut Mensch 
 
Mit der Umsetzung der Planung steht die Schaffung eines Großgewerbestandortes mit 
optimaler Verkehrsanbindung im Vordergrund. Mit der Entwurfserarbeitung erfolgt eine 
schalltechnische Untersuchung. Die visuelle Wahrnehmung des Plangebietes wird 
durch die Errichtung des Gewerbegebietes beeinträchtigt. Es werden im Rahmen des 
Bebauungsplanes Festsetzungen getroffen, die die visuellen Beeinträchtigungen mi-
nimieren. 
 
3.3 Schutzgut Tiere, Pflanzen sowie biologische Vielfalt 
 
3.3.1 Bewertungskriterien 
 
Tiere 

➢ Vorkommen gefährdeter Arten 
➢ Vielfalt von Tieren  

 
Pflanzen 

- Baumbestand/Biotope mit gesetzlichem Schutzstatus 
- Geschützte Pflanzen 
- Biotoptypen  

 
Biologische Vielfalt 

➢ Naturnähe 
➢ Vielfalt  
➢ Biotopverbund 
➢ Lage in Schutzgebieten 

 
3.3.2 Basisszenario 
 
Tiere 
 
Naturschutzrechtliche Bewertung der Erheblichkeit des Vorhabens 
 
Bei baulichen Planvorhaben sind artenschutzrechtliche Belange zu berücksichtigen. 
Es ist abzuprüfen, inwiefern das Planvorhaben Auswirkungen auf europarechtlich ge-
schützte Tier- und Pflanzenarten hat. 
 
In § 44 Bundesnaturschutzgesetz Abs.1 Nr.1- 4 ist Folgendes dargelegt: 

 
Es ist verboten, 
1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu 

fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur 
zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören. 

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogel-
arten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und 
Wanderungszeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn 
sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art 
verschlechtert. 

TOP 10

159 von 244 in Zusammenstellung



Stadt Grevesmühlen – Bebauungsplan Nr. 49  
„Interkommunaler Großgewerbestandort Grevesmühlen-Upahl“ – Vorentwurf  

 

48 

3. Fortpflanzungs- und Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders ge-
schützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu 
beschädigen oder zu zerstören. 

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungs-
formen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören. 

 
In § 44 BNatSchG ist weiterhin jedoch auch Folgendes vermerkt: 

- Sind in Anhang IVa der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführte Tierarten oder euro-
päische Vogelarten betroffen, liegt ein Verstoß gegen das Verbot des Absatzes 
1 Nr. 3 und im Hinblick auf damit verbundene unvermeidbare Beeinträchtigun-
gen wild lebender Tiere auch gegen das Verbot des Absatzes 1 

- Nr. 1 nicht vor, soweit die ökologische Funktion der von dem Eingriff oder Vor-
haben betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen 
Zusammenhang weiterhin erfüllt wird.  

- Soweit erforderlich, können auch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen festge-
setzt werden.  

- Sind andere besonders geschützte Arten betroffen, liegt bei Handlungen zur 
Durchführung eines Eingriffs oder Vorhabens ein Verstoß gegen die Zugriffs-, 
Besitz- und Vermarktungsverbote nicht vor.  

- Die Zugriffs- und Besitzverbote gelten nicht für Handlungen zur Vorbereitung 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung.  

 
Somit sind nachfolgende Arten zu berücksichtigen: 

- sämtliche europäische Vogelarten gemäß Art. 1 VogelSchRL und den dazuge-
hörigen Anlagen einschl. regelmäßig auftretende Zugvögel n. Art. 4 Abs. 2 
VogelSchRL, 

- sämtliche Arten des Anhangs IV a FFH-RL, 
- Standorte wild lebender Pflanzen der in Anhang IV b der Richtlinie 92/43/EWG 

aufgeführten Arten. 
Nach Vogelschutzrichtlinie (VogelSchRL) Artikel 1 unterliegen alle europäischen wild-
lebenden Vogelarten den gesetzlichen Bestimmungen der Vogelschutzrichtlinie. 
Entsprechend ist § 44 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) anzuwenden. 
 
Auswirkungen auf artenschutzrechtlich relevante Arten und Artengruppen 
 
Innerhalb des Artenschutzrechtlichen Fachbeitrages (AFB) wird für alle europarecht-
lich geschützten Arten (alle Tier- und Pflanzenarten der Anhänge II und IV der FFH-
Richtlinie und alle europäischen Vogelarten nach Art. 1 Vogelschutzrichtlinie) sowie 
für sämtliche weitere streng geschützten Arten geprüft, ob Verbotstatbestände gemäß 
§ 44 BNatSchG zu treffen sind.  
 
Sollten geschützte Arten betroffen sein, so ist zu prüfen, ob sich der Erhalt der lokalen 
Populationen durch die Förderung der ökologischen Funktionalität sichern lässt (CEF-
Maßnahmen). 
Letztendlich ist zu überprüfen, ob eventuelle Voraussetzungen für eine Befreiung nach 
§ 67 BNatSchG gegeben sind. Für Vorhaben innerhalb der Bebauungsplanung ist ge-
mäß § 45 Abs. 7 BNatSchG die nach Landesrecht berechtigte Behörde für die 
eventuelle Erteilung einer Ausnahmegenehmigung zuständig.  
Sollte sich der Erhaltungszustand einer europarechtlich geschützten Art trotz Kompen-
sationsmaßnahmen verschlechtern, ist eine Baumaßnahme unzulässig. 
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Zur Beachtung der artenschutzrechtlichen Belange wird zum Entwurf von dem Gut-
achterbüro STADT LAND FLUSS PARTNERSCHAFT mbB HELLWEG & HÖPFNER 
mit Sitz in Rabenhorst ein artenschutzrechtlicher Fachbeitrag erarbeitet. Im Rahmen 
des Vorentwurfes wurde eine artenschutzfachliche Ersteinschätzung durchgeführt. 
Diese Ersteinschätzung zum Vorentwurf des Bebauungsplanes Nr. 49 legt dar, inwie-
weit diesbezüglich gemäß § 44 Abs. 5 BNatSchG grundsätzlich relevante Tier- und 
Pflanzenarten (Europäische Vogelarten und Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie) 
vom Vorhaben betroffen sein können, ist jedoch nicht gleichzusetzen mit dem Arten-
schutzrechtlichen Fachbeitrag. Dieser wird mit dem Entwurf des Bebauungsplanes 
vorgelegt. 
 
Pflanzen 
Baumbestand 
Gemäß Baumschutzkompensationserlass des Ministeriums für Landwirtschaft, Um-
welt und Verbraucherschutz vom 15.10.2007 ist der Bestand an geschützten Bäumen 
für das Plangebiet zu erheben. Neben der vorliegenden Vermessungsgrundlage wur-
den Bestandserfassungen im Plangebiet durchgeführt. 
 
Die gesetzliche Grundlage für die Behandlung von gesetzlich geschützten Bäumen 
bildet der § 18 des Naturschutzausführungsgesetzes des Landes Mecklenburg-Vor-
pommern (NatSchAG M-V). 
 
Innerhalb des Plangebietes sind keine Bäume vorhanden, die gemäß § 18 NatSchAG 
M-V gesetzlich geschützt sind. 
 
Geschützte Pflanzen 
Von den in Mecklenburg-Vorpommern vorkommenden nach Anhang IV der FFH-RL 
geschützten Pflanzenarten sind im Ergebnis der Überblickskartierung im Rahmen der 
artenschutzfachlichen Untersuchungen keine auf der zur Bebauung vorgesehenen 
Fläche zu erwarten. Das Vorkommen von in Anhang IV aufgeführten Moos- und Flech-
tenarten ist für Mecklenburg-Vorpommern nicht bekannt und daher für eine weitere 
Prüfung nicht relevant. 
 
Biotoptypen  
Im Rahmen der Erarbeitung des Bebauungsplanes wurde eine Biotoptypenkartierung 
durch das Büro STADT LAND FLUSS PARTNERSCHAFT mbB HELLWEG & 
HÖPFNER mit Sitz in Rabenhorst erstellt. Der wesentliche Teil des Plangebietes wird 
durch den Biotoptyp Lehmacker charakterisiert. Dieser Biotoptyp besitzt eine geringe 
Wertigkeit. 
 
Biologische Vielfalt 
Im Bereich der Ackerfläche mit einer intensiven landwirtschaftlichen Nutzung kann die 
biologische Vielfalt als gering eingestuft werden.  
 
Eine höhere Bewertung in Bezug auf die biologische Vielfalt ist den Heckenstrukturen 
zuzuordnen.  
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3.3.3 Prognose und Bewertung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 
 
Tiere 
 
Relevante Projektwirkungen 
 
Unter Beachtung der Fallkonstellationen (Punkt 7.1 bis 7.7) der „Hinweise zum gesetz-
lichen Artenschutz gem. § 44 BNatSchG bei der Planung und Durchführung von 
Eingriffen“ des Landesamtes für Umwelt, Naturschutz und Geologie Mecklenburg-Vor-
pommern werden nachfolgende Eingriffswirkungen abgearbeitet: 
 
➢ Gebäudeabbruch 
 
Innerhalb des Plangebietes sind keine Gebäude vorhanden. Somit kommt es nicht zu 
einem Gebäudeabbruch und es sind keine artenschutzrechtlichen Maßnahmen not-
wendig um das Eintreten von Verbotstatbeständen gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG zu 
verhindern. 
 
➢ Beseitigung von Bäumen, Hecken und Buschwerk 
 
Innerhalb des Geltungsbereiches ist eine Hecke vorhanden.  
Soweit möglich bleibt diese Hecke erhalten. Dennoch ist mit der Umsetzung der Pla-
nungsziele ein geringer Anteil der Hecke für die neue Erschließungsstraße zu 
entnehmen.  
 
Generell sind die Bestimmungen des § 39 BNatSchG zu beachten, wonach die Ent-
fernung von Gehölzen und sonstigen Vegetationsstrukturen nur außerhalb der 
Brutperiode der Vögel (vom 01. Oktober bis 28. Februar) erfolgen darf. 
 
➢ Umnutzung von Flächen 
 
Mit der Umsetzung der Planungsziele findet eine komplette Neuordnung des Plange-
bietes statt. Aufgrund der bestehenden Habitatausstattung konnte die (potentielle) 
Betroffenheit der Artengruppen Brutvögel, Fledermäuse und Amphibien ermittelt wer-
den.  
 
➢ Lärm 
 
Die Auswirkungen der Planung auf die im Umfeld vorhandenen sensibleren Bereiche 
des SPA werden in den Lärmuntersuchungen zum Entwurf berücksichtigt. 
 
Die Arten innerhalb der Heckenstruktur oder auf der derzeitigen Ackerfläche werden 
als wenig lärmempfindlich eingestuft. 
 
➢ Kollision von Tieren mit mobilen oder immobilen Einrichtungen 
 
Die Planung beinhaltet keine mobilen oder immobilen Einrichtungen, die zur Kollision 
mit Tieren führen können.  
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Zusammenfassung Artengruppen - Abprüfung der Verbotstatbestände 
 
Säugetiere ohne Fledermäuse 
Im Ergebnis der Relevanzprüfung wurde ein Vorkommen von Säugetieren nach An-
hang IV der FFH-Richtlinie im Untersuchungsraum ausgeschlossen. Die in 
Mecklenburg-Vorpommern potentiell vorkommenden Arten, wie beispielsweise Fisch-
otter (Lutra lutra), Biber (Castor fiber) und Haselmaus (Muscardinus avellanarius), sind 
aufgrund fehlender Habitatstrukturen im Untersuchungsgebiet nicht festzustellen. Für 
die Haselmaus fehlen im Plangebiet strauchbestandene geeignete Waldbereiche mit 
einem vorzugsweise hohen Haselanteil. 
Aufgrund der dargestellten Argumentation (Biotopausstattung, Nähe zum Siedlungs-
raum) ist keine Betroffenheit der Artengruppe Säugetiere gegeben. Eine Prüfung der 
Verbotstatbestände gemäß § 44 BNatSchG entfällt. 
 
Fledermäuse 
Bei den zu fällenden Bäumen kann eine Quartiereignung ohne weitere Vorabuntersu-
chung nicht ausgeschlossen werden. Sollten die Fällungen in der Zeit vom 1.11. bis 
zum 28.2. vorgenommen werden, kann eine Gefährdung der Fledermäuse ausge-
schlossen werden, da ausreichend große, innen hohle Bäume mit entsprechender 
Eignung als Winterquartier im Plangebiet nicht vorkommen. Sollte die Fällzeitenbe-
schränkung zugunsten der Fledermäuse nicht eingehalten werden können, kann eine 
Vorabuntersuchung unmittelbar vor Fällung der betroffenen Gehölze durch ein geeig-
netes Gutachterbüro durchgeführt werden. Wenn keine Quartiere festgestellt werden 
sollten, können die Fällungen auch außerhalb des Zeitraums 1.11.-28.2. vorgenom-
men werden. Werden bei der Kontrolle Fledermausquartiere nachgewiesen, sind die 
Fällungen bis zum Verlassen der Quartiere auszusetzen. Ggf. sind vorgezogene Aus-
gleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) in Form des Angebotes von Ersatzquartieren 
(„Fledermauskästen“) erforderlich.  
 
Reptilien 
Ein Vorkommen von Reptilien im Plangebiet kann auf der Grundlage der 2022 durch-
geführten Gebietserfassungen und des Habitatpotentials aufgrund des 
Ackerstandortes ausgeschlossen werden das Plangebiet bietet keine geeigneten Ha-
bitate für die nach Anhang IV der RRH-Richtlinie geschützten und in Mecklenburg-
Vorpommern vorkommenden Reptilienarten wie Zauneidechse, Europäische Sumpf-
schildkröte und Schling- bzw. Glattnatter. 
 
Das Eintreten eines Verbotstatbestandes nach § 44 BNatSchG ist somit auszuschlie-
ßen.  
 
Amphibien 
Innerhalb des Plangebietes befinden sich keine Laichgewässer oder sonstige maß-
gebliche Habitatbestandteile. Es handelt sich um die Schaffung eines 
Großgewerbegebietes in einem derzeit im Wesentlichen als Ackerfläche genutzten 
Bereich 
Aufgrund fehlender geeigneter Habitatstrukturen (temporäre Gewässer, Klein- bzw. 
Stillgewässer) konnte im Ergebnis der Relevanzprüfung festgestellt werden, dass der 
Untersuchungsraum keine Bedeutung für Amphibien besitzt. Das Eintreten eines Ver-
botstatbestandes nach § 44 BNatSchG ist somit auszuschließen.  
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Fische und Rundmäuler 
Die spezifischen Habitatansprüche der Artengruppe werden im Untersuchungsraum 
nicht erfüllt. Innerhalb des Geltungsbereiches sind keine relevanten Gewässer vorhan-
den. Das Vorkommen geschützter Arten im Plangebiet ist auszuschließen, zumal der 
Europäische Stör als einzige Anhang IV- Art dieser Artengruppe in Mecklenburg-Vor-
pommern als ausgestorben oder verschollen gilt.  
Aufgrund der dargestellten Argumentation ist keine Betroffenheit der Artengruppe Fi-
sche und Rundmäuler gegeben. Eine Prüfung der Verbotstatbestände gemäß  
§ 44 BNatSchG entfällt. 
 
Libellen 
Innerhalb des Plangebietes fehlen geeigneten Habitatstrukturen der nach Anhang IV 
der FFH-Richtlinie geschützten Libellenarten. Das Eintreten von Verbotstatbeständen 
nach § 44 BNatSchG Abs. 1 kann somit ausgeschlossen werden.  
 
Käfer 
Der planungsrelevante Bereich stellt kein geeignetes Habitat für Käferarten dar. Es 
fehlen blütenreiche Säume als Nahrungshabitat und geeignete Gehölze als 
Wohnstätte. Gerade die Arten Großer Eichenbock (Cerambyx cerdo) und Eremit (Os-
moderma eremita) sind auf das Vorhandensein älterer Gehölze, im Falle des Großen 
Eichenbocks speziell Eichen mit ausreichendem Mulmanteil, angewiesen. Der 
Schmalbindige Breitflügel-Tauchkäfer (Graphoderus bilineatus) und die Schwimmkä-
fer-Art Breitrand (Dytiscus latissimus) benötigen hingegen permanent wasserführende 
Stillgewässer. 
Erhebliche Beeinträchtigungen durch Eintreten der nach § 44 BNatSchG festgelegten 
Verbotstatbestände sind auszuschließen. Die weitere Analyse potentieller Beeinträch-
tigungen entfällt.  
 
Tag- und Nachfalter 
Innerhalb des Plangebietes fehlen geeignete Habitatstrukturen der nach Anhang IV 
der FFH-Richtlinie geschützten Schmetterlingsarten. Es fehlen u.a. geeignete Futter-
pflanzen. Das Eintreten von Verbotstatbeständen nach § 44 BNatSchG Abs. 1 kann 
somit ausgeschlossen werden. 
 
Weichtiere 
Der relevante Planungsbereich weist keine geeigneten Habitatstrukturen für die Arten-
gruppe der Weichtiere auf. Klare Stillgewässer, wie sie die zierliche Tellerschnecke 
(Anisus vorticulus) besiedelt, und schnell fließende Bäche als Habitat der Gemeinen 
Flussmuschel (Unio crassus) sind im Untersuchungsgebiet nicht vorhanden. Erhebli-
che Beeinträchtigungen bzw. zu erwartende artenschutzrechtliche Verbotstatbestände 
können eindeutig ausgeschlossen werden. Eine Prüfung der Verbotstatbestände ge-
mäß § 44 BNatSchG entfällt.  
 
Brutvögel 
Für das gesamte Untersuchungsgebiet wurde im Jahr 2022 eine Brutvogelkartierung 
vorgenommen. Dabei wurden Arten der Gehölz-, Boden-, Fassaden-, Nischen- und 
Höhlenbrüter festgestellt. Die nachgewiesenen und potentiellen Brutvogelarten sind 
der artenschutzfachlichen Ersteinschätzung (siehe Anlage zum Umweltbericht) zu ent-
nehmen.  
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Für Brutvögel sind FCS- Maßnahmen und Vermeidungsmaßnahmen notwendig, um 
den Verlust von Habitatstrukturen auszugleichen. Baudingte Störungen während der 
Rodungsarbeiten können durch Bauzeitenregelungen vermieden werden. Es ist im 
Wesentlichen der Erhalt von Gehölzbeständen vorgesehen.  
 
Vermeidungsmaßnahmen 
Gegebenenfalls notwendige Vermeidungsmaßnahmen werden mit der Entwurfserar-
beitung und dem damit vollständig vorliegenden Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag 
ergänzt. 
 
Ausgleichsmaßnahmen 
Gegebenenfalls notwendige Ausgleichsmaßnahmen werden mit der Entwurfserarbei-
tung und dem damit vollständig vorliegenden Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag 
ergänzt. 
 
Maßnahmen zur Sicherung des Erhaltungszustandes – Favorable conservation 
status (FCS) 
 
FCS-Maßnahmen 
 
FCS 

➢ Verlust von Ackerfläche, die ein Feldlerchenhabitat darstellen 
➢ Neuanlage von Feldlerchenhabitaten in ausreichendem Umfang 

 
Mit der Umsetzung der Planungsziele sollen Grünstrukturen (Mähwiese, Hecke) inner-
halb des Plangebietes geschaffen werden 
 
Festsetzungen 
Zum Entwurf folgt eine konkrete Festsetzung zu der FCS-Maßnahme 
 
Pflanzen 
Baumbestand 
Innerhalb des Plangebietes befindet sich kein geschützter Baumbestand. 
 
Biologische Vielfalt 
Im Wesentlichen ist das Plangebiet durch eine intensiv landwirtschaftlich genutzte 
Ackerfläche geprägt. Dementsprechend ist die biologische Vielfalt innerhalb des Plan-
gebietes bereits jetzt begrenzt.  
 
Mit der Überplanung werden überwiegend bereits anthropogen überformte Bereiche 
wieder genutzt. Durch den Erhalt von wertvollen Biotopbereichen bzw. die Schaffung 
von Grünstrukturen und Ersatzhabitaten für betroffene Tierarten wird von keiner signi-
fikanten Minderung der biologischen Vielfalt ausgegangen.  
 
3.3.4 Prognose des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 
 
Bei der Nichtdurchführung der Planung bliebe die bisherige Nutzung als intensiv land-
wirtschaftlich genutzte Ackerfläche erhalten. Die Anzahl der vorhandenen Arten 
würden erhalten bleiben. 
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Bei der hier vorliegenden Planung steht jedoch die Erfüllung der Ziele der Raumord-
nung. 
 
3.3.5 Bewertung – Schutzgut Tiere, Pflanzen sowie biologische Vielfalt 
 
Tiere  
Mit der Umsetzung der Planungsziele sind Verbotstatbestände gemäß § 44 BNatSchG 
zu erwarten. Aus diesem Grund wurde eine artenschutzfachliche Ersteinschätzung er-
arbeitet, die erste Möglichkeiten zur Vermeidung aufzeigt.  
 
Pflanzen 
Streng geschützte Arten sind aufgrund der aktuellen Ausprägung und aktuellen Nut-
zung des Plangebietes nicht zu erwarten. 
 
Mit der Umsetzung der Planung werden zahlreiche Neupflanzungen von Bäumen, z.B. 
entlang der Landesstraße, vorgesehen.  
 
Biologische Vielfalt 
In Bezug auf die biologische Vielfalt sind nur geringe Auswirkungen zu erwarten. In-
nerhalb des Plangebietes befindet sich eine hochwertige Heckenstruktur. Diese bleibt 
mit der vorliegenden Planung nahezu vollständig erhalten und wird durch einen umlie-
genden Grünstreifen von den Gewerbeflächen abgegrenzt. Es ist lediglich eine 
Teilbeseitigung für die Erschließungsstraße vorgesehen. Für die Teilbeseitigung wird 
zum Entwurf eine Ausnahmeantrag gemäß § 20 an die untere Naturschutzbehörde 
gestellt.  
 
3.4 Schutzgut Boden 
 
3.4.1 Bewertungskriterien  
 

- Filter- und Pufferfunktion 
- Lebensraum für Tiere und Pflanzen 
- Wertvoller Boden, Kulturgut 
- Anthropogene Beeinträchtigungen 
- Altlasten 

 
3.4.2 Basisszenario 
 
In der LINFOS-Datenbank sind für den Bereich des Plangebietes folgende Bodentypen 
verzeichnet: Lehm-/ Tieflehm- Pseudogley (Staugley)/ Parabraunerde- Pseudogley 
(Braunstaugley)/ Gley- Pseudogley (Amphigley); Grundmoränen, mit starkem Stau-
wasser- und/oder mäßigem Grundwassereinfluß, eben bis kuppig. 
 
3.4.3 Prognose des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 
 
Im Zusammenhang mit dem Bebauungsplan Nr. 49 der Stadt Grevesmühlen wird ein 
hydrogeologisches Gutachten durch das Baustofflabor Adler erarbeitet. Die Ergeb-
nisse des Gutachtens werden im Umweltbericht für den Entwurf ergänzt. Daraufhin 
können Aussagen zur Versickerungsfähigkeit getroffen werden. Das Entwässerungs-
konzept wird beim Schutzgut Wasser erläutert. 
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Innerhalb des Plangebietes wird der Boden großflächig landwirtschaftlich genutzt. 
Dadurch ist von anthropogenen Veränderungen der Bodenstruktur auszugehen. 
 
Es erfolgt die Nutzung einer landwirtschaftlich intensiv genutzten Ackerfläche. Durch 
diese Nutzung ist der Boden im Plangebiet bereits anthropogen beeinträchtigt. Die 
vom Projekt ausgehenden potentiellen Konflikte bestehen somit in der zusätzlichen 
Versiegelung und Überbauung. Durch die Umsetzung der Planung erfolgt eine Versie-
gelung von rund 21 ha. Die Beeinträchtigungen des Schutzgutes Boden durch 
Versiegelung oder Biotopveränderungen und Funktionsverluste werden im Rahmen 
der Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung berücksichtigt.  
 
Die Wirksamkeit der Bodenfunktion nach § 2 des Bundesbodenschutzgesetzes 
(BBodSchG) im Plangebiet unter Berücksichtigung vorhandener Beeinträchtigungen 
sind nachfolgend zusammengefasst: 
 
Tab. 2: Bodenfunktionen nach § 2 BBodSchG und ihre Wirksamkeit im Plangebiet 

Bodenfunktion nach § 2 BBodSchG Wirksamkeit im Untersuchungsgebiet 

1. Natürliche Funktion als   

a) Lebensgrundlage und Lebens-
raum für Menschen, Tiere, Pflanzen und 
Bodenorganismen 

Die Lebensraumfunktion für Tiere ist auf und im Boden 
im Bereich der intensiv landwirtschaftlich genutzten 
Ackerfläche eingeschränkt.  
In der artenschutzfachlichen Ersteinschätzung werden 
potentielle Wirkfaktoren/potentielle Beeinträchtigungen 
für die dauerhafte Flächeninanspruchnahme von Boden 
bzw. Biotopen als Habitatverlust benannt. Als potentiell 
gefährdete Arten sind insbesondere Bodenbrüter zu er-
wähnen.  
 

b) Bestandteil des Naturhaushalts, 
insbesondere mit seinen Wasser- und 
Nährstoffkreisläufen 

Zum Entwurf des Bebauungsplanes wird ein hydrogeo-
logisches Gutachten erstellt. Mithilfe des 
hydrogeologischen Gutachtens wird dieser Punkt weiter 
ausgeführt. 
 

c) Abbau-, Ausgleichs- und aufbau-
medium für stoffliche Einwirkungen auf 
Grund der Filter-, Puffer- und Stoffum-
wandlungseigenschaften insbesondere 
auch zum Schutz des Grundwassers 

Zum Entwurf des Bebauungsplanes wird ein hydrogeo-
logisches Gutachten erstellt. Mithilfe des 
hydrogeologischen Gutachtens wird dieser Punkt weiter 
ausgeführt. 
 

2. Funktion als Archiv der Natur- 
und Kulturgeschichte 

Im Plangebiet sind nach derzeitigem Kenntnisstand 
keine Bodendenkmale vorhanden.   

 
Als dritte Bodenfunktion werden im BBodSchG die Nutzungsfunktionen aufgezählt. 
Diese wurden nicht berücksichtigt, da sie nicht der Einschätzung der ökologischen Bo-
denqualität dienen und zudem im gesamten Plangebiet nicht von Belang sind. 
 
Nach gegenwärtigem Kenntnisstand sind keine Altlasten oder altlastenverdächtige 
Flächen in vom Vorhaben betroffenen Gebiet bekannt.  
 
3.4.4 Prognose des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 
 
Ohne die Durchführung der Maßnahme würde die landwirtschaftliche Nutzung des 
Plangebietes weiter bestehen bleiben. Die bestehende Bodenfunktion würde keine 
weitere Verschlechterung erfahren. Auf die bestehende Vorbelastung wurde bereits 
eingegangen, so dass von einer beeinträchtigten Bodenfunktion auszugehen ist.  
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Bei der hier betrachteten Planung steht die Wahrung der Funktionen als Mittelzentrum 
der Stadt Grevesmühlen und die Umsetzung der Ziele der Raumordnung im Vorder-
grund. 
 
3.4.5 Bewertung – Schutzgut Boden 
 
Mit der Umnutzung einer Ackerfläche kann dem Ziel der Raumordnung und Landes-
planung entsprochen werden in diesem ausgewählten Bereich einen interkommunalen 
Großgewerbestandort zu entwickeln. Es werden Maßnahmen zur Reduzierung der 
Versiegelung geprüft. 
 
Durch die entstehende Versiegelung ist mit erheblichen Beeinträchtigungen des 
Schutzgutes Boden zu rechnen. Der Eingriff in die Bodenfunktionen und die Versiege-
lung werden durch den notwendigen Ausgleich für Versiegelung berücksichtig. 
 
3.5 Schutzgut Wasser 
 
3.5.1 Bewertungskriterien  
 
Grundwasser 

- Verschmutzungsgefahr des Grundwassers 
- Grundwasserneubildung, -dynamik 
- Grundwasserbeschaffenheit 

 
Oberflächengewässer 

- Selbstreinigungsfunktion Oberflächengewässer 
- Lebensraumfunktion der Gewässer und ihrer Uferbereiche 
- Gewässerbeeinträchtigungen durch ufernahe Nutzung 

 
Trinkwasserschutzzone 

- Schutzstatus 
 
3.5.2 Basisszenario 
 
Grundwasser 
Der Grundwasserflurabstand wird in der LINFOS-Datenbank für den Geltungsbereich 
mit >10 m angegeben. Somit kann von einer mittleren bis geringeren Verschmutzungs-
gefahr des Grundwassers ausgegangen werden. Die Grundwasserressourcen werden 
im Plangebiet als genutztes Dargebot angegeben. 
 
Oberflächengewässer 
Innerhalb des Plangebietes befindet sich kein Oberflächengewässer.  
 
Trinkwasserschutzzone 
Das Plangebiet befindet sich innerhalb der Trinkwasserschutzzonen 3a und 3b. 
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3.5.3 Prognose des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 
 
Grundwasser 
Generell besteht die Möglichkeit einer Erhöhung der Grundwassergefährdung durch 
die Errichtung eines Gewerbegebietes. Das Plangebiet wird derzeit als Ackerfläche 
genutzt. Durch die großflächigen Versiegelungen, die durch das interkommunale Ge-
werbegebiet möglich sind, ist von einer Verringerung der Grundwasserneubildung 
innerhalb des Plangebietes zu rechnen.  
 
Das Konzept zur Regenwasserentsorgung sieht vor, das anfallende Niederschlags-
wasser teilweise zu versickern und teilweise in Regenrückhalte- oder 
Versickerungsbecken aufzufangen. Unter Berücksichtigung der hydrogeologischen 
Aussagen zum Entwurf werden diese Aussagen mit der Entwurfserarbeitung präzisiert 
und detailliert. Das anfallende unbelastete Regenwasser der Verkehrsflächen und der 
Gewerbegebietsflächen soll in die Vorflut des Poischower Mühlenbachs eingeleitet 
werden. Dabei werden die Maßgaben der WRRL untersucht und beachtet. Dabei ist 
darauf zu achten, dass nicht mehr Wasser eingeleitet wird als es derzeit mit der land-
wirtschaftlichen Nutzung der Fall ist. Das überschüssige Wasser wird in 
Regenrückhaltebecken aufgefangen. 
 
Oberflächengewässer 
Innerhalb des Geltungsbereiches sind keine Oberflächengewässer vorhanden. 
 
Trinkwasserschutzzone 
Bezüglich der Trinkwasserschutzzone werden entsprechende Festsetzungen getrof-
fen um Veränderungen dieser auszuschließen. Außerdem wird zum Entwurf ein 
Ausnahmeantrag für das Großgewerbegebiet gestellt. 
 
3.5.4 Prognose des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 
 
Bei der Nichtdurchführung der Planung würden die landwirtschaftliche Ackerfläche und 
damit geringfügige Beeinträchtigungen erhalten bleiben. 
 
3.5.5 Bewertung 
 
Grundwasser 
Im Rahmen der Entwurfserarbeitung wird ein Hydrogeologisches Gutachten erstellt, 
welches in den Umweltbericht einbezogen wird. 
 
Oberflächengewässer 
Da es keine Oberflächengewässer im Plangebiet gibt, entstehen keine Beeinträchti-
gungen.  
 
Trinkwasserschutzzone 
Bezüglich der Trinkwasserschutzzonen werden entsprechende Festsetzungen getrof-
fen um Veränderungen dieser auszuschließen. Beeinträchtigungen können somit 
ausgeschlossen werden. 
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3.6 Schutzgut Fläche 
 
3.6.1 Bewertungskriterien 
 

- Größe der zusammenhängenden Freiflächen 
- Naturnähe der Freiflächen 
- Belastung der Freiflächen durch Lärm und Luftschadstoffe 
- Flächenverbrauch 

 
3.6.2 Basisszenario 
 
Mit dem hier betrachteten Bebauungsplan erfolgt im Wesentlichen die Überplanung 
einer landwirtschaftlich intensiv genutzten Ackerfläche. In den übergeordneten Pla-
nungen (LEP) wird diese Fläche als Gewerbestandort genannt. Ein weiteres Kriterium 
für die Entwicklung eines Großgewerbestandortes in diesem Bereich ist die verkehrs-
günstige Lage direkt an der Bundesautobahn 20. Im südlichen Teil befindet sich zudem 
eine Hecke, die die Grenze zwischen der Stadt Grevesmühlen und der Gemeinde U-
pahl darstellt. Dementsprechend befinden sich keine versiegelten Flächen innerhalb 
des Geltungsbereiches. Die Gesamtfläche des Plangebietes beträgt rund 30 ha, davon 
sind ca. 27 ha Ackerfläche. Südlich angrenzend befindet sich der Bebauungsplan Nr. 
9 der Gemeinde Upahl, dieser wird zeitgleich mit dem Bebauungsplan Nr. 49 der Stadt 
Grevesmühlen aufgestellt. Gemeinsam wird durch diese beiden Bebauungspläne die 
Schaffung eines Großgewerbegebietes ermöglicht. Dementsprechend sind bei dem 
Schutzgut Fläche kumulierende Wirkungen dieser Pläne zu betrachten. Die Gesamt-
fläche des Bebauungsplanes Nr. 49 beträgt rund 30 ha, davon sind ca. 27 ha 
Ackerfläche und ca. 3 ha weitere kleinteilige Strukturen (Hecke. Die Gesamtgröße des 
interkommunalen Großgewerbestandortes beträgt rund 49 ha. Diese teilen sich auf in 
43 ha Ackerfläche sowie 6 ha weitere kleinteilige Strukturen (Hecken, Landesstraße). 
 
3.6.3 Prognose des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 
 
Aufgrund der bisher unversiegelten Fläche ist bei der vorliegenden Planung von einer 
hohen zusätzlichen Versiegelung auszugehen. Es erfolgt mit der Umsetzung der Pla-
nung eine Versiegelung von ca. 21 ha. Zusätzlich erfolgt durch die Umsetzung des 
Bebauungsplanes Nr. 9 eine Versiegelung von ca. 18 ha. 
 
Mit der Umsetzung der genannten Bebauungspläne wird eine Ackerfläche und Grün-
strukturen in den Randbereichen in ein Großgewerbegebiet umgewandelt. Dadurch 
entstehen großflächige Versiegelungen und Bodenverdichtungen. Insgesamt werden 
ca. 30 ha überplant. Die Grünstrukturen des gesamten Großgewerbegebietes bleiben 
weitestgehend erhalten. Zusätzlich dazu werden im Norden Grünstrukturen in Form 
einer Hecke und einer Mähwiese geschaffen. Die nördliche Hecke markiert das Ende 
des Großgewerbegebietes Richtung Norden und verhindert die Ausweitung des Ge-
bietes in diese Richtung. In Richtung Süden begrenzen ebenfalls Heckenstrukturen 
und die Bundesautobahn 20 den Gewerbestandort. Im Osten stellt überwiegend die 
Landestraße 03 die Grenze des interkommunalen Großgewerbestandortes dar, die 
Ausnahme bildet der Bereich des ehemaligen Wohnhauses im Südosten des Großge-
werbegebietes. Die Zerschneidungswirkung des Großgewerbegebietes wird durch die 
vorhandene Zerschneidung Flächen durch die A 20 und die L 03 gemindert. Eine Er-
weiterung des Großgewerbegebietes nach Westen ist möglich. Eine Minderung des 
Flächenverbrauchs stellt die Festsetzung von Parkpalletten ab 50 Stellplätzen dar. 
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Dadurch soll eine Optimierung der Flächennutzung und eine Minderung des Flächen-
verbrauchs erzielt werden. 
 
3.6.4 Prognose des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 
 
Bei Nichtdurchführung der Planung würde die Nutzung der Fläche als Intensivacker-
fläche bestehen bleiben. 
 
3.6.5 Bewertung – Schutzgut Fläche 
 
Mit der Umsetzung der Planung sind Beeinträchtigungen des Schutzgutes Fläche zu 
erwarten. 
 
Mit dem hier vorliegenden Bebauungsplan erfolgt die Überplanung einer landwirt-
schaftlich intensiv genutzten Ackerfläche. Das LEP M-V sieht in diesem Bereich eine 
gewerbliche und industrielle Nutzung vor. Diese Nutzungen haben aufgrund der Be-
trachtung der Landesplanung Vorrang. Durch die Festsetzung von Parkpalletten ab 50 
Stellplätzen erfolgt eine Minderung des Flächenverbrauchs. Zusätzlich ist pro ange-
fangenen 2 000 m² ein standortgerechter Laubbaum innerhalb des interkommunalen 
Großgewerbegebietes zu pflanzen. Außerdem werden innerhalb des Großgewerbe-
gebietes Retentionsflächengeschaffen, um das Niederschlagswasser zu versickern. 
 
Die HzE (2018) Mecklenburg-Vorpommern schafft durch ihre Ausgleichsmaßnahmen 
und die Maßnahmen zur Kompensationsminderung keinen Anreiz Grünstrukturen in-
nerhalb des Plangebietes zu schaffen. Die Mindestflächengrößen der angegebenen 
Ausgleichsmaßnahmen lassen keine Anrechnung kleinflächiger Grünstrukturen, wie 
sie innerhalb des Geltungsbereiches umgesetzt werden könnten, zu. 
 
3.7 Schutzgut Luft und Klima 
 
3.7.1 Bewertungskriterien 
 

- Veränderung des Klimas 
- Veränderung der lufthygienischen Situation 
- Vegetation als klima- und lufthygieneregulierende Faktoren 
- Klimawandel 

 
3.7.2 Basisszenario 
 
Das Klima im Plangebiet ist dem maritim geprägten Binnenplanarklima zuzuordnen. 
Die mittlere Niederschlagsmenge liegt deutlich über 600 mm. Große Windstärken so-
wie eine hohe Luftfeuchtigkeit prägen das Klima entlang der Ostseeküste. 
 
Vorbelastungen des Schutzgutes Klima ergeben sich für den Untersuchungsbereich 
aus der intensiven landwirtschaftlichen Ackernutzung. Denn intensiv genutzte Acker-
flächen besitzen eine geringe Bedeutung in Bezug auf die Kaltluftproduktion. 
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3.7.3 Prognose des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 
 
Als Folge der Errichtung von Baukörpern, Flächenversiegelungen und das zusätzliche 
Verkehrsaufkommen können sich Auswirkungen auf das Regional- und Standortklima 
ergeben. Generell lässt sich jedoch die Aussage treffen, dass konventionell bewirt-
schafteten Ackerflächen kaum eine Bedeutung für die Kaltluftentstehung zuzuordnen 
ist. Grünstrukturen entstehen entlang der Landesstraße und im nördlichen Randbe-
reich des Plangebietes durch Heckenpflanzungen, Blühstreifen und das Anlegen eines 
Blühstreifens. Ebenso werden Festsetzungen zu Baumpflanzungen innerhalb der Ge-
werbeflächen getroffen. So ist pro angefangene 2 000 m² Gewerbefläche je ein 
Großbaum (Baum I. Ordnung) zu pflanzen.  
 
Gründächer, zur Verbesserung des Kleinklimas, werden innerhalb des Großgewerbe-
gebietes mit einem Anteil von 80 % auf Flachdächern festgesetzt. Ebenso erfolgt eine 
Festsetzung für PV-Anlagen auf einem Anteil von 70 % aller Dachflächen. Dabei wird 
eine Kombination von Gründächern und PV-Anlagen angestrebt. Zusätzlich dazu sind 
die Fassaden der Parkpaletten auf 50 % ihrer Fläche zu begrünen. 
 
Durch das Gewerbegebiet entstehen großflächige Versiegelungen, die das Regional- 
und Standortklima beeinträchtigen. Außerdem erhöht sich der Verkehr in diesem Be-
reich. Dem soll durch eigens für das Großgewerbegebiet geplante Buslinien 
entgegengewirkt werden. Um diesen Beeinträchtigungen entgegenzuwirken entstehen 
Dach- und Fassadenbegrünungen und Grünstrukturen (Blühstreifen, Großbäume, 
Mähwiese, Hecke) innerhalb des Großgewerbegebietes. Aus den genannten Gründen 
sind keine erheblichen Beeinträchtigungen des Schutzgutes Klima und Luft zu erwar-
ten.  
 
3.7.4 Prognose des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 
 
Bei Nichtdurchführung der Planung würden die derzeitigen Klimaparameter kaum ver-
ändert.  
 
3.7.5 Bewertung – Schutzgut Klima und Luft 
 
Mit der Umsetzung der Planungsziele wird nicht mit gravierenden Auswirkungen auf 
das Klima gerechnet.  
 
3.8 Schutzgut Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 
 
3.8.1 Bewertungskriterien 
 

- Kein Vorhandensein schützenswerter oder geschützter Kultur- und Sachgüter 
 
3.8.2 Basisszenario 
 
Zum gegenwärtigen Kenntnisstand befinden sich keine Baudenkmäler innerhalb des 
Geltungsbereiches.  
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3.8.3 Prognose des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 
 
Da keine schützenswerten oder geschützten Kultur- und Sachgüter im Plangebiet vor-
handen sind, entstehen durch die vorliegende Planung keine Beeinträchtigungen. 
 
3.8.4 Prognose des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 
 
Bei Nichtdurchführung der Planung entstehen ebenfalls keine Beeinträchtigungen. 
 
3.8.5 Bewertung – Schutzgut Kult. Erbe und sonst. Sachgüter 
 
Es ist nicht bekannt, dass sich Sach- oder Kulturgüter im Plangebiet befinden. Eine 
weitere Betrachtung des Schutzgutes ist somit nicht erforderlich. Die gesetzlichen 
Bestimmungen des Denkmalschutzgesetzes sind zu beachten.  
 
3.9 Schutzgut Landschaft/Ortsbild 
 
3.9.1 Bewertungskriterien 
 

- Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie Natürlichkeit 
- Charakter/Erkennbarkeit 
- Erholung 

 
3.9.2 Basisszenario 
 
Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie Natürlichkeit 
Als Landschaftsbild wird die sinnlich wahrnehmbare Erscheinungsform der Landschaft 
als Teil der Erdoberfläche in seiner räumlichen sowie zeitlichen Variabilität bezeichnet. 
Es ergibt sich aus der Art der Ausprägung der Landschaftselemente und deren Zu-
sammenstellung. Die Einschätzung der Landschaftsbildeinheiten unterliegt folgenden 
Bewertungskriterien: 
 
Vielfalt: 

- Vorhandensein landschaftsgliedernder Strukturelemente, auftretende Land-
nutzungsformen, Reliefvielfalt 

 
Eigenart und Schönheit: 

- Vorkommen gebietsspezifischer Landschaftselemente, landschaftstypische na-
türliche Erscheinungen und Strukturen, sinnlich wahrnehmbare Wirkungen 
ausgehend vom Relief, vom Wasser, von der Vegetation, von der Bebauung 
und der Nutzung 

 
Natürlichkeit: 

- Vorhandensein von Biotopstrukturen der traditionellen Kulturlandschaft, Inter-
pretation der Eingriffs- und Flächennutzungsintensität des Menschen, 
Wahrnehmung und Bewertung technischer Landschaftsbestandteile 

 
Eine Beschreibung der Charakteristik des Plangebietes ist im nächsten Punkt darge-
stellt. In Bezug auf die hier dargestellten Kriterien lassen sich für das Plangebiet 
folgenden Aussagen zusammenfassen: 
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Vielfalt 
Das Plangebiet hat ein leichtes Gefälle von Ost nach West. Prägend sind die landwirt-
schaftliche Nutzung und die vorhandene Heckenstruktur. Aufgrund der 
verhältnismäßig monotonen Ausstattung wird die Vielfalt des Plangebietes als gering 
eingestuft.  
 
Eigenart und Schönheit 
Das Plangebiet besitzt mit der Ackerfläche und der Heckenstruktur landschaftstypi-
sche Erscheinungen und Strukturen. Durch das vorhandene Gefälle ist das Relief des 
Plangebietes und der näheren Umgebung wahrnehmbar. Die Vegetation ist aufgrund 
der landwirtschaftlichen Nutzung sehr eintönig und nur im Bereich der Hecke etwas 
vielfältiger. Im Westen wird das Plangebiet durch den Gewässerlauf, mit Gehölzen im 
Uferbereich, des Poischower Mühlenbachs begrenzt. An dieser Stelle erfolgt durch das 
Gewässer und seine Uferstrukturen eine klare Begrenzung des Geltungsbereiches. 
 
Natürlichkeit 
Wie bereits herausgestellt wurde, dominiert die landwirtschaftliche Nutzung. Als Bio-
topstruktur mit einer höheren Natürlichkeit ist nur die Hecke im Süden des 
Plangebietes vorhanden. 
 
Charakter/Erkennbarkeit 
Das Landschaftsbild ist aktuell durch die Ackerfläche und die Hecke im Süden geprägt. 
Das Gelände fällt von Osten nach West ab. 
 
Die derzeitige Nutzung fügt sich in die umgebene Landschaft ein. Diese wird ebenfalls 
durch Ackerflächen und Gehölzstrukturen geprägt. Das Umfeld des Plangebietes wird 
zudem durch Windkraftanlagen beeinflusst. 
 
Erholung 
Derzeit unterliegt das Plangebiet kaum einer Freizeit und Erholungsnutzung. Aus-
nahme bildet ein Fahrradweg, der entlang der Landesstraße verläuft.  
 
3.9.3 Prognose des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 
 
Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie Natürlichkeit 
Mit der Umsetzung der Planung entstehen Flächen und Gebäude für Gewerbebe-
triebe. Die Ackerfläche wird vollständig überplant. Die vorhandene Hecke im Süden 
des Plangebietes bleibt zu einem großen Teil erhalten. Außerdem dienen Grünstruk-
turen innerhalb der Gewerbegebietes und am Rand des Geltungsbereiches für eine 
Eingliederung in die Landschaft. Durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes wer-
den gewerblich Gebäude mit einer maximalen Höhe von 25 m ermöglicht. Die 
Eingriffsbewertung dafür erfolgt unter Punkt 5.3.  Die vorhandenen Hecken im Rand-
bereich des Plangebietes bleiben zu einem großen Teil erhalten. Außerdem dienen 
Grünstrukturen im und am Rand des Geltungsbereiches für eine Eingliederung in die 
Landschaft. Durch die Ergänzung von Gebäuden und Verkehrswegen etc. innerhalb 
des Plangebietes nimmt die Natürlichkeit innerhalb des Geltungsbereiches deutlich ab. 
Die Auswirkungen auf die Vielfalt, Eigenart und Schönheit des Landschaftsbildes wer-
den unter Berücksichtigung der Erhaltung bzw. Schaffung von Grünstrukturen 
insbesondere in den Randbereichen gemindert. 
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Charakter/Erkennbarkeit 
Die Stadt Grevesmühlen hat sich mit der Entwicklung des Großgewerbegebietes mit 
dem vorhandenen Landschaftsbild auseinandergesetzt. 
 
Mit der vorliegenden Planung erfolgt eine Verschiebung der Wahrnehmung von land-
schaftstypischen Ackerflächen und durch Heckenstrukturen gegliedert zu Bereichen 
mit Bebauung. Eine vorhandene Störung des Landschaftsbildes liegt durch die A20 
vor. Zudem sind südlich der A20 bereits Gewerbebetriebe vorhanden. 
 
Wichtige Gestaltungselemente sind Grünstrukturen, die das Plangebiet zur freien 
Landschaft abgrenzen und es damit auch eingliedern. Soweit möglich wird die vorhan-
dene Hecke im Süden des Geltungsbereiches erhalten. Im Norden des Plangebietes 
soll eine neue Hecke gepflanzt werden. Diese wird das Plangebiet nach Norden zur 
freien Landschaft abgrenzen. Im Osten und somit im höchstgelegenen Bereich des 
Plangebietes wird der Randbereich zwischen dem Gewerbegebiet und der Landes-
straße als Blühstreifen gestaltet. 
 
Die Firsthöhe der Gewerbegebäude wird auf maximal 25 m festgesetzt. Diese Gebäu-
dehöhe verhindert eine starke Beeinträchtigung des Landschaftsbildes und kann 
mithilfe der genannten Grünstrukturen in die Landschaft eingegliedert werden. Um die 
Eingliederung in die Landschaft zu verstärken werden Festsetzungen zur Gestaltung 
der Gebäude getroffen. 
 
Von höherer naturschutzfachlicher Bedeutung ist die Hecke im Süden des Plangebie-
tes. Diese wird überwiegend erhalten. Durch den Bebauungsplan Nr. 9 der Gemeinde 
Upahl, welcher im Süden an das Plangebiet angrenzt, befindet sich diese Hecke in-
nerhalb des Großgewerbegebietes. Somit erfolgt durch diese Hecke eine Gliederung 
des Großgewerbegebietes. 
 
Zusammenfassend dargestellt, werden Grünstrukturen zur Einrahmung des Großge-
werbestandortes erhalten und geschaffen. Zusätzlich dazu ist es vorgesehen einen 
Anteil der Dächer und Fassaden begrünt. 
 
Die nächstgelegenen Ortslagen befinden sich westlich des Geltungsbereiches in einer 
Entfernung von ca. 1 300 m (Wotenitz) und östlich in ca. 800 m Entfernung (Groß 
Pravtshagen). Die Sichtachse von der Ortslage Wotenitz auf das Plangebiet wird durch 
verschiedene Gehölzstrukturen unterbrochen. Dadurch ist keine freie Sicht auf das 
geplante Großgewerbegebiet möglich und die Beeinträchtigungen werden in diesem 
Bereich als gering eingestuft. Von der Ortslage Groß Pravtshagen ist die Sichtachse 
auf das Großgewerbegebiet freier. Sie wird lediglich durch Gehölzstrukturen, die sich 
auf den westlichen Grundstücksgrenzen der Einwohner dieser Ortslage befinden, un-
terbrochen. Allerdings verläuft die Landesstraße 03 zwischen dem Plangebiet und der 
Ortslage Groß Pravtshagen, somit ergibt sich bereits eine Vorbelastung des Land-
schaftsbildes in diesem Bereich. Die Nutzer der Landesstraße erfahren durch die 
vorliegende Planung eine geringe Beeinträchtigung des Erlebens des Landschaftsbil-
des, da sie nur für einen kurzen Moment den Abschnitt der Landschaft wahrnehmen. 
Aufgrund der Entfernung der Ortslagen zum Plangebiet und den bestehenden Vorbe-
lastungen werden die Auswirkungen als mittel angesehen. 
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Erholung 
Die Erholungsnutzung wird durch die Planung in diesem Bereich nicht gesteigert.  
 
3.9.4 Prognose des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 
 
Die intensiv landwirtschaftliche Nutzung würde bei der Nichtdurchführung der Planung 
erhalten bleiben. Das Landschaftsbild bliebe unbeeinflusst. 
 
3.9.5 Bewertung – Landschaft/Ortsbild 
 
Im Vordergrund steht die Schaffung eines interkommunalen Gewerbegebietes mit ei-
ner guten verkehrlichen Anbindung in unmittelbarer Nähe zur Bundesautobahn 20. Zur 
Eingliederung des Großgewerbegebietes werden Festsetzungen zur Begrenzung der 
Gebäudehöhe und zur Schaffung von Grünstrukturen getroffen, um die Fernwirkung 
zu begrenzen. Unter Berücksichtigung der benannten Maßnahmen werden die Aus-
wirkungen auf das Schutzgut Landschaft/Ortsbild als mittel eingeschätzt. 
 
3.10 Wechselwirkungen der Umweltauswirkungen einzelner Schutzgüter 
 
Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7i BauGB sind im Rahmen der Umweltprüfung die Wechselwir-
kungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes zu berücksichtigen. 
Wie den einzelnen Schutzgutkapiteln entnommen werden kann, erfüllen bestimmte 
Strukturen im Plangebiet vielfältige Funktionen. Umweltfachliche Entwicklungsziele 
und Wirkungen auf die Schutzgüter können sich gegenseitig sowohl positiv als auch 
negativ verstärken oder abschwächen.  
 
Für die vorliegende Planung ist die zusätzliche Überbauung bzw. Versiegelung maß-
geblich. Der Boden interagiert mit seinen spezifischen Funktionen des 
Wasserhaushaltes. Die Wechselwirkungen zwischen (klein-) klimatischen Verände-
rungen sind aufgrund der jetzigen Nutzung als Intensivackerfläche geringfügig. 
Bezüglich des natürlichen Wasserhaushalts durch Verdunstung und Versickerung ist 
die Beeinflussung stark. Allerdings wird mit Maßnahmen wie Dachbegrünung und ei-
nem Entwässerungssystem diesen starken Beeinträchtigungen entgegengewirkt. 
 
Aufgrund der großflächigen Versiegelung entstehen Wechselwirkungen zwischen den 
Schutzgütern Boden, Fläche und Wasser. Diese werden Mithilfe verschiedener Maß-
nahmen reguliert. 
  
3.11 Störfälle 
 
Nach derzeitigem Kenntnisstand sind im planungsrelevanten Umfeld keine Störfallbe-
triebe vorhanden. Aufgrund der aktuellen Nutzungen sind diese im planungsrelevanten 
Umfeld auch nicht zu erwarten.  
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4. Entwicklungsprognose zum Umweltzustand 
 
4.1 Entwicklung des Umweltzustandes bei Planungsdurchführung 
 
Bau und Vorhandensein des Vorhabens einschließlich Abrissarbeiten 
Mit dem Bebauungsplan Nr. 49 der Stadt Grevesmühlen ist die Schaffung eines Groß-
gewerbestandortes vorgesehen. Die Erschließung erfolgt über neue 
Erschließungsstraßen, die von der Landesstraße 03 abgehen. Derzeit befinden sich 
keine baulichen Anlagen innerhalb des Plangebietes. Aus diesem Grund sind keine 
Abrissarbeiten notwendig. Es sind überwiegend großformatige Gewerbegebäude so-
wie versiegelte Freiflächen (Stellplätze etc.) zu erwarten. 
 
Nutzung von natürlichen Ressourcen 
In dem hier betrachteten Bebauungsplan wird eine ackerbaulich genutzte Fläche über-
plant. Ebenso erfolgt eine geringfügige Beeinträchtigung der im Süden gelegenen 
Heckenstruktur. Die neuen Erschließungsstraßen befinden sich ebenfalls auf dieser 
Ackerfläche. Im Vordergrund steht die Schaffung eines Großgewerbestandortes mit 
der verkehrsgünstigen Anbindung zur Bundesautobahn 20 in einem Bereich, der ge-
mäß LEP dafür vorgesehen ist. Die Beeinträchtigungen durch die Entwicklung des 
Großgewerbegebietes werden durch verschiedene Maßnahmen gering gehalten. Es 
sind Grünstrukturen (Blühstreifen, Großbäume, Hecke, Mähwiese) sowie die Begrü-
nung von Flachdächern (80 % der Dachfläche) vorgesehen. Die Versiegelung der 
Fläche wird zusätzlich durch die Schaffung von Parkpaletten begrenzt, diese sind zu-
dem mit einer Fassadenbegrünung zu bepflanzen (50 %) der Parkpaletten. 
 
Art und Menge an Emissionen 
Emissionen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BlmSchG) sind vor al-
lem Luftverunreinigungen, die hauptsächlich von Anlagen und Fahrzeugen an die 
Umwelt abgegeben werden und dadurch die natürliche Zusammensetzung der Luft 
verändern, sowie Geräusche. Ein Teil der emittierten Stoffe verursacht schädliche Wir-
kungen bei Mensch, Tier, Pflanze oder Sachgut. Diese Schäden gilt es zu dezimieren 
oder ganz zu vermeiden.  
 
Im Rahmen des Bauleitverfahrens wurde die ALN Akustik Labor Nord GmbH mit Sitz 
in Lübeck beauftragt, eine Schalltechnische Untersuchung für die beiden sich ergän-
zenden Bebauungspläne zu erstellen. Im Folgenden werden zunächst das 
Bearbeitungskonzept sowie der Untersuchungsumfang beschrieben. 
 
Für die Gewerbeflächen des interkommunalen Gewerbegebietes ist vorgesehen, 
diese als Gewerbegebiet auszuweisen. Zur Sicherstellung ausreichenden 
Schallschutzes in der Nachbarschaft der vorhandenen Gewerbeflächen wird auf das 
Instrument der Emissionskontingentierung aus DIN 18005 zurückgegriffen. Es ist eine 
Festsetzung von Emissionskontingenten LEK vorgesehen. Für die Planung von 
Gewerbegebieten ist auch das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG) 4 CN 
7/16 vom 07. Dezember 2017 zu beachten. Entsprechend dem Beschluss ist 
mindestens eine uneingeschränkte Gewerbefläche auszuweisen, dies kann auch 
übergreifend über verschiedene Gewerbegebiete betrachtet werden. 
 
Die Richtwerte der TA Lärm gelten für die Summe einwirkender Gewerbegeräusche. 
Die Einwirkung von Geräuschen aus anderen Gewerbebetrieben als dem geplanten 
Vorhaben, sind ggf. als Vorbelastung zu berücksichtigen. Im Untersuchungsgebiet 
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sind weitere gewerbliche Nutzungen (z.B. Gewerbegebiet im Geltungsbereich von 
Bebauungsplan Nr. 4 der Gemeinde Upahl, OIL-Tankstelle, Gewerbeflächen am 
Degtower Weg) vorhanden. 
 
Soweit planungsrechtlich festgesetzte Emissionsbeschränkungen o. ä. für dem 
Vorhaben benachbarte Gebiete vorhanden sind, werden diese für die Ermittlung der 
Vorbelastung genutzt (z.B. Gewerbegebiet Bebauungsplan Nr. 4 der Gemeinde 
Upahl). Um den Aufwand für detaillierte Untersuchungen einzelner Betriebe (ohne 
planungsrechtlich festgesetzte Emissionsbeschränkungen) zur Bestimmung der 
Vorbelastung zu vermeiden, wird folgende Verfahrensweise verfolgt: 
Aus der Ausschöpfung von Immissionsrichtwerten wird eine plausible, pauschale 
Emission (flächenbezogene Schallleistung) für die Einschätzung der Vorbelastung 
hergeleitet oder es werden Erfahrungswerte aus anderen Untersuchungen für 
vergleichbare Anlagen verwendet. Maximal werden die schalltechnischen 
Planungswerte für uneingeschränkte Emission nach DIN 18005 angenommen. Eine 
detaillierte schalltechnische Untersuchung der bestehenden Betriebe in der 
Nachbarschaft des Plangebietes erfolgt zum Entwurf des Bebauungsplanes. Die so 
abgeleitete Vorbelastung wird bei der Beurteilung der Geräuscheinwirkung 
berücksichtigt. 
 
Weiterhin ist das Plangebiet mit Verkehrsgeräuschen (Bundesautobahn  20, 
Landesstraße L03) beaufschlagt. Hierzu wird in der Schalltechnischen Untersuchung 
die Geräuscheinwirkung auf das Plangebiet durch Verkehrsgeräusche prognostiziert. 
Für das Plangebiet werden Schallschutzmaßnahmen unter Einbezug der weiterhin zu 
erwartenden Geräuscheinwirkungen festgesetzt. 
 
Darüber hinaus ist die schalltechnische Auswirkung des planinduzierten Mehrverkehrs 
auf den öffentlichen Straßen in der Nachbarschaft zu beurteilen. Zur Beurteilung der 
zusätzlichen planinduzierten Straßenverkehrsgeräuschimmission werden die 
prognostizierten Geräuscheinwirkungen der relevanten Straßenabschnitte mit und 
ohne planinduzierten Mehrverkehr gegenübergestellt, um Aussagen zu den zu 
erwartenden Pegelerhöhungen der relevanten Straßenabschnitten zu treffen. 
Diesbezüglich werden für die zu untersuchenden Straßenquerschnitte die in der noch 
zu erstellenden verkehrstechnischen Untersuchung ermittelten Verkehrsbelastungen 
für den Prognose-Nullfall sowie für den Prognose-Planfall zugrunde gelegt. 
 
Abfälle und ihre Beseitigung und Verwertung 
Die Maßgaben der in der Landkreis Nordwestmecklenburg bestehenden Abfallentsor-
gung sind einzuhalten. 
 
Risiken für die menschliche Gesundheit, das kulturelle Erbe und die Umwelt 
Mit der Schaffung des Gewerbegebietes sind keine hervorzuhebenden Risiken für die 
menschliche Gesundheit verbunden.  
 
Ebenso besteht keine Betroffenheit/kein Risiko für das kulturelle Erbe. Innerhalb des 
Plangebietes befinden sich keine Bau- oder sonstigen Denkmäler. 
 
Kumulierung mit anderen Projekten 
Nach derzeitigem Kenntnisstand entstehen kumulierende Wirkungen mit dem Bebau-
ungsplan Nr. 9 der Gemeinde Upahl. Davon sind vor allem die Schutzgüter Fläche und 
Landschaft/Ortsbild betroffen. 
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Auswirkungen der Planung auf das Klima 
Intensiv bewirtschafteten Ackerflächen wird keine signifikante Bedeutung für die Kalt-
luftproduktion zugeordnet. Aus diesem Grund sind keine beachtenswerten 
Auswirkungen auf das Klima zu erwarten. Genaue Ausführungen erfolgten unter dem 
Kapitel Schutzgut Luft und Klima (Punkt 3.7). 
 
Eingesetzte Techniken und Stoffe 
Für die Anlage der Gebäude und Nebenanlagen werden die geltenden gesetzlichen 
und technischen Vorschriften beachtet. Von negativen Beeinträchtigungen bzgl. ein-
gesetzter Techniken und Baustoffe wird daher nicht ausgegangen.  
 
4.2 Prognose zur Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung 
 
Bei Nichtdurchführung der Planung würde die intensiv landwirtschaftliche Nutzung der 
Ackerfläche weiterhin bestehen. Von Seiten des Landes Mecklenburg-Vorpommern ist 
eine gewerbliche Nutzung in diesem Bereich vorgesehen. 
 
Die Auswirkungen bzw. die Entwicklung des Plangebietes bei Nichtdurchführung der 
Planung wurden schutzgutbezogen betrachtet.  
 
4.3 Anderweitige Planungsmöglichkeiten 
 
Standortwahl  
Mit dem Bebauungsplan Nr. 49 beabsichtigt die Stadt Grevesmühlen, in Kooperation 
mit der Gemeinde Upahl, die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Neuaus-
weisung eines interkommunalen Großgewerbestandortes nördlich der Autobahn 20 zu 
schaffen. Das städtebauliche Konzept begründet sich aus den Zielsetzungen der Stadt 
und aus den räumlichen und technischen Gegebenheiten im Bereich des Plangebiets. 
 
Die Stadt Grevesmühlen und die Gemeinde Upahl haben hierzu bereits umfangreiche 
Überlegungen vorgenommen, um die Flächen nördlich der Autobahn zum einen so 
effektiv wie möglich nutzen zu können sowie zum anderen ein Einfügen der Planung 
in den Bereich zu gewährleisten. Dazu werden unter anderem Ausgleichsmaßnahmen 
vorgesehen, die den Großgewerbestandort einfassen und begrünen sollen. Es ist vor-
gesehen, den Großgewerbestandort in zwei Bauabschnitte zu unterteilen.  
 

TOP 10

179 von 244 in Zusammenstellung



Stadt Grevesmühlen – Bebauungsplan Nr. 49  
„Interkommunaler Großgewerbestandort Grevesmühlen-Upahl“ – Vorentwurf  

 

68 

 
Abb. 3: Luftbild mit städtebaulicher Konzeption, Stand: April 2021, © GeoBasis DE/M-V 2021. 

 
Die äußere Erschließung des Gewerbegebietes soll über einen Kreisverkehr erfolgen, 
der als Bestandteil der Landesstraße 03 geplant wird. Durch diesen Kreisverkehr kön-
nen beide Bauabschnitte auf Upahler sowie Grevesmühlener Seite an die 
Landesstraße angeschlossen werden. Der Kreisverkehr ist Bestandteil des Bebau-
ungsplanes Nr. 9 der Gemeinde Upahl. Eine weitere Zuwegung zur Landesstraße soll 
am vorhandenen Knotenpunkt nach Groß Pravtshagen vorgesehen werden. Die in-
nere Erschließung erfolgt über die Planstraßen sowie über einen Wirtschaftsweg 
entlang der Gemarkungshecke. Dabei muss im Rahmen der weiteren Planung vor al-
lem die Topografie des anstehenden Geländes berücksichtigt werden. 
 
Die vorhandenen Gehölze der Feldhecke entlang der Gemeindegrenze bleiben über-
wiegend vorhanden, lediglich für die Anbindung an den geplanten Kreisverkehr 
müssen Bereiche entfernt werden.  
  
Städtebauliche Konzeption 
Im Laufe des Verfahrens wurden Anpassungen vorgenommen, die hochwertige Bio-
tope sowie einige gesetzlich geschützte Biotope nicht mehr innerhalb des 
Plangebietes vorsehen. Außerdem bleiben die Heckenstrukturen weitestgehend erhal-
ten und können von den vorhandenen Arten weiterhin genutzt werden. 
 
Vermeidungsgebot 
Gemäß § 15 BNatSchG ist der Verursacher eines Eingriffes verpflichtet vermeidbare 
Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen. Beeinträchtigungen 
sind vermeidbar, wenn zumutbare Alternativen, den mit dem Eingriff verfolgten Zweck 
am gleichen Ort ohne oder mit geringeren Beeinträchtigungen von Natur und Land-
schaft zu erreichen, gegeben sind. Soweit Beeinträchtigungen nicht vermieden werden 
können, ist dies zu begründen. 
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Die Gemeinde Upahl sowie die Stadt Grevesmühlen haben sich im Zusammenhang 
mit der Erarbeitung eines Großgewerbestandortes mit dem benannten Vermeidungs-
gebot auseinandersetzt.  
 
Der Stadt Grevesmühlen stehen derzeit keine größeren gewerblichen Bauflächen zur 
Verfügung. Innerhalb des Gewerbegebietes Nordwest sind noch Flächen in Größe von 
0,8 ha verfügbar. Die beiden anderen Gewerbegebiete sind vollständig bebaut bzw. in 
privater Hand. Um auch künftig Gewerbeflächen zur Verfügung stellen zu können, ist 
daher für das Mittelzentrum Grevesmühlen eine Ausweisung von weiteren Gewerbe-
gebietsflächen unabdingbar. 
Wie zuvor dargelegt, sind Erweiterungen der bestehenden Gebiete als problematisch 
zu bewerten. Die Flächen im Norden des Siedlungsbereiches werden von Wald, Aus-
gleichsflächen oder Wohnbauflächen berührt. Die Anbindung des Industrie- und 
Gewerbegebietes Nordwest an die Autobahn 20 ist zwangsläufig nur durch die Stadt 
zu realisieren. 
Die Stadt Grevesmühlen spricht sich deshalb für den gewählten Standort an der süd-
lichen Stadtgrenze aus. Zum einen wird dieser Standort im Landesraumentwicklungs-
programm aus dem Jahr 2016 ausgewiesen und als landesbedeutsam bewertet. Auch 
die Kooperation der Stadt Grevesmühlen mit der Gemeinde Upahl kann daraus abge-
leitet werden. Zum anderen besteht an diesem Standort die Möglichkeit, eine nahezu 
direkte Anbindung an die Bundesautobahn 20 zu schaffen. Dieser strategische Vorteil 
sollte unbedingt genutzt werden, da so nicht nur die Stadt Grevesmühlen, sondern 
auch die Gemeinde Upahl, ihre jeweilige Wohnbevölkerung vor negativen Beeinträch-
tigungen schützen kann. 
Zu guter Letzt sieht die Stadt Grevesmühlen eine enorme Chance in der Zusammen-
arbeit mit der Gemeinde Upahl. Durch die interkommunale Zusammenarbeit können 
Synergieeffekte geschaffen werden, die bei der Durchführung von Einzelplanungen 
nicht möglich sind. Die Stadt Grevesmühlen und die Gemeinde Upahl können so bei-
derseitig von der Ausweisung eines Großgewerbestandortes profitieren. 
 
Im Vordergrund steht hier die LEP-Entwicklung eines landesbedeutsamen Gewerbe-
gebietes an einem verkehrsgünstigen Standort. Während der Erarbeitung des 
Vorentwurfes wurden die Flächen für den interkommunalen Großgewerbestandort 
überprüft. Daraus ergeben sich folgende Maßnahmen: 

- Hochwertige und geschützte Biotope soweit es möglich ist bleiben erhalten 
- Erhalt der südlichen Heckenstruktur 
- Schaffung von Grünstrukturen (Hecke, Mähwiese) im Norden des Geltungsbe-

reiches 
- Baumpflanzungen 
- Dachbegrünung 
- PV-Anlagen 
- Fassadenbegrünung 
- Parkpaletten 

 
Im Stadtgebiet sind keine anderen sinnvollen Flächen für das interkommunale Groß-
gewerbegebiet vorhanden. In Bezug auf die Zunahme des Verkehrs in diesem Bereich 
ist nicht von nennenswertem Mehrverkehr auszugehen. 
 
Um den gesetzlichen Vorgaben des § 15 BNatSchG zu folgen, werden im nächsten 
Kapitel die Eingriffe und Ausgleichsmaßnahmen dargestellt. 
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5. Eingriffsregelung 
 
5.1 Gesetzliche Grundlage und Methodik 
 
Gemäß § 1a Abs. 3 BauGB werden die Ergebnisse der städtebaulichen Eingriffsrege-
lung nachfolgend abgearbeitet:  
„Die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen 
des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaus-
halts in seinen in § 1 Absatz 6 Nummer 7 Buchstabe a bezeichneten Bestandteilen 
(Eingriffsregelung nach dem Bundesnaturschutzgesetz) sind in der Abwägung nach § 
1 Absatz 7 zu berücksichtigen. Der Ausgleich erfolgt durch geeignete Darstellungen 
und Festsetzungen nach den §§ 5 und 9 als Flächen oder Maßnahmen zum Ausgleich. 
Soweit dies mit einer nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung und den Zielen der 
Raumordnung sowie des Naturschutzes und der Landschaftspflege vereinbar ist, kön-
nen die Darstellungen und Festsetzungen auch an anderer Stelle als am Ort des 
Eingriffs erfolgen. Anstelle von Darstellungen und Festsetzungen können auch ver-
tragliche Vereinbarungen nach § 11 oder sonstige geeignete Maßnahmen zum 
Ausgleich auf von der Gemeinde bereitgestellten Flächen getroffen werden. § 15 Ab-
satz 3 des Bundesnaturschutzgesetzes gilt entsprechend. Ein Ausgleich ist nicht 
erforderlich, soweit die Eingriffe bereits vor der planerischen Entscheidung erfolgt sind 
oder zulässig waren.“ 
 
Durch die Inhalte des Bebauungsplanes Nr. 49 der Stadt Grevesmühlen werden ge-
mäß der Begründung sowie den Ausführungen des Umweltberichtes Eingriffe in die 
Leistungs- oder Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes bzw. des Landschaftsbildes 
vorbereitet. Diese müssen im Rahmen der Eingriffsregelung bilanziert und ausgegli-
chen werden.  
 
Nachfolgende Berechnungen und Bilanzierungsabsichten wurden unter Zuhilfe-
nahme der „Hinweise zur Eingriffsregelung; 2018“ des LUNG erstellt. Diese Hinweise 
zur Bewertung von Eingriffen wurden als Grundlage für eine einheitliche Anwendung 
der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung in Mecklenburg-Vorpommern entwickelt 
und werden für die Eingriffsbewertung auch im Rahmen der Bauleitplanung empfoh-
len.  
 
Die Aufnahme der Biotoptypen erfolgte auf Grundlage der „Anleitung für die Kartierung 
von Biotoptypen und FFH-Lebensraumtypen in Mecklenburg-Vorpommern“, Schriften-
reihe des LUNG M-V 2013, Heft 2.  
 
5.2 Bestandsbeschreibung und -bewertung 
 
Um für die Eingriffs- und Ausgleichsbilanz nachvollziehbare und quantifizierbare Wert-
größen zu erhalten, werden die Biotoptypen bewertet. Die Bewertung erfolgt nach der 
vereinfachten Biotopwertansprache gemäß der benannten Fachschriften, da lediglich 
Funktionen mit allgemeiner Bedeutung für den Naturschutz und die Landschaftspflege 
betroffen sind. Nach den „Hinweisen zur Eingriffsregelung“ (HzE) werden die natur-
schutzfachlichen Wertstufen der Biotoptypen über die Kriterien 
„Regenerationsfähigkeit“ und „Gefährdung“ in Anlehnung an die Rote Liste der gefähr-
deten Biotoptypen Deutschlands (BfN, 2006) bestimmt. Demnach werden Wertstufen 
von 0 bis 4 vergeben. Die konkrete Bewertung des Biotoptyps erfolgt entsprechend 
der lokalen Ausprägung. Jeder Wertstufe wird bei der vereinfachten 
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Biotopwertansprache ein durchschnittlicher Biotopwert zugeordnet. Ausnahme bildet 
die Wertstufe 0, bei der sich der durchschnittliche Biotopwert nach der Formel 1 abzü-
glich Versieglungsgrad berechnet (HzE - 2.1 Ermittlung des Biotopwertes). 
 
Das Plangebiet befindet sich am südlichen Rand der Stadt Grevesmühlen, nördlich 
der Bundesautobahn 20. 
 
Gemäß der Anlage 5 der Hinweise zur Eingriffsregelung sind Wirkbereiche mittelbarer 
Beeinträchtigungen von Vorhabentypen aufgelistet. Für Gewerbe- und Industriege-
biete ist jeweils der Wirkbereich I von 50 m und der Wirkbereich II von 200 m 
festgelegt. Aus diesem Grund wurde ein Umfeld von 200 m um das Plangebiet be-
trachtet.  
 
In der nachfolgenden Tabelle sind die Biotoptypen des planungsrelevanten Bereiches 
(Geltungsbereich und direktes Umfeld) hinsichtlich der Bewertung der qualitativen 
Ausprägung der Werte und der Funktionen des jeweiligen Biotoptyps dargestellt. Die 
Biotopkartierung ist als Anlage dieser Begründung beigefügt.  
 
Tab. 3: Biotop- und Nutzungstypen des planungsrelevanten Bereichs und der Umgebung 

Nr. 
Biotoptyp 

 Biotoptyp M-V Wert-
stufe 

Kompensa-
tionserforde
rnis 

1.7.1 WSA Ahorn-Steilhangmischwald 2 3 

2.1.4 BLR Ruderalgebüsch 2 3 

2.2.1 BFX Feldgehölz aus überwiegend heimischen 
Baumarten 

3 6 

2.3.1 BHF Strauchhecke 3 6 

2.3.2 BHS Strauchhecke mit Überschirmung 3 6 

4.3.1 FBN Naturnaher Bach 4 10 

4.5.3 FGX Graben, trockengefallen oder zeitweilig wasser-
führend, extensive oder keine Instandhaltung 

2 3 

6.2.2 VRL Schilf-Landröhricht 2 3 

6.4.3 VHD Hochstaudenflur stark entwässerter Moor- und 
Sumpfstandorte 

1 1,5 

6.5./2.2.1 VW/BFX Feuchtgebüsch/Feldgehölz aus überwiegend 
heimischen Baumarten 

3 6 

6.5.2 VWD Feuchtgebüsch stark entwässerter Standorte 3 6 

9.2.1 GMF Frischwiese 4 10 

9.2.3 GMA Artenarmes Frischgrünland 2 3 

12.1.2 ACL Lehm- bzw. Tonacker 0 1 

13.10.2 PSJ Sonstige Grünanlage ohne Altbäume 1 1,5 
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Abb. 4: Luftbild mit Biotoptypenkarte, © GeoBasis DE/M-V 2022. 
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5.3 Eingriffsbilanzierung 
 
Biotopbeseitigung 
Das Plangebiet besteht aus einer intensiv genutzten Ackerfläche und grenzt an die 
Landesstraße 03 an. Planungsziel ist die Schaffung eines Großgewerbegebietes im 
Süden der Stadt Grevesmühlen. Das Plangebiet wird als Gewerbegebiet ausgewie-
sen. 
Um für die Eingriffs- und Ausgleichsbilanz nachvollziehbare und quantifizierbare Wert-
größen zu erhalten, werden die Biotoptypen bewertet. Die Bewertung erfolgt nach der 
vereinfachten Biotopwertansprache (gem. Biotoptypenkatalog/ Biotopkartieranlei-
tung M-V), da lediglich Funktionen mit allgemeiner Bedeutung für den Naturschutz und 
die Landschaftspflege betroffen sind.  
 
Nach den „Hinweisen zur Eingriffsregelung" werden insbesondere die  

- Regenerationsfähigkeit des vorkommenden Biotoptyps und  
- die regionale Einstufung in die „Roten Listen der gefährdeten Biotoptypen BRD" 

als wertbestimmende Kriterien herangezogen. Demnach werden Wertstufen von 0 bis 
4 vergeben. Die konkrete Bewertung des Biotoptyps erfolgt entsprechend der lokalen 
Ausprägung. Bei einer durchschnittlichen Ausprägung wird ein mittlerer Bereich der 
möglichen Wertstufe angenommen. Bei negativen Beeinträchtigungen erfolgt eine Ab-
wertung und bei besonders hervorzuhebender Ausstattung des Biotops eine 
Aufwertung. 
 
Biotopbeseitigung bzw. Biotopveränderung 
Die Lage der vom Eingriff betroffenen Biotoptypen in wertvollen, ungestörten oder vor-
belasteten Räumen wird über Zu- bzw. Abschläge auf den ermittelten Biotopwert 
berücksichtigt: 
 

- < 100 m Abstand zu vorhandenen Störquellen = Lagefaktor 0,75 
- > 625 m Abstand zu vorhandenen Störquellen = Lagefaktor 1,25 

 
Das Plangebiet befindet sich im unmittelbaren Umfeld der Bundesautobahn 20 und 
grenzt an die Landesstraße 03. Die angrenzenden Bereiche sind durch landwirtschaft-
liche intensive genutzte Ackerflächen und ein Gewerbe- und Industriegebiet geprägt. 
Dementsprechend wird ein Lagefaktor von 0,75 veranschlagt. 
 
Ein Eingriff in ein gesetzlich geschütztes Biotop gemäß § 14 BNatSchG erfolgt, wenn 
Veränderungen der Gestalt oder Nutzung von Grundflächen oder Veränderungen des 
mit der belebten Bodenschicht in Verbindung stehenden Grundwasserspiegels, die die 
Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts oder das Landschaftsbild er-
heblich beeinträchtigen können, stattfinden. 
Die Heckenstruktur am südlichen Rand des Plangebietes bleibt mit dem Bebauungs-
plan Nr. 49 überwiegend erhalten. Es erfolgt nur kleinteilig eine Veränderung der 
Nutzung ihrer Grundfläche. Der überwiegende Teil der Hecke wird mit der vorliegen-
den Planung nicht unmittelbar verändert bzw. beeinträchtigt. Aus der 
artenschutzfachlichen Ersteinschätzung ergibt sich, dass die jetzt in den Hecken vor-
handenen Vogelarten mit der Umsetzung der Planung weiterhin erhalten bleiben. Sie 
weisen vergleichbare Artenspektren auf und übernehmen ohne bemerkbare Ein-
schränkungen Funktionen als Nahrungshabitat für strukturgebunden Nahrung 
suchende Arten und Artengruppen. Die Funktion als Brut- und Nahrungshabitat geht 
durch die Errichtung eines Großgewerbegebietes demnach nicht verloren. Einzig der 

TOP 10

185 von 244 in Zusammenstellung



Stadt Grevesmühlen – Bebauungsplan Nr. 49  
„Interkommunaler Großgewerbestandort Grevesmühlen-Upahl“ – Vorentwurf  

 

74 

Schutzstatus dieser Biotope verändert sich mit der Ausführung der Planung, da sie mit 
dem Angrenzen an ein Gewerbegebiet nicht mehr in der freien Landschaft stehen. 
Diese mittelbaren Beeinträchtigungen werden durch die HzE M-V 2018 mittels der 
Wirkzonenberechnung berücksichtigt: 
„2.4 Berechnung des Eingriffsflächenäquivalents für Funktionsbeeinträchtigung von 
Biotopen (mittelbare Wirkungen / Beeinträchtigungen) Neben der Beseitigung und Ver-
änderung von Biotopen können in der Nähe des Eingriffs gelegene Biotope mittelbar 
beeinträchtigt werden (Funktionsbeeinträchtigung), d. h. sie sind nur noch einge-
schränkt funktionsfähig. Soweit gesetzlich geschützte Biotope oder Biotoptypen ab 
einer Wertstufe von 3 mittelbar beeinträchtigt werden, ist dies bei der Ermittlung des 
Kompensationsbedarfes zu berücksichtigen. Da die Funktionsbeeinträchtigung mit der 
Entfernung vom Eingriffsort abnimmt, werden zwei Wirkzonen unterschieden, denen 
als Maß der Funktionsbeeinträchtigung ein Wirkfaktor zugeordnet wird (Tabelle). Die 
räumliche Ausdehnung (Wirkbereich) der Wirkzonen hängt vom Eingriffstyp ab. Die 
Eingriffstypen und die zu berücksichtigenden Wirkbereiche sind der Anlage 5 zu ent-
nehmen.“ 
Die HzE regelt über die Wirkzonen Funktionsbeeinträchtigungen von gesetzlich ge-
schützten Biotopen im Umfeld von Eingriffen. Die Hecken befinden sich zwar innerhalb 
des Plangebietes, allerdings in Randlage. Zudem findet keine unmittelbare Beeinträch-
tigung statt, da sie nahezu vollständig erhalten bleiben. Aus den genannten Gründen 
erfolgt die Berücksichtigung der Heckenstrukturen über die Beachtung der mittelbaren 
Beeinträchtigungen in der Tabelle 6: Mittelbare Beeinträchtigungen - Wirkzonen. Diese 
mittelbaren Beeinträchtigungen werden in die Gesamtkompensation einbezogen. 
 
Das Eingriffsäquivalent für Biotopbeseitigung bzw. Biotopveränderung wird wie folgt 
berechnet: 
 

Fläche [m²] 

des  

betroffenen 

Biotoptyps 

 

X 

Biotopwert 

des  

betroffenen 

Biotoptyps 

X Lagefaktor = 

Eingriffsäquivalent 

für Biotopbeseitigung 

bzw. Biotopverände-

rung  

[m² EFÄ] 

 
Tab. 4: Biotopbeseitigung bzw. Biotopveränderung 

Biotoptyp M-V Fläche  Biotopwert Lagefaktor m² EFÄ 

Gewerbe 

ACL 55 167 1 0,75 41 375 

ACL 199 560 1 1 199 560 

Verkehrsfläche Straße 

ACL 3 260 1 0,75 2 445 

ACL 11 670 1 1 11 670 

BHS 205 6 0,75 923 

BHS 220 6 1 1 320 

FGX 65 3 1 195 

GMA 80 3 1 240 

PSJ 250 1,5 0,75 281 

VHD 90 1,5 1 135 

VW/BFX 110 6 1 660 

Gesamt: 258 804 
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Versiegelung und Überbauung 
Das Eingriffsäquivalent für Versiegelung und Überbauung wird wie folgt berechnet: 
Die Lage der vom Eingriff betroffenen Biotoptypen in wertvollen, ungestörten oder vor-
belasteten Räumen wird über Zu- bzw. Abschläge auf den ermittelten Biotopwert 
berücksichtigt:  
 
Teil-/Vollversie-

gelte bzw. 

überbaute Flä-

che [m²]  

X 

Zuschlag für Teil-/ 

Vollversiegelung 

bzw. Überbauung 

0,2/0,5 

= 

Eingriffsäquivalent für Teil-/ 

Vollversiegelung bzw. Überbauung 

[m² EFÄ] 

 
Für das Gewerbegebiet ist eine Grundflächenzahl von 0,8 festgesetzt, die die maximal 
mögliche Versiegelung definiert.  
 
Tab. 5: Versiegelung 

Biotoptyp M-V Fläche  Biotopwert Zuschlag m² EFÄ 

Gewerbefläche 203 782   0,5 101 891 

Verkehrsfläche 15 950   0,5 7 975 

Gesamt: 109 866 

 
Wirkzonen 
In der Anlage 5 der Hinweise zur Eingriffsregelung werden Wirkbereiche mittelbarer 
Beeinträchtigungen von Vorhabentypen dargestellt. Für Gewerbegebiete ist jeweils 
der Wirkbereich I (50 m) und der Wirkbereich II (200 m) festgelegt.  
Gemäß den Ausführungen unter Punkt 2.4 „Berechnung des Eingriffsflächenäquiva-
lents für Funktionsbeeinträchtigung von Biotopen (mittelbare 
Wirkungen/Beeinträchtigungen)“ wird ausgesagt, dass neben Beseitigungen und Ver-
änderungen von Biotopen, auch mittelbare Beeinträchtigungen, d.h. Biotope sind nur 
noch eingeschränkt funktionsfähig, zu betrachten sind. Soweit gesetzlich geschützte 
Biotope oder Biotoptypen ab einer Wertstufe von 3 mittelbar beeinträchtigt werden, ist 
dies bei der Ermittlung des Kompensationsbedarfes zu berücksichtigen.  
 
Im Rahmen der Biotoptypenkartierungen wurde ein Wirkbereich von 200 m um das 
Plangebiet aufgenommen. Dort befinden sich 12 nach § 20 NatSchAG MV gesetzlich 
geschützte Biotope. 
 
Das Eingriffsäquivalent für die Funktionsbeeinträchtigung von Biotopen (mittelbare 
Wirkungen/Beeinträchtigungen) wird wie folgt berechnet:  
 

Fläche des 
beein-

trächtigten 
Biotoptyps 

[m2] 

x 

Biotopwert 
des beein-
trächtigten 

Biotops 

x Wirkfaktor = 

Eingriffs-
äquivalent 
für Funkti-
onsbeeintr
ächtigung 
[m2 EFÄ] 

 
Im Rahmen der Auseinandersetzung mit möglichen zusätzlichen mittelbaren Beein-
trächtigungen wurden die bestehenden Vorbelastungen durch die Bundesautobahn 
20, die Landesstraße 03, die Wohnbebauung westlich des Plangebietes sowie des 
Gewerbegebietes südlich der Bundesautobahn 20 analysiert.  
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Dazu wurden die Überlagerungen zwischen den bestehenden Wirkzonen durch die 
vorhandenen Störquellen sowie die zusätzlichen Wirkzonen der hier betrachteten Pla-
nung betrachtet und bewertet. Eine verbal-argumentative sowie eine graphische 
Darstellung sind nachfolgend wiedergegeben.  
 

 
Abb. 5: Wirkzonen beider Bebauungspläne für das interkommunale Gewerbegebiet 
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Für die gesetzlich geschützten Biotope, die sich innerhalb des Plangebietes des Be-
bauungsplanes Nr. 9 der Gemeinde Upahl befinden, werden keine Wirkzonen durch 
den Bebauungsplan Nr. 49 der Stadt Grevesmühlen berechnet. Die Auswirkungen des 
Bebauungsplanes Nr. 9 auf dessen Geltungsbereich sind relevanter als die Wirkungen 
durch den angrenzenden Bebauungsplan Nr. 49 der Stadt Grevesmühlen. 
 
Ebenso werden für die gesetzlich geschützten Biotope sowie für die Biotope mit einem 
höheren Biotopwert, die sich in den Wirkzonen der bereits bestehenden Strukturen 
(Bundesautobahn 20, Landesstraße 03, Bebauung südwestlich des Plangebietes) be-
finden, keine zusätzlichen Wirkzonen berechnet. Für die Berechnung der Wirkbereiche 
werden daher nur die zusätzlich beeinträchtigten Bereiche herangezogen. 
 
Tab. 6: Mittelbare Beeinträchtigungen – Wirkzonen. 

Biotoptyp M-V Fläche Biotopwert Wirkfaktor m² EFÄ 

Wirkzone I 

GMF 10 916 10 0,5 54 580 

BLR 158 3 0,5 237 

Wirkzone II 

BFX 4 573 6 0,15 4 116 

BHF 3 982 6 0,15 3 584 

BHS 7 210 6 0,15 6 489 

FBN 120 10 0,15 180 

VRL 1 014 3 0,15 456 

VWD 3 014 6 0,15 2 713 

WSA 5 091 3 0,15 2 291 

Gesamt 74 645 

 
Aus den zuvor berechneten Eingriffsflächenäquivalenten ergibt sich durch Addition 

der multifunktionale Kompensationsbedarf. 

Kompensationsmindernde Maßnahmen 

Mit dem Eingriff werden kompensationsmindernde Maßnahmen durchgeführt. Dafür 

wird die Maßnahme 8.10 „Anlage von Großflächigen Dachbegrünungen“ der HzE 

(2018) verwendet. Für die Berechnung der kompensationsmindernden Maßnahme 

wird davon ausgegangen, dass 50 % der gewerblich genutzten Fläche für die Dach-

begrünung zur Verfügung stehen. 

Tab. 7: Kompensationsmindernde Maßnahme 

Maßnahme Fläche Kompensationswert m² EFÄ 

Anlage von Großflächigen Dachbegrünungen 254 727 0,5 127 364 

Gesamt 127 364 
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Tab. 8: Zusammenstellung des multifunktionalen Eingriffs 
Biotopbeseitigung bzw. Biotopveränderung 258 804 

Versiegelung 109 866 

Wirkzonen 74 645 

Minderung 127 364 

 
Multifunktionaler Gesamteingriff 

 
315 951 m² EFÄ  

 
5.4 Kompensationsmaßnahmen 
 
Für die Eingriffe in Natur und Landschaft, hervorgerufen durch die Vorhaben des hier 
betrachteten Bebauungsplanes Nr. 49 der Stadt Grevesmühlen, werden Kompensati-
onsmaßnahmen erforderlich, die diese Auswirkungen mindern bzw. ausgleichen. 
Direkte Eingriffe in wertvolle Biotopstrukturen erfolgen mit Umsetzung der Planungs-
ziele nicht. Innerhalb des Plangebietes stehen keine ausreichenden Flächen zur 
Verfügung, um den kompletten Eingriff auszugleichen. Ein Teil des Ausgleiches erfolgt 
dennoch im Plangebiet in Form der Maßnahmenvarianten 2.21 und 2.33 der HzE 
durch die Anlage einer Feldhecke sowie die Umwandlung von Acker in eine Brachflä-
che mit Nutzungsoption als Mähwiese. 
 
Unter Beachtung der Arten und der Aspekte des Landschaftsbildes innerhalb des Plan-
gebietes werden Ausgleichsmaßnahmen im Geltungsbereich festgelegt.  
 
Die Kompensationsmaßnahmen sind nachfolgend beschrieben:  
 
Interne Kompensationsmaßnahmen 
 
Die Maßnahmenvariante 2.21 „Anlage von Feldhecken“ ist folgendermaßen durchzu-
führen: 

- Mindestlänge 50 m 
- Mindestbreite 7 m 
- Verwendung standortheimische Gehölzarten aus möglichst gebietseigenen 

Herkünften 
- Verwendung von mind. 5 Straucharten und mind. 2 Baumarten 
- Pflanzqualitäten und -größen: Sträucher 60/100, 3-triebig 
- Mindestreihenanzahl 3 im Abstand von 1,5 m inkl. Beidseitiger Saum von 2 m 

Abstand 
 

Die Feldhecke ist durch Schutzeinrichtungen gegen Wildverbiss zu sichern. Sie ist 
über einen Zeitraum von 5 Jahren zu pflegen. 
 
Die Maßnahmenvariante 2.33 „Umwandlung von Acker in Brachfläche mit Nut-
zungsoption als Mähwiese“ ist folgendermaßen durchzuführen: 

- Mindestbreite 10 m 
- Mindestflächengröße: 2 000 m² 
- Spontane Begrünung (keine Einsaat) 
- Mahd nicht vor dem 1. September mit Abfuhr des Mähgutes 
- Mahdhöhe 10 cm über Geländeoberkante 

 
Das gesamte Flächenkompensationsäquivalent der internen Kompensationsmaßnah-
men errechnet sich wie folgt: 
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Tab. 9: Maßnahme 

Nr. Maßnahme  Maßnahme 
Nr. 

Flä-
che 
(m²) 

Kompensations-
wert 

Leis-
tungs-
faktor 

m2 KFÄ 

1 Anlage einer 
Feldhecke 

2.21 5 975 2,5 0,5 7 469 

2 Umwandlung 
von Acker in 
Brachfläche mit 
Nutzungsoption 
als Mähwiese 

2.33 14 622 2,0 0,5 14 622 

2 Umwandlung 
von Acker in 
Brachfläche mit 
Nutzungsoption 
als Mähwiese 

2.33 22 764 2,0 0,85 38 699 

 Gesamtsumme 60 790 

 
Das verbleibende Kompensationsdefizit von 255 161 m² EFÄ wird durch den Ankauf 
von Ökopunkten des Ökokontos NWM035 „Naturwald Travehang bei Selmsdorf“ be-
hoben. Die Ökopunkte sind verbindlich reserviert. Die rechtliche Sicherung der 
Kompensationsmaßnahme ist vor dem Satzungsbeschluss nachzuweisen. 
 
Die Stadt Grevesmühlen hat gegenüber der zuständigen unteren Naturschutzbehörde 
mit den Planunterlagen vor Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes die schriftliche 
Bestätigung des Maßnahmenträgers zur verbindlichen Reservierung der Ökokon-
tomaßnahmen vorzulegen (siehe § 9 Abs. 3 ÖkoKtoVO M-V). 
Gemäß der Bestimmung der Ökokontoverordnung des Landes Mecklenburg-Vorpom-
mern (ÖkoKtoVO M-V) ist für die Inanspruchnahme des Ökokontos die untere 
Naturschutzbehörde (uNB) nach Satzungsbeschluss über das Abwägungsergebnis zu 
informieren (Höhe der festgesetzten Kompensationsflächenäquivalente, genaue Be-
nennung des Ökokontos). Nach Satzungsbeschluss wird durch die uNB die 
Abbuchung der Ökopunkte vom dem jeweiligen Ökokonto vorgenommen bzw. deren 
Abbuchung veranlasst. (siehe § 9 Abs. 4 ÖkoKtoVO M-V). 
 
 
6. Grüngestalterische Maßnahmen 
 
Festsetzungen 
Die öffentlichen Grünflächen mit der Zweckbestimmung „Straßenbegleitgrün“ sind als 
Landschaftsrasen mit einer standortgerechten Regelsaatgutmischung mit Kräuteran-
teil anzulegen und dauerhaft zu erhalten, zu erhalten und zu pflegen. 
 
Innerhalb der öffentlichen Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Zäsurgrün“ ist ein 
Blühstreifen mit gebietsheimischem, standortgerechtem Wildblumen-Saatgut anzule-
gen, zu erhalten und zu pflegen. Die Mahd des Blühstreifens erfolgt in zwei 
Mahdzeiträumen. Der 1. Mahdzeitraum wird für Ende Juni, der zweite Mahdzeitraum 
für Ende August festgesetzt. Das Mähgut ist abzuführen. Die vorhandenen Gehölze 
sind, mit Ausnahme der für die Erschließung benötigten Abschnitte, dauerhaft zu er-
halten und zu pflegen. 
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Innerhalb der öffentlichen Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Abschirmgrün“ ist 
eine naturnahe Feldhecke zu entwickeln. Die Anlage der Feldhecke ist nach den Vor-
gaben der HzE (2018), Maßnahme 2.21 anzulegen. Dabei sind folgende Vorgaben 
einzuhalten: 
Innerhalb der dafür festgesetzten Fläche ist eine mindestens dreireihige Hecke im 
Pflanzabstand für die Sträucher von 1,0 m x 1,5 m und Überhälter in einem Abstand 
von 15,0 m bis 20,0 m anzupflanzen und dauerhaft zu erhalten. Die Breite der Hecke 
beträgt 7,0 m. Dabei ist beidseitig ein Saum von 1,50 m Breite anzulegen. Für die 
Hecke sind standortheimische Gehölze aus gebietseigenen Herkünften in den 
Pflanzqualitäten Sträucher 60/100 cm, 3-triebig; Bäume Stammumfang 12/14 cm und 
Zweibocksicherung zu verwenden. Es sind dabei mindestens 5 verschiedene Strauch-
arten und 2 verschiedene Baumarten zu verwenden. Eine Sicherung der Pflanzung 
durch Schutzeinrichtungen gegen Wildverbiss ist vorzunehmen. Bei der Fertigstellung 
und Entwicklungspflege ist darauf zu achten, dass Maßnahmen (Pflege der Gehölze, 
durch 1-2-malige Mahd, Verankerung der Bäume, Abbau der Schutzeinrichtungen bei 
gesicherter Kultur) über einen Zeitraum von 5 Jahren zu gewährleisten sind. Das 
Nachpflanzen bei jedem ausgefallenen Baum und bei Sträuchern bei einem Ausfall 
von mehr als 10 % sowie eine Bewässerung und Instandsetzung der Schutzeinrich-
tungen sind zu gewährleisten. 
 
Innerhalb der öffentlichen Grünfläche „Naturnahe Wiese“ ist eine Mähwiese mit Ein-
saat von bis zu 50% der Maßnahmenfläche mit regional- und standorttypischem 
Saatgut („Regiosaatgut“) anzulegen und dauerhaft zu erhalten. Die Anlage der Mäh-
wiese ist nach den Vorgaben der HzE (2018), Maßnahme 2.33 anzulegen. Dabei sind 
folgende Vorgaben einzuhalten: 
Die Mähwiese ist mit einer Mindestbreite von 10 m und einer Mindestfläche von 
2 000 m² auszuführen. Es erfolgt dauerhaft kein Einsatz von Dünge- oder Pflanzen-
schutzmitteln. Die Mähwiese wird nicht umgebrochen oder nachgesäht. Die Mahd der 
Wiese erfolgt nach dem 1. September. Das Mähgut ist abzuführen. 
 
Innerhalb der zum Erhalt festgesetzten öffentlichen Grünfläche „Gemarkungshecke“ 
ist die vorhandene Hecke entlang des Wirtschaftsweges in ihrer derzeitigen Ausprä-
gung zu erhalten und dauerhaft zu pflegen. 
 
Zur Gewährleistung einer naturschonenden und insbesondere insektenfreundlichen 
Beleuchtung sind die nachfolgenden Gestaltungsmaßnahmen umzusetzen: Im ge-
samten Plangebiet sind im Außenbereich Lampen mit Wellenlängen unter 540 nm 
(Blau- und UV-Bereich) und mit einer korrelierten Farbtemperatur > 3 000 K nicht zu-
lässig. Es sind ausschließlich voll abgeschirmte Leuchten mit gerader Glasabdeckung 
ohne Abstrahlung in den oberen Halbraum (URL = 0%) und in die Horizontalen zu 
verwenden. Die Abstrahlungsgeometrie ist in möglichst steilen Winkeln von oben nach 
unten und möglichst geringer Leuchtdichte zu gestalten. Abstrahlungswinkel > 70° sind 
unzulässig, Ausnahmen bedürfen besonderer sachlicher Gründe. Die Ausleuchtung 
angrenzender Bereiche ist zu vermeiden. Das Licht ist dem tatsächlichen menschli-
chen Bedarf im Bereich der Straßen, Wege, Stege und Gebäude (erforderliche 
Mindestbeleuchtungsstärke) anzupassen. Lichtimmissionen aus Innenräumen mit grö-
ßeren Fensterflächen sind während der Dunkelheit abzudecken. 
 
Alle internen Kompensationsmaßnahmen sind im Vorfeld der Bebauung im Zusam-
menhang mit der Herstellung der Erschließung des Gewerbegebietes umzusetzen. 
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Innerhalb der neu zu schaffenden Gewerbeflächen ist je angefangener 2 000 m² 
Grundstücksfläche ein standortgerechter, heimischer Laubbaum (I. Ordnung) mit der 
Mindestqualität Hochstamm, 3 x verpflanzt, Stammumfang 16/18 cm zu pflanzen und 
dauerhaft zu erhalten. 
 
Die Baustelleneinrichtungen sind auf das notwendigste Maß zu beschränken. Nach 
Beendigung der Bauarbeiten sind baubedingte Beeinträchtigungen (wie Bodenver-
dichtungen, Fahrspuren, Fremdstoffreste) zurückzunehmen. 
 
Bei den Erdarbeiten anfallender, unbelasteter Bodenaushub, insbesondere Mutterbo-
den, ist in nutzbarem Zustand zu erhalten, vor Vernichtung oder Vergeudung zu 
schützen und an Ort und Stelle wieder zu verwerten oder einer Wiederverwertung zu-
zuführen. 
 
Für alle neu angepflanzten öffentlichen Grünflächen gilt eine dreijährige Entwicklungs-
pflege. 
 
Sämtliche Bauarbeiten haben zum Schutz der etwaig auf der Fläche brütenden Arten, 
außerhalb des Zeitraumes 01.03. bis 31.08. eines Jahres zu erfolgen. Ist die Durch-
führung der Bauarbeiten während der Brutzeit unvermeidbar, sind die betreffenden 
Flächen bis zum Beginn der Brutzeit vegetationsfrei zu halten, oder mit Hilfe von Flat-
terbändern das Anlegen einer Brutstätte zu verhindern. 
 
Die Fällung von Gehölzen innerhalb des Plangebietes hat zur Vermeidung baubeding-
ter Tötungen, außerhalb des Zeitraumes vom 28.02. bis 01.11. eines Jahres zu 
erfolgen. Ist die Durchführung der Bauarbeiten während dieser Zeit unvermeidbar, sind 
die betreffenden Gehölze unmittelbar vor der Fällung auf das Vorkommen von Fleder-
mäusen zu kontrollieren. Bei Negativbefund können Tötungen durch die Bauarbeiten 
ausgeschlossen werden. Bei Positivbefund sind die Bauarbeiten bis zum Verlassen 
der Quartiere auszusetzten und es werden CEF-Maßnahmen erforderlich. 
 
Hinweise 
Innerhalb der Wurzelschutzbereiche (Kronentraufbereich zzgl. 1,5 m) sind alle Hand-
lungen untersagt, die zu ihrer Zerstörung, Beschädigung oder erheblichen 
Beeinträchtigung führen können. Pflegeschnitte sind zulässig und zur Einhaltung der 
Verkehrssicherungspflicht fachgerecht auszuführen.  
 
Gehölzbeseitigungen sind gemäß § 39 Abs. 5 Nr. 2 Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) nur außerhalb der Brutzeiten von Vögeln und somit innerhalb des Zeit-
raumes vom 01.Oktober bis 28. Februar durchzuführen. Ausnahmen sind zulässig, 
sofern der gutachterliche Nachweis durch den Verursacher erbracht wird, dass inner-
halb der Gehölzflächen keine Brutvögel brüten oder Amphibien/Reptilien vorhanden 
sind und die Zustimmung der zuständigen Behörde vorliegt. 
 
Das durch die Eingriffe in Natur und Landschaft verbleibende Kompensationsdefizit 
von 255 161 m² KFÄ wird durch den Ankauf von Ökopunkten bei dem Ökokonto 
NWM035 „Naturwald Travehang bei Selmsdorf“ behoben. Die Sicherung erfolgt durch 
eine vertragliche Regelung zwischen dem Flächeneigentümer und den Ökokontobe-
sitzern.  
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Die Stadt Grevesmühlen hat gegenüber der zuständigen unteren Naturschutzbehörde 
mit den Planunterlagen vor Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes die schriftliche 
Bestätigung des Maßnahmenträgers zur verbindlichen Reservierung der Ökokon-
tomaßnahmen vorzulegen (siehe § 9 Abs. 3 ÖkoKtoVO M-V). 
Gemäß der Bestimmung der Ökokontoverordnung des Landes Mecklenburg-Vorpom-
mern (ÖkoKtoVO M-V) ist für die Inanspruchnahme des Ökokontos die untere 
Naturschutzbehörde (uNB) nach Satzungsbeschluss über das Abwägungsergebnis zu 
informieren (Höhe der festgesetzten Kompensationsflächenäquivalente, genaue Be-
nennung des Ökokontos). Nach Satzungsbeschluss wird durch die uNB die 
Abbuchung der Ökopunkte vom dem jeweiligen Ökokonto vorgenommen bzw. deren 
Abbuchung veranlasst. (siehe § 9 Abs. 4 ÖkoKtoVO M-V).  
 
7. Zusätzliche Angaben 
 
7.1 Technische Verfahren sowie Hinweise auf Schwierigkeiten 
 
Merkmale der verwendeten technischen Verfahren 
Im Umweltbericht erfolgt eine Abarbeitung der Umweltbelange nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 
und ergänzend nach § 1a BauGB. Hierbei werden die einzelnen Schutzgüter, bezogen 
auf die Bestandssituation (Basisszenario) untersucht und anschließend wird eine 
Prognose für die Entwicklung mit Umsetzung der Planungsziele bzw. bei Nichtdurch-
führung der Planung erstellt. Zur Erfassung des Bestandes fanden Ortsbegehungen 
statt. Ebenso wurden Luftbilder und Kartenmaterialien ausgewertet.  
 
Umfang und Detaillierung orientieren sich dabei problembezogen an der vorliegenden 
Planungsaufgabe und dem gegenwärtigen Wissensstand. Im Zusammenhang mit der 
Erarbeitung des Vorentwurfes wurden erste Abstimmungen insbesondere mit der un-
teren Naturschutzbehörde geführt. Daraufhin wurden schwerpunktmäßig die 
Aussagen zur FFH-/SPA-Verträglichkeit untersucht. 
 
Hinweise auf Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Angaben 
Im Rahmen der Erarbeitung des Umweltberichtes auf der Ebene der verbindlichen 
Bauleitplanung sind Grundlagendaten in einem der Planung angemessenen Umfang 
zu erheben. Spezielle Schwierigkeiten bei der Zusammensetzung der Unterlagen be-
standen nicht. Es wurden Kartierungen zur Beurteilung der artenschutzfachlichen 
Belange durchgeführt. Außerdem erfolgt die Erarbeitung einer Schalltechnischen Un-
tersuchung, eines Verkehrsgutachtens und eines hydrogeologischen Gutachtens.   
 
Im Hinblick auf die Belange des speziellen Artenschutzes ergibt sich die Notwendigkeit 
der Schaffung von Ersatzquartieren als Maßnahme zur Sicherung des Erhaltungszu-
standes. Konkrete Aussagen dazu erfolgen in der Entwurfserarbeitung. 
 
7.2 Hinweise zur Durchführung der Umweltüberwachung 
 
Gemäß § 4c BauGB sind die Gemeinden verpflichtet, die erheblichen Umweltauswirkun-
gen, die aufgrund der Durchführung der Bauleitpläne entstehen, zu überwachen, um 
insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu ermitteln und in 
der Lage zu sein, geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen. Des Weiteren sind laut 
Anlage 1 BauGB (Nr. 3 b) eine Beschreibung der geplanten Maßnahmen zur Überwa-
chung der erheblichen Auswirkungen der Durchführung des Bauleitplans auf die Umwelt 
unter zusätzliche Angaben in den Umweltbericht aufzunehmen.  
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Hierzu werden die Auswirkungen der Planung auf die Schutzgüter überprüft.  
 
Die im Zuge der grünordnerischen Fachplanung ermittelte Maßnahme zur Kompen-
sation ist vor Ablauf der Gewährleistungsfrist der Entwicklungspflege von 3 Jahren 
zu überprüfen. Hierbei ist insbesondere auf den Anwachserfolg von Pflanzungen zu 
achten. Ausfälle an Pflanzen sind durch den ausführenden Betrieb zu ersetzen. Eine 
entsprechende Festsetzung wurde in den Bebauungsplan aufgenommen.  
 
 
8. Allgemein verständliche Zusammenfassung 
Der Umweltbericht, als gesonderter Teil der Begründung, legt die Belange des Natur- 
und Umweltschutzes dar. Gemäß § 2 Abs. 4 und § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB wurden die 
Resultate der Umweltprüfung sowie nach § 1a Abs. 3 BauGB die Ergebnisse der Ein-
griffsregelung aufgezeigt. Für den Bebauungsplan Nr. 49 der Stadt Grevesmühlen 
wurden innerhalb des Umweltberichtes die ermittelten voraussichtlichen Umweltaus-
wirkungen auf Grundlage der Anlage 1 des BauGB beschrieben und bewertet. 
 
Bereits in Vorbereitung des hier vorliegenden Vorentwurfes wurden zahlreiche Abstim-
mungen zwischen Fachplanern und Behörden geführt. Mit der Stellungnahme der 
zuständigen Naturschutzbehörden gewünscht sich die Gemeinde Upahl wichtige Hin-
weise für die Weiterentwicklung des Entwurfes, um Verzögerungen im 
Planungsprozess oder eine erneute Auslegung zu verhindern.  
 
Ziel des Bebauungsplanes ist die Errichtung eines Großgewerbegebietes im Stadtge-
biet der Stadt Grevesmühlen in Kooperation mit der Gemeinde Upahl. Der im Rahmen 
des LEP M-V geprüften Ausweisung eines landesrelevanten Gewerbestandortes soll 
entsprochen werden.  
 
Das Plangebiet besitzt eine Flächengröße von rund 49 ha und befindet sich im Süden 
des Stadtgebietes von Grevesmühlen. Es umfasst im Wesentlichen eine intensiv land-
wirtschaftlich genutzte Ackerfläche in unmittelbarer Nähe zur Bundesautobahn 20. Im 
Süden befindet sich eine Hecke. Mit dem Umweltbericht wurde geprüft, ob von dem 
Bebauungsplan Nr. 49 der Stadt Grevesmühlen erhebliche, nachteilige Auswirkungen 
auf die Umwelt zu erwarten sind.  
 
Im Rahmen der hier behandelten Planung erfolgte eine Auseinandersetzung mit den 
Belangen der übergeordneten Planungen. Dazu zählt die Bewertung des Plangebietes 
in der näheren Umgebung von Natura 2000-Gebieten. Im Bereich der Stadt Greves-
mühlen sind die Wasserläufe des Poischower Mühlenbachs und der Stepenitz, 
teilweise mit den umgebenden Uferbereichen, als Gebiet von gemeinschaftlicher Be-
deutung DE 2132-303 „Stepenitz-, Radegast- und Maurinetal mit Zuflüssen“ und als 
europäisches Vogelschutzgebiet DE 2233-401 „Stepenitz-Poischower Mühlenbach-
Radegast-Maurine“ ausgewiesen. Mit dem Vorentwurf wurden entsprechende Verträg-
lichkeitsuntersuchungen vorbereitet.  
Nach § 34 Abs. 1 Satz 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) sind Pläne und Pro-
jekte vor ihrer Zulassung oder Durchführung auf ihre Verträglichkeit mit den 
Erhaltungszielen eines Natura 2000-Gebietes zu überprüfen, wenn sie einzeln oder im 
Zusammenwirken mit anderen Projekten oder Plänen geeignet sind, das Gebiet er-
heblich zu beeinträchtigen und nicht unmittelbar der Verwaltung des Gebietes dient. 
Durch diese Vorschrift wird Artikel 6 Abs. 3 der FFH-Richtlinie (FFH-RL) in nationales 
Recht umgesetzt. 
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Aus Sicht der Stadt wird im Rahmen der Untersuchungen festgestellte, dass erhebli-
che Beeinträchtigungen im Vorfeld ausgeschlossen werden können. 
 
Innerhalb des Plangebietes sind keine weiteren Schutzgebiete ausgewiesen. Im Um-
feld befinden sich zwei Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und ein 
Naturschutzgebiet, welches sich mit einem der Gebiete von gemeinschaftlicher Be-
deutung überlagert. Nach § 34 Abs. 1 Satz 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
sind Pläne und Projekte vor ihrer Zulassung oder Durchführung auf ihre Verträglichkeit 
mit den Erhaltungszielen eines Natura 2000-Gebietes zu überprüfen, wenn sie einzeln 
oder im Zusammenwirken mit anderen Projekten oder Plänen geeignet sind, das Ge-
biet erheblich zu beeinträchtigen und nicht unmittelbar der Verwaltung des Gebietes 
dient. Durch diese Vorschrift wird Artikel 6 Abs. 3 der FFH-Richtlinie (FFH-RL) in nati-
onales Recht umgesetzt. In Bezug auf das behandelte Plangebiet wird festgestellt, 
dass erhebliche Beeinträchtigungen im Vorfeld ausgeschlossen werden können. 
 
Es besteht keine Betroffenheit von gemäß § 18 NatSchAG M-V geschützten Einzel-
bäumen.  
 
Innerhalb des Plangebietes wurde eine Biotopstruktur kartiert, die einen Schutzstatus 
gemäß § 20 NatSchAG M-V besitzt. Dies ist die Hecke im südlichen Randbereich des 
Plangebietes. Mit der Umsetzung des Bebauungsplanes sind gesetzlich geschützte 
Biotope nach § 20 Abs. 1 NatSchAG M-V unmittelbar oder mittelbar betroffen. In 
§ 20 Abs. 3 NatSchAG M-V werden die Ausnahmen von den Verboten des gesetzli-
chen Biotopschutzes geregelt. Demnach kann die untere Naturschutzbehörde auf 
Antrag im Einzelfall Ausnahmen zulassen, wenn die Beeinträchtigungen der Biotope 
ausgeglichen werden können oder die Maßnahme aus überwiegenden Gründen des 
Gemeinwohls notwendig ist. Im Rahmen des Entwurfs wird ein Ausnahmeantrag ge-
mäß § 20 NatSchAG M-V gestellt. 
 
Die Umweltbelange wurden ausführlich im Umweltbericht zum Bebauungsplan Nr. 49 
beschrieben und berücksichtigt. Es wurden die Auswirkungen auf die Schutzgüter 
Mensch, Pflanzen, Tiere, biologische Vielfalt, Fläche, Boden, Wasser, Klima/Luft, 
Landschaft sowie Kultur- und Sachgüter untersucht. Es sind insbesondere Auswirkun-
gen auf das Schutzgut Tiere zu beachten. Es wurde ein Standort gewählt, der im 
Rahmen des LEP M-V als landesrelevanten Gewerbestandortes ausgewiesen ist. 
Anthropogene Vorbelastungen bestehen durch die südlich des Plangebiet gelegenen 
Autobahn und östlich verlaufende Landesstraße. 
 
Zu erwartende Eingriffe in Natur und Landschaft, die durch die vorliegende Planung 
verursacht werden, sind unter Hinzunahme der Ausführungen der „Hinweise zur Ein-
griffsregelung für M-V; LUNG Neufassung 2018“ dargestellt und bewertet worden. Um 
das gesamte Kompensationserfordernis zu ermitteln, wurden die überplanten Biotop- 
und Nutzungstypen bilanziert. Die Versiegelung und der Verlust von Biotopflächen 
wurden berücksichtigt. Diese geplanten Eingriffe werden zu einem Teil durch geeig-
nete Ausgleichsmaßnahmen innerhalb des Plangebietes kompensiert. Erhaltungs- 
und Pflanzgebote fördern die Einbindung der geplanten Bebauung in den Landschafts-
raum. Für das verbleibende Kompensationsdefizit wird ein Ökokonto genutzt. 
 
Zur Beachtung der artenschutzrechtlichen Belange wurde von dem Gutachterbüro 
STADT LAND FLUSS PARTNERSCHAFT mbB HELLWEG & HÖPFNER mit Sitz in 
Rabenhorst eine artenschutzfachliche Ersteinschätzung erarbeitet. Im Rahmen des 
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Vorentwurfes wurden Kartierungen von März bis Ende Juli 2022 durchgeführt. Diese 
umfasst die planungsrelevanten Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie.  
Es werden Bauzeitenregelungen getroffen sowie Ersatzquartiere bzw. Habitate ge-
schaffen, um Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 zu vermeiden. Eine Betroffenheit 
der in M-V nach Anhang IV der FFH-RL vorkommender Pflanzenarten kann ausge-
schlossen werden. Durch den Erhalt von wertvollen Biotopbereichen bzw. die 
Schaffung von Grünflächen wird von keiner signifikanten Minderung der biologischen 
Vielfalt ausgegangen.  
 
Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass die Eingriffe in Natur und Land-
schaft durch die Wahl eines vorbelasteten Standortes verringert werden. Für die 
Belange des speziellen Artenschutzes ist unter Beachtung entsprechender Maßnah-
men das Eintreten von Verbotstatbeständen § 44 Abs. 1 zu vermeiden.  
Eine Verträglichkeit der Planung mit den Erhaltungszielen der in der Umgebung vor-
handenen Natura 2000-Gebiete wurde erbracht.  
Aufgrund der dargestellten Argumentation verbleiben aus naturschutzfachlicher Sicht 
keine erheblichen Beeinträchtigungen auf Umweltbelange durch die Planung.  
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9. Literatur und Quellen  
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Artenschutzfachliche Ersteinschätzung zum B-Plan Nr. 49 „Interkommunaler Großge-
werbestandort Grevesmühlen-Upahl“, STADT LAND FLUSS PARTNERSCHAFT mbB 
HELLWEG & HÖPFNER, 07.09.2022 

Kartenportal Umwelt Mecklenburg- Vorpommern, Landesamt für Umwelt, Naturschutz 
und Geologie (LINFOS Datenbank), online unter: www.lung.mv-regierung.de 

Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie Mecklenburg-Vorpommern (LUNG) 
(2008): Gutachterlicher Landschaftsrahmenplan Westmecklenburg. Erste Fortschrei-
bung.  

Landesamt für innere Verwaltung Koordinierungsstelle für Geoinformationswesen 
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Gesetze/Verordnungen/Erlasse 

Neben den in Kap. 2.1 bereits aufgelisteten Gesetzen, werden hier folgende aufgeführt 
und beachtet: 

Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie Mecklenburg-Vorpommern (2012): 
Hinweise zu den artenschutzrechtlichen Zugriffsverboten des § 44 Absatz 1 Bun-
desnaturschutzgesetz bei der Planung und Durchführung von Eingriffen.  

LUVPG M-V – Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in Mecklenburg-Vor-
pommern (Landes-UVP-Gesetz) vom 01. November 2006 (GVOBl. M-V S. 814), 
einschließlich der rechtsgültigen Änderungen.  

LWaG M-V – Wassergesetz für das Land Mecklenburg-Vorpommern vom 30. Septem-
ber 1992 (GVBl. Nr. 28, S. 669), einschließlich der rechtsgültigen Änderungen.  

Ministerium für Landwirtschaft und Umwelt Mecklenburg-Vorpommern (2018): Hin-
weise zur Eingriffsregelung Mecklenburg-Vorpommern (HzE) 

UVPG –Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung vom 24.02.2010 (BGBl. I 
S. 94), einschl. der rechtsgültigen Änderungen. 

Vogelschutzrichtlinie – Richtlinie 2009/147/EG des europäischen Parlaments und des 
Rates vom 30. November 2009 über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten. ABI. 
Nr. L 20/7 vom 26.01.2010.  
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WHG – Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 31. Juli. 2009 (BGBI. I Nr. 51 S.2585), einschl. der 
rechtsgültigen Änderungen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Grevesmühlen, den .......................... 
                 Der Bürgermeister 
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1. Anlass 

Die Stadt Grevesmühlen möchte mit der Gemeinde Upahl zusammen ein interkommunales 
Gewerbegebiet unmittelbar nördlich der BAB 20 im Bereich der Autobahnanschlussstelle 
Grevesmühlen / Upahl schaffen. Derzeitig werden die Flächen landwirtschaftlich genutzt. 

Im Zuge der Planung und Planrealisierung sind die Belange des im Bundesnaturschutzrecht 
verankerten Artenschutzes zu berücksichtigen. Insbesondere ist zu prüfen, ob bzw. in 
welchem Ausmaß das Vorhaben Verbotstatbestände im Sinne von § 44 BNatSchG (s.u.) 
verursachen kann. 

Die vorliegende artenschutzfachliche Ersteinschätzung zum Vorentwurf des B-Plans legt dar, 
inwieweit diesbezüglich gem. § 44 Abs. 5 BNatSchG grundsätzlich relevante Tier- und 
Pflanzenarten (Europäische Vogelarten und Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie) vom 
Vorhaben betroffen sein können, ist jedoch nicht gleichzusetzen mit dem 
Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag. Dieser wird mit dem Entwurf des B-Plans vorgelegt. 

2. Artenschutzrechtliche Grundlage (§ 44 BNatSchG) 

§ 44 Abs. 1 BNatSchG benennt die zu prüfenden, artenschutzrechtlichen 
Verbotstatbestände: 

„Es ist verboten, 

• wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, 
zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, 
zu beschädigen oder zu zerstören, 

• wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten 
während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und 
Wanderungszeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich 
durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art 
verschlechtert, 

• Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten 
Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

• wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen 
aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu 
zerstören (Zugriffsverbote). (…)“ 

Gem. § 44 Abs. 5 BNatSchG gilt Folgendes: 

(5) Für nach § 15 Absatz 1 unvermeidbare Beeinträchtigungen durch Eingriffe in Natur und 
Landschaft, die nach § 17 Absatz 1 oder Absatz 3 zugelassen oder von einer Behörde 
durchgeführt werden, sowie für Vorhaben im Sinne des § 18 Absatz 2 Satz 1 gelten die 
Zugriffs-, Besitz- und Vermarktungsverbote nach Maßgabe der Sätze 2 bis 5. Sind in Anhang 
IV Buchstabe a der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführte Tierarten, europäische Vogelarten 
oder solche Arten betroffen, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 1 Nummer 2 
aufgeführt sind, liegt ein Verstoß gegen 

1. das Tötungs- und Verletzungsverbot nach Absatz 1 Nummer 1 nicht vor, wenn die 
Beeinträchtigung durch den Eingriff oder das Vorhaben das Tötungs- und Verletzungsrisiko für 
Exemplare der betroffenen Arten nicht signifikant erhöht und diese Beeinträchtigung bei 
Anwendung der gebotenen, fachlich anerkannten Schutzmaßnahmen nicht vermieden werden 
kann, 

2. das Verbot des Nachstellens und Fangens wild lebender Tiere und der Entnahme, 
Beschädigung oder Zerstörung ihrer Entwicklungsformen nach Absatz 1 Nummer 1 nicht vor, 
wenn die Tiere oder ihre Entwicklungsformen im Rahmen einer erforderlichen Maßnahme, die 
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auf den Schutz der Tiere vor Tötung oder Verletzung oder ihrer Entwicklungsformen vor 
Entnahme, Beschädigung oder Zerstörung und die Erhaltung der ökologischen Funktion der 
Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang gerichtet ist, beeinträchtigt 
werden und diese Beeinträchtigungen unvermeidbar sind, 

3. das Verbot nach Absatz 1 Nummer 3 nicht vor, wenn die ökologische Funktion der von 
dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen 
Zusammenhang weiterhin erfüllt wird. 

Soweit erforderlich, können auch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen festgelegt werden. Für 
Standorte wild lebender Pflanzen der in Anhang IV Buchstabe b der Richtlinie 92/43/EWG 
aufgeführten Arten gelten die Sätze 2 und 3 entsprechend. Sind andere besonders geschützte 
Arten betroffen, liegt bei Handlungen zur Durchführung eines Eingriffs oder Vorhabens kein 
Verstoß gegen die Zugriffs-, Besitz- und Vermarktungsverbote vor.“ 

Kann ein artenschutzrechtlicher Verbotstatbestand nicht ausgeschlossen werden, besteht die 
Möglichkeit der Ausnahme gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG: Demnach können die nach 
Landesrecht für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörden von den Verboten 
des § 44 im Einzelfall weitere Ausnahmen zulassen, u.a. aus anderen zwingenden Gründen 
des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher 
Art. 

Eine Ausnahme darf allerdings nur zugelassen werden, wenn zumutbare Alternativen nicht 
gegeben sind und sich der Erhaltungszustand der Populationen einer Art – bezüglich derer 
die Ausnahme zugelassen werden soll - nicht verschlechtert. 

Im Rahmen der Bewertung von zulässigen Eingriffen im Sinne von § 17 Abs. 1 und Vorhaben 
im Sinne des § 18 Absatz 2 Satz 1 BNatSchG (letzteres hier vorliegend: Das Vorhaben wird 
durch einen Bebauungsplan vorbereitet) und ihren Auswirkungen auf den Besonderen 
Artenschutz sind, wie die nachfolgende Abbildung verdeutlicht, somit alle europäischen 
Vogelarten sowie auf Anhang IV der FFH-Richtlinie gelistete Tiere und Pflanzen zu 
berücksichtigen. 
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Abbildung 1: Schema zur Ableitung der Europäisch geschützten Arten, die bei Vorhaben gemäß §44 Abs. 5 
BNatSchG prüfrelevant sind. Quelle: https://www.lung.mv-regierung.de/dateien/geschuetzte_arten.pdf, 
abgerufen am 01.09.2022. 

 

3. Artenschutzrechtliches Funktionsprinzip 

Die §§ 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BNatSchG befassen sich unter entsprechender 
vorhabenbezogener Einschränkung durch § 44 Abs. 5 BNatSchG in Bezug auf europäische 
Vogelarten und Tierarten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie (vgl. Abb. 1) mit den Verboten: 

1. Nachstellen, fangen, verletzen und Töten wild lebender Tiere sowie Entnahme, 
Beschädigung oder Zerstörung ihrer Entwicklungsformen (Tötungsverbot), 

2. Erhebliche Störung wild lebender Tiere während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, 
Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten (Störungsverbot), 

3. Entnahme, Beschädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der 
wild lebenden Tiere (Zerstörungsverbot). 

§ 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG bezieht sich auf die Entnahme, Beschädigung oder Zerstörung 
wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihrer Entwicklungsformen 
(Zugriffsverbote). 
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Im Zusammenhang mit dem Tötungsverbot ist wesentlich, dass insbesondere das 
Bundesverwaltungsgericht mit Urteil vom 28.04.2016 (Az. 9 A 9.15, Rn. 141) auf folgende, 
für die artenschutzrechtliche Prognose wesentliche, Voraussetzungen hingewiesen hat: 

Die im Rahmen des besonderen Artenschutzes zu betrachtenden Arten leben nicht in 
unberührter Natur, sondern in vom Menschen gestalteten Naturräumen mit jeglichen damit 
verbundenen anthropogenen Elementen und Gefahren, die insofern auch Teil des sog. 
Allgemeinen Lebensrisikos der jeweils zu betrachtenden Arten sind. Das Allgemeine 
Lebensrisiko der im Umfeld des Vorhabens wild lebenden Arten wird insbesondere geprägt 
durch die Gefahren, die von der anthropogenen Flächennutzung, dem Straßenverkehr auf 
Autobahn und Landesstraße sowie der Prädation durch Haustiere ausgehen. Unter anderem 
diese anthropogenen Gefahren gehören zum sog. Grundrisiko der im Umfeld wild lebenden 
und die betreffende Planfläche ggf. mit nutzenden Arten. Das vorhabenbezogene 
Grundrisiko einer Art ist insofern kein Nullrisiko. 

Des Weiteren hat u.a. das o.g. höchstrichterliche Urteil klargestellt, dass nur dann eine 
signifikante Erhöhung des Tötungsrisikos gegeben ist, wenn das Vorhaben das Hinzutreten 
besonderer Umstände hervorruft. Die Planung beansprucht im Wesentlichen eine nördlich an 
die BAB 20 und westlich an die L 03 anschließende Ackerfläche. Eine deutliche 
anthropogene Wirkung auf das Plangebiet ist insofern vorhanden. Gleichwohl ist unstrittig, 
dass die Umwandlung einer Agrarfläche zu einem großflächigen Gewerbegebiet besondere 
Umstände hervorruft, die mit der aktuellen Nutzung bislang nicht gegeben waren. 

Dies gilt im übertragenen Sinne auch für das Störungsverbot. Die Störempfindlichkeit von 
Arten welche bereits Störungen ausgesetzt sind ist erheblich geringer als diejenige der in 
ausschließlich naturnahen, siedlungsfernen und störungsarmen Habitaten lebenden Tiere. 
Unter diesem Aspekt stets zu beachten ist, dass eine Störung im artenschutzrechtlichen Sinne 
nur dann erheblich und relevant ist, „wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der 
lokalen Population einer Art verschlechtert.“ 

Im Hinblick auf das Zerstörungsverbot ist stets zu unterscheiden zwischen Fortpflanzungs- 
und Ruhestätten, die saisonal (also pro Brut- und/oder Rastperiode) wechseln und solchen, 
die eine gewisse Stetigkeit aufweisen. Eine vom (eingeschränkt mobilen und stenöken) 
Eremiten besetzte, vermulmte alte Stieleiche weist beispielweise eine weitaus höhere Stetigkeit 
und artenschutzrechtliche Relevanz auf, als das jährlich neu innerhalb oft saisonal 
wechselnder Reviere angelegte Gelege eines Boden- oder Gehölzbrüters. 

Sofern Schutzmaßnahmen erforderlich sind, ist zwingend das bundesrechtliche Grundprinzip 
der Verhältnismäßigkeit anzuwenden. Dies bedeutet, dass die ggf. erforderliche Vermeidung 
des vorhabenbezogenen Eintritts auch artenschutzrechtlicher Verbote stets mit den mildesten 
wirksamen Mitteln erfolgen muss. 
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Den Maßstab für die vorliegende Neubewertung der Planinhalte bilden, zusammenfassend 
dargestellt, die durch die höchstrichterliche Rechtsprechung zum Besonderen Artenschutz 
definierten Prinzipien: 

• Erforderlich und ausreichend ist im Artenschutzrecht eine am Maßstab praktischer 
Vernunft ausgerichtete Prüfung.1 

• Zwingend erforderlich für die Ermittlung der Relevanz einer Art ist nicht, ob diese 
tatsächlich oder potenziell im Plangebiet vorkommt, sondern ob die Planung bzw. 
das Vorhaben besondere Umstände herbeiführt, die aufgrund der regelmäßigen 
und/oder häufigen Präsenz der Arten geeignet sein können, bei diesen Verbote in 
Bezug auf jene Arten auszulösen. Wesentlich hierbei ist die Abschätzung der 
Gefahren, die sich für die relevanten Arten bereits aus dem allgemeinen 
Naturgeschehen in einer vom Menschen gestalteten Landschaft ergeben.2 

• Ein Nullrisiko ist im Rahmen der artenschutzrechtlichen Bewertung für die relevanten 
Arten nicht zu fordern.3 

• Anders als im Habitatschutz setzt die Wirksamkeit von Schutz- und 
Vermeidungsmaßnahmen nicht voraus, dass die Beeinträchtigung sowohl mit 
Gewissheit, als auch vollumfänglich ausgeschlossen werden kann.4 

• In einer Situation, die von derzeit noch nicht ausräumbaren wissenschaftlichen 
Unsicherheiten über Wirkungszusammenhänge geprägt ist, darf mit 
Prognosewahrscheinlichkeiten, Schätzungen und Analogieschlüssen gearbeitet 
werden.5 

• Sowohl die Notwendigkeit, als auch die Verhältnismäßigkeit von ggf. in Betracht 
kommenden Schutzmaßnahmen ist stets zu prüfen. Die Genehmigungs- und 
Fachbehörden haben das mildeste geeignete Mittel zur Abwendung 
artenschutzrechtlicher Verbote zu wählen. 

 

 

 

1 BVerwG, Urteil vom 9. Juli 2008 - 9 A 14/07 – juris, Rn. 57. 

2 BVerwG, Beschluss vom 08.03.2018 - 9 B 25.17, LS und RN 11 

3 vgl. BVerwG, Urteil vom 28. April 2016 – 9 A 9/15 − juris, Rn. 141. 

4 BVerwG, Urteil vom 27. November 2018 – 9 A 8/17 – juris, Rn. 123. 

5 BVerwG, Urteil vom 27. November 2018 – 9 A 8/17 – juris, Rn. 133 f.; BVerwG, Urteil vom 9. Juli 
2008 – 9 A 14/07 – juris, Rn. 63. 
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4. Räumliche Lage und Kurzcharakterisierung 

Das Plangebiet befindet sich auf Ackerflächen der Stadt Grevesmühlen (Abb. 2, orange 
umrandet) sowie der Gemeinde Upahl (Abb. 2 blau umrandet) im Landkreis 
Nordwestmecklenburg. Das Plangebiet grenzt nördlich an die BAB 20 und westlich an die 
L 03. Mittig im Plangebiet verläuft eine Baumhecke in Ost-West-Richtung. Westlich und 
südlich angrenzend befinden sich Grünlandflächen. Östlich an die L 03 angrenzend, aber 
noch innerhalb des Plangebietes liegend, befindet sich ein Wohnhaus.  

Die geplante verkehrliche Erschließung des Großgewerbes ist von der L 03 aus Süden 
kommend geplant. Zur Erschließung ist der Durchbruch einer nach § 20 NatSchAG M-V 
geschützten Baumhecke erforderlich. Mit dem Vorhaben ist außerdem der Abriss des 
bestehenden Wohnhauses mit Nebengebäuden im Südwesten des Plangebietes verbunden. 

Abbildung 2: Übersicht über die Lage des Plangebietes (orange und blau umrandet). Erstellt mit QGIS 3.16, 
Kartengrundlage: TK LAiV M-V 2022. 
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5. Merkmale der geplanten Geländenutzung 

Abbildung 2 zeigt die geplante Nutzung als Großgewerbestandort.  

Abbildung 3: Auszug aus dem Vorentwurf zur Satzung über den B-Plan Nr. 49 „Interkommunaler 
Großgewerbestandort Grevesmühlen-Upahl“, Bereich Stadt Grevesmühlen. Quelle: Planungsbüro Hufmann 
09/2022. 
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6. Bewertung 

6.1. Natura 2000 

Die nachfolgend abgebildete Karte verdeutlicht die topografische Lage des Plangebietes im 
Kontext mit den umgebenden nationalen und internationalen Schutzgebieten.  

• Naturschutzgebiet NSG 280 „Kalkflachmoor und Mergelgruben bei Degtow“, ca. 
700 m nordöstlich in einer Mindestentfernung von ca. 700 m. 

• Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung GGB DE 2132-303 „Stepenitz-, 
Radegast- und Maurinetal mit Zuflüssen“, nordöstlich, nördlich, westlich und 
südlich, in einer Mindestentfernung von ca. 700 m. 

• Vogelschutzgebiet SPA DE 2233-401 „Stepenitz-Poischower Mühlenbach-Radegast-
Maurine“, nordöstlich, nördlich, westlich und südlich, in einer Mindestentfernung 
von ca. 640 m. 

Abbildung 4: Europäische und nationale Schutzgebiete im Umfeld des Plangebietes (blau und orange umrandet). 
Erstellt mit QGIS 3.16, Kartengrundlage: TK LAiV M-V 2022. 

 

Aufgrund der Entfernung der umgebenden Schutzgebiete und der lokal begrenzten, 
vorhabenrelevanten Auswirkungen sind keine Beeinträchtigungen der entsprechenden 
Erhaltungs- und Entwicklungsziele der umgebenden Natura2000-Kulisse zu erwarten. 

Auch artenschutzrechtlich relevante Sachverhalte ergeben sich somit aus der umgebenden 
Natura2000-Kulisse nicht. 
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6.2. Pflanzen-, Biotop- und Habitatpotenzial für den Artenschutz 

Abbildung 5: 2022 erfasste Biotoptypen im Plangebiet und dessen Umfeld, unmaßstäbig verkleinert. 

Die Biotoptypen im Plangebiet und dessen näheren Umfeld wurden im Jahr 2022 unter 
Anwendung der Biotopkartieranleitung MV 2013 aufgenommen. Die Biotoptypen sind in 
Abbildung 5 dargestellt. Das Plangebiet befindet sich überwiegend auf Ackerflächen (ACL). 
Im mittigen Teil verläuft eine Baumhecke (BHB). Hier ist zur Anlage einer Zufahrtsstraße ein 
Durchbruch erforderlich. Im südöstlichen Teilgebiet des Geltungsbereichs sind ein bewohntes 
sowie ein leerstehendes Gebäude vorhanden. Auf dem Gebiet der Gemeinde Upahl ist 
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zudem ein Nährstoffreiches Stillgewässer (SEL) mit einem umgebenden Ruderalen 
Kriechrasen (RHK) vorhanden. Die Planung sieht vor, dieses gesetzlich geschützte Biotop auf 
Grundlage von § 20 Abs. 3 NatSchAG MV zu überbauen. 

6.3. Bewertung nach Artengruppen 

6.3.1. Vögel 

Wie zuvor beschrieben sind größtenteils Ackerflächen von der Überbauung betroffen. 
Darüber hinaus ist der Durchbruch einer Baumhecke sowie die Überbauung eines 
Stillgewässers erforderlich. Außerdem ist mit der Planung der Abriss eines leerstehenden 
sowie eines bewohnten Gebäudes verbunden. 

Im Jahr 2022 erfolgten unter Beachtung des Erfassungsstandards nach Südbeck et al 2005 
Kartierungen der Brutvögel. Entsprechende Wetterverhältnisse sowie Kartierzeiten sind der 
nachfolgenden Tabelle zu entnehmen. 

Tabelle 1: Kartierzeitpunkte und Witterungsbedingungen 2021. 

Datum Wetter Wind Temperatur Vor Ort 

11.03.2022 sonnig 4 bft aus SO -1°C 06:15-08:15 

01.04.2022 bedeckt 5 bft aus NO 2 °C 09:00-10:45 

06.05.2022 wechselnd bewölkt 1-2 bft aus W 5-8°C 04:30-07:00 

25.05.2022 sonnig 2-3 bft aus 
SW 

12 °C 07:45-10:15 

23.06.2022 wechselnd bewölkt 1-2 bft aus 
NO 

12-15°C 04:15-06:30 

12.07.2022 Sonnig, Bodennebel 2 bft aus W 12°C 03:10-06:30 

22.07.2021 teils bewölkt W (3Bft) 14,5 °C 04:10-05:20 

 

Innerhalb des Plangebietes bzw. in dessen Randbereich wurden nachfolgend aufgeführte 
Vogelarten als Brutvögel festgestellt: 

Amsel, Baumfalke, Buchfink, Feldlerche, Gartengrasmücke, Gelbspötter, Goldammer, 
Grauammer, Haussperling, Klappergrasmücke, Kohlmeise, Kolkrabe, Mönchsgrasmücke, 
Neuntöter, Rotkehlchen, Singdrossel, Zilpzalp, Zaunkönig. 

Südwestlich an den Geltungsbereich angrenzend befindet sich ein Feuchtgebüsch mit 
vorgelagertem Großseggenried. Hier wurde im Jahr durch KRIEDEMANN 2021 ein 
Brutnachweis des Kranichs erbracht. Bei den Kartierungen 2022 konnte hier zwar kein 
Brutnachweis erbracht werden, jedoch wurde im Grünland nördlich davon ein Junge 
führendes Kranichpaar beobachtet. Wo die Kranichbrutpaare im Jahr 2022 gebrütet haben, 
konnte nicht mit Sicherheit bestimmt werden. Die Ausprägung des Biotopes, innerhalb 
dessen 2021 der Brutnachweis erfolgte, lässt jedoch den Schluss zu, dass es sich hierbei um 
ein dauerhaft geeignetes Bruthabitat handelt, weswegen es im Folgenden als 
Kranichbrutplatz gewertet wird. 

Nachfolgend erfolgt eine erste Bewertung für die Artengruppe der Vögel, wobei 
gehölzbrütende Arten, bodenbrütende Arten und Fassaden-, Nischen- und Höhlenbrüter 
zusammengefasst betrachtet werden. Für Kranich und Baumfalke erfolgt eine separate 
Bewertung. 
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6.3.1.1. Gehölzbrüter (Brutvögel: Amsel, Buchfink, Gartengrasmücke, 
Gelbspötter, Klappergrasmücke, Kolkrabe, Mönchsgrasmücke, 
Neuntöter, Rotkehlchen, Singdrossel, Zilpzalp, Zaunkönig) 

Vorhabenbezogene Konflikte (§ 44 BNatSchG) 

Tötung?     Nein, Vermeidungsmaßnahme nötig 

Die Tötung adulter Tiere ist während der Bauphase nicht möglich, da sie bei Annäherung 
des Menschen oder vor Maschinen flüchten. Da der Tatbestand des Tötens auch auf die 
Entwicklungsformen der Art (hier Eier und Jungtiere) zutrifft, bedarf es der Vermeidung des 
bewussten In-Kauf-Nehmens des vorhabenbezogenen Tötens. Mit Hilfe von 
Vermeidungsmaßnahmen kann dies verhindert werden: 

Das Roden von Gehölzen in der Mitte des Plangebietes zur Herstellung der Zufahrtsstraße ist 
laut § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG außerhalb des Zeitraums 01. März bis 30. September 
durchzuführen.  

Prägende Gehölze am Plangebietsrand bleiben festsetzungsgemäß bestehen. Adulte Vögel 
werden während der Bauzeit auch nicht getötet, da diese vor Menschen, Baumaschinen etc. 
flüchten. 

Erhebliche Störung 
(negative Auswirkung auf lokale Population)? Nein 

Bei den genannten Arten handelt es sich überwiegend um verbreitete Arten, die häufig in der 
Nähe des Menschen anzutreffen sind. Darüber hinaus wurde auch ein Revier des Neuntöters 
in der Hecke am südlichen Rand des Plangebietes nachgewiesen. Für die Art wichtige 
Nahrungsflächen, welche sich v. a. südlich und somit planungsabgewandt befinden, bleiben 
von der Planung unberührt. Störungen der Arten mit Verschlechterung des 
Erhaltungszustandes der lokalen Populationen werden durch das Vorhaben vorbehaltlich 
einer vertiefenden artenschutzfachlichen Prüfung nicht erwartet. 

Entnahme/Beschädigung/Zerstörung 
von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten?  Nein, Vermeidungsmaßnahme nötig  

Die etwaige Beschädigung und Zerstörung von Fortpflanzungsstätten ist mit der oben 
genannten Anwendung von § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG vermeidbar. In diesem 
Zusammenhang wichtig ist der Sachverhalt, dass die oben aufgeführten Arten innerhalb ihres 
Reviers in der Regel jährlich neue Nester anlegen. 

Vorsorglicher Artenschutz (Gehölzbrüter): Sämtliche Rodungen erfolgen zum Schutz der 
etwaig in den Gehölzen brütenden Tiere vor dem 01.03. oder nach dem 30.09.  

6.3.1.2. Bodenbrüter (Brutvögel: Feldlerche, Goldammer, Grauammer) 

Vorhabenbezogene Konflikte (§ 44 BNatSchG) 

Tötung?     Nein, Vermeidungsmaßnahme notwendig 

Die Tötung adulter Tiere ist während der Bauphase nicht möglich, da sie bei Annäherung 
des Menschen oder vor Maschinen flüchten. Da der Tatbestand des Tötens auch auf die 
Entwicklungsformen der Art (hier Eier und Jungtiere) zutrifft, bedarf es der Vermeidung des 
bewussten In-Kauf-Nehmens des vorhabenbezogenen Tötens. Mit der 
Vermeidungsmaßnahme 1 (vgl. Kap. 6) kann eine Anlage von Nestern durch bodenbrütende 
Vogelarten im Baubereich vermieden und somit der Eintritt des Tötungsverbotes abgewendet 
werden. 

Erhebliche Störung 
(negative Auswirkung auf lokale Population)? Nein 

Eine erhebliche Störung der genannten Arten ist nicht gegeben, da die Arten bei Annäherung 
eines Menschen nicht als störungsempfindlich einzustufen sind. Aufgrund dessen kann davon 
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ausgegangen werden, dass das Vorhaben keine erheblichen Störungen bzw. Auswirkungen 
auf die lokalen Populationen der genannten bodenbrütenden Arten haben wird. 

Entnahme/Beschädigung/Zerstörung 
von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten? Nein, Vermeidungsmaßnahme notwendig 

Die etwaige baubedingte Beschädigung und Zerstörung von Fortpflanzungsstätten ist zwar 
durch eine Bauzeitenregelung vermeidbar. 

In diesem Zusammenhang sei allerdings darauf hingewiesen, dass mit Umsetzung der 
Planung insbesondere für die Feldlerche anlagebedingt ein dauerhafter Bruthabitatverlust zu 
verzeichnen ist. Feldlerchen brüten in der Regel nicht innerhalb von Gewerbegebieten, da sie 
eine von Vertikalstrukturen (z.B. Gebäude, Waldränder, Baumhecken) geprägte Umgebung 
meiden, selbst, wenn vermeintlich größere Freiflächen mit kurzrasiger Struktur verbleiben 
sollten. Es bedarf demnach eines artenschutzrechtlichen Ausgleichs durch Neuanlage von 
Feldlerchenhabitaten in ausreichendem Umfang. Voraussichtlich erfolgt die Neuschaffung 
von Ersatzhabitaten nicht im räumlichen Zusammenhang mit dem Standort des Eingriffs. 
Insofern wird dies im Rahmen einer Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG als 
populationsstützende Maßnahme (FCS-Maßnahme) zu realisieren sein. Eine Verknüpfung mit 
der Eingriffsregelung ist dabei grundsätzlich möglich, sofern Maßnahmen zur 
Eingriffskompensation darauf abstellen, vormals für die Feldlerche ungeeignete Habitate so 
zu gestalten, dass deren Ansiedlung möglich und wahrscheinlich ist. 

Gold- und Grauammer brüten hingegen nicht innerhalb von Ackerflächen, sondern an 
deren Rand in hoch und dicht wachsenden Staudensäumen. Für diese ist insofern sehr 
wahrscheinlich keine Neuschaffung von Ersatzbruthabitaten nötig, so dass für diese die 
nachfolgende Vermeidungsmaßnahme voraussichtlich ausreichend sein wird. 

Vorsorglicher Artenschutz (Bodenbrüter): 

Bauzeitenregelung (alle Bodenbrüter): Sämtliche Bauarbeiten erfolgen zum Schutz der etwaig 
in der Fläche brütenden Bodenbrüter vor dem 01.03. oder nach dem 31.08. Ist die 
Durchführung der Bauarbeiten während der Brutzeit unvermeidbar, sind die betreffenden 
Flächen bis zum Beginn der Brutzeit vegetationsfrei zu halten, oder mit Hilfe von 
Flatterbändern das Anlegen einer Brutstätte zu verhindern. 

6.3.1.3. Fassaden-, Nischen- und Höhlenbrüter (Brutvögel: Haussperling, 
Kohlmeise) 

Im Bereich des unvermeidbaren Heckendurchbruchs sowie an den zum Abriss vorgesehenen 
Einzelgebäuden sind Bruten von Fassaden-, Nischen- und Höhlenbrütern nicht 
auszuschließen. 

Vorhabenbezogene Konflikte (§ 44 BNatSchG) 

Tötung       Nein, Vermeidungsmaßnahme nötig 

Die Tötung adulter Tiere während der Bauphase ist unwahrscheinlich, da diese bei 
Annäherung sofort flüchten. Die Zerstörung von Gelegen ist während der Bauarbeiten nicht 
auszuschließen. In jedem Falle ist der Eintritt dieses Verbotstatbestandes vermeidbar, wenn 
die Bauarbeiten außerhalb der Brutzeit der kartierten Arten (Wertungsgrenzen nach Südbeck 
et al. 2005 vom 01.03. – 31.05.) erfolgen oder die Baufeldfreimachung vor Brutzeitbeginn 
erfolgt. 
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Erhebliche Störung 
(negative Auswirkungen auf lokale Population)  Nein 

Bei den genannten Arten handelt es sich um häufige und verbreitete Arten, die oft in der 
Nähe des Menschen anzutreffen sind und nicht besonders störungsempfindlich sind. Ebenso 
verfügen adulte Tiere im direkten Umfeld über genügend Ausweichmöglichkeiten. Daher ist 
eine Störung der Arten durch das Vorhaben ausgeschlossen. 

Entnahme/Beschädigung/Zerstörung  
von Fortpflanzungs- und Ruhestätten?  Nein  ggf. CEF-Maßnahme 

Die etwaige baubedingte Beschädigung und Zerstörung von Fortpflanzungsstätten ist mit der 
oben genannten Maßnahme vermeidbar. 

Sofern an den Gehölzen und Gebäuden vor deren Entfernung Brutstätten nachgewiesen 
werden, besteht ggf. die Notwendigkeit zur Schaffung von Ersatzhabitaten in Form von 
künstlichen Nisthilfen an geeigneter Stelle. Der etwaige Bedarf und Umfang wird im 
Fachbeitrag Artenschutz ermittelt und dargestellt. 

Vorsorglicher Artenschutz (Fassaden-, Nischen- und Höhlenbrüter): Sämtliche Rodungen von 
Gehölzen bzw. Gebäudeabrisse erfolgen zum Schutz der etwaig in den Gehölzen bzw. 
Gebäuden brütenden Tiere vor dem 01.03. oder nach dem 30.09. 

6.3.1.1. Baumfalke 

2022 erfolgte in einem Krähennest in der Südwestecke des Plangebietes eine Brut des 
Baumfalken, vgl. Abb. 6. 

Vorhabenbezogene Konflikte (§ 44 BNatSchG) 

Tötung       Nein 

Die Tötung adulter Tiere während der Bauphase kann ausgeschlossen werden, da diese bei 
Annäherung sofort flüchten. Die Zerstörung von Gelegen ist während der Bauarbeiten 
ebenso ausgeschlossen, da mit dem Bauvorhaben keine Fällung des Horstbaumes 
verbunden ist.  

Erhebliche Störung 
(negative Auswirkungen auf lokale Population)  Nein, Vermeidungsmaßnahme 
notwendig, zusätzlich ggf. Ausnahme nach § 45 BNatSchG, ggf. in Verbindung mit FCS-
Maßnahme 

Gem. § 23 Abs. 4 Nr. 1 NatSchAG M-V ist es zum Schutz der Horststandorte von 
Baumfalken verboten, im Umkreis von 100 Metern um den Standort (Horstschutzzone I) 
Bestockungen zu entfernen oder den Charakter des Gebietes sonst zu verändern. 

Demzufolge sollte der Bereich von 100 m um den Horststandort (s. Abb. 7) von der Planung 
unberührt bleiben. Sollte der Brutplatz in der nächsten Brutsaison (Ende April bis Mitte 
August) unbesetzt bleiben, entfällt die Horstschutzzone. 

Alternativ könnte das Instrument der artenschutzrechtlichen Ausnahmegenehmigung nach 
§ 45 BNatSchG zum Tragen kommen. Dann wäre ggf. eine Maßnahme zur Sicherung des 
Erhaltungszustandes der Population der Art erforderlich (FCS-Maßnahme), sofern sich dieser 
durch Vergrämung des Baumfalken ohne Umsetzung einer solchen Maßnahme zu 
verschlechtern droht. 
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Entnahme/Beschädigung/Zerstörung  
von Fortpflanzungs- und Ruhestätten?     Nein 

Der Horstbaum befindet sich außerhalb des Plangebietes. Eingriffe in die 
Fortpflanzungsstätte können dementsprechend ausgeschlossen werden. Allerdings kann sich 
störungsbedingt eine Aufgabe des Horstes ergeben. Für diesen Fall werden im Fachbeitrag 
Artenschutz vorsorglich die artenschutzrechtlichen Konsequenzen erläutert und ggf. geeignete 
Vermeidungs-, CEF- oder FCS-Maßnahmen abgleitet. 

Baubedingt ergibt sich zunächst die Notwendigkeit der Berücksichtigung der nachfolgend 
aufgeführten Vermeidungsmaßnahme. 

Vorsorglicher Artenschutz Baumfalke: 

Horstschutzzone von 100 m um den Horststandort des Baumfalken beachten (s. Abb. 6): Der 
Bereich von 100 m um den Horststandort muss nach Möglichkeit von der Planung 
ausgenommen werden. Sollte der Brutplatz nächste Brutsaison unbesetzt bleiben, entfällt die 
Horstschutzzone.  

6.3.1.2. Kranich 

2021 erfolgte ein Brutnachweis der Art in einem südwestlich an das Plangebiet grenzenden 
Feuchtbiotop, vgl. Abb. 6. 

Vorhabenbezogene Konflikte (§ 44 BNatSchG) 

Tötung       Nein 

Die Tötung adulter Tiere während der Bauphase kann ausgeschlossen werden, da diese bei 
Annäherung sofort flüchten. Die Zerstörung von Gelegen ist während der Bauarbeiten 
ebenso ausgeschlossen, da mit dem Bauvorhaben keine Eingriffe in das Bruthabitat 
verbunden sind.  

Erhebliche Störung 
(negative Auswirkungen auf lokale Population)  Nein 

Gem. § 23 Abs. 4 Nr. 1 NatSchAG M-V ist es zum Schutz der Neststandorte von Kranichen 
zunächst verboten, im Umkreis von 100 Metern um den Standort (Horstschutzzone I) 
Bestockungen zu entfernen oder den Charakter des Gebietes sonst zu verändern. Für 
Kraniche, die – wie vorliegend – in der bewirtschafteten freien Landschaft (und nicht in einem 
Bruchwald) nisten, gilt jedoch der Brutplatz selbst (also das außerhalb des Geltungsbereichs 
liegende Feuchtbiotop) als Horstschutzzone I. 

Ungeachtet dessen können planumsetzungsbedingte Störungen, die zu einer Aufgabe des 
Brutplatzes führen, eintreten. Aufgrund des aktuell äußerst hohen Bestandes des Kranichs mit 
über 4.000 Brutpaaren besteht hierdurch allerdings nicht die Gefahr, dass sich der 
Erhaltungszustand der lokalen Population dieser Art verschlechtert. Gleichwohl wird die 
durch indirekte Beeinträchtigungen herbei geführte Aufgabe einer Fortpflanzungsstätte 
gleichgesetzt mit einem Verbot im Sinne von § 44 Absatz 1 Nr. 3 BNatSchG. Dieser Fall wird 
nachfolgend dargestellt. 

Entnahme/Beschädigung/Zerstörung  
von Fortpflanzungs- und Ruhestätten?   CEF-Maßnahme 

Das Bruthabitat befindet außerhalb des Plangebietes. Direkte Eingriffe in die 
Fortpflanzungsstätte sind mit dem Bauvorhaben dementsprechend nicht verbunden. 
Allerdings ist – trotz gutem Sichtschutz durch Gehölze – die Aufgabe des Brutplatzes nicht 
auszuschließen, wenn der nördlich angrenzende Acker (freie Landschaft) zu einem 
Gewerbegebiet umgewandelt wird. 

Infolge dessen ist für den Kranich eine CEF-Maßnahme, d.h. die Neueinrichtung eines 
Ersatzhabitats vorgesehen. 
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Abbildung 6: Gem. § 23 Abs. 4 Nr. 1 ist die Horstschutzzone I von 100 m um den Brutplatz des Baumfalken 
(orangener Punkt, rote Schraffur) im Falle eines auch zukünftigen Besatzes zu berücksichtigen. Hiernach gilt, dass 
die 100 m Zone um den Brutplatz hinsichtlich ihres Gebietscharakters nicht verändert werden darf. Beim Kranich, 
der vorliegenfachliched 2021 in der freien Landschaft (und nicht in einem Bruchwald) gebrütet hat, ist die 
Horstschutzzone I identisch mit dem außerhalb des Geltungsbereiches liegenden Brutplatz (roter Punkt), dessen 
Charakter nicht verändert werden darf. 
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6.3.2. Säugetiere 

Tabelle 2: Gem. Anh. II bzw. IV geschützte Säugetierarten in M-V. Quelle: LUNG M-V 2016. 

 

Säugetierarten, die dem besonderen Artenschutz unterliegen (Tab. 2 Anhang IV), wurden im 
Plangebiet nicht nachgewiesen bzw. sind im Hinblick auf die Planinhalte aufgrund 
abweichender Habitatansprüche irrelevant bzw. ausgehend von den vorhandenen 
Biotoptypen mit Ausnahme von Fledermäusen sehr wahrscheinlich nicht vorhanden. 

Hinsichtlich der Quartiereignung für Fledermäuse erscheinen die im Plangebiet befindlichen, 
teilweise noch bewohnten Bestandsgebäude für Fledermäuse eher ungeeignet. Ohne weitere 
Begutachtung kann das Vorhandensein von Sommerquartieren oder Wochenstuben nicht 
gänzlich ausgeschlossen werden. Das Vorhandensein von Winterquartieren wird aufgrund 
der Nichteignung der von der Planung beanspruchten Strukturen ausgeschlossen. Ohne 
weitere Vorabuntersuchung ist eine Abrisszeitenbeschränkung der Gebäude außerhalb der 
Zeit vom 1.11. bis zum 28.2. eines jeden Jahres zu beachten, d.h. sollte der Abriss während 
der Zeit 1.11. bis 28.2. vorgenommen werden, ist mit dem Abriss keine Gefährdung von 
Fledermäusen verbunden. Sollte die Abrisszeitenbeschränkung zugunsten der Fledermäuse 
nicht eingehalten werden können, kann eine Vorabuntersuchung unmittelbar vor Abriss der 
betroffenen Gebäude durch ein geeignetes Gutachterbüro durchgeführt werden. Wenn keine 
Quartiere festgestellt werden sollten, können die Abrissarbeiten auch außerhalb des 
Zeitraums 1.11.-28.2. vorgenommen werden. Werden bei der Kontrolle 
Fledermausquartiere nachgewiesen, sind die Abrissarbeiten bis zum Verlassen der Quartiere 
auszusetzen. 

Bei den zu fällenden Bäumen kann eine Quartiereignung ohne weitere Vorabuntersuchung 
ebenso wenig ausgeschlossen werden. Sollten die Fällungen in der Zeit vom 1.11. bis zum 
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28.2. vorgenommen werden, kann eine Gefährdung der Fledermäuse ausgeschlossen 
werden, da ausreichend große, innen hohle Bäume mit entsprechender Eignung als 
Winterquartier im Plangebiet nicht vorkommen. Sollte die Fällzeitenbeschränkung zugunsten 
der Fledermäuse nicht eingehalten werden können, kann eine Vorabuntersuchung 
unmittelbar vor Fällung der betroffenen Gehölze durch ein geeignetes Gutachterbüro 
durchgeführt werden. Wenn keine Quartiere festgestellt werden sollten, können die 
Fällungen auch außerhalb des Zeitraums 1.11.-28.2. vorgenommen werden. Werden bei 
der Kontrolle Fledermausquartiere nachgewiesen, sind die Fällungen bis zum Verlassen der 
Quartiere auszusetzen. Ggf. sind vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) in 
Form des Angebotes von Ersatzquartieren („Fledermauskästen“) erforderlich. 

Vorhabenbezogene Konflikte (§ 44 BNatSchG) 

• Tötung?    Nein, Vermeidungsmaßnahme notwendig 

• Erhebliche Störung 
(negative Auswirkung auf lokale Population)? Nein 

• Entnahme/Beschädigung/Zerstörung 
von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten?  Nein, ggf. CEF-Maßnahme notwendig 

6.3.3. Amphibien 

Folgende Arten sind gemäß Anhang IV FFH-RL geschützt: 

Kammmolch   Triturus cristatus Rotbauchunke  Bombina Bombina 

Moorfrosch   Rana arvalis  Springfrosch  Rana dalmatina 

Kleiner Teichfrosch Pelophylax lessonae Knoblauchkröte Pelobates fuscus 

Kreuzkröte  Bufo calamita  Wechselkröte  Bufo viridis 

Laubfrosch  Hyla arborea 

Im Kleingewässer im südlichen Plangebiet wurden bei den Kartierungen Teichfrösche 
nachgewiesen. Eine Eignung als Laichhabitat für weitere Arten kann nicht ausgeschlossen 
werden. Die Planung sieht die Überbauung bzw. Entfernung dieses Biotopes vor.  

Um eine Tötung der in diesem potentiellen Sommerquartier lebenden Amphibien zu 
vermeiden, ist die Überbauung nur im Zeitraum 01.11. – 28.02. zulässig. Außerdem ist an 
anderer Stelle ein Gewässer von mindestens derselben Größe anzulegen (CEF-Maßnahme). 
Dieses Ersatzhabitat muss mit Beginn der Bauarbeiten funktionsfähig sein. Ist die 
Durchführung der Bauarbeiten während der Zeit vom 01.03. bis zum 30.10. unvermeidbar, 
sind die im Laichhabitat lebenden Amphibien unmittelbar zuvor abzusammeln und in ein 
geeignetes, d.h. mindestens 3 km vom Biotop entferntes Ersatzhabitat zu verbringen; die 
große Entfernung verhindert ein Rückwandern in das dann überbaute Biotop. 

Konflikte (§44 BNatSchG): 

• Tötung?    Nein, Vermeidungsmaßnahme notwendig 

• Erhebliche Störung 
(negative Auswirkung auf lokale Population)? Nein 

• Entnahme/Beschädigung/Zerstörung 
von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten?  Nein, CEF-Maßnahme notwendig 
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6.3.4. Reptilien 

Ein Vorkommen von Reptilien im Planungsgebiet kann auf Grundlage der 2022 
durchgeführten Gebietserfassungen und des Habitatpotenzials aufgrund des Ackerstandortes 
ausgeschlossen werden. Das Plangebiet bietet keine geeigneten Habitate für die nach 
Anhang IV der FFH-Richtlinie geschützten und in Mecklenburg-Vorpommern vorkommenden 
Reptilienarten wie Zauneidechse, Europäische Sumpfschildkröte und Schling- bzw. 
Glattnatter.  

Konflikte (§44 BNatSchG): 

• Tötung?     Nein 

• Erhebliche Störung 
(negative Auswirkung auf lokale Population)? Nein 

• Entnahme/Beschädigung/Zerstörung 
von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten?  Nein 

6.3.5. Rundmäuler und Fische 

Vom besonderen Artenschutz erfasst sind nur die in Anhang IV der Richtlinie 92/43/EWG 
geführten Baltischer Stör und Nordseeschnäpel. Ein Vorkommen der Arten ist im Plangebiet 
ausgeschlossen. 

Konflikte (§44 BNatSchG): 

• Tötung?     Nein 

• Erhebliche Störung 
(negative Auswirkung auf lokale Population)? Nein 

• Entnahme/Beschädigung/Zerstörung 
von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten?  Nein 

6.3.6. Schmetterlinge 

Folgende Arten sind nach Anhang IV der Richtlinie 92/43/EWG in Mecklenburg-
Vorpommern geschützt: 

- Großer Feuerfalter   Lycaena dispar 

- Blauschillernder Feuerfalter  Lampetra fluviatilis 

- Nachtkerzenschwärmer   Proserpinus proserpina 

Der Verbreitungsschwerpunkt des Großen Feuerfalters in Mecklenburg-Vorpommern liegt in 
den Flusstalmooren und auf Seeterrassen Vorpommerns. Die Primärlebensräume der Art sind 
die natürlichen Überflutungsräume an Gewässern mit Beständen des Fluss-Ampfers (Rumex 
hydrolapathum) in Großseggenrieden und Röhrichten, v.a. in den Flusstalmooren und auf 
Seeterrassen. Da diese Standorte mit ungestörtem Grundwasserhaushalt in den vergangenen 
200 Jahren fast vollständig entwässert und intensiv bewirtschaftet wurden, wurde der Große 
Feuerfalter weitgehend auf Ersatzhabitate zurückgedrängt. Dies sind v.a. Uferbereiche von 
Gräben, Torfstichen, natürlichen Fließ- und Stillgewässern mit Beständen des Fluss-Ampfers, 
die keiner Nutzung unterliegen. Die besiedelten Habitate zeichnen sich durch eutrophe 
Verhältnisse und Strukturreichtum aus. In Mecklenburg-Vorpommern liegen Nachweise von 
Eiablagen und Raupenfunden überwiegend an Fluss-Ampfer vor, in Ausnahmefällen auch 
am Stumpfblättrigen Ampfer (Rumex obtusifolius) und am Krausen Ampfer (Rumex crispus) 
Entscheidend für das Überleben der Art ist neben der Raupenfraßpflanze ein reichhaltiges 
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Nektarpflanzenangebot, das entweder im Larvalhabitat oder im für die Art erreichbaren 
Umfeld vorhanden sein muss. In Mecklenburg-Vorpommern ist der Große Feuerfalter relativ 
ortstreu, nur gelegentlich kann er mehr als 10 km dispergieren, nur 10 % einer Population 
können 5 km entfernte Habitate erreichen (FFH-Artensteckbrief Großer Feuerfalter, LUNG 
M-V 2012). Es gibt keine geeigneten Habitate für die Art im Umfeld des Plangebietes. 

Der Blauschillernde Feuerfalter kommt in Mecklenburg-Vorpommern nur noch als 
hochgradig isoliertes Reliktvorkommen im Ueckertal vor. Hier ist der Wiesen-Knöterich 
(Bistorta officinalis) die einzig sicher belegte Eiablage- und Raupenfraßpflanze. Feuchtwiesen 
und Moorwiesen mit reichen Beständen an Wiesenknöterich sowie deren Brachestadien mit 
eindringendem Mädesüß bilden heute die Lebensräume der Art (FFH-Artensteckbrief 
Blauschillernder Feuerfalter, LUNG M-V 2012). Es gibt keine geeigneten Habitate für die Art 
im Umfeld des Plangebietes. 

Beobachtungen des Nachtkerzenschwärmers lagen in Mecklenburg-Vorpommern v.a. aus 
dem Süden des Landes vor. Seit Mitte der 1990er Jahre ist eine Zunahme der 
Fundnachweise zu verzeichnen, 2007 kam es zu einer auffälligen Häufung der Art im Raum 
Stralsund-Greifswald und im südlichen Vorpommern. Unklar ist noch, ob die Art gegenwärtig 
ihr Areal erweitert und in Mecklenburg-Vorpommern endgültig bodenständig wird oder ob es 
sich bei den gegenwärtig zu verzeichnenden Ausbreitungen um arttypische Fluktuationen am 
Arealrand handelt. Die Art besiedelt die Ufer von Gräben und Fließgewässern sowie Wald-, 
Straßen und Wegränder mit Weidenröschen-Beständen, ist also meist in feuchten 
Staudenfluren, Flussufer-Unkrautgesellschaften, niedrigwüchsigen Röhrichten, Flusskies- und 
Feuchtschuttfluren zu finden. Die Raupen ernähren sich von unterschiedlichen 
Nachtkerzengewächsen (Onagraceae) (FFH-Artensteckbrief Nachtkerzenschwärmer, LUNG 
M-V 2007). Es gibt keine geeigneten Habitate für die Art im Umfeld des Plangebietes. 

Auf Grund der aktuell bekannten Verbreitungsmuster der oben aufgeführten 
Schmetterlingsarten innerhalb Mecklenburg-Vorpommerns und der erheblich von den 
Lebensraumansprüchen der Arten abweichenden Biotopstrukturen innerhalb des 
Plangebietes kann eine artenschutzrechtliche Betroffenheit des Großen Feuerfalters, des 
Blauschillernden Feuerfalters, und des Nachtkerzenschwärmers durch die Planinhalte 
ausgeschlossen werden. 

Konflikte (§44 BNatSchG): 

• Tötung?     Nein 

• Erhebliche Störung 
(negative Auswirkung auf lokale Population)? Nein 

• Entnahme/Beschädigung/Zerstörung 
von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten?  Nein 

6.3.7. Käfer 

Folgende Arten sind nach Anhang IV der Richtlinie 92/43/EWG in Mecklenburg-
Vorpommern geschützt: 

- Breitrand     Dytiscus latissimus 

- Schmalbindiger Breitflügel-Tauchkäfer  Lampetra fluviatilis 

- Eremit      Osmoderma eremita 

- Großer Eichenbock    Cerambyx cerdo 

Aus Mecklenburg-Vorpommern liegen einzelne historische Funde des Breitrands bis zum Jahr 
1967 sowie wenige aktuelle Nachweise aus insgesamt fünf Gewässern im südöstlichen Teil 
des Landes vor. Möglicherweise handelt es sich um Restpopulationen, die wenigen Funde 
lassen keine Bindung an bestimmte Naturräume erkennen. Als Schwimmkäfer besiedelt die 
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Art ausschließlich größere (> 1 ha) und permanent wasserführende Stillgewässer. Dabei 
bevorzugt der Breitrand nährstoffarme und makrophytenreiche Flachseen, Weiher und 
Teiche mit einem breiten Verlandungsgürtel mit dichter submerser Vegetation sowie Moosen 
und/ oder Armleuchteralgen in Ufernähe. Bei den aktuellen Funden der Art in Mecklenburg-
Vorpommern handelt es sich um typische Moorgewässer mit breitem Schwingrasen- und 
Verlandungsgürtel (FFH-Artensteckbrief Breitrand, LUNG M-V 2011). Es gibt keine 
geeigneten Habitate für die Art im Plangebiet. 

Aus Mecklenburg-Vorpommern liegen einzelne historische Nachweise des Schmalbindigen 
Breitflügel-Tauchkäfers bis zum Jahr 1998 sowie mehrere aktuelle Nachweise aus insgesamt 
vier Gewässern im südöstlichen Teil des Landes vor. Die Art besiedelt ausschließlich größere 
(> 0,5 ha) permanent wasserführende Stillgewässer. Der Schmalbindige Breitflügel-
Tauchkäfer besiedelt oligo-, meso- und eutrophe Gewässer mit einer deutlichen Präferenz 
für nährstoffärmere Gewässer. Für das Vorkommen der Art scheinen ausgedehnte, besonnte 
Flachwasserbereiche mit größeren Sphagnum-Beständen und Kleinseggenrieden im 
Uferbereich sowie größere Bestände von emerser Vegetation zur Eiablage wichtig zu sein. 
Bei den aktuellen Funden der Art in Mecklenburg-Vorpommern handelt es sich um typische 
Moorgewässer mit breitem Schwingrasen- und Verlandungsgürtel sowie einen 
Torfstichkomplex im Niedermoor (FFH-Artensteckbrief Schmalbindiger Breitflügel-Tauchkäfer, 
LUNG M-V 2011). Es gibt keine geeigneten Habitate für die Art im Plangebiet. 

Derzeitige Verbreitungsschwerpunkte des Eremiten in Mecklenburg Vorpommern sind die 
beiden Landschaftszonen „Höhenrücken und Mecklenburgische Seenplatte“ und „Rückland 
der Mecklenburgischen Seenplatte“, wobei sich der Neustrelitz-Feldberg-Neubrandenburger 
und der Teterow-Malchiner Raum als Häufungszentren abzeichnen. Der Eremit lebt 
ausschließlich in mit Mulm gefüllten großen Höhlen alter, anbrüchiger, aber stehender und 
zumeist noch lebender Laubbäume. Als Baumart bevorzugt der Eremit die Baumart Eiche, 
daneben konnte die Art auch in Linde, Buche, Kopfweide, Erle, Bergahorn und Kiefer 
festgestellt werden. Die Art zeigt eine hohe Treue zum Brutbaum und besitzt nur ein 
schwaches Ausbreitungspotenzial. Dies erfordert über lange Zeiträume ein kontinuierlich 
vorhandenes Angebot an geeigneten Brutbäumen in der nächsten Umgebung. 
Nachgewiesen ist eine Flugdistanz von 190 m, während die mögliche Flugleistung auf 1-2 
km geschätzt wird (FFH-Artensteckbrief Eremit, LUNG M-V 2011). Es gibt keine geeigneten 
Habitate für die Art im Plangebiet. Die zu rodenden Steileichen im Plangebiet sind vital und 
mulmfrei. 

Für Mecklenburg-Vorpommern liegen ältere Nachweise des Großen Eichenbocks v.a. aus 
den südlichen Landesteilen und vereinzelt von Rügen sowie aus dem Bereich der Kühlung 
vor. Derzeit sind nur noch drei Populationen im Südwesten und Südosten des Landes 
bekannt. Weitere Vorkommen der Art in anderen Landesteilen sind nicht auszuschließen, 
obwohl die auffällige Art kaum unerkannt bleiben dürfte. Der Große Eichenbock ist 
vorzugsweise an Eichen, insbesondere an die Stieleiche (Quercus robur) als 
Entwicklungshabitat gebunden. In geringem Maße wird auch die Traubeneiche (Quercus 
petrea) genutzt. Obwohl im südlichen Teil des bundesdeutschen Verbreitungsgebiets auch 
andere Baumarten besiedelt werden, beschränkt sich die Besiedlung in Mecklenburg-
Vorpommern ausschließlich auf Eichen. Lebensräume des Eichenbocks sind in Deutschland 
offene Alteichenbestände, Parkanlagen, Alleen, Reste der Hartholzaue sowie Solitärbäume. 
Wichtig ist das Vorhandensein einzeln bzw. locker stehender, besonnter, alter Eichen. Die 
standorttreue Art besitzt nur ein geringes Ausbreitungsbedürfnis und begnügt sich eine lange 
Zeit mit dem einmal besiedelten Baum. Auch das Ausbreitungspotenzial der Art beschränkt 
sich auf wenige Kilometer (FFH-Artensteckbrief Großer Eichenbock, LUNG M-V 2011). Es 
gibt keine geeigneten Habitate für die Art im Plangebiet. Die zu rodenden Steileichen im 
Plangebiet sind vital und mulmfrei. 

Auf Grund der aktuell bekannten Verbreitungsmuster der oben aufgeführten Käferarten 
innerhalb Mecklenburg-Vorpommerns und der erheblich von den Lebensraumansprüchen 
der Arten abweichenden Biotopstrukturen innerhalb des Plangebietes kann eine 
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artenschutzrechtliche Betroffenheit des Breitrands, des Schmalbindigen Breitflügel-
Tauchkäfers, des Eremiten und des Großen Eichenbocks ausgeschlossen werden. 

Konflikte (§44 BNatSchG): 

• Tötung?     Nein 

• Erhebliche Störung 
(negative Auswirkung auf lokale Population)? Nein 

• Entnahme/Beschädigung/Zerstörung 
von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten?  Nein 

6.3.8. Libellen 

Folgende Arten sind nach Anhang IV der Richtlinie 92/43/EWG in Mecklenburg-
Vorpommern geschützt: 

- Grüne Mosaikjungfer  Aeshna viridis 

- Östliche Moosjungfer  Leucorrhinia albifrons 

- Zierliche Moosjungfer  Leucorrhinia caudalis 

- Große Moosjungfer  Leucorrhinia pectoralis 

- Sibirische Winterlibelle  Sympecma paedisca 

- Asiatische Keiljungfer  Gomphus flavipes 

Die Grüne Mosaikjungfer kommt in Mecklenburg-Vorpommern v.a. in den Flusssystemen der 
Warnow, der Trebel, der Recknitz und der Peene vor. Darüber hinaus existieren weitere 
Vorkommen im Raum Neustrelitz. Wegen der engen Bindung an die Krebsschere (Stratiotes 
aloides) als Eiablagepflanze kommt die Art vorwiegend in den Niederungsbereichen wie z.B. 
im norddeutschen Tiefland vor und besiedelt dort unterschiedliche Stillgewässertypen wie 
Altwässer, Teiche, Tümpel, Torfstiche, eutrophe Moorkolke oder Randlaggs, Seebuchten, 
Gräben und Altarme von Flüssen, sofern diese ausreichend große und dichte Bestände der 
Krebsschere aufweisen (FFH-Artensteckbrief Grüne Mosaikjungfer, LUNG M-V 2010). 
Habitate der Art sind von der Planung nicht betroffen. 

Aus Mecklenburg-Vorpommern sind bislang nur sehr wenige Vorkommen der Östlichen 
Moosjungfer an größeren Stillgewässern aus dem südöstlichen und östlichen Landesteil 
bekannt. Die Art bevorzugt saure Moorkolke und Restseen mit Schwingrieden aus 
Torfmoosen und Kleinseggen. Wesentlich für die Habitateignung ist der aktuelle Zustand der 
Moorkolke. Sie müssen zumindest fischarm sein und im günstigsten Falle zudem submerse 
Strukturen wie Drepanocladus- oder Juncus-bulbosus-Grundrasen verfügen, die zumeist in 
klarem, nur schwach humos gefärbtem Wasser gedeihen. In Mecklenburg-Vorpommern 
besiedelt die Östliche Moosjungfer vorzugsweise die echten Seen, sie überwiegend in der 
mecklenburgischen Seenplatte vorkommen (FFH-Artensteckbrief Östliche Moosjungfer, 
LUNG M-V 2010). Habitate der Art sind von der Planung nicht betroffen. 

Aus Mecklenburg-Vorpommern sind bislang relativ wenige Vorkommen der Zierlichen 
Moosjungfer an größeren Stillgewässern bekannt, sie ist – mit Ausnahme der direkten 
Küstenregionen und der Insel Rügen sowie der mecklenburgischen Seenplatte – über das 
gesamte Land verteilen. Es zeigt sich aber, dass die Art nicht flächendeckend über das 
Bundesland verbreitet ist. Die Art besiedelt in Mecklenburg-Vorpommern vorzugsweise die 
echten Seen, die überwiegend in der mecklenburgischen Seenplatte vorkommen. Die 
Zierliche Moosjungfer bevorzugt flache in Verlandung befindliche Gewässer, die 
überwiegend von submersen Makrophyten und randlich von Röhrichten oder Rieden 
besiedelt sind. Die Größe der Gewässer liegt zumeist bei 1-5 ha, das Eiablagesubstrat sind 
Tauchfluren und Schwebematten, seltener auch Grundrasen, die aber nur geringen Abstand 
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zur Wasseroberfläche haben (FFH-Artensteckbrief Zierliche Moosjungfer, LUNG M-V 2010). 
Habitate der Art sind von der Planung nicht betroffen. 

Die Große Moosjungfer scheint in Mecklenburg-Vorpommern flächendeckend verbreitet zu 
sein. Die Lebensraumansprüche der Männchen entsprechen einer von submersen Strukturen 
durchsetzten Wasseroberfläche (z.B. Wasserschlauch–Gesellschaften), die an lockere 
Riedvegetation gebunden ist, häufig mit Schnabel-Segge (Carex rostrata) oder Steif-Segge 
(Carex elata). Vegetationslose und stark mit Wasserrosen-Schwimmblattrasen bewachsene 
Wasserflächen werden gemieden. Die Art nutzt folgende Gewässertypen als Habitat: Lagg-
Gewässer, größere Schlenken und Kolke in Mooren, Kleinseen, mehrjährig wasserführende 
Pfühle und Weiher, Biberstauflächen, ungenutzte Fischteiche, Torfstiche und wiedervernässte 
Moore. Das Wasser ist häufig huminstoffgefärbt und schwach sauer bis alkalisch (FFH-
Artensteckbrief Große Moosjungfer, LUNG M-V 2010). Habitate der Art sind von der 
Planung nicht betroffen. 

Von der Sibirischen Winterlibelle sind in Mecklenburg-Vorpommern aktuell zehn Vorkommen 
bekannt, die sich auf vorpommersche Kleingewässer beschränken. Als Habitate der Art 
kommen in Mitteleuropa Teiche, Weiher, Torfstiche und Seen in Frage. Voraussetzung für 
die Eignung der Gewässer als Larvalhabitat ist das Vorhandensein von Schlenkengewässern 
in leicht verschilften bultigen Seggenrieden, Schneidried und z.T. auch Rohrglanzgras-
Röhricht innerhalb der Verlandungszone, wo die Eier meist in auf der Wasseroberfläche 
liegende Halme abgelegt werden. Über die Imaginalhabitate in Mecklenburg-Vorpommern 
ist wenig bekannt. Vermutlich handelt es sich um Riede, Hochstaudenfluren und Waldränder 
(FFH-Artensteckbrief Sibirische Winterlibelle, LUNG M-V 2010). Habitate der Art sind von 
der Planung nicht betroffen. 

In den neunziger Jahren erfolgten in Deutschland zahlreiche Wieder- bzw. 
Neauansiedlungen der Asiatischen Keiljungfer an der Elbe, der Weser und am Rhein. Im 
Zuge dieser geförderten Wiederausbreitung erreichte die Art auch Mecklenburg-
Vorpommern, allerdings handelt es sich dabei nur um sehr wenige Vorkommen im Bereich 
der Elbe. Die Art kommt ausschließlich in Fließgewässern vor und bevorzugt hier die Mittel- 
und Unterläufe großer Ströme und Flüsse, da sie eine geringe Fließgeschwindigkeit und feine 
Sedimente aufweisen (FFH-Artensteckbrief Asiatische Keiljungfer, LUNG M-V 2010). 
Habitate der Art sind von der Planung nicht betroffen. 

Auf Grund der aktuell bekannten Verbreitungsmuster der oben aufgeführten Libellenarten 
innerhalb Mecklenburg-Vorpommerns und der erheblich von den Lebensraumansprüchen 
der Arten abweichenden Biotopstrukturen innerhalb des Plangebietes kann eine 
artenschutzrechtliche Betroffenheit der Grünen Mosaikjungfer, der Östlichen Moosjungfer, 
der Zierlichen Moosjungfer, der Großen Moosjungfer, der Sibirischen Winterlibelle und der 
Asiatischen Keiljungfer durch Umsetzung der Planinhalte ausgeschlossen werden. 

Konflikte (§44 BNatSchG): 

• Tötung?     Nein 

• Erhebliche Störung 
(negative Auswirkung auf lokale Population)? Nein 

• Entnahme/Beschädigung/Zerstörung 
von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten?  Nein 
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6.3.9. Weichtiere 

Folgende Arten sind nach Anhang IV der Richtlinie 92/43/EWG in Mecklenburg-
Vorpommern geschützt: 

Anhang IV 

- Zierliche Tellerschnecke  Anisus vorticulus 

- Bachmuschel    Unio crassus 

In Mecklenburg-Vorpommern sind derzeit elf Lebendvorkommen der Zierlichen 
Tellerschnecke bekannt, damit gehört die Art zu den seltensten Molluskenarten im Land. Die 
Art bewohnt saubere, stehende Gewässer und verträgt auch saures Milieu. Besiedelt werden 
dementsprechend Altwässer, Lehm- und Kiesgruben sowie Kleingewässer in Flussauen, 
ufernahe Zonen von Seen mit Unterwasser- und Schwimmblattvegetation, Moortümpel oder 
gut strukturierte Wiesengräben. In Mecklenburg-Vorpommern besiedelt die Zierliche 
Tellerschnecke bevorzugt die unmittelbare Uferzone von Seen, den Schilfbereich und die 
Chara-Wiesen in Niedrigwasserbereichen (FFH-Artensteckbrief Zierliche Tellerschnecke, 
LUNG M-V 2010). Habitate der Art sind von der Planung nicht betroffen. 

Mecklenburg-Vorpommern weist die größten rezenten Populationen der Bachmuschel in 
Deutschland auf. In 18 Gewässern kommen derzeit Bachmuscheln vor. Sie konzentrieren 
sich auf den westlichen Landesteil. Die geschätzten ca. 1,9 Millionen Individuen bilden etwa 
90 % des deutschen Bestandes. Die Bachmuschel wird als Indikatorart für rhithrale 
Abschnitte in Fließgewässern angesehen. Sie ist ein typischer Bewohner sauberer 
Fließgewässer mit strukturiertem Substrat und abwechslungsreicher Ufergestaltung. Sie lebt in 
schnell fließenden Bächen und Flüssen und bevorzugt eher die ufernhahen 
Flachwasserbereiche mit etwas feinerem Sediment. Gemieden werden lehmige und 
schlammige Bereiche sowie fließender Sand (FFH-Artensteckbrief Bachmuschel, LUNG M-V 
2010). Habitate der Art sind von der Planung nicht betroffen. 

Auf Grund der aktuell bekannten Verbreitungsmuster der oben aufgeführten Molluskenarten 
innerhalb Mecklenburg-Vorpommerns und der von den Lebensraumansprüchen der Arten 
abweichenden Biotopstrukturen innerhalb des Plangebietes kann eine artenschutzrechtliche 
Betroffenheit der Zierlichen Tellerschnecke und der Bachmuschel ausgeschlossen werden. 

Konflikte (§44 BNatSchG): 

• Tötung?     Nein 

• Erhebliche Störung 
(negative Auswirkung auf lokale Population)? Nein 

• Entnahme/Beschädigung/Zerstörung 
von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten?  Nein 
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6.3.10. Pflanzen 

Folgende Arten sind nach Anhang IV der Richtlinie 92/43/EWG in Mecklenburg-
Vorpommern geschützt: 

- Sumpf-Engelwurz   Angelica palustris 

- Kriechender Sellerie   Apium repens 

- Frauenschuh    Cypripedium calceolus 

- Sand-Silberscharte   Jurinea cyanoides 

- Sumpf-Glanzkraut   Liparis loeselii 

- Froschkraut    Luronium natans 

Die Sumpf-Engelwurz als eine in Mecklenburg-Vorpommern früher seltene, heute sehr 
seltene Art hatte ihr Hauptareal im östlichen Landesteil in der Landschaftszone 
„Ueckermärkisches Hügelland“, im Bereich der Uecker südlich von Pasewalk. Galt die Art 
zwischenzeitlich als verschollen, wurde sie im Jahr 2003 mit einer Population im Randowtal 
wiedergefunden, 2010 kam ein weiteres kleines Vorkommen östlich davon hinzu. Die 
Sumpf-Engelwurz scheint anmoorige Standorte und humusreiche Minirealböden zu 
bevorzugen. Augenfällig ist eine Bindung an Niedermoorstandorte. Diese müssen in jedem 
Fall nass sein und über einen gewissen Nährstoffreichtum verfügen. Ein oberflächliches 
Austrocknen wird nicht ertragen (FFH-Artensteckbrief Sumpf-Engelwurz, LUNG M-V). 
Habitate der Art sind von der Planung nicht betroffen. 

Der Kriechende Sellerie kommt in Mecklenburg-Vorpommern zerstreut in den 
Landschaftseinheiten „Mecklenburger Großseenlandschaft“, „Neustrelitzer Kleinseenland“, 
„Oberes Tollensegebiet, Grenztal und Peenetal“, „Oberes Peenegebiet“ und im „Warnow-
Recknitzgebiet“ vor, besitzt demnach einen Schwerpunkt in der Landschaftszone 
Mecklenburgische Seenplatte. Der Kriechende Sellerie benötigt als lichtliebende Art offene, 
feuchte, im Winter zeitweise überschwemmte, höchstens mäßig nährstoff- und basenreiche 
Standorte. Die Art kann auch in fließendem Wasser, selbst flutend oder untergetaucht 
vorkommen. In Mecklenburg-Vorpommern liegen alle Vorkommen in aktuellen oder 
ehemaligen Weide- oder Mähweide-Flächen. Die Art bedarf der ständigen Auflichtung der 
Vegetationsdecke und einer regelmäßigen Neubildung vegetationsfreier oder –armer 
Pionierstandorte bei gleichzeitig erhöhter Bodenfeuchte (FFH-Artensteckbrief Kriechender 
Sellerie, LUNG M-V). Habitate der Art sind von der Planung nicht betroffen. 

In Deutschland konzentrieren sich die Vorkommen des Frauenschuhs in der collinen und 
montanen Stufe des zentralen und südlichen Bereichs. Nördlich der Mittelgebirge existieren 
nur isolierte Einzelvorkommen, zu denen auch die Vorkommen Mecklenburg-Vorpommerns 
in den Hangwäldern der Steilküste des Nationalparks Jasmund auf der Insel Rügen gehören. 
Die Art besiedelt in Mecklenburg-Vorpommern mäßig feuchte bis frische, basenreiche, 
kalkhaltige Lehm- und Kreideböden sowie entsprechende Rohböden lichter bis 
halbschattiger Standorte. Trockene oder zeitweilig stark austrocknende Böden werden 
dagegen weitgehend gemieden. Natürliche Standorte stellen Vor- und Hangwälder sowie 
lichte Gebüsche dar (FFH-Artensteckbrief Frauenschuh, LUNG M-V). Habitate der Art sind 
von der Planung nicht betroffen. 

In Mecklenburg-Vorpommern war die Sand-Silberscharte schon immer eine sehr seltene Art. 
Insgesamt wurden vier Vorkommen bekannt, von denen drei Vorkommen seit langer Zeit als 
verschollen gelten. Bis 2009 kam die Art nur noch mit einem Vorkommen in der 
Landschaftseinheit „Mecklenburgisches Elbetal“ vor. Als Pionierart benötigt die Sand-
Silberscharte offene Sandtrockenrasen mit stark lückiger Vegetation, die jedoch bereits 
weitgehend festgelegt sind. Sie gedeiht vorwiegend auf basen- bis kalkreichen Dünen- oder 
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Schwemmsanden (FFH-Artensteckbrief Sand-Silberscharte, LUNG M-V). Habitate der Art sind 
von der Planung nicht betroffen. 

Bis auf das Elbetal sind aus allen Naturräumen Mecklenburg-Vorpommerns aktuelle bzw. 
historische Fundorte des Sumpf-Glanzkrauts bekannt. Der überwiegende Teil der aktuellen 
Nachweise konzentriert sich dabei auf die Landkreise Mecklenburg-Strelitz und Müritz. Die 
Art besiedelt bevorzugt offene bis halboffene Bereiche mit niedriger bis mittlerer 
Vegetationshöhe in ganzjährig nassen mesotroph-kalkreichen Niedermooren. Die 
Vorkommen in Mecklenburg-Vorpommern liegen meist in Quell- und 
Durchströmungsmooren, auf jungen Absenkungsterrassen von Seen sowie in feuchten 
Dünentälern an der Ostseeküste. Auch lichte Lorbeerweiden-Moorbirken-Gehölze mit 
Torfmoos-Bulten gehören zum natürlichen Habitat (FFH-Artensteckbrief Sumpf-Glanzkraut, 
LUNG M-V). Habitate der Art sind von der Planung nicht betroffen. 

Gegenwärtig gibt es in Mecklenburg-Vorpommern nur noch drei Vorkommen des 
Froschkrauts in den Landschaftseinheiten „Westliches Hügelland mit Stepenitz und 
Radegast“, „Krakower Seen- und Sandergebiet“ und „Südwestliche Talsandniederungen mit 
Elde, Sude und Rögnitz“. Die Art besiedelt flache, meso- bis oligotrophe Stillgewässer sowie 
Bäche und Gräben. Es bevorzugt Wassertiefen zwischen 20 und 60 cm, der Untergrund des 
Gewässers ist mäßig nährstoffreich und kalkarm sowie meist schwach sauer. Auffällig ist die 
weitgehende Bindung an wenig bewachsene Uferbereiche. Habitate der Art sind von der 
Planung nicht betroffen. 

Auf Grund der aktuell bekannten Verbreitungsmuster der oben aufgeführten Pflanzenarten 
innerhalb Mecklenburg-Vorpommerns und der erheblich von den Lebensraumansprüchen 
der Arten abweichenden Biotopstrukturen innerhalb des Plangebietes kann eine 
artenschutzrechtliche Betroffenheit der Sumpf-Engelwurz, des Kriechenden Selleries, des 
Frauenschuhs, der Sand-Silberscharte, des Sumpf-Glanzkrauts und des Froschkrauts 
ausgeschlossen werden. 

Konflikte (§44 BNatSchG): 

• Entnahme aus der Natur?    Nein 

• Beschädigung der Pflanzen oder Standorte?  Nein 

• Zerstörung der Pflanzen oder Standorte?  Nein 
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7. Zusammenfassung 

Die Stadt Grevesmühlen möchte mit der Gemeinde Upahl zusammen ein interkommunales 
Gewerbegebiet unmittelbar nördlich der BAB 20, außerhalb von Ortslagen zu schaffen. 
Derzeitig werden die Flächen landwirtschaftlich genutzt. 
Im Zuge der Planung und Planrealisierung sind die Belange des im Bundesnaturschutzrecht 
verankerten Artenschutzes zu berücksichtigen. Insbesondere ist zu prüfen, ob bzw. in 
welchem Ausmaß das Vorhaben Verbotstatbestände im Sinne von § 44 BNatSchG (s.u.) 
verursachen kann. Die vorliegende artenschutzfachliche Ersteinschätzung zum Vorentwurf 
legt dar, inwieweit diesbezüglich gem. § 44 Abs. 5 BNatSchG grundsätzlich relevante Tier- 
und Pflanzenarten (Europäische Vogelarten und Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie) 
vom Vorhaben betroffen sein können, ist jedoch nicht gleichzusetzen mit dem 
Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag. Dieser wird mit dem Entwurf vorgelegt. 

Vorsorglicher Artenschutz (Vögel): 

• Bauzeitenregelung (Gehölzbrüter): Sämtliche Rodungen erfolgen zum Schutz der etwaig 
in den Gehölzen brütenden Tiere vor dem 01.03. oder nach dem 30.09. (Anwendung 
§ 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG) 

• Bauzeitenregelung (Bodenbrüter): Sämtliche Bauarbeiten erfolgen zum Schutz der 
etwaig in der Fläche brütenden Bodenbrüter vor dem 01.03. oder nach dem 31.08. Ist 
die Durchführung der Bauarbeiten während der Brutzeit unvermeidbar, sind die 
betreffenden Flächen bis zum Beginn der Brutzeit vegetationsfrei zu halten, oder mit 
Hilfe von Flatterbändern das Anlegen einer Brutstätte zu verhindern. 

• Bauzeitenregelung (Fassaden-, Nischen-, Höhlenbrüter): Der Abriss der 
Bestandsgebäude im Plangebiet erfolgt zur Vermeidung baubedingter Tötungen vor 
dem 01.03. oder nach dem 31.08. 

• Horstschutzzone Baumfalke: Horstschutzzone von 100 m um den Horststandort des 
Baumfalken ist zu beachten. Dieser Bereich sollte nach Möglichkeit von der Planung 
ausgenommen werden.  

• Bauzeitenregelung (Fledermäuse): Der Abriss der Bestandsgebäude im Plangebiet sowie 
die Baumfällungen erfolgen zur Vermeidung baubedingter Tötungen vor dem 28.02. 
oder nach dem 01.11. Ist die Durchführung der Bauarbeiten während dieser Zeit 
unvermeidbar, sind die betreffenden Gebäude bzw. Gehölze unmittelbar vor Abriss bzw. 
vor Fällung auf das Vorkommen von Fledermäusen zu kontrollieren. Bei Negativbefund 
können Tötungen durch die Bauarbeiten ausgeschlossen werden. Bei Positivbefund sind 
die Bauarbeiten bis zum Verlassen der Quartiere auszusetzen und es werden CEF-
Maßnahmen erforderlich. 

• Bauzeitenregelung (Amphibien): Die Entfernung des nachweislich von Teichfröschen 
genutzten Kleingewässers ist in der Zeit nach dem 01.11. und vor dem 28.02. 
vorzunehmen. Außerdem ist ein Ersatzhabitat zu schaffen (CEF-Maßnahme). Sollte die 
Durchführung der Bauarbeiten während der Zeit vom 01.03. bis zum 30.10. 
unvermeidbar sein ist das potentielle Laichgewässer von Amphibien abzusammeln. Die 
Tiere sind dann in ein das zuvor angelegte und funktionstüchtige Ersatzhabitat 
umzusiedeln. 

Darüber hinaus kann die Umsetzung von CEF- und FCS-Maßnahmen erforderlich werden. 
Eine vertiefende Betrachtung erfolgt im Fachbeitrag Artenschutz, der dem Entwurf des B-
Plans beigefügt wird. 

Rabenhorst, den 07.09.2022 

 

 

Oliver Hellweg 
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Stadt Grevesmühlen

Vorlage öffentlich
VO/12SV/2022-1752
öffentlich

Vertrag über die Reservierung und den Erwerb 
von Ökopunkten

Organisationseinheit:
Bauamt

Datum
06.09.2022

Sachbearbeiter:
Regine Wagner

Verfasser:

Beratungsfolge Geplante 
Sitzungstermine

Ö / N

Finanzausschuss Stadt Grevesmühlen 
(Vorberatung) 19.09.2022 Ö
Umweltausschuss Stadt Grevesmühlen 
(Vorberatung) 26.09.2022 Ö
Bauausschuss Stadt Grevesmühlen 
(Vorberatung) 22.09.2022 Ö
Hauptausschuss Stadt Grevesmühlen 
(Vorberatung) 27.09.2022 Ö
Stadtvertretung Grevesmühlen (Entscheidung) Ö

Beschlussvorschlag
 Die Stadtvertreter stimmen dem Abschluss des Vertrags zur Reservierung und 
dem Erwerb von Ökopunkten zu.

Sachverhalt
 Mit dem Vorhaben „Interkommunaler Großgewerbestandort 
Upahl/Grevesmühlen“ hat die Stadt Grevesmühlen den Eingriff in Natur und 
Landschaft durch den Erwerb von voraussichtlich 800.000 
Kompensationsflächenäquivalenten (Ökopunkten) auszugleichen.

Die Landesforst Mecklenburg-Vorpommern als Flächenagentur stellt der Stadt 
diese Ökopunkte im Bereich Selmsdorf zur Verfügung. Der Kaufpreis beträgt 2,65 
€ je Ökopunkt zzgl. der gesetzlichen Umsatzsteuer. Das genaue Entgelt ergibt 
sich aus dem bekanntgegebenen B-Plan. Hierzu soll ein Vertrag zur Reservierung 
und den Erwerb mit der Landesforst M-V abgeschlossen werden. Die 
Reservierung bis 30.06.2023 erfolgt kostenlos. Danach ist eine 
Reservierungsgebühr in Höhe von 2% des vereinbarten Kaufpreises der 
vereinbarten Ökopunkte zzgl der gesetzlichen Umsatzsteuer fällig.

Finanzielle Auswirkungen
 

a.) bei planmäßigen Ausgaben: 
Deckung durch Planansatz in Höhe 
von: 0,00 €

Gesamtkosten: 00,00 € im Produktsachkonto ( PSK ): 00000.00000000
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b.) bei nicht planmäßigen Ausgaben: Deckung erfolgt über: 

Gesamtkosten: 00,00 € 1. folgende Einsparungen :

zusätzliche Kosten: 00,00 € im PSK 00000.00000000 in Höhe von: 00,00 €

 Bezeichnung  

im PSK 00000.00000000 in Höhe von: 00,00 €

Bezeichnung  

im PSK 00000.00000000 in Höhe von: 00,00 €

Bezeichnung  

…  

2. folgende Mehreinnahmen: 

im PSK 00000.00000000 in Höhe von: 00,00 €

Bezeichnung  

im PSK 00000.00000000 in Höhe von: 00,00 €

Bezeichnung  

im PSK 00000.00000000 in Höhe von: 00,00 €

Bezeichnung  

 
 

 
 …  

 
 

Anlage/n
1 Vertrag  (öffentlich)

2 Lageplan Ökopunkte  (öffentlich)
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IFS Landesforst
Mecklenburg-Vorpommern

WaPseieW Zault44.

Vertrag

zwischen
der Landesforstanstalt Mecklenburg-Vorpommern als Flächenagentur, Fritz-Reuter-
Platz 9, 17139 Ma !chin, vertreten durch den Vorstand Herrn Manfred Baum.

- Verkäuferin-
und
der Stadt Grevesmühlen, Rathausplatz 1, 23936 Grevesmühlen, vertreten durch den
Bürgermeister Herrn Lars Prahler

Käuferin -

über die Reservierung und den Erwerb von Ökopunkten.

Präambel
Die Verkäuferin führt entsprechend der Verordnung zur Bevorratung von
Kompensationsmaßnahmen, zur Einrichtung von Verzeichnissen und zur
Anerkennung von Flächenagenturen im Land Mecklenburg-Vorpommern
(Ökokontoverordnung M-V) Kompensationsmaßnahmen im Hinblick auf zu
erwartende Eingriffe in Natur und Landschaft durch, die in das Ökokontoverzeichnis
des Landes M-V eingetragen sind.

Die Käuferin hat für Eingriffsmaßnahmen Kompensationsflächenäquivalente zu
erbringen. Hierfür veräußert ihr die Verkäuferin entsprechend §§ 8 und 9 der
Ökokontoverordnung M-V mit dem vorliegenden Vertrag Ökopunkte aus einer ihrer
Ökokontomaßnahmen.

Die Käuferin benötigt die verbindliche Reservierung der Ökopunkte, um einen
Großgewerbestandort zu entwickeln und zwei Bebauungspläne endgültig zum
Beschluss vorzulegen. Die genaue Anzahl der benötigten Ökopunkte wird erst mit
lnkrafttreten der Bebauungspläne festgelegt. Mit dem vorliegenden Vertrag regeln die
Parteien die Reservierung der voraussichtlich insgesamt benötigten Anzahl von
Ökopunkten und den Verkauf der tatsächlich in den Bebauungsplänen ausgewiesenen
Menge an Ökopunkten.

§ 1
Reservierung

1. Auf Grundlage der der Käuferin vorliegenden Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung
für das Vorhaben:

Interkommunaler Großgewerbestandort Grevesmühlen/Upahl
(B-Plan Nr.49 der Stadt Grevesmühlen und B-Plan Nr.09 der Gemeinde Upahl)

hat die Käuferin, den mit dem Vorhaben verbundenen Eingriff in Natur und
Landschaft durch den Erwerb von voraussichtlich 800.000
Kompensationsflächenäquivalenten (Ökopunkten) auszugleichen.

2. Die Verkäuferin reserviert der Käuferin mit Unterzeichnung dieses Vertrages
800.000 Ökopunkte zum Kauf aus dem folgendem, anerkannten Ökokonto:

NWM-035 „Travehang bei Selmsdorr
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3. Die Verkäuferin stellt der Käuferin mit Unterzeichnung des Vertrages eine
Reservierungsbestätigung zur Vorlage bei der Genehmigungsbehörde als Anlage
1 aus.

§ 2
Zeitraum der Reservierung

1. Die Reservierung der Ökopunkte gemäß § 1 dieses Vertrages erfolgt bis zum
30.06.2023.

2. Die Reservierung verlängert sich automatisch um 12 Monate, sofern die
Ökopunkte nicht vor Ablauf der Reservierung mit Bekanntmachung der
Bebauungspläne endgültig erworben worden sind oder die Reservierung mit einer
Frist von vier Wochen vor Ablauf des vorangegangenen Reservierungszeitraumes
gekündigt worden ist.

3. Eine Verlängerung der Reservierung nach Nr. 2 erfolgt maximal zweimal. Sind in
diesem Zeitraum die Bebauungspläne nicht bekannt gemacht worden, bzw. die
Reservierung nicht anderweitig beendet worden, endet mit Ablauf der zweiten
Verlängerung die Reservierung und die Ökopunkte werden für die Verkäuferin
wieder frei verfügbar.

§ 3
Reservierungsgebühr

1. Die Reservierung der Ökopunkte erfolgt bis zum 30.06.2023 kostenfrei.

2. Bei einer Verlängerung der Reservierung gemäß § 2 Nr. 2 dieses Vertrages zahlt
die Käuferin eine Reservierungsgebühr in Höhe von 2% des vereinbarten
Kaufpreises, der sich aus der reservierten Punktzahl (nach § 1 Nr. 1) multipliziert
mit dem Kaufpreis pro Ökopunkt (nach § 5 Nr. 1) ergibt, aber mindestens einen
Betrag in Höhe von 100,00 Euro zzgl. der gesetzlichen Umsatzsteuer (z.Zt. 19
Prozent) für jeweils 12 Monate der Reservierung.

3. Die Reservierungsgebühr wird als Gesamtsumme von der Verkäuferin innerhalb
von vier Wochen nach Beginn eines kostenpflichtigen Reservierungszeitraumes in
Rechnung gestellt.

4. Kommt es zu keiner Bekanntmachung der Bebauungspläne oder wird die
Reservierung aus anderen Gründen beendet, fällt die volle Reservierungsgebühr
für den laufenden Reservierungszeitraum an.

§ 4
Verkauf

1. Die Verkäuferin verkauft der Käuferin die reservierten Ökopunkte in der sich
letztlich aus den Bebauungsplänen ergebenden Anzahl.

2. Sollte sich aus mind. einem der Bebauungspläne ergeben, dass die Käuferin mehr
als die reservierten Ökopunkte benötigt, ist hierüber erneut zu verhandeln.
Gegenstand dieses Vertrages sind nur Ökopunkte in der in § 1 benannten Höhe.

3. Werden weniger Ökopunkte benötigt als reserviert wurden, werden nur Ökopunkte
in der benötigten Anzahl verkauft. Mit Kenntnis der Verkäuferin von der Anzahl der
benötigten Ökopunkte, werden die nicht benötigten Punkte wieder frei nutzbar.
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§ 5
Kaufpreis und Kaufabwicklung

1. Für die Veräußerung der Ökopunkte zahlt die Käuferin der Verkäuferin ein
einmaliges Entgelt in Höhe von 2,65 Euro je Ökopunkt zzgl. der gesetzlichen
Umsatzsteuer (z.Zt. 19 Prozent).

2. Das genaue Entgelt ergibt sich bei Vorliegen des jeweiligen bekanntgegebenen
Bebauungsplans aus der dort festgelegten Anzahl an Ökopunkten.

3. Die Käuferin ist verpflichtet, der Verkäuferin, spätestens innerhalb einer Frist von
14 Tagen nach Bekanntmachung der Bebauungspläne, die mit dem
Bebauungsplan in Anspruch genommenen Ökopunkte sowie das Datum der
Bekanntmachung des jeweiligen Bebauungsplans schriftlich anzuzeigen.

4. Auf Grundlage der in § 5 Nr. 3 genannten Angaben erstellt die Verkäuferin eine
Rechnung über das Gesamtentgelt. Die Zahlungsfrist beträgt vier Wochen.

5. Die Käuferin erteilt der Verkäuferin mit Unterzeichnung dieses Vertrages das
unwiderrufliche Recht, bei der zuständigen Behörde Auskunft über das Datum der
Bekanntmachung des jeweiligen Bebauungsplans und die Beschlussentscheidung
sowie die Höhe der festgesetzten Kompensation in Ökopunkten einzuholen.

6. Bei schuldhafter Verletzung der Anzeigepflicht behält sich die Verkäuferin die
Geltendmachung einer Vertragsstrafe in Höhe von 1% des Kaufpreises für jede
voile Woche, in der nach Verstreichen der Frist nach Abs.3 die Bekanntmachung
des jeweiligen Bebauungsplanes nicht bei der Verkäuferin angezeigt wird, vor. Das
Recht zur außerordentlichen Kündigung und der Geltendmachung von
Schadensersatz bleibt hiervon unberührt. Die Höhe der Vertragsstrafe beträgt
maximal 10% des Gesamtkaufpreises.

§ 6
Rechte aus dem Vertrag

1. Eine Weiterveräußerung, Besicherung oder Abtretung der Rechte aus diesem
Vertrag durch die Käuferin vor dem endgültigen Übergang des Eigentums an den
Punkten und Bezahlung des Entgeltes bedarf der vorherigen schriftlichen
Zustimmung durch die Verkäuferin.

2. Das Vertragsverhältnis berührt die sonstigen gesetzlichen Pflichten der Käuferin
zur Berücksichtigung der Eingriffsregelungen gemäß NatSchAG M-V, LWaldG M-
V, BlmSchG bzw. BauGB nicht.
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§ 7
Ansprechpartner

1. Ansprechpartner sind

- seitens der Verkäuferin:
Herr: Romy Kasbohm
Tel.: 03843 / 8301 211
E-Mail: romy.kasbohm©lfoa-mv.de

- seitens der Käuferin:

Frau: Sandra Bichbäumer
Tel.: 03881/723-165
E-Mail: S.Bichbaeumer©grevesmuehlen.de

2. Änderungen der Ansprechpartner sind der jeweils anderen Partei unverzüglich
schriftlich anzuzeigen.

§ 8
Kündigung

1. Die Verkäuferin ist berechtigt, den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist zu
kündigen, wenn:

a. die Käuferin seinen Zahlungsverpflichtungen aus §§ 3 bis 5 dieses Vertrages
ganz oder teilweise nicht fristgerecht nachkommt,

b. die Käuferin seine sonstigen Verpflichtungen aus diesem Vertrag so
schwerwiegend verletzt, dass der Verkäuferin ein Festhalten an dem Vertrag
nicht mehr zumutbar ist,

c. gegen oder durch die Käuferin ein Antrag auf Eröffnung des
lnsolvenzverfahrens gestellt wurde,

d. gegen die Käuferin das Zwangsvollstreckungsverfahren betrieben wird.

2. Die Käuferin ist berechtigt, den Vertrag im Rahmen der Reservierung ohne
Einhaltung einer Frist zu kündigen, wenn sie nachvollziehbar darlegt, dass das
Vorhaben aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen nicht oder nicht wie geplant
umgesetzt werden kann.

3. Die Kündigung durch die Käuferin berührt eine etwaig vereinbarte
Reservierungsgebühr nicht.

4. Eine Kündigung durch die Käuferin nach Bekanntmachung eines der beiden
Bebauungspläne unter lnanspruchnahme — ganz oder teilweise — der reservierten
Ökopunkte, ist ausgeschlossen.

5. Ebenfalls ausgeschlossen ist eine Kündigung aus wirtschaftlichen Gründen, etwa
wegen marktbedingter Preisschwankungen für die Ökopunkte.
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§ 9
Sonstiges

1. Die Parteien vereinbaren bezüglich der lnhalte dieses Vertrages Stillschweigen
gegenüber Dritten.

2. Änderungen, Ergänzungen und die Aufhebung dieses Vertrages bedürfen zu ihrer
Wirksamkeit der Schriftform. Gleiches gilt für Nebenabreden sowie
Vereinbarungen über die Aufhebung der Schriftform.

3. Die Parteien sind sich darüber einig, dass der Vertrag auch im Falle der
Unwirksamkeit einzelner oder mehrerer Bestimmungen oder auszufüllender
Lücken im Übrigen Bestand haben soli. An die Stelle der unwirksamen
Bestimmung oder der zu ergänzenden Lücke soll diejenige Regelung treten, die
die Parteien ihrem wirtschaftlichen Sinn und Zweck nach bei Kenntnis von der
Unwirksamkeit oder der Vertragslücke vereinbart hätten.

4. Erfüllungsort und Gerichtsstand ist 17139 Malchin. Es gilt ausschließlich
deutsches Recht.

5. Der Vertrag wird dreifach ausgefertigt; die Verkäuferin erhält zwei Ausfertigungen
und die Käuferin eine Ausfertigung. Der Vertrag tritt an dem Tag in Kraft, an dem
die letzte Unterschrift eines Beteiligten erfolgt.

§ 10
Streitbeilegung

Die Landesforstanstalt Mecklenburg-Vorpommern ist nicht verpflichtet und auch nicht
bereit, an einem Streitbeilegungsverfahren vor einer Verbraucherschlichtungsstelle
nach dem Verbraucherstreitbeilegungsgesetz teilzunehmen.

Geltung der AVZB Landesforstanstalt Mecklenburg-Vorpommern
Soweit in diesem Vertrag nicht anders geregelt, gelten die Allgemeinen Verkaufs- und
Zahlungsbedingungen der Landesforstanstalt Mecklenburg-Vorpommern (AVZB
Landesforst M-V), Stand 01.04.2019, ergänzend. Die Käuferin bestätigt mit der
nachstehenden Unterschrift, dass ihr die AVZB Landesforst M-V bekannt sind und ihm
vor Vertragsschluss ein Exemplar übergeben wurde.

Anlagen

Anlage 1 — Reservierungsbestätigung zur Vorlage bei der Genehmigungsbehörde
Anlage 2 — AVZB Landesforst M-V
Anlage 3 - Maßnahmebschreibung Ökokonto NWM-035

Ort, Datum Ort, Datum

Unterschrift Unterschrift
Verkäuferin Käuferin
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Allgemeine Verkaufs- und Zahlungsbedingungen der Landesforst MV
AVZB Landesforst MV
— Stand 01.04..2019 —

1. Geltungsbereich
Die AVZB Landesforst M-V gelten für alle Verkäufe der Landesforst MV die nicht Holzverkäufe i.S.d. AVZB-
Holz der Landesforst MV sind. Die Geltung ist unabhängig davon, ob der Verkauf in eigenem Namen oder
im Namen eines Dritten erfolgt. Erfolgt der Verkauf im Namen eines Dritten, so kommt der Kaufvertrag mit
diesem zu Stande. Geschäftsbedingungen der Vertragspartner, die den nachfolgenden Regelungen
entgegenstehen, wird widersprochen.

2. Form von Erklärungen
Kaufverträge ab einem Kaufpreis von 500,00 Euro (netto), deren Änderungen, Ergänzungen und
Aufhebung bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. Gleiches gilt für Nebenabreden. lm Übrigen gilt
für Erklärungen, Anzeigen und Angaben des Käufers, der Unternehmer ist, die Schriftform, für solche des
Käufers, der Verbraucher ist, gilt die Textform.

3. Zahlungsart und Fälligkeit
a. Rechnungsstellung

Der Käufer hat den Kaufpreis auf seine Kosten und Gefahr innerhalb von 14 Tagen ab Erhalt der Rechnung
auf die in der Rechnung angegebene Bankverbindung zu überweisen. Die Zahlungsfrist ist nur gewahrt,
wenn eine Gutschrift bis zum letzten Tag dieser Frist auf dem Konto erfolgt ist. Barbeträge sind sofort fällig.

b. Einzugsermächtigung
Hat der Käufer dem Verkäufer eine Einzugsermächtigung erteilt, kommt er nach Ablauf der Zahlungsfrist in
Verzug, wenn bei der Abbuchung das Konto des Käufers keine hinreichende Deckung aufgewiesen hat.

c. Zahlungsverzug
1m Falle des Zahlungsverzuges werden Verzugszinsen in gesetzlicher Höhe gemäß § 288 Absatz 1 und 2
BGB, das heißt derzeit in Höhe von 5 Prozentpunkten bzw. sofern der Käufer Unternehmer ist, in Höhe von
9 Prozentpunkten über dem Basiszins erhoben. Darüber hinaus ist der Käufer der Verbraucher ist,
unbeschadet der sonstigen Rechte des Verkäufers verpflichtet, Mahnkosten in Höhe von 5,00 Euro je
versandter Mahnung zu zahlen. 1st der Käufer Unternehmer hat er, unbeschadet der sonstigen Rechte des
Verkäufers, die Verzugsschadenspauschale (derzeit 40,00 Euro) gemäß § 288 Absatz 5 BGB zu zahlen.
Der Käufer kann jeweils nachweisen, dass kein oder ein geringerer Verzugsschaden entstanden ist.

d. Rücktritt bei Verzug
Der Verkäufer ist berechtigt, nach fruchtlosem Ablauf einer durch ihn gesetzten angemessenen Nachfrist
zur Zahlung den Rücktritt vom Vertrag zu erklären und die Kaufsache anderweitig zu verkaufen
(Zweitverkauf). Der Käufer hat die Kosten zu erstatten, die durch den erhöhten Aufwand entstehen. Er hat
zudem eine eventuelle Differenz zwischen ursprünglich vereinbartem Kaufpreis und dem im Wege des
Zweitverkaufs erzielten Kaufpreis auszugleichen, es sei denn er weist nach, dass im Wege des
Zweitverkaufs unter dem Verkäufer zumutbaren Umständen ein höherer Kaufpreis hätte erzielt werden
können.

4. Eigentumsvorbehalt und lnsolvenz
a. Eigentumsvorbehalt

Bis zur vollständigen Bezahlung des Kaufpreises und Tilgung aller Forderungen des Verkäufers gegen den
Käufer aus der laufenden Geschäftsbeziehung bleibt die Kaufsache im Eigentum des Verkäufers.

b. Weiternutzung
Eine Verbindung, Vermischung oder Verarbeitung (§§ 946ff. BGB) erfolgt stets für den Verkäufer und hat
zur Folge, dass das neu entstandene (Mit-)Eigentum auf den Verkäufer übergeht, ohne dass es einer
gesonderten Erklärung des Käufers bedarf. Sofern in seinem unmittelbaren Besitz, verwahrt der Käufer die
neu entstandene oder hergestellte Sache unentgeltlich und hat hierbei die im Verkehr erforderliche Sorgfalt
zu beachten. Bei einer Veräußerung tritt der Käufer bereits jetzt alle Forderungen in voller Höhe an den
Verkäufer ab, die ihm durch die Veräußerung gegen einen Dritten erwachsen. Der Verkäufer nimmt die
Abtretung an. Der Verkäufer kann die unter Eigentumsvorbehalt stehenden Waren und Forderungen auf
Verlangen des Käufers freigeben, wenn und soweit ihr Wert die Höhe der gesicherten Forderungen um
mehr als 10 Prozent übersteigt.
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c. lnsolvenz
lm Fa Ile der lnsolvenz des Käufers steht dem Verkäufer hinsichtlich bereits bezahlter Sachen, die sich mit
Willen des Käufers noch oder wieder im Besitz des Verkäufers befinden, das Recht auf abgesonderte
Befriedigung zu, sofern der Verkäufer hieran ein Zurückbehaltungsrecht geltend machen kann.

5. Sicherheitsleistung
1st die Zahlungsfähigkeit des Käufers nicht bekannt oder wenn es sich um Kaufsachen handelt, deren
anderweitiger Verkauf schwierig ist, kann die Erbringung einer schriftlichen, unwiderruflichen, zeitlich
unbefristeten und selbstschuldnerischen Bürgschaft eines Kreditinstitutes oder
Versicherungsunternehmens mit Sitz in einem Mitgliedsstaat der EU verlangt werden.
Bürgschaftserklärungen sind gegenüber dem Verkäufer abzugeben. Die Kosten der Sicherheitsleistung
trägt der Käufer.

6. Rechte bei Mängeln der Kaufsache
a. Mängelgewährleistung

Handelt es sich um einen offensichtlichen Mangel, so ist der Käufer mit der Geltendmachung seiner
sämtlichen Rechte ausgeschlossen, wenn er nicht innerhalb von zwei Wochen ab dem Zeitpunkt des
Gefahrüberganges gegenüber dem Verkäufer die Mangelhaftigkeit anzeigt, wobei zur Wahrung der Frist die
rechtzeitige Absendung der Anzeige genügt. Handelt es sich um einen verdeckten Mangel, so kann der
Käufer, der Unternehmer ist, Rechte bei Mängeln nur geltend machen, wenn er die Kaufsache unverzüglich
nach dem Gefahrübergang im Rahmen seines ordnungsmäßigen Geschäftsgangs untersucht und dem
Verkäufer unverzüglich Anzeige gemacht hat. Zeigt sich ein solcher Mangel später, hat die Anzeige
unverzüglich nach der Entdeckung zu erfolgen.

b. Wahlrecht des Verkäufers
Handelt es sich bei dem Käufer um einen Unternehmer, steht im Palle des Verlangens auf Nacherfüllung
dem Verkäufer das Wahlrecht zu, ob er den Mangel beseitigen (Nachbesserung), stattdessen eine
mangelfreie Sache liefern (Nachlieferung) oder den Käufer auf sein Recht zur Minderung verweisen will.
Verweist der Verkäufer den Käufer auf die Minderung, kann dieser durch unverzügliche Erklärung vom
Vertrag zurücktreten. Wenn es sich um eine gebrauchte Sache handelt, sind die Rechte bei Mängeln der
Kaufsache ausgeschlossen.

c. Verjährung
Die Ansprüche bei Mängeln der Kaufsache verjähren in einem Jahr ab dem Zeitpunkt des
Gefahrüberganges. 1st der Käufer Verbraucher gilt dies nur, wenn es sich um eine gebrauchte Sache
handelt.

d. Verbraucher
Sofern in den vorstehenden Bestimmungen (Nr. 6.a. bis c.) Beschränkungen mit Rücksicht auf die
Verbrauchereigenschaft nicht greifen sollen, entfällt diese Sonderstellung beim Kauf gebrauchter Sachen
im Rahmen einer öffentlichen Versteigerung.

e. Ausschluss
Rechte bei Mängeln der Sache sind im Übrigen ausgeschlossen, wenn bei Vereinbarung des Kaufpreises
die Mangelhaftigkeit bereits berücksichtigt wurde.

f. Arglist
Die vorstehenden Regelungen (Nr. 6.a. bis e.) kommen nicht zur Anwendung, wenn der Mangel arglistig
verschwiegen wurde oder der Käufer Schadensersatzansprüche geltend macht.

7. Haftung
Ansprüche gegen den Verkäufer auf Schadensersatz sind, unabhängig vom Rechtsgrund auf dem sie
beruhen, bei leicht fahrlässiger Verursachung auf den vertragstypischen, vernünftigerweise vorhersehbaren
Schaden begrenzt und im Palle der Verletzung nicht vertragswesentlicher Pflichten wie nachstehend
beschränkt: Bei Sachschäden besteht ein Anspruch nur, wenn der Verkäufer, dessen Erfüllungs- und
Verrichtungsgehilfen bzw. die gesetzlichen Vertreter den Schaden vorsätzlich oder grob fahrlässig
herbeigeführt haben.

8. Gerichtsstand
Handelt es sich bei dem Käufer und dem Verkäufer um einen Kaufmann, eine juristische Person des
öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen, so ist Gerichtsstand der Sitz der
Landesforst MV. Für alle übrigen Käufer und Verkäufer gilt der gesetzliche Gerichtsstand. Es gilt
ausschließlich deutsches Recht.
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Landesforst
Mecklenburg-Vorpommern
- Anstalt des öffentlichen Rechts -

De r Vorstand

Reservierungsbestätigung
zur Vorlage bei der Genehmigungsbehörde

Ökokonto:

Kompensation für:

Vorhabenträger:

Reservierte Ökopunkte:

Reservierung bis:

Ort, Datum

Unterschrift
Verkäuferin

NWM-035 „Travehang bei Selmsdorr

Interkommunaler Großgewerbestandort
Grevesmühlen/Upahl
(B-Plan Nr.49 der Stadt Grevesmühlen und B-Plan
Nr.09 der Gemeinde Upahl)

Stadt Grevesmühlen, Rathausplatz 1, 23936
Grevesmühlen, vertreten durch den Bürgermeister
Herrn Lars Prahler

800.000

30.06.2023

Ökologisch punkten.

Ort, Datum

Unterschrift
Käuferin

Vorstand: Manfred Baum
Landesforst Mecklenburg-Vorpommern

- Anstalt des öffentlichen Rechts
Fritz - Reuter - Platz 9

17139 Malchin

Telefon: 03994 235-0
Telefax: 03994 235-400

E-Mail: zentrale@lfoa-mv.de
Internet: www.wald-mv.de

Bank: Deutsche Bundesbank
BIC: MARKDEF1150

IBAN: DE87 1500 0000 0015 0015 30

Steuernummer: 079/133/80058
Amtsgericht Neubrandenburg HRA 2883
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Umweltdienstleistungen

Maßnahmebeschreibung Ökologisch punkten.

Projekt Naturwald Travehang bei Selmsdorf Datum

25.05.2021

Maßnahme
Überführung von Wirtschaftswald in Naturwald — Dauerhafter Nutzungsverzicht
junger und mittelalter Laubwälder

Eigentümer: Landesforst Mecklenburg- Vorpommern (AöR)

Adresse: Fritz- Reuter- Platz 9

17139 Malchin

Ansprechpartner: Fachgebiet 50, Romy Kasbohm

Telefon: 03843 8301 211

Email:

Web:

dienstleistungen@lfoa-mv.de

www.wald-mv.de

Lage

Landkreis:

Gemeinde:

Gemarkung:

Flur:

Flurstück(e):

Landschaftszone:

Nordwestmecklenburg Forstamt:

Revier:

Abt/Uab/
TFI

Grevesmühlen

Selmsdorf Selmsdorf

Selmsdorf Dorf 190 b1,b2; b3, b4; b5

1 2

1 tlw., 2 tlw., 3
1/1, 1/2, 3 tlw., tlw., 4/1, 4/2, 4/3
4 tlw. tlw., 5 tlw., 6/1

tlw., 7/1 tlw., 8 tlw.

Höhenrücken der Mecklenburgische
Seenplatte

Kompensationsflächenäquivalente m2 : 1.075.953

Kompensationseignung / Eingriffe in

Betroffene Funktionen allgemeiner Bedeutung:

iryi Direkt oder indirekt betroffene allgemeine Funktionen des Naturhaushaltes und des
(über Wiederherstellung/ Entwicklung von Biotoptypen/ Wertbiotope)

Betroffene Funktionen von besonderer Bedeutung:
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> Landschaftlicher Freiraum r Boden

Arten-und Lebensgemeinschaften 4 Wasser

Landschaftsbild a Klima/Luft

Kompensationseignung / Ziel-Effekte
Durch die Umsetzung der Ökokontomaßnahme können insbesondere folgende Effekte für den
Naturhaushalt erreicht werden:

- Ablauf möglichst naturnaher Ökosystemprozesse;
- Schaffung bzw. möglichst langer Erhalt sowie Vernetzung von Alt- und Totholzstrukturen, da diese

Strukturelemente eine herausragende Bedeutung als Lebensraum für Tier- und Pflanzenarten auf-
weisen und zusätzlich positive Wirkungen auf den Waldstandort und die Verjüngungsdynamik des
Waldes haben;

- Entwicklung von natürlichen und naturnahen Lebensräumen und Biotopen
- Förderung von Pflanzen- und Tierarten
- Wiederherstellung von naturnahen Landschaftselementen in einem landschaftlichen Freiraum von

sehr hoher Bedeutung

Maßnahmebeschreibung / Ausgangszustand

Die Maßnahmefläche liegt nordwestlich der Ortschaft Selmsdorf im Naturschutzgebiet „Selmsdorfer
Traveufer".

Das Bestandesbild ist geprägt von artenreichen Laubwaldstrukturen. Bestandesbestimmend im
Oberstand sind die Rotbuche und Stieleiche in verschiedenen Altersstufen zwischen ca. 27 und 64
Jahren. In unregelmäßiger Mischung stocken neben Rotbuche und Stieleiche die Baumarten
Bergahorn, Gemeine Esche, Birke und Winterlinde. Das gesamte Gebiet folgt einer ausgeprägten
Hangstruktur, in der Geländeanstiege von ca. 20 Höhenmetern auf kurzer Distanz keine Seltenheit
sind.

Die standörtliche Ausstattung zeigt ziemlich arme Bereiche (Z2) entlang der Hänge.

Die Maßnahmefläche liegt innerhalb des Natura 2000 Gebietes DE 2031-301 „Küste Klützer Winkel
und Ufer von Dassower See und Trave".

Durch die Aufgabe jedweder fortwirtschaftlicher Nutzung werden sich in dem Waldbestand möglichst
naturnah ablaufende Ökosystemprozesse weiter etablieren. lnsbesondere unter den vorliegenden
Standortbedingungen können sich die vertikalen und horizontalen Strukturen weiter ausdifferenzieren.
Der Anteil an Tot- und Altholzstrukturen wird weiter steigen. Damit verbunden werden sich zusätzliche
Lebensräume für zahlreiche Tier- und Pflanzenarten entwickeln und weitere positive Wirkungen auf
den Waldstandort und die Verjüngungsdynamik des Waldes eintreten.

Anlagen

1. Übersichtskarte 1:1.000.000
2. Detailkarte 1:12.500
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Übersichtskarte
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